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«Wer an die Zukunft glaubt, glaubt an die Jugend. 

Wer an die Jugend glaubt, glaubt an die Erziehung. 

Wer an die Erziehung glaubt, glaubt an Sinn und 

Wert der Vorbilder.» 

Erich Kästner, Von der Vergesslichkeit 

«Es ist keine Redensart, dass Jesus am Kreuz der 

Herr der Welt, der König Israels, der Stifter der Kir-

che siegreich wurde, weil es in jenem Moment die le-

gitime Gewalt nur in der Form des Illegitimen geben 

konnte. So waren Helmuth James von Moltke und 

Dietrich Bonhoeffer im Augenblick ihrer Hinrich-

tung die legitime deutsche Staatsgewalt, und zwar die 

einzige. Wer das leugnet, leugnet die Epoche. Gott 

hat es so gewollt, dass es nur durch diese Männer hin-

durch noch Deutsche in der Welt nach 1945 geben 

soll.» 

Eugen Rosenstock-Huessy,  

Das Geheimnis der Universität (1958) 



Inhalt 

Vorwort  .............................................................................................  9 

1. Schwierigkeiten und Möglichkeiten ..........................................  11 

2. Humanitärer Widerstand  ..........................................................  29 

3. Der Widerstand der Jugend .......................................................  37 

4. Der kommunistische Widerstand ..............................................  51 

5. Der sozialdemokratische Widerstand  .......................................  65 

6. Die Bekennende Kirche  ...........................................................  77 

7. Der katholische Widerstand ......................................................  99 

8. Der militärische Widerstand  ..................................................  119 

9. Die Goerdeler-Gruppe ............................................................  138 

10. Der Kreisauer Kreis ..............................................................  156 

11. Der 20. Juli 1944  ..................................................................  175 

12. Das Ausland ..........................................................................  194 

Nachwort  .......................................................................................  209 

Anhang: An die niederländische Regierung in London ................   211 

Anmerkungen ................................................................................  218 

Namensregister  .............................................................................  245 



Vorwort 

Angesichts der Vielzahl von Schriften und Büchern über den deutschen 

Widerstand gegen Hitler1 ist es sinnvoll, einen neuen Überblick über die 

bisherigen Forschungsergebnisse zu dieser Thematik zu fordern. Mehr 

als dreissig Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges und 45 

Jahre nach der Machtübernahme Hitlers lässt sich heute ein viel breiteres 

und weit differenzierteres Bild entwerfen, als dies in früheren Gesamt-

darstellungen möglich war. 

Das ist einerseits das Ergebnis einer Reihe von Untersuchungen auf 

regionaler und lokaler Ebene.2 In ihnen sind insbesondere Opposition 

und Widerstand in den unteren Sozialschichten untersucht und darge-

stellt. Andererseits hat die Erschliessung neuer Quellen – wie vor allem 

Akten von Gestapo, Justiz, Verwaltung, Kirchenverwaltung, Kirchenge-

meinden und diversen Organisationen – mit Methoden der empirischen 

Sozialforschung in viel konkreterem Masse als bisher das komplexe Ver-

halten und die vielgestaltigen Reaktionen der Bevölkerung im Alltagsle-

ben des Dritten Reiches dokumentiert.3 Aus den bis jetzt vorliegenden 

Forschungsergebnissen geht bereits hervor, dass der Widerstand in sei-

nem vollen Umfang vom nonkonformistischen Protest bis zum aktiven 

Widerstand doch in breitere Schichten reicht, als bisher angenommen 

wurde. Dabei wird es allerdings notwendig sein, nach scharfen Kriterien 

zu analysieren, die verschiedenartigen Reaktionen zu typologisieren und 

die vielgestaltigen Äusserungen der Nonkonformität abzustufen, damit 

Unzufriedenheit an sich nicht sofort identifiziert wird mit Widerstand.4 

Es ist hier noch viel zu tun, bevor von diesem Ansatz her generellere 

Aussagen möglich sind. 

Dieses für ein breiteres Publikum geschriebene Buch,5 dargestellt aus 

der Perspektive eines ,unbeteiligten’ ausländischen Historikers, dessen 

Land während des Zweiten Weltkrieges ,»besetztes Gebiet» war, handelt 

von einer Minderheit des deutschen Volkes. 
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Für Ältere und Jüngere will es eine Zusammenfassung dessen bieten, 

was heute über den deutschen Widerstand im grossen und ganzen be-

kannt ist. Im ersten Kapitel, das auch auf die besonderen Schwierigkei-

ten des deutschen Widerstandes eingeht, werden die unterschiedlichen 

Formen und Stufen dieses Widerstandes erörtert. In den darauffolgenden 

Kapiteln werden wichtige Gruppen und Personen des deutschen Wider-

standes dargestellt. Das Schlusskapitel ist den Kontakten der deutschen 

Widerständler mit dem Ausland gewidmet. 

Die Literatur über den deutschen Widerstand krankt vor allem daran, 

dass sie meistens apologetisch war. Man setzte sich mit Vorwürfen ver-

schiedener Seiten auseinander, musste den Vorwurf des Landesverrats 

oder umgekehrt den Vorwurf der Inaktivität entkräften, wollte nachwei-

sen, dass diese oder jene Gruppe reaktionär oder revolutionär gewesen 

sei – oder gerade nicht, und ähnliches mehr. Jede Darstellung des Wi-

derstandes hat zwei Voraussetzungen zu berücksichtigen: Was lag im 

Gesichtskreis des Widerstandes, und welche Möglichkeiten standen da-

mals zur Wahl? Es lässt sich ja nie ein richtiges Bild vom deutschem 

Widerstand vermitteln, wenn man nicht den ständigen Druck von Herr-

schaft und Terror des Naziregimes durch Überwachung und Verfolgung 

in Rechnung stellt. Dabei sollte nicht vergessen werden, dass der deut-

sche Widerstand, der im europäischen Rahmen als deutsche Freiheits- 

und Protestbewegung und als Phase in der Geschichte der Menschen-

rechte gelten soll, nicht nur ein Forschungs-, sondern auch ein Vermitt-

lungsproblem ist. 

Amsterdam, 20. Juli 1978 Ger van Roon 



1. Schwierigkeiten und Möglichkeiten 

Dass sich gegen den Nationalsozialismus1 in Deutschland Widerstand 

erhoben hat, ist nicht so erstaunlich. Die nationalsozialistische Partei 

hatte sich zwar 1932 zur grössten Partei entwickelt, dennoch war es ihr 

niemals gelungen, die absolute Mehrheit zu erreichen. Ihr Anhang ging 

sofort zurück, als Ende 1932 eine spürbare Verbesserung der Konjunktur 

eintrat. Selbst bei den letzten Wahlen, im März 1933, als Hitler bereits 

an der Macht war und sein Terror schon viele Opfer gefordert hatte, er-

rangen die Nationalsozialisten diese Mehrheit nicht. Das war für sie vor 

allem deshalb so enttäuschend, weil Hitler mit diesen Wahlen beweisen 

wollte, dass das deutsche Volk geschlossen hinter ihm stehe. Trotz der 

Verfolgungen und Behinderungen, denen die anderen Parteien ausge-

setzt waren, stimmten 7 Millionen Wähler für die sozialdemokratische 

Partei, an die 5 Millionen für die kommunistische Partei, 4 Millionen für 

die katholische Zentrumspartei und 2 Millionen für kleinere demokrati-

sche Parteien. Dieses Ergebnis war in gewisser Hinsicht bereits ein Akt 

des Widerstandes, denn es war unter den Augen der in den Wahllokalen 

anwesenden SA zustandegekommen. Es waren denn auch die letzten 

Wahlen, welche die Nationalsozialisten abzuhalten wagten. Die im März 

und April durchgeführten Betriebsratswahlen wurden zu einer blamablen 

Pleite für Hitler. Es war doch nicht richtig gewesen, Deutschland mit 

dem Nationalsozialismus gleichzusetzen. Alle diese Menschen würden 

sich doch nicht klaglos mit einer Niederlage der Demokratie und einem 

Sieg des Terrors abfinden? 

Andererseits herrschte unter den Nicht-Nationalsozialisten wenig Ei-

nigkeit. Die Kommunisten hatten die Weimarer Republik und insbeson-

dere den ‚Sozialfaschismus’ der SPD hart bekämpft. Dann hatte ein 

wachsender Gegensatz zwischen Sozialdemokraten und Katholiken mit 

zur Schwächung der Republik beigetragen. 
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Die Mehrheit der Protestanten und Katholiken war eindeutig antimarxis-

tisch und konservativ-autoritären Anschauungen leicht zugänglich. 

Viele ältere Protestanten dachten noch voller Wehmut an die Tage des 

Kaiserreiches zurück, das von der Republik durch die Revolution ausge-

löscht worden war. Viele Jüngere verachteten den ,Parteienstaat’, der 

Uneinigkeit und Schwäche gebracht hatte; sie sehnten sich nach einer 

echten Volksgemeinschaft und berauschten sich an Worten wie Volk, 

Nation, Reich und Führer. Als weiteres Argument wurde ins Feld ge-

führt, dass schliesslich die Republik den verhassten Versailler Vertrag 

akzeptiert hatte. Vor diesem Hintergrund herrschte bei allen Gruppen 

eine grosse Bereitschaft, sich von der Republik und der Demokratie zu 

distanzieren und auf etwas anderes zu setzen. Diese Entwicklung wurde 

noch verstärkt durch die von der Weltwirtschaftskrise ausgelöste Furcht 

vor einer sozialen Revolution und durch den demoralisierenden Einfluss 

der jahrelangen Arbeitslosigkeit, die Millionen von Deutschen an den 

Rand der Verzweiflung getrieben hatte. In wirtschaftlicher und politi-

scher Hinsicht herrschte eine Krisenstimmung, die das Gefühl nährte, 

mit Hitler erhalte man eine letzte Chance, ja, man gehe mit ihm einer 

neuen Epoche entgegen. 

Wir dürfen dabei von einer starken Sympathie für den Nationalsozia-

lismus in breiten Kreisen sprechen. Der Gedanke der Volksgemein-

schaft, der nationalistische Charakter dieser Bewegung und ihr militan-

ter Antibolschewismus zogen viele Nicht-Nationalsozialisten an. Viele 

Christen begrüssten die Machtergreifung Hitlers als eine gottgewollte 

Wendung in der deutschen Geschichte. In den evangelischen Landeskir-

chen erklärten sich nicht nur die sogenannten ‚Deutschen Christen’, die 

die Kirche mit dem Staat gleichschalten wollten, mit der nationalen Er-

neuerung solidarisch. Auf katholischer Seite war man nicht abgeneigt, 

das neue Regime zu unterstützen. Die Zentrumspartei stimmte für Hit-

lers Ermächtigungsgesetz. Das Episkopat hob das bestehende Verbot ei-

ner Mitgliedschaft für Katholiken in der NSDAP schnell wieder auf. All-

gemein überwog die Bereitschaft, sich für die nationale Erneuerung ein-

zusetzen. Offizielle Vertreter beider Kirchen Überboten sich in ausführ-

lichen Loyalitätserklärungen,2 ohne dass dies von ihnen verlangt worden 
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wäre. Katholiken, unter dem Kaiserreich noch Bürger zweiter Klasse, 

wollten doch vor allem als gute und echte Deutsche gelten, und viele 

Protestanten fanden, dass sie erst jetzt wieder auf ihr Deutschtum stolz 

sein konnten. Andere betrachteten Hitler und seine ,völkische Bewe-

gung’ als willfähriges Instrument für ihre eigenen Pläne, bis sie merkten, 

dass die Rollenverteilung genau umgekehrt ausgefallen war. Und sie ge-

rade waren es, die Hitler die fehlende Unterstützung boten, die er noch 

brauchte, um an die Macht zu kommen; Namen wie die des Pressekönigs 

Hugenberg, des Industriellen Thyssen, des Politikers von Papen und des 

ehemaligen Kronprinzen sind hier an erster Stelle zu erwähnen. 

Der Aufstieg der Nationalsozialisten geht zu einem guten Teil auf das 

Konto mancher führenden Politiker, die der neuen Situation nicht ge-

wachsen waren, die Gefahren nicht durchschauten oder ihre Eigeninte-

ressen zu sehr in den Vordergrund stellten. Wenn ihm schon seine Führer 

mit Anhänglichkeitsadressen an das neue Regime vorangingen, was hätte 

dann das deutsche Volk für einen Grund gehabt, abseits zu stehen? 

Hinzu kam, dass der Nationalsozialismus sicher nicht als eine logi-

sche Entwicklung der Geschichte Preussens und des deutschen Denkens 

gelten konnte, dass er aber dennoch einen Nährboden fand, auf dem er 

üppig gedeihen konnte. Die universalistische Staatsidee, also die idealis-

tische Auffassung der Staatsgewalt als einer über den gesellschaftlichen 

Gegensätzen stehenden Instanz, hat Hitlers totalem Staat den Weg berei-

tet. Pflicht, Vaterlandsliebe, Ordnung und Gehorsam hatten sich zu ty-

pisch ‚deutschen’ Tugenden entwickelt. Traditionalistische Auffassun-

gen von Staat und Autorität übten noch einen starken Einfluss aus. Als 

die deutschen Bischöfe ihre Loyalitätserklärungen abgaben und ein Kon-

kordat mit dem neuen Regime schlossen, liess der Vatikan durch das 

Sprachrohr österreichischer Bischöfe verlauten, man dürfe nicht meinen, 

alle Einwände gegen den Nationalsozialismus seien plötzlich weggefal-

len, vielmehr seien die Veränderungen auf den Umstand zurückzuführen, 

dass dieser nun zur Obrigkeit geworden. 
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Der evangelische Theologe Brunstäd bekundete noch 1941, dass der 

Staat von Gott einen eigenen Wert erhalten habe und dass derjenige, der 

sich gegen den Staat auflehne, nun gegen Gottes Ordnung rebelliere. Auf 

diese Weise hatte der vom Untertanen geforderte Gehorsam gegenüber 

dem Staat allmählich einen fast absoluten Charakter erhalten, und davon 

konnte Hitler dankbar profitieren. 

Vielen in diesem traditionellen Denken befangenen Deutschen war 

Widerstand eine völlig fremde Vorstellung. Zwar wurde die Pflicht des 

Christen betont, Gott mehr zu gehorchen als den Menschen, falls der 

Staat eine Entscheidung gegen das Gewissen fordere. In diesem Fall war 

es jedoch nicht erlaubt, aktiven Widerstand zu leisten, sondern man hatte 

für die eigene Überzeugung zu leiden.4 Bereits Luther hatte gesagt, ein 

irrsinniger Fürst dürfe von seinen Untertanen abgesetzt werden und Gott 

erlege den Menschen in bestimmten Perioden auf, eine unrechtmässige 

und tyrannische Obrigkeit zu bekämpfen. Solche Vorstellungen waren 

jedoch in den Hintergrund gerückt, weil die Fürsten jahrhundertelang in 

den Kirchen die Stellung des ersten Gemeindegliedes (praecipuum 

membrum ecclesiae) eingenommen und einen grossen Einfluss auf den 

Gang der Dinge ausgeübt hatten. 

Dass man innerhalb der Bekennenden Kirche unter dem Eindruck der 

veränderten Umstände zu anderen Auffassungen gelangte, ging vor al-

lem auf den Einfluss des Theologen Karl Barth5 zurück. Dieser wies z.B. 

darauf hin, dass die schottischen Kalvinisten bereits 1560 das Wider-

standsrecht nicht zuletzt auf der Nächstenliebe begründet hatten. Selbst 

in der Bekennenden Kirche schreckten aber viele vor dieser Konsequenz 

zurück. Man klammerte sich weiterhin krampfhaft an die Fiktion eines 

Unterschiedes zwischen dem Staat als Obrigkeit und der nationalsozia-

listischen Ideologie. 

Auch bei den Katholiken war das Widerstandsrecht nicht allgemein 

anerkannt. Es lag keine kirchliche Entscheidung vor, die dieses Recht 

sanktionierte. In den gebräuchlichsten Handbüchern der Morallehre 

wurde darüber nichts erwähnt. Die Lehre vom Naturrecht, den unver-

äusserlichen Rechten des einzelnen, war in Vergessenheit geraten. Ein 
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Mitglied des Kreisauer Kreises musste von einem Hilfsbischof ausdrück-

lich darauf hingewiesen werden, dass katholische Moraltheologen wie 

Busenbaum und Mausbach unter bestimmten Umständen einen aktiven 

Widerstand befürworteten. Auch der katholische Volkskatechismus von 

Spirago erwähnte die Ausübung von Gegenwehr und Widerstand aus 

Nächstenliebe als Motiv für einen erlaubten Widerstand.6 Obgleich ei-

nige Präzedenzfälle vorlagen, die eine kirchliche Befürwortung des Wi-

derstandes ermöglicht hätten,7 wandten sich die deutschen Bischöfe ge-

gen die Ausübung aktiven Widerstands. Noch 1943 untersagte Kardinal 

Faulhaber den Geistlichen seiner Diözese die Teilnahme an illegalen po-

litischen Besprechungen.8 

Bei dem Wort ‚Widerstand’ dürfen wir uns keine Organisationen vor-

stellen, die mit ihrem Apparat alle Mitarbeiter in Gefahr gebracht hätten. 

Der Widerstand in Deutschland bestand vorwiegend aus kleinen Grup-

pen und Individuen, die als Zellen in einem grösseren Ganzen, meistens 

ohne gegenseitigen Kontakt und deshalb in grosser Vereinzelung, ihre 

Arbeit taten. Denn sobald Gruppen miteinander Kontakt aufnahmen und 

Zusammenarbeiten wollten, wuchs die Gefahr, dass die Gestapo ihnen 

auf die Spur kam, um ein Vielfaches. Auch war es dann einfacher, Spit-

zel in diese Gruppen einzuschleusen. Allein schon aus diesem Grund ar-

beitete man oft einzeln weiter und nahm höchstens über Mittelsmänner 

Verbindung miteinander auf. Eine solche Kontaktperson durfte dann von 

anderen Gruppen nur einen, höchstens zwei Mitarbeiter kennen. «Kannst 

Du Dir vorstellen, was es bedeutet, als Gruppe zu arbeiten», schrieb je-

mand an einen Bekannten in England, «wenn man das Telefon nicht be-

nutzen kann, wenn Du die Namen Deiner nächsten Freunde anderen 

Freunden nicht nennen darfst aus Angst, dass einer von ihnen erwischt 

werden und die Namen unter Druck preisgeben könnte [...]?»9 

Dieser Isolationscharakter war für den deutschen Widerstand bezeich-

nend – weit mehr als für den Widerstand in den besetzten Gebieten, der 

sich durch wichtige Gruppen der Bevölkerung getragen fühlte. In 

Deutschland konnte jeder Volksgenosse, ob Nazi oder nicht, ein Spitzel 

sein, und es war viel weniger wahrscheinlich, dass man auf Unterstüt- 
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zung zählen konnte. Damit sind wir schon bei den Merkmalen des deut-

schen Widerstandes. Er war ein Widerstand gegen die eigene Regierung 

oder – richtiger – gegen die Regierung des eigenen Landes. 

Für den Untergang des Regimes musste man später überdies die Nie-

derlage und in der Folge auch die Besetzung als Notwendigkeiten in 

Kauf nehmen. Im April 1941 notierte Helmuth von Moltke, dass nur die 

deutsche Niederlage eine echte Lösung bringe.10 Das geschah zu einem 

Zeitpunkt, als Deutschland noch unbesiegt nahezu ganz Europa be-

herrschte. Auch Dietrich Bonhoeffer hat sich bereits früh in diesem 

Sinne geäussert.11 Vielen jedoch war dieser Schritt zu schwierig. Nur 

jene, die spürten, dass es nicht mehr um einen nationalen Krieg im Sinne 

des 19. Jahrhunderts ging, sondern dass hier Lebensanschauungen auf-

einanderstiessen und man im Namen von Freiheit und Menschlichkeit 

die Unmenschlichkeit überall und mit allen Mitteln bekämpfen musste, 

wussten – manchmal intuitiv –, wie sie zu handeln hatten. Für manchen 

aus dem bürgerlichen Lager war eine lange Entwicklung notwendig, ehe 

er Anschläge und Staatsstreiche vorzubereiten begann. 

Beim deutschen Widerstand müssen wir unterscheiden zwischen 

Gruppen, welche die demokratische Weimarer Repulik mit getragen hat-

ten, und jenen, die den Untergang der Republik nicht bedauert und zu-

nächst nichts dagegen einzuwenden gehabt hatten, einem antidemokra-

tischen Regime zu dienen.12 Leute der ersten Kategorie hatten das Hit-

lerregime vom ersten Tag an abgelehnt, und es war eigentlich eher eine 

Folge mangelnder Führung und Einigkeit, dass dieser Widerstand so un-

wirksam geblieben ist. Aber man kannte den Gegner und passte sich mit 

der Zeit seinen Methoden an. Die zweite Kategorie war infolge ihrer na-

tionalistischen Vergangeneheit und ihrer Freude über die nationale Er-

neuerung zu sehr geblendet, als dass sie die drohenden Gefahren unmit-

telbar erkannt hätte. Sie tendierte dazu, mögliche Gefahren in einer ganz 

anderen Richtung zu suchen. Bei dieser Gruppe entwickelte sich der Ge-

danke von der Notwendigkeit des Widerstandes langsamer. 

Wenn wir diesen Prozess etwas genauer verfolgen, dann wird deut-

lich, dass die Unzufriedenheit mit der Feststellung bestimmter Missstän- 
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de einsetzen konnte. Eltern hatten Einwände gegen die staatliche Erzie-

hung ihrer Kinder, Mitglieder von Jugendbünden gegen die Zwangsein-

gliederung in die Hitlerjugend, kirchliche Würdenträger gegen die Ver-

suche, auch die Kirche in die Einflusssphäre von Staat und Partei einzu-

beziehen, Gewerkschafts- und politische Führer gegen die Auflösung ih-

rer Organisationen usw. Wenn auch einzelnen diese Feststellung zur Ab-

lehnung des Regimes als ganzem bereits ausreichte, so ging das bei der 

Mehrzahl weniger schnell. Sie hegten zunächst noch die Erwartung, dass 

man ihre Einwände berücksichtigen wollte. Dann klammerten sie sich an 

die Hoffnung, dass es sich nur um ein unangenehmes Phänomen von kur-

zer Dauer handle. Wenn sich dann nach einiger Zeit herausstellte, dass 

der Missstand noch existierte oder gar offiziell sanktioniert wurde, be-

stand die Möglichkeit, dass die Einwände die Form von Opposition oder 

gar passivem Widerstand anzunehmen begannen – ich sage Möglichkeit, 

denn viele kamen über blosse Einwände nicht hinaus, und das ist sicher 

nicht als Widerstand zu bezeichnen. Für das Regime allerdings konnten 

Einwände bereits eine Haltung bedeuten, für die man bestraft wurde. Der 

Führer bestimmte schliesslich den Kurs, und es stand dem einzelnen 

nicht zu, sich dem zu widersetzen. Eine abweichende Meinung zu ver-

treten, galt als eine Äusserung von Defätismus und war gleichbedeutend 

mit Verrat. Viel hing im Allgemeinen von der Haltung führender Persön-

lichkeiten ab. Das zeigt sich beispielhaft an dem Fall der Aachener Hei-

ligtumsfahrt im Jahre 1937, also vier Jahre nach der Machtübernahme 

Hitlers. Die Gläubigen – aus allen Teilen des Landes nach Aachen zu-

sammengeströmt – äusserten ihre Unzufriedenheit über die Kirchenpoli-

tik des Staates unmissverständlich. Die Bischöfe, die ein Blutvergiessen 

vermeiden wollten, drängten auf Mässigung.13 

Hatte sich Opposition in passiven Widerstand verwandelt, so griff 

man zu anderen Mitteln, um seine Entrüstung zu äussern, zu ungewöhn-

lichen Mitteln, die einer ungewöhnlichen Situation entsprachen. Dabei 

konnte man sich bewusst auf passiven Widerstand beschränken, was eine 

Frage des Prinzips – man denke an Gandhi und Martin Luther King und 

deren gewaltlosen Widerstand – oder aber ein Gebot der Zweckmässig- 
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keit war; passiver Widerstand konnte aber auch das Vorstadium einer 

aktiven – gewaltsamen – Form des Widerstandes sein. Im Dritten Reich 

hat es zahlreiche Formen von passivem Widerstand gegeben, der je nach 

Lage der Dinge und nach der Mentalität der Beteiligten variierte. 

Nehmen wir die Form der Emigration: nicht der Emigration im ge-

wöhnlichen Wortsinne, bei der ein Mensch sein Land verlässt, um an-

derswo eine bessere wirtschaftliche Existenz zu begründen. Hier handelt 

es sich um ein vielschichtiges Phänomen, dessen durchgehendes Cha-

rakteristikum jedoch darin liegt, dass Menschen das eigene Land als 

Flüchtlinge verlassen. Bereits vor Hitlers Machtergreifung, im Januar 

1933, waren manche Personen, die die Gefahr erkannten, aus Deutsch-

land geflohen. Sie wollten nicht in einem von Nationalsozialisten regier-

ten Land leben, wo unter Umständen ihr Arbeitsplatz oder sogar ihr Le-

ben auf dem Spiel stand. Nach dem Januar 1933 verliess, auf Grund von 

Massnahmen der neuen Regierung, ein steigender Strom von Emigran-

ten Deutschland. Dabei handelte es sich vorwiegend um politische 

Flüchtlinge und Juden, deren Leben bedroht war. Sie wurden meist ille-

gal über die Grenze gebracht oder wichen in andere europäische Länder 

aus; als auch diese gefährdet waren, gingen sie nach England und in die 

Vereinigten Staaten. Letztere nahmen allein in den Jahren 1933-1939 

über 7‘600 Akademiker aus Deutschland und Österreich auf, unter denen 

sich 12 Nobelpreisträger befanden.14 Die eigene finanzielle Situation er-

laubte es natürlich längst nicht jedem Gefährdeten, das Land zu verlas-

sen. Es gab auch Menschen, die sich ausdrücklich weigerten zu emigrie-

ren, auch wenn ihr Leben dadurch in Gefahr geriet. So sagte der sozial-

demokratische Reichstagsabgeordnete Carlo Mierendorff ziemlich iro-

nisch: «Was sollen denn unsere Arbeiter denken, wenn wir sie da allein 

lassen? Sie können doch nicht alle an die Riviera ziehn».15 Bei der Emig-

ration als einer Form passiven Widerstands müssen wir auch an Perso-

nen denken, die von ihrer Organisation ins Ausland geschickt wurden, 

wenngleich man meistens zunächst diejenigen schickte, deren Verhaf-

tung unmittelbar drohte. Ihre Aufgabe war es, vom Ausland aus gegen 

das Dritte Reich zu agieren, aus Deutschland geschmuggelte Nachrich- 
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ten über bestimmte Ereignisse der freien Presse zugänglich zu machen, 

kurzum, das Ausland gegen das Regime zu mobilisieren. Ich denke dabei 

an Vertreter von sozialistischen Organisationen wie der SAP16 und ,Neu 

Beginnen’.17 Andere sollten vom Ausland aus die eigene Organisation 

so weit wie möglich lenken und einen Apparat aufbauen, wie etwa die 

Zentralen der sozialdemokratischen und kommunistischen Parteien. Im 

Ausland wurde es diesem Personenkreis nicht immer leicht gemacht. 

Manche wurden – wie beispielsweise in den Niederlanden ver-

schiedentlich geschehen18 – zurückgeschickt, andere wurden in ihrer Tä-

tigkeit behindert, denn Hitler galt immer noch als Staatsoberhaupt einer 

befreundeten Nation. Im Allgemeinen wurden ausserhalb Deutschlands 

die Warnungen der Flüchtlinge kaum beachtet. Es war die Zeit der Welt-

wirtschaftskrise, und die Regierungen hatten es schon schwer, die eige-

nen Probleme zu lösen. Was darüber hinausging, war einfach zu viel. 

Eine andere Form passiven Widerstands war die beantragte Entlas-

sung. Man weigerte sich, Mitverantwortung für die Entwicklung zu über-

nehmen. Eine mutige Tat, die oft aus Protest gegen eine beschlossene 

oder angekündigte Massnahme hervorging. Für führende Persönlichkei-

ten waren damit freilich auch Nachteile verbunden: Man verfügte nicht 

mehr über einen bestimmten Apparat, über bestimmte Machtmittel, 

wurde nicht mehr über alles informiert und geriet in Isolation. Dass ein 

anderer die frei werdende Stelle besetzte, konnte ausserdem schwere Fol-

gen haben. Die Geschichte des deutschen Widerstandes kennt verschie-

dene Beispiele beantragter Entlassungen. Als der Leipziger Bürgermeis-

ter, Carl Goerdeler, Ende 1936 auf einer Finnlandreise war, wurde wäh-

rend seiner Abwesenheit ein Denkmal des jüdischen Komponisten Men-

delssohn entfernt. Als die Nazis diese Massnahme nicht zurücknehmen 

wollten, trat er zurück.19 Ein anderes Beispiel hierfür ist Ludwig Beck, 

der im August 1938 als Generalstabschef zurücktrat, weil er nicht an Hit-

lers Kriegsplänen mitarbeiten wollte.20 In diesem und ähnlichen Fällen 

musste der Betreffende ernstlich überlegen, was er tun sollte: gehen oder 

bleiben. Letzteres konnte aber auch bedeuten, dass man zu fortwähren- 
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den Kompromissen gezwungen war, dass man in Verbrechen verstrickt 

werden konnte, die sich nicht mit dem Gewissen vereinbaren liessen und 

für die man später zur Rechenschaft gezogen wurde. 

Zu den Formen passiven Widerstands gehört auch die Hilfe für Ver-

folgte des Regimes, über die im zweiten Kapitel ausführlich zu sprechen 

sein wird. 

Eine wichtige und vielgeübte Form passiven Widerstands ist die der 

propagandistischen Aktivitäten. Abgeschnitten von den normalen Kom-

munikationsmitteln, will man ein grösseres Publikum erreichen, um es 

über den wahren Sachverhalt zu informieren. Seit Beginn des Hitlerre-

gimes bis in seine letzten Tage wurden eine Unmenge von Flugblättern, 

Zeitungen und anderen Schriften in Deutschland verbreitet. In den dreis-

siger Jahren spielte das Ausland dabei eine wichtige Rolle. Dort wurde 

meistens das Material hergestellt und sodann auf illegalen Wegen nach 

Deutschland gebracht. So wurden beispielsweise in Karlsbad ,Neu Be-

ginnen’ und ‚Sozialistische Aktion’ gedruckt, in Eupen ,Grenzecho’, in 

den Niederlanden ,Der deutsche Weg’ von Pater Muckermann. Auch 

eine Reihe von Einzelschriften fanden ihren Weg nach Deutschland, wie 

Zitate von Rauschning, Artikel und Bücher von Karl Barth sowie Auf-

sätze von Thomas Mann, meistens in einem Tarnumschlag. Das alles 

war natürlich in den Kriegsjahren nicht mehr möglich. 

Von Anfang an wurden auch in Deutschland selbst Schriften gedruckt 

und verbreitet. Besonders grosse Aktivität entfalteten dabei die Kommu-

nisten, die speziell zu diesem Zweck ein grosses Organisationsnetz auf-

gebaut hatten. Aber auch der Widerstand im kirchlichen Bereich be-

diente sich vielfach dieses Mittels. In kirchlichen Zeitschriften wurde 

der Nationalsozialismus als eine heidnische Weltanschauung erbittert 

bekämpft. Mit kaum verhohlener Wut konstatierte die Gestapo, dass 

diese Zeitschriften in immer grösseren Auflagen erschienen und viele 

Leute sich darauf abonnierten.21 In Zeitschriften wie ‚Hochland’ und 

‚Deutsche Rundschau’ konnte man bis zu deren endgültigem Verbot 

zwischen den Zeilen eine Menge indirekter Kriktik an Massnahmen des  
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Hitlerregimes herauslesen. Gegen bestimmte Massnahmen des Regimes 

gerichtete Predigten wurden vervielfältigt. Flugblätter verschiedener 

Gruppen fanden ihren Weg bis in die Kriegsjahre hinein. Ein Beispiel 

propagandistischer Aktivität aus den Kriegsjahren boten die Flugblätter 

der ,Weissen Rose’ aus München, deren Mitglieder, ebenso wie andere 

Gruppen, auch Parolen auf Gehsteigen und an Gebäuden anbrachten. Ein 

probates Mittel zur Herabsetzung führender Gestalten des Regimes war 

die gezielte Flüsterkampagne. Obwohl es Stoff in Hülle und Fülle gab, 

ist darüber wenig bekannt. Allerdings waren zahlreiche Witze im Um-

lauf, aber direkten Einfluss hatten sie vermutlich nicht. 

Eine andere bedeutende, aber viel zu wenig eingesetzte Waffe des 

passiven Widerstands ist der mündliche oder schriftliche Protest. Bei-

spiele für diese Form passiven Widerstands waren die Proteste von Ge-

neral Blaskowitz, Ende 1939, gegen die Morde der SS und Gestapo unter 

der Zivilbevölkerung und den Juden in Polen22 und die Proteste der Kir-

chen gegen die Euthanasie.23 Bekannt sind z.B. die Protestpredigten, die 

der Bischof von Münster, Galen, im Jahr 1941 gegen die Tötung ,unwer-

ten’ Menschenlebens gehalten hat. Ein anderer Protest richtete sich ge-

gen die vorgesehene Beschlagnahme von Klöstern in Elsass-Lothringen. 

Weil die ganze Unternehmung ruchbar geworden war, beschlossen die 

Nazis, den Plan vorläufig fallenzulassen.24 Auf evangelischer Seite war 

es vor allem die Bekennende Kirche, die in ihrem Entstehen, ihrem 

Wachstum und ihren Aktivitäten ein klarer Protest gegen die Kirchenpo-

litik des Dritten Reiches war. Im Juni 1936 protestierte sie öffentlich ge-

gen das herrschende Unrecht und die vielen Fälle von Machtmissbrauch. 

Viel mehr noch wäre durch Proteste zu erreichen gewesen, wenn man 

nur von Anfang an Einigkeit in der Ablehnung der gängigen Praktiken 

des Regimes an den Tag gelegt hätte. Vor allem die Kirchen hatten dies-

bezüglich bestimmte Möglichkeiten. 

Eine weitere Form des passiven Widerstands war der Streik. Millio-

nen Arbeitsloser hatten im Dritten Reich wieder Beschäftigung gefun-

den, zunächst vor allem beim Autobahnbau und später in der Rüstungs-

industrie. Die meisten Arbeiter wollten ihren gerade erst erworbenen Ar- 
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beitsplatz nicht aufs Spiel setzen. Infolge der jahrelangen Wirtschafts-

krise war überdies der Einfluss der Gewerkschaften auf die Arbeiter be-

trächtlich zurückgegangen. Darum wagten es die Gewerkschaftsführer 

im Januar 1933 nicht, zum Generalstreik aufzurufen. Auf lokaler Ebene 

gab es eine Reihe von – zumeist kurzen – Streiks für einige Stunden oder 

Tage, durch die man den neuen Machthabern zu verstehen gab, dass die 

Arbeiter nicht alles schlucken würden. Die konkreten Ziele waren meis-

tens Forderungen nach einer Rücknahme von Lohnkürzungen oder so-

genannten freiwilligen Beiträgen, nach höheren Löhnen und kürzerer 

Arbeitszeit und nach einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Viel-

fach liessen es die Werksleitungen und Parteifunktionäre nicht auf eine 

Kraftprobe ankommen und gaben den Forderungen der Arbeiter schnell 

nach. Vor allem in den Schlüsselindustrien und in der Rüstungsindustrie 

musste die Produktion gesteigert werden, und die Zeit drängte. Verein-

zelt kam es zu Streiks, wenn einer der Arbeiter verhaftet oder ausgestellt 

wurde. Ereignisse ausserhalb der unmittelbaren Arbeitssituation lösten 

aber selten Streiks aus. 

Inwieweit im Dritten Reich gezielte Sabotage betrieben wurde, lässt 

sich schwer feststellen.25 Ein Hang zu Sabotage ist nicht gerade ein ty-

pisch deutscher Charakterzug. Dennoch finden sich in den Gestapobe-

richten regelmässig Meldungen über Sabotage. Stets werden dann die 

Täter, und wahrscheinlich in diesem Fall nicht zu Unrecht, auf der Seite 

der Linken gesucht. In der Kriegsindustrie scheint Sabotage übrigens 

häufiger auf getreten zu sein. Die kommunistische illegale Presse rich-

tete darauf ihr besonderes Augenmerk und gab Anleitungen, wie sich 

Verwirrung stiften liess. Verschiedene Gruppen hatten sich auf Sabotage 

spezialisiert. Scheinwerfer und andere Installationen bei Massenveran-

staltungen waren ein beliebtes Ziel. Die Jugendgruppe Baum aus Berlin 

betätigte sich zum Beispiel als Brandstifter in einer mit grossem Tamtam 

angekündigten Ausstellung über Russland.26 Sabotageakte grösseren 

Ausmasses wurden anscheinend nur in den letzten Wochen und Tagen 

des Krieges verübt. 

Die im Folgenden angesprochene Form passiven Widerstands, die  
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Befehlsverweigerung oder das Nichtausführen von Befehlen, ist ihrem 

Wesen nach eine Art von Sabotage, allerdings auf einem begrenzten Sek-

tor. Da in der deutschen Armee vielfach eine ,Befehl-ist-Befehl’-Menta-

lität vorherrschte, entschlossen sich deutsche Militärs nicht so leicht zu 

solch einem Schritt. Ein Beispiel für die Nichtausführung eines Befehls, 

und noch dazu eines ‚Führerbefehls’, war der sogenannte ,Kommissar-

befehl’, in dem die sofortige Erschiessung politischer Kommissare der 

Roten Armee bei deren Gefangennahme angeordnet wurde.27 Verschie-

dene Kommandeure hatten den Befehl nicht an ihre Truppenteile weiter-

gegeben. Wo diese Form passiven Widerstands auftrat, handelte es sich 

meist nicht um die Verweigerung, sondern um die Nichtausführung eines 

Befehls. Aus dem letzten Kriegsjahr gibt es eine Reihe von Beispielen, 

unter anderen das des Generals von Choltitz, der sich weigerte, Paris an-

zuzünden, wie Hitler befohlen hatte. 

Zu dieser Form des Widerstandes gehört auch die Eides- und Kriegs-

dienstverweigerung. In diesen Komplex fallen Situationen, die vielfach 

als ‚politisch’ galten und zur Regelung dem Staat überlassen wurden. Der 

Missbrauch und die ‚inflationäre’ Entwertung des Eides, der viele den-

noch bis zuletzt an das System band, sowie die verfassungswidrige per-

sönliche Vereidigung auf Hitler hatten die Frage nach dem Wesen des 

Eides verdunkelt, der weder ‚Blankoscheck’ noch einseitige Verpflich-

tung sein sollte. Die Kirchen haben während des Dritten Reiches die 

Grenzen des Eides nur unzureichend klargemacht und die Verweigerer 

viel zu wenig unterstützt. In der Spannung zwischen Loyalität gegenüber 

dem Staat und persönlicher Verantwortlichkeit neigte man aus traditio-

nellen Vorstellungen über Obrigkeit und Treue vielfach zum Nachgeben. 

Dies galt umso mehr für die Kriegsproblematik. Einer langen Tradi-

tion folgend, war jedermann möglichst bemüht, Kriegsdienst zu leisten, 

die Möglichkeiten einer Kriegsdienstverweigerung waren unbekannt und 

unerprobt, und so hatte man in der Praxis Hitler die alleinige Verantwor-

tung übertragen. Verstrickt in das System von Unterdrückung und Ter- 
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ror, machte man sich auf diese Weise mitschuldig an Hitlers Krieg und 

den vielen Kriegsverbrechen. 

Einzelne, die sich zur Verweigerung durchgerungen hatten, wurden 

meistens im Stich gelassen. So weigerte sich Martin Gauger, den Beam-

teneid auf Hitler abzulegen, und wurde deshalb entlassen. Als der Krieg 

ausbrach, wurde ihm klar, dass dieser Krieg nicht als Verteidigungskrieg 

gelten konnte, und er weigerte sich, seiner Einberufung Folge zu leisten. 

Auf Anraten seiner Freunde floh er in die Niederlande, wurde nach dem 

Einmarsch der deutschen Truppen jedoch verhaftet und etwa ein Jahr 

später im Konzentrationslager Buchenwald ermordet.28 Ein anderes Bei-

spiel ist Hermann Stöhr, Offizier im Ersten Weltkrieg und Sekretär des 

Internationalen Versöhnungsbundes. Als er den Wehrdienst verweigerte 

und verhaftet wurde, lehnte Bischof Marahrens, der über diesen Fall in-

formiert worden war, es ab, sich vermittelnd einzusetzen.29 Auch der ös-

terreichische Bauer Franz Jägerstätter, der gegen den Rat seines Pfarrers 

den Wehrdienst verweigert hatte, bezahlte dafür, von seinen geistlichen 

Ratgebern im Stich gelassen, mit seinem Leben.30 Schwer verfolgt wur-

den die Zeugen Jehovas, weil sie Eid und Kriegsdienst ablehnten. Von 

über 6’000 Mitgliedern wurden mehr als 5‘900 verhaftet, und über 2’000 

mussten ihr Leben lassen. Zu ihnen zählte Jonathan Stark, der als Sieb-

zehnjähriger 1943 zum Arbeitsdienst eingezogen und drei Tage später 

von der Gestapo geholt wurde, weil er den Eid auf Hitler nicht ablegen 

wollte.31 Auch jener Bauernsohn aus dem Sudetenland und sein Freund, 

die sich Anfang 1944 weigerten, der SS beizutreten, weil sie wussten, 

was dort von ihnen verlangt würde, sind hier zu erwähnen.32 

In einem Krieg kann auch die Weitergabe geheimer Nachrichten als 

Äusserung passiven Widerstandes gelten. Und zwar besonders die Über-

mittlung derartiger Informationen an Personen und Instanzen ausserhalb 

des eigenen Landes. Dabei kann es sich um Spionage handeln, aber das 

ist längst nicht immer der Fall. Ein bekanntes Beispiel ist das des Gene-

rals Oster, der dem niederländischen Militârattaché in Berlin den Zeit-

punkt des deutschen Angriffs auf Holland mitteilte. Manche deutschen  
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Bürger, die die Motive eines solchen Handelns zu wenig berücksichti-

gen, bezeichnen eine derartige Tat zu Unrecht als Landesverrat. Auch 

die Mitteilungen Kurt Gersteins über die Vergasung der Juden in den 

Vernichtungslagern sind dafür ein Beispiel.33 

Die letzte Form passiven Widerstands, die hier behandelt wird, ist die 

der Desertion. Ihr kann die Absicht zugrunde liegen, sich den Kampf-

handlungen zu entziehen. Mit dem weiteren Fortschreiten des Krieges 

versteckten sich deutsche Soldaten immer häufiger in schwer zugängli-

chen Gebieten, in Deutschland beispielsweise im Harz. Ein weiterer Be-

weggrund könnte in dem Bestreben liegen, die Kampfkraft der Hitlerge-

gner zu verstärken. So schlossen sich z.B. auf dem Balkan und in Frank-

reich deutsche Soldaten dem einheimischen Widerstand an. Eine eigene 

Gruppe stellen jene dar, die sich in Kriegsgefangenschaft der Gegenpar-

tei anschlossen. Ich denke dabei an die Offiziere des ‚Nationalkomitees 

Freies Deutschland’ in Russland und an Soldaten und Offiziere in Eng-

land. Ein Sonderfall ist der des Majors Kuhn, der nach dem 20. Juli 1944 

zu den Russen überlief, um der Verhaftung zu entgehen.34 

Die letzte und radikalste Phase in der Entwicklung des Widerstandes 

ist die des aktiven Widerstandes. Dabei wird das Regime als solches ab-

gelehnt, und man kämpft für eine Alternative. Ein gewaltsamer Umsturz 

ist das kurzfristige Ziel, eine neue Regierung mit einem neuen Programm 

das längerfristige. Zur Realisierung des letzteren bildet das Erreichen des 

ersteren die notwendige Voraussetzung. Andererseits darf aber kein po-

litisches Vakuum entstehen. In diesem Zusammenhang lässt sich ein mi-

litärisch-technischer von einem politischen Aspekt unterscheiden. Zum 

ersten gehören die Bildung von Kampfgruppen oder Stosstrupps, die 

Durchführung einer speziellen Ausbildung, das Anlegen von Waffen- 

und Munitionsvorräten, das Sammeln militärischer Nachrichten, die 

Ausführung von Attentaten und schliesslich der Staatsstreich; zum zwei-

ten die Bildung einer Übergangsregierung und die Erarbeitung eines 

neuen Regierungsprogramms, nicht bis in alle Details ausgefeilt, sondern 

in klaren Grundzügen. 

Weil der Grossteil der Arbeiter infolge der unter Hitler – dank einer 

Verbesserung der Konjunktur – erreichten Vollbeschäftigung als Mas- 
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seninstrument des Widerstandes ausfiel, und auf Grund des Umstandes, 

dass die Parteiführer über eine ungeheure Macht verfügten, verblieb fast 

als einzige Möglichkeit einer wirkungsvollen Bekämpfung die Einschal-

tung von Einheiten der Armee. Von dieser Hilfe hing faktisch alles ab; 

jeder Widerstand im nationalsozialistischen Deutschland, der ohne die 

Armee gegen die Diktatur mit ihren Machtmitteln angehen wollte, 

konnte höchstens auf kleine lokale Erfolge hoffen. 

Es existierten in den Reihen des Widerstandes kaum echte Kampf-

gruppen oder Stosstrupps. Zwar waren vor Hitlers Machtübernahme Or-

ganisationen wie das ‚Reichsbanner’, der ,Rote Frontkämpferbund’ und 

die ,Eiserne Front’ gegründet worden, und man hatte in diesen Kreisen 

kleinere Mengen an Waffen und Munition gesammelt, aber nach dem 

Januar 1933 hören wir darüber nur noch wenig. In Einzelfällen hatten 

bestimmte Gruppen in diesen paramilitärischen Verbänden sowie in spä-

teren Organisationen wie ,Neu Beginnen’ eine Spezialausbildung erhal-

ten, aber solche Fälle blieben eine Ausnahme. Bei den Vorbereitungen 

für einen Staatsstreich im Jahr 193835 ist zum erstenmal von einer durch 

den ehemaligen Freikorpsführer Heinz gebildeten Gruppe früherer Mit-

glieder des ‚Stahlhelms’ die Rede. Bei späteren Vorbereitungen – Ende 

1941, Anfang 1943 und im Jahr 1944 – wird gleichfalls von Stosstrupps 

gesprochen.36 Auch bei der ‚Weissen Rose’37 und in einzelnen Gruppen 

gegen Kriegsende, unter anderem in Bayern,38 bemühte man sich, Waf-

fen zu sammeln. 

Im Lauf der Jahre wurden verschiedene Attentatsversuche39 auf Hitler 

unternommen. Als er später nur noch selten in der Öffentlichkeit auftrat, 

wurde es wesentlich schwieriger, und schliesslich, als er sein schwer be-

wachtes Hauptquartier fast nie mehr verliess, beinahe unmöglich. Was 

ein Einzelner dennoch erreichen konnte, zeigt das Attentat auf Hitler am 

8. November 1939 im Münchener Bürgerbräukeller durch Georg Elser.40 

Die Unfreiheit, die Verschlechterung der Lage der Arbeiterschaft und 

die Drohung des Krieges waren die wesentlichen Gründe, dass Elser die 

Führung beseitigen wollte. Im November 1939 erbot sich der Diplomat 

Erich Kordt, Hitler mit der Pistole zu erschiessen. Aber Oster, der für  
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den Fall einer günstigen Gelegenheit selbst schon einen Scharfschützen 

zum militärischen Abwehrdienst hatte abkommandieren lassen, riet ab. 

Er war der Meinung, Kordt würde Hitler niemals alleine zu einem Ge-

spräch antreffen, und inmitten von Leibwächtern und Adjutanten hätte er 

auch nicht den Hauch einer Chance.41 Auch Rittmeister von Breitenbach, 

der im Frühling 1944 hin und wieder an Besprechungen im Führerhaupt-

quartier teilnahm, musste erkennen, dass es nicht einmal möglich wäre, 

unbemerkt seine Pistole zu ziehen.42 Darum hatte man bereits früher be-

schlossen, einen anderen Weg einzuschlagen. Im März 1943 hatte Ru-

dolf-Christoph von Gersdorff einen neuen Versuch, diesmal mit Spreng-

stoff, vorbereitet. Hitler sollte eine Ausstellung russischer Beutewaffen 

besichtigen, und Gersdorff sollte ihn dort führen. Ehe aber der Zeitzün-

der – eingestellt auf 10 Minuten – eine Detonation ausgelöst hatte, war 

Hitler bereits wieder verschwunden.43 Im selben Monat hatten auch Fa-

bian von Schlabrendorff und Henning von Tresckow einen Versuch un-

ternommen, indem sie in Hitlers Flugzeug ein Päckchen mit einer Zeit-

bombe schmuggelten. Bei dieser Gelegenheit versagte aber der Zündme-

chanismus.44 Axel von dem Bussche, der in Polen Massenexekutionen 

von Juden miterlebt und erfahren hatte, dass die Befehle dazu von Hitler 

selbst stammten, wollte Sprengstoff in einer neuen Uniform verbergen, 

die Hitler vorgeführt werden sollte. Aber Hitler verschob den Vorfüh-

rungstermin dauernd, bis Bussche wieder an die Front musste. Darauf 

sollte Ewald von Kleist dessen Aufgabe übernehmen. Bei einem Luftan-

griff auf Berlin verbrannten aber die neuen Modelle, und das Ganze 

wurde endgültig abgeblasen.45 

Der bekannte Versuch des Grafen Stauffenberg vom 20. Juli 1944 war 

bereits dessen dritter Attentats versuch auf Hitler. Vorbereitungen zu ei-

nem Staatsstreich wurden 1938, im Winter 1939/40, Ende 1941, im Früh-

jahr und Sommer 1943 sowie 1944 getroffen. In einem anderen Kapitel 

werden wir darauf noch ausführlicher zurückkommen. Mehr oder minder 

erfolgreiche lokale Aufstände waren die Ereignisse in Paris am 20. Juli 

194446 und jene in Bayern in den letzten Kriegstagen.47 

Schliesslich noch ein Wort über den politischen Aspekt des aktiven 
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Widerstandes. In den ersten Jahren nach 1933 lässt sich in den Organi-

sationen der Arbeiterbewegung vielfach nur ein auf das eigene Lager 

beschränkter ‚parteipolitischer’ Widerstand feststellen. Unter bestimm-

ten Gruppen von Parteimitgliedern bestand bereits vor 1933 eine ge-

wisse Bereitschaft zur Zusammenarbeit in Form einer Einheitsfront, ein 

Zusammengehen beider Hauptströmungen wurde jedoch erst später er-

wogen, dann aber von den Parteivorständen abgelehnt. Im bürgerlichen 

Lager war es nicht viel anders. Hier kam es erst im Lauf des Jahres 1938 

durch die Zusammenarbeit von Beck, Goerdeler und anderen zu einem 

ersten politischen Gedankenaustausch. Angeregt und intensiviert durch 

die Kontakte zwischen der Goerdeler-Gruppe und dem Kreisauer Kreis 

Ende 1942, wurden im Lauf des Jahres 1943 ausgedehntere Überlegun-

gen zu den notwendigen Massnahmen angestellt und ein mehr oder we-

niger gemeinsames Konzept über den einzuschlagenden Kurs entwi-

ckelt. Nicht jeder war jedoch mit diesem Kurs einverstanden. Aus dieser 

Perspektive sind auch Reichweins und Lebers Sondierungen zur kom-

munistischen Seite hin zu verstehen. 

Dieses Kapitel galt dem Versuch, die Probleme zu veranschaulichen, 

mit denen der deutsche Widerstand sich auseinanderzusetzen hatte. Zu-

gleich wollte es einen kurzen Überblick über die verschiedenen Formen 

und die Entwicklungen in den Kreisen des Widerstandes geben. 



2. Humanitärer Widerstand 

Ehe die verschiedenen Richtungen und Gruppen des deutschen Wider-

standes behandelt werden, soll in diesem Kapitel von einer Form des Wi-

derstandes die Rede sein, der in Deutschland in breiten Kreisen prakti-

ziert worden ist. Viele hielten es für ihre Pflicht, Verfolgten und anderen 

in Not Geratenen zu helfen. Dabei spielten weder Rang noch Stand eine 

Rolle. Offiziere, Geistliche, Sozialdemokraten und Kommunisten, Män-

ner und Frauen, Jung und Alt betätigten sich dabei und arbeiteten manch-

mal zusammen. 

Als unmittelbar nach der Machtübernahme der Regierung Hitler die 

ersten Verhaftungen stattfanden, entwickelten sich spontan mehrere For-

men humanitärer Hilfe. Jugendliche wagten sich in die Nähe der Gefäng-

nisse, um herauszufinden, wer verhaftet worden war und wo sich der Be-

treffende befand; für die Angehörigen wurde, zunächst noch mit Listen, 

Geld gesammelt. Die ersten Untergetauchten erhielten Quartier.1 Es wur-

den Fluchtwege zusammengestellt, um Gefährdete ins sichere Ausland 

zu bringen. 

Je stärker dieses Hilfswerk angekurbelt wurde, desto mehr Menschen 

konnte geholfen werden. Mehrere internationale Organisationen aus dem 

Ausland nahmen Kontakt mit Mitgliedern in Deutschland auf. Auf diese 

Weise konnten Gefährdete in die Tschechoslowakei oder nach Frank-

reich gebracht werden. Besondere Aktivität entwickelte hierbei die ‚In-

ternationale Rote Hilfe’.2 Daneben existierten verschiedene regionale 

Gruppen und Organisationen. Bis Anfang 1937 arbeitete zum Beispiel 

eine Hilfsorganisation in der Lausitz, die ihre Gelder aus der Tschecho-

slowakei erhielt.3 Ein anderes Beispiel war die Gruppe von Ewald Beh-

rendt aus Südwestdeutschland. Sie brachte allein im Jahr 1936 Hunderte 

von Deutschen über die Schweizer Grenze. Selbst in den Kriegsjahren 

hat diese Gruppe noch existiert und sogar alliierte Piloten über die 

Grenze gebracht.4 
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Eine stark bedrohte Gruppe waren die Juden. Unmittelbar nach der 

Regierungsübernahme setzten Massnahmen der neuen Machthaber zu 

dem Zwecke ein, sie als Gruppe sukzessive von ihren Mitbürgern zu iso-

lieren. Am 1. April 1933 erfolgte eine zentral gesteuerte Boykottaktion 

gegen jüdische Ladeninhaber. Obwohl diese Drohgebärden vielfach 

noch nicht ganz ernst genommen wurden, verschärfte sich die Lage der 

jüdischen Geschäftsbesitzer, weil sie ihre Kundschaft dahinschwinden 

sahen. Auch Juden in anderen Berufen bekamen das zu spüren. Man ver-

mied es, mit Juden in Kontakt zu treten, geschweige denn, ihnen zu hel-

fen, wenn es auch Ausnahmen von dieser Regel gegeben hat. Die 91jäh-

rige Grossmutter Bonhoeffers war nicht die einzige, die am 1. April 1933 

ruhig die SA-Posten passierte.5 Der jüdische Geschäftsinhaber Isaac Co-

hen aus Nordhorn, dessen Leben von einem SA-Mann bedroht wurde, 

wurde damals von einem Nachbarn, der selbst Parteimitglied war, geret-

tet.6 Und auch von anderen Menschen wissen wir, dass sie damals oder 

später Juden geholfen haben. Mit der Verkündung der Nürnberger Ras-

sengesetze 1935 war ja ein weit grösserer Kreis gefährdet. So hielt 

Oberst Wilhelm Staehle in seiner Berliner Dienstwohnung verschiedene 

Juden versteckt.7 Der Rechtsanwalt Hans Lukaschek verschaffte ihnen 

Papiere, suchte ihre Deportation zu verhindern und holte bei verschiede-

nen Instanzen Erkundigungen ein.8 Helmuth von Moltke verhalf Juden 

zur Flucht, nahm ihre geschäftlichen Interessen wahr und suchte notfalls 

sogar die Gestapo auf, um den Aufenthaltsort irgendeines Menschen her-

auszubekommen.9 Und so hat es eine ganze Anzahl Helfender gegeben. 

Allein in Berlin wurden Tausende von Juden versteckt. Auf breiter 

Ebene setzte diese Hilfe im Herbst 1938 ein, zur Zeit der ,Reichskristall-

nacht’.10 Bei Razzien wurden überall jüdische Männer verhaftet. Den-

noch wurden auch viele von ihnen gewarnt, so dass sie bei Freunden 

oder Fremden untertauchen konnten. Bekannten gegenüber sprach man 

von einem überraschenden Familienbesuch vom Lande.11 

Verschiedene illegale Gruppen spezialisierten sich auf diese Form des 

Widerstandes. So etwa die 07-Gruppe in Bayern,12 die Juden und andere 

Verfolgte versteckte, ihnen Lebensmittel und Papiere besorgte und sie 
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über die Grenze schaffte. Dasselbe geschah in den Kriegsjahren mit 

Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern. In Berlin arbeitete 1942 und 

1943 die ‚Europäische Union’, die die notwendigen Papiere selbst her-

stellte, Juden mit gefälschten Ausweisen versorgte und ausser Lebens-

mitteln auch Lebensmittelmarken ,organisierte’. Ein Gestapospitzel 

konnte sich aber in diese Organisation einschleichen, und im September 

1943 wurden nahezu alle Mitarbeiter verhaftet.13 Eine sehr aktive 

Gruppe im Bereich des humanitären Widerstandes war die Berliner On-

kel-Emil-Gruppe.14 Ihre Mitglieder hatten zahlreiche jüdische Freunde, 

von denen ein Teil schon vor der ‚Reichskristallnacht’ ins Ausland aus-

weichen konnte. Sie halfen ihnen bei der Beschaffung der notwendigen 

Papiere und kümmerten sich um ihren Besitz und ihre zurückgebliebenen 

Angehörigen. Nach Einführung der Lebensmittelrationierung sammelten 

sie in ihrem Bekanntenkreis Lebensmittelmarken für diese Angehörigen. 

Da es zu gefährlich war, Untergetauchte über längere Zeit an ein und 

derselben Adresse unterzubringen, wurden diese Menschen von einer zur 

anderen Adresse geschleust. Manchmal verbrachten sie die eine Nacht 

hier, die nächste dort. Dank ‚organisierter’ und gefälschter Papiere, die 

mit eindrucksvollen Stempeln versehen waren, kamen zahlreiche Men-

schen zu den notwendigen Dokumenten. Als infolge der Luftangriffe das 

Einwohnermeldeamt durcheinandergeriet, beantragte man Ausweise und 

Lebensmittelkarten für Leute, deren Häuser angeblich zerbomt waren, so 

dass sie alles verloren hatten. Als die Lebensmittelkarten immer rarer 

wurden, behalf man sich mit Einbrüchen in den Ausgabestellen. Die On-

kel-Emil-Gruppe blieb bis Kriegsende aktiv und wurde nicht entdeckt. 

Im März 1943 ereignete sich in Berlin noch ein merkwürdiger Auf-

lauf. Lange Zeit waren die jüdischen Partner aus Mischehen verschont 

geblieben. Eines Sonntags wurden sie plötzlich abgeholt. Noch am glei-

chen Tag versammelten sich Tausende nichtjüdischer Frauen vor dem 

Gebäude in der Rosenstrasse, wo man ihre Männer gefangenhielt. Stun-

denlang protestierten sie dort, bis die SS, die es nicht wagte, Maschinen-

gewehre einzusetzen, diese Männer wieder freiliess.15 
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Von kirchlicher Seite wurde gegen das viele Unrecht nur selten pro-

testiert. Wenn auch einzelne hin und wieder von einem Bischof oder 

Oberen gestützt wurden, ist doch leider nur allzu wahr, was der Jesuiten-

pater Alfred Delp einmal bekannte: Die Kirche habe angesichts dessen, 

was Polen und Juden angetan wurde, und angesichts der Schrecknisse in 

den Konzentrationslagern geschwiegen.16 Hans Bernd von Haeften hat 

die Haltung der Kirche mit der des Pharisäers im Gleichnis vom barm-

herzigen Samariter verglichen.17 Vielleicht hat sich dieses Schweigen 

am deutlichsten in jenem Augenblick manifestiert, als überall in 

Deutschland in der ,Reichskristallnacht’ die Synagogen brannten; Dom-

propst Lichtenberg aus Berlin, Pfarrer von Jan aus Württemberg sowie 

einige Pfarrer aus Bentheim18 gehörten damals zu den wenigen, die öf-

fentlich Solidarität mit ihren jüdischen Mitbürgern bekundeten. Trotz 

des Versagens der Kirche als Institution in diesem Punkt gab es einzelne, 

Geistliche und Laien, die aus eigener Initiative ihrem bedrängten Nächs-

ten geholfen haben. 

Auf evangelischer Seite wäre zunächst die Initiative für ein deutsches 

Hilfskomitee aus dem Kreis der deutschen Abteilung des Weltbundes 

der Kirchen zu erwähnen.19 Einem der deutschen Pioniere der ökumeni-

schen Bewegung, F. Siegmund-Schultze,20 wurde die Vorbereitung an-

vertraut. Es wurden dann Verbindungen angeknüpft mit den Niederlan-

den, England und Schweden. Zeitweise bestand die Absicht, in Amster-

dam ein Büro zu eröffnen, um den auswandernden Deutschen jüdischer 

Abstammung weiterzuhelfen. Wegen der Schwierigkeiten innerhalb der 

Evangelischen Kirchen in Deutschland hat es der Initiativkreis dann 

nicht gewagt, den Plan weiter zu verfolgen. Sehr aktiv auf diesem Gebiet 

war die kleine Gruppe der Quäker. Gemeinsam mit amerikanischen, eng-

lischen und niederländischen Quäkern wollte sie die Wahrheit über die 

Konzentrationslager herausfinden. In Amsterdam wurde ein Auffang-

zentrum für deutsche Flüchtlinge geschaffen, und im Osten der Nieder-

lande eine deutsche Schule mit einem internationalen Schulvorstand ge-

gründet.21 Im September 1938 richtete die Leitung der Bekennenden 

Kirche ein eigenes Büro zur Hilfe für nichtarische Christen ein, später  
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bekannt unter dem Namen ,Büro Grüber’. Die Leitung wurde dem Ber-

liner Pfarrer H. Grüber anvertraut. Grüber stand ein Kreis von Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern zur Seite. In verschiedenen Teilen Deutsch-

lands hatte er Verbindungsleute, die gefährdeten evangelischen Nicht-

ariern zu helfen versuchten. Nach der ,Reichskristallnacht’, die schon 

monatelang vorbereitet worden war,22 trat für viele ein regelrechter Not-

stand ein. Während einer gemeinsamen Beratung von Grüber und seinen 

Mitarbeitern mit englischen und deutschen Quäkern, mit der Schwägerin 

von Bischof Bell, Miss Livingstone, und Vertretern eines niederländi-

schen evangelischen Hilfskomitees, wurde beschlossen, in Berlin ein 

zentrales Büro für die Auswanderung nichtarischer Christen zu grün-

den.23 Das niederländische Komitee schickte dorthin einen ständigen 

Vertreter. Mit Hilfe der ausländischen Hilfskomitees, später auch des 

ökumenischen Rates in Genf, konnte eine – freilich kleine – Zahl der 

Gefährdeten auswandern. Als die Massnahmen des Regimes zur fast 

vollständigen Isolierung geführt hatten, konnte man nur noch geheime 

Hilfe leisten, was unter grosser Selbstaufopferung geschah, wobei Berlin 

zum Zentrum der meisten Hilfsaktionen wurde. Sowohl Grüber wie 

seine nächsten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen landeten dafür im Kon-

zentrationslager. 

Aus evangelischen Kreisen wären in diesem Zusammenhang an ein-

zelnen Namen noch zu erwähnen der Gefängnispfarrer Harald Poelchau 

aus Berlin,24 Frau Staritz aus Breslau und Pfarrer Reimer aus Nase-

band.25 Wie sich ein Gemeindekreis der Bekennenden Kirche zu einem 

Mittelpunkt humanitärer Hilfe für Juden entwickeln konnte, beweist die 

Gruppe von Gertrud Staeven, Helene Jacobs, Melanie Steinmetz und an-

deren aus Berlin-Dahlem, die Juden zum Untertauchen verhalf, ihnen 

falsche Ausweise beschaffte und sie mit Lebensmitteln versorgte. Diese 

Gruppe war in den ersten Kriegsjahren aktiv, bis sie schliesslich im Som-

mer 1943 entdeckt wurde.25 

Auf katholischer Seite waren es vor allem Gertrud Luckner aus Frei-

burg, Dompropst Lichtenberg und Frau Sommer aus Berlin, die manchen 

Verfolgten, vor allem Juden, geholfen haben. Gertrud Luckner konnte 

sich dabei auf einen speziellen Auftrag der deutschen Bischöfe beru- 
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fen.27 Sie brachte Juden an sichere Orte und besass in Süddeutschland 

einen ganzen Kreis von Mitarbeitern. In der Freiburger Gegend befand 

sich zum Beispiel ein Kloster, das als vorläufige Station zum Untertau-

chen diente. Von dort aus wurden die Juden über die Schweizer Grenze 

gebracht. Zu ihren Kontaktpersonen gehörten unter anderen der bereits 

erwähnte Alfred Delp aus München und der Rechtsanwalt Hans Luka-

schek aus Breslau. Doch sie bekam immer mehr Schwierigkeiten mit der 

Gestapo, und 1943 schlossen sich hinter ihr die Tore des Konzentrati-

onslagers Ravensbrück. 

In Berlin hatten Dompropst Lichtenberg und Frau Sommer – unter-

stützt durch den Bischof Graf von Preysing, den einzigen der deutschen 

Bischöfe, der sich von Anfang an klar gegen den Nationalsozialismus 

und seine Praktiken gewandt hatte – ein eigenes Hilfsbüro für Verfolgte 

eingerichtet.28 Lichtenberg hatte es gewagt, 1935 bei Göring gegen die 

Zustände im Konzentrationslager Esterwegen zu protestieren. Nach der 

, Reichskristallnacht ‘ hatte er öffentlich für seine jüdischen Mitbürger 

gebetet. Trotz seines hohen Alters wurde er im Oktober 1941 verhaftet 

und zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt. Kaum wieder auf freiem Fuss, 

wurde er erneut verhaftet und sollte nach Dachau überstellt werden. Auf 

dem Transport dorthin starb er. 

Es fällt auf, dass die Kirchen, im Gegensatz zu ihrem Verhalten ge-

benüber der Judenverfolgung, sofort gegen die Tötung Geisteskranker 

und Invalider protestierten,29 und zwar mit Erfolg! Wenn die Erklärung 

für diesen Protest darin zu suchen ist, dass hier eine Gruppe des eigenen 

Volkes bedroht wurde, dann zeigt diese Haltung überdeutlich, wie parti-

kularistisch die meisten führenden kirchlichen Persönlichkeiten noch 

dachten. Bekannt, ja berühmt wurden die Predigten des Bischofs von 

Münster, Graf Galen, im Jahre 1941 zu diesem Thema, in denen er ve-

hement gegen die ergangenen Befehle protestierte.30 Abschriften dieser 

Predigt kursierten in ganz Deutschland und gelangten sogar ins Ausland. 

Infolge der allgemeinen Erregung und der eingegangenen Proteste sah 

Hitler sich gezwungen, die Aktionen noch im August 1941 einzustellen. 
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Während des Krieges wurde es sehr viel schwieriger, Verfolgten zu 

helfen. Wer dabei erwischt wurde, hatte auf Grund des Kriegszustandes 

mit viel härterer Bestrafung zu rechnen. Jedoch wurde in einigen Aus-

nahmefällen die Verfolgtenhilfe sogar von militärischer Seite unterstützt. 

Es ist bekannt, dass in der Wehrmacht besonders unter den älteren Offi-

zieren, vielleicht als Nachwirkung des Kirchenkampfes, starke Reserven 

bestanden hinsichtlich der von der Gestapo und SS angewandten Metho-

den. So wurden Hans von Dohnanyi und Helmuth von Moltke in ihrem 

Bemühen, alles Menschenmögliche gegen verbrecherische Befehle zu 

unternehmen, von ihrem Chef Canaris ausdrücklich ermuntert und abge-

schirmt. Über seinen Schwager Bonhoeffer erhielt Dohnanyi im Oktober 

1941 aus Kreisen der Bekennenden Kirche einen Bericht über Deporta-

tionen von Juden aus Berlin und anderen Städten. Dohnanyi leitete die-

sen Bericht über Oster an Beck weiter, in der Hoffnung, damit die Gene-

räle zu einem Eingreifen bewegen zu können.31 Dohnanyi war auch an 

der Hilfsaktion ,Sieben’ beteiligt, bei der fünfzehn Berliner Juden mit 

ihren Familien als angebliche Abwehragenten in die Schweiz gebracht 

wurden.32 Eine grössere Zahl von Juden – mehrere Hundert – konnten 

durch die Aktion ,Aquilar’ gerettet werden; sie durften, wiederum als 

‚Agenten’ getarnt, über Spanien nach Südamerika ausreisen.33 Helmuth 

von Moltke, der zur völkerrechtlichen Gruppe der Abwehr gehörte, be-

mühte sich, soviel er konnte, die Vorbereitung und Durchführung von 

verbrecherischen Befehlen für den Bereich der Wehrmacht zu verhin-

dern, was – wenn überhaupt – meistens nur zeitweise gelang. Dabei 

setzte er sich auch für Geiseln und alliierte Kriegsgefangene ein, liess die 

dänischen Juden vor einer von Hitler befohlenen Razzia warnen und ret-

tete das Leben des norwegischen Bischoffs Berggrav, indem er zusam-

men mit Bonhoeffer im April 1942 auf dem Höhepunkt des Konflikts 

zwischen Besatzungsregime und Kirche nach Oslo eilte und durch Be-

richterstattung an Canaris eine Internierung Berggravs erreichte.34 Das 

war eine jener sehr begrenzten Möglichkeiten, über die die Wehrmacht 

zu jener Zeit verfügte. Es bedurfte eines unglaublichen persönlichen Ein-

satzes, um damals solche Dinge durchzusetzen. 
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Eine ganz spezifische Bedeutung hat die Geschichte Kurt Gersteins.34 

Er gehört zu jenen tragischen und schillernden Gestalten, wie sie eigent-

lich nur in einer Zeit und Situation wie der seinigen möglich waren. Vie-

len ist er erst als eine der Hauptfiguren in Hochhuths ‚Stellvertreter’ be-

kannt geworden. Ohne Zweifel sind es der Kirchenkampf und die 

Gleichschaltung der evangelischen Jugendorganisationen gewesen, die 

Gersteins Widerspruch herausforderten. Als seine Schwägerin als «Eu-

thanasieopfer» vergast worden war, entschloss Gerstein sich, der SS bei-

zutreten, um zu erfahren, welche Graumsamkeiten dort begangen wur-

den. So wurde er 1942 in Belzec und Treblinka Zeuge der Vergasung 

Tausender von Juden. Er lebte in der Hoffnung, dass das Bekanntwerden 

im Ausland die Liquidierungen aufhalten könne. Weitaus die meisten 

derjenigen, denen er seine Entdeckung mitteilte, weigerten sich jedoch, 

seine Geschichte zu glauben. Ausserdem wurde er selbst immer mehr in 

den verbrecherischen Apparat hineingezogen. Die französischen Mili-

tärbehörden glaubten 1945 seine Geschichte nicht und betrachteten ihn 

sogar als einen der Organisatoren des Ausrottungssystems. Sie liessen 

ihn nach Paris bringen, wo er am 25. Juli 1945 Selbstmord beging. Er 

war der Zeit der Doppeldeutigkeit schliesslich selbst zum Opfer gefal-

len. 

Der besondere Charakter der Formen des humanitären Widerstandes 

brachte es mit sich, dass die meisten, die in solcher Weise Hilfe leisteten, 

unbekannt geblieben sind. 



3. Der Widerstand der Jugend 

Ebensowenig wie bei den Erwachsenen liess sich bei der Jugend in 

Deutschland von einem einmütigen Widerstand gegen den Nationalsozi-

alismus sprechen. Das war auch nicht wahrscheinlich. Jugend ist Neuem 

gegenüber stets aufgeschlossen, und die Jugendbewegung, die in 

Deutschland einen besonders starken Einfluss ausgeübt hat, trug sehr 

klare Züge einer Protestbewegung gegen die ältere Generation.1 Ausser-

dem herrschte unter den Jüngeren gleichfalls grosse Uneinigkeit, und die 

vielen Streitereien trübten den Blick für die drohende Gefahr. Dass der 

Nationalsozialismus eine grosse Gefahr darstellte, machte sich nur eine 

kleine Minderheit klar. Bestimmte Vorstellungen des Nationalsozialis-

mus – der Gedanke der Volksgemeinschaft, der Dienst am Staat, den sie 

mit der ‚Gemeinschaft’ gleichsetzten, der Appell an die Jugend – lockten 

viele Jugendliche an. 

Im Gegensatz zum Nationalsozialismus als solchem übte die Hitlerju-

gend (HJ) vor 1933 nur geringe Anziehungskraft aus, und zwar deshalb, 

weil sie eine von Erwachsenen gegründete und geführte sowie den Richt-

linien einer Partei unterworfene Organisation war; und das waren nun 

gerade zwei Dinge, die der Grossteil der deutschen Jugend ablehnte. Man 

wollte einen eigenen Verband, mit dem man sich identifizieren konnte. 

Von Parteien hingegen erwartete man nur Uneinigkeit. Die Jugendlichen 

wollten die Unterschiede vielmehr durch eine geschlossene Einheit in 

der eigenen Gruppe überbrücken, die beispielgebend nach draussen wir-

ken sollte. Worte wie Nation, Volksgemeinschaft und Staat besassen für 

sie einen romantischen Gehalt. Diesen Umstand nützte der Nationalso-

zialismus auf schlaue Weise aus. 

Nur eine Minderheit der deutschen Jugend hat Widerstand geleistet. 

Dieser aber hat nicht erst 1942 mit der Studentengruppe der ‚Weissen 

Rose’ aus München seinen Anfang genommen. Bereits 1933 leisteten ei- 
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ne Menge Jugendlicher Widerstand, und damals schon gab es die ersten 

Opfer.2 Regelrechte Strassenkämpfe wurden zwischen Jugendgruppen 

und der durch Polizei und SS verstärkten HJ ausgetragen. Ganze Grup-

pen wurden von der Gestapo verhaftet. Bei Neuwied befand sich sogar 

ein «Erziehungslager» für Jugendliche unter zwanzig Jahren.2a 

Der erste Widerstand erhob sich bei jenen, die einer politischen Ju-

gendorganisation angehörten oder die in ihrer Gruppe die politische Ent-

wicklung genau verfolgt hatten. Nur solche Jugendliche waren einiger-

massen auf das Kommende vorbereitet. Die meisten von ihnen kamen 

zum Widerstand, weil ihre eigenen Organisationen verboten wurden. 

Viele blieben in diesem ‚pädagogischen’ Widerstand stecken, aus dem 

sich gleichwohl bei verschiedenen Gruppen eine politische Bewusstwer-

dung entwickelte, welche der Widerstand der Erwachsenen kaum zu in-

tegrieren verstand. Willy Brandt wies bereits 1937 darauf hin, dass die-

ser Jugendwiderstand ein prächtiges Reservoir für die ganze illegale Be-

wegung bilde. Dieselbe Kluft zwischen Jungen und Alten, die eine Stär-

kung der Demokratie während der Weimarer Republik verhindert hatte, 

erschwerte auch während des Dritten Reiches, von wenigen Ausnahmen 

abgesehen, eine Zusammenarbeit. 

Aus den politischen Jugendorganisationen, besonders denen der Ar-

beiterschaft, entwickelten sich die ersten jugendlichen Widerstandsgrup-

pen. So organisierte eine sozialistische Widerstandsgruppe aus Frankfurt 

einen Fluchtweg ins Ausland für Personen, die von der Gestapo gesucht 

wurden. Aus benachbarten Orten nach Frankfurt gebracht, wurden sie 

dort bei Privatleuten ,einquartiert’ und dann über die Grenze geschafft. 

In Berlin kamen Ende Februar 1933, am Tag des Reichstagsbrandes, 

insgeheim etwa 200 Jugendliche verschiedener Organisationen zusam-

men. Sie beschlossen einmütig, sich nicht mit den veränderten Verhält-

nissen abzufinden und den Widerstand gegen die neue Regierung nicht 

aufzugeben. An verschiedenen Orten formierten sich aus bestehenden 

Organisationen Gruppen, die sich auf illegale Aktivitäten einzustellen 

begannen. Eine solche Gruppe, der über 100 Jugendliche zwischen sieb- 
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zehn und achtzehn Jahren angehörten, existierte zum Beispiel in Frank-

furt. Es handelte sich dabei um ehemalige Mitglieder einer Jugendorga-

nisation des Beamtenbundes. Nach der Auflösung der Gewerkschaften 

waren sie zusammengeblieben, hatten, in kleine Gruppen aufgeteilt, re-

gelmässig über politische Probleme diskutiert, unternahmen an den Wo-

chenenden gemeinsame Fahrten und hielten sich durch sportliches Trai-

ning fit. Sie besassen ein eigenes Organ, ‚Junge Kämpfer’, das an Sym-

pathisanten verkauft wurde. Aus einem Büro ihrer aufgelösten Organi-

sation, das von der SA bewacht wurde, entwendeten sie eine Schreibma-

schine zur Herstellung von Propagandamaterial. Ausserdem verbreiteten 

sie illegal importiertes Material, unter anderem die Zeitschrift ,Neu Be-

ginnen’. Weil der Vater eines der Jungen bei der Polizei arbeitete, fiel 

dem Sohn eine Liste mit Namen und Adressen aller Polizisten in die 

Hände. Diese und auch andere Gruppen erhielten nun regelmässig Ma-

terial zugesandt. Alles ging gut, bis jemand, der mit der Gruppe in Be-

rührung gekommen war, die Gestapo auf den Fall aufmerksam machte. 

Diese konnte einen Teil der Gruppe verhaften, die zwei Jahre bestanden 

hatte. 

Besonders aktiv waren Gruppen der sozialistischen Arbeiterjugend. In 

ihren Reihen entstand die Zeitschrift ,Blick in die Zeit’. Sie übernahm 

unter anderem Artikel aus ausländischen Zeitungen, in denen über die 

Situation in Deutschland geschrieben wurde. Eine Zeitlang konnte dieses 

Blatt noch legal erscheinen. Auch bildeten sich zahlreiche Gruppen, de-

ren Mitglieder verschiedenen Organisationen angehört hatten, etwa den 

Jugendorganisationen der kommunistischen und sozialdemokratischen 

Partei und anderen Arbeiterorganisationen. Dass ein kleiner Anlass ge-

nügte, den Argwohn der SA oder Gestapo zu wecken, erlebte der 23jäh-

rige Anton Schmaus, Mitglied der Jugendabteilung des ‚Reichsbanners’ 

und aktiver Teilnehmer an Aufmärschen und der Verbreitung von Pro-

pagandamaterial.3 

Zu den Widerstandsgruppen der ersten Stunde gehörte auch die 

‚Schwarze Jungmannschaft’, die ihre Mitglieder in allerlei illegalen Ak-

tivitäten schulte und ein eigenes Organ, ,Die Unerbittlichen’, besass. Mit 

falschen Ausweisen versehen, konnten die Angehörigen dieser Gruppe 
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eine ganze Menge antinazistisches Material verbreiten und herausgeben, 

unter anderem einen Band satirischer Gedichte. Nach einigen Monaten 

aber gelang es der Gestapo, verschiedene Mitglieder aufzuspüren und zu 

verhaften. 

Als die HJ zur einzigen zugelassenen Jugendorganisation wurde, ge-

riet eine grössere Zahl von Jugendlichen in Konflikt mit dem Regime. 

Es begann mit der Ernennung Baldur von Schirachs zum Reichsjugend-

führer. Dieser erhielt damit die Verfügungsgewalt über alle Jugendorga-

nisationen und konnte unliebsame Vereinigungen nach Belieben verbie-

ten, was er auch bald tat. Viele Organisationen wurden aufgelöst. Durch 

einen Vertrag mit dem neuen Reichsbischof erreichte Schirach überdies, 

dass die evangelischen Jugendorganisationen ihre Aktivitäten auf rein 

kirchliche Angelegenheiten begrenzten. Infolge des Konkordats war 

eine ähnliche Begrenzung auf katholischer Seite viel schwieriger. 

Das Verbot ihrer Organisationen rief bei vielen Jugendlichen einen 

Sturm des Protests hervor. Soweit man diese Organisationen nicht völlig 

verboten hatte, waren sie sozusagen freiwillig in die HJ überführt wor-

den. Viele Mitglieder freier Jugendbünde wehrten sich gegen diese Mas-

snahme. Sie weigerten sich, die Uniformen und Abzeichen ihrer Orga-

nisation abzulegen und trugen sie weiterhin bei geheimen Zusammen-

künften. Sie wollten nicht im grösseren Ganzen aufgehen. Als zum Bei-

spiel eine Gruppe aus Kassel erfuhr, dass ihre Organisation aufgelöst 

worden war, räumte sie nachts ihr Heim aus, ehe die Nazis alles mitneh-

men konnten. Um gegen Schwierigkeiten gefeit zu sein, fälschte man 

Mitgliedsausweise der HJ und gab diese auch an andere weiter. Eines 

Tages sah sich die Gruppe nach einer Zusammenkunft einem Überfall 

der HJ ausgesetzt. Das ganze artete zu einer regelrechten Strassen-

schlacht aus, die sich über eine Stunde hinzog. In Kassel kam es im Win-

ter 1934 zu einem regelrechten Aufstand gegen die HJ. Das Jugendheim 

und die örtliche Dienststelle gingen in Flammen auf, Dokumente und 

Möbel wurden auf die Strasse geworfen. Verschiedene Polizeifahrzeuge, 

die Verstärkung herbeischafften, wurden umgestürzt. Schliesslich konn-

ten die Jungen sich gegen die Übermacht nicht mehr halten und ergaben  
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sich. Über hundert Jugendliche wurden aufs Revier gebracht, dort ver-

prügelt und dann nach Hause geschickt. 

Vielerorts wurden Heime der HJ überfallen, die sich dann ihrerseits 

wieder rächte. Überdies stellte sich heraus, dass eine ganze Reihe von 

HJ-Mitgliedern – an manchen Orten sogar 30 Prozent – heimlich noch 

verbotenen Organisationen angehörten. Einige dieser illegalen Gruppen 

haben noch lange weiterexistiert. In Frankfurt beispielsweise schlossen 

sich Mitglieder freier Jugendbünde, die eine graphische Lehre durch-

machten, zusammen. Sie waren 14 und 15 Jahre alt. Als einige von ihnen, 

der Treue zu den alten Bünden verdächtigt, von der Gestapo zum Verhör 

abgeholt wurden, bestärkte das ihre Ablehnung des Regimes nur umso 

mehr. Gemeinsam zelteten sie an Wochenenden und kamen heimlich zur 

Lektüre verbotener Bücher zusammen. Sie bewahrten Zeitschriften und 

andere Besitztümer ihrer Bünde wie Reliquien und hatten ein eigenes 

Organ, den ,Fahrtenbummler’. Ausserdem unterhielten sie Beziehungen 

zu anderen Gruppen. Aus Gründen der Vorsicht stand dabei immer nur 

einer in Kontakt mit einer fremden Gruppe. Dieser Verbindungsmann 

wiederum besass von der anderen Gruppe auch lediglich eine einzige 

Kontaktadresse. Das Risiko lag in der Verhaftung des Kontaktmannes. 

Denn dadurch wurde die Verbindung unterbrochen. Auf diese Weise 

schlossen sich Gruppen aus Frankfurt, Freiburg und anderen Orten zu-

sammen. Die Frankfurter Gruppe errichtete 1936 ein eigenes Heim in 

einem abgelegenen Teil des Taunus. Dorthin konnten Gruppen aus an-

deren Orten kommen, und dort liessen sich gefährdete Personen unter-

bringen. Hier trainierte man die Taktik für Gestapoverhöre und verabre-

dete, was man unter solchen Umständen aussagen würde. 

Schwieriger wurde alles, als 1936 die Zwangsmitgliedschaft bei der 

HJ eingeführt wurde. Schon vor dieser Zeit pflegte die HJ Jugendlichen, 

die noch nicht Mitglied waren, «Letzte Aufrufe» zuzustellen, die im 

Falle einer Verweigerung der Mitgliedschaft vom Vater unter Nennung 

des Arbeitsplatzes und unter Angabe der Gründe unterzeichnet zurück-

geschickt werden mussten. Wegen der damit verbundenen Konsequen-

zen waren die meisten, wohl auch auf Drängen ihrer Eltern, diesen Auf- 
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rufen gefolgt, und durch diesen Massenzulauf hatte sich die HJ von ei-

nem unbedeutenden Jugendverband zu einer Riesenorganisation entwi-

ckelt. Uniform, Lieder, Fahnen und Abzeichen wurden einheitlich fest-

gelegt. An die Stelle von Fahrten in kleinen Gruppen traten Massenlager, 

und bald rückte eine paramilitärische Ausbildung in den Mittelpunkt. 

Widerstand wurde noch härter als früher bestraft. Die SS war mit zur 

Kontrolle eingeschaltet. Während man zunächst bestrebt war, die Ju-

gendlichen durch die Übernahme von Bräuchen und Symbolen aus der 

Jugendbewegung anzulocken, wurden fremde Einflüsse nun streng aus-

geschaltet. Diese Massnahmen provozierten aber wiederum starken Wi-

derstand. Die Jugendlichen fühlten ihre Freiheit noch mehr eingeengt. 

Auf die unterschiedlichsten Arten versuchten sie, sich dem zu entziehen. 

Sie traten erlaubten Organisationen bei, zum Beispiel Sportvereinen, 

und hielten weiterhin ihre geheimen Zusammenkünfte ab. 

Und wie war es um die Haltung der katholischen Jugend bestellt?4 

Nach der Machtergreifung wurde die Arbeit der katholischen Jugendor-

ganisationen von der HJ mit stillschweigender Unterstützung der Regie-

rung zunehmend behindert. Manche Erwachsene, auch bekannte Geist-

liche, erwogen bereits einen Kompromiss und eine Art Föderation mit 

der HJ. Seitens der Jugendlichen erfolgten jedoch scharfe Proteste. Die 

Absicht der neuen Bewegung, alle katholischen Jugendlichen in die HJ 

zu locken, misslang. Kurz darauf begannen die Überfälle, und die ersten 

Opfer waren zu beklagen. 1934 wurde Adalbert Probst, ein prominenter 

Jugendführer, von der Gestapo im Zusammenhang mit dem sogenannten 

Röhm-Putsch ermordet. Ansichtskarten mit seinem Porträt wurden unter 

der katholischen Jugend verbreitet, und man verehrte ihn als Märtyrer. 

In ihren Berichten sprach die Gestapo von einer wachsenden Unruhe. 

Einen Brennpunkt des Widerstandes bildete die Zeitschrift ‚Junge 

Front’, die zuletzt eine Auflage von 300‘000 Exemplaren erreichte.5 Da-

rin wurde eindeutig gegen den Nationalsozialismus und Massnahmen 

des Regimes Stellung genommen. Chefredakteur der Zeitschrift war Jo-

hannes Maassen, der selbst aus dem Kreis ,Neudeutschland’, der katho-

lischen Jugendorganisation für Mittelschüler, stammte. Wegen seiner 
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klaren Sprache wurde das Blatt immer wieder mit Erscheinungs verboten 

belegt. Nachdem Baldur von Schirach einmal geäussert hatte, die einzige 

junge Front Deutschlands werde von der HJ gebildet, wurde der Name 

in ‚Michael’ umgeändert. Anfang 1936 erfolgte das endgültige Verbot. 

Kurz darauf wurden 50 bekannte katholische Jugendführer verhaftet. In 

den Jahren 1937 und 1938 wurden alle katholischen Jugendorganisatio-

nen verboten. Schon in den Jahren davor hatten sie nicht mehr öffentlich 

auf treten dürfen. Überall bildeten sich nun illegale Gruppen, was vor 

allem den Aktivitäten von Johannes Maassen zu verdanken war. Auch 

die Geistlichen versuchten, die Jugendlichen auf diese oder jene Weise 

zusammenzuhalten. Eine grosse Anzahl von Ministranten waren in 

Wirklichkeit Mitglieder illegal existierender Jugendgruppen. Eigene Ju-

gendgottesdienste wurden stark besucht. Als der Kampf zwischen der 

katholischen Kirche und dem Regime immer schärfere Formen anzuneh-

men begann, half die Jugend, soviel sie nur konnte. Man unterstützte 

Verfolgte, es wurden Predigten des Bischofs Galen und andere Schriften 

verbreitet. 

In der Frankfurter Bernhardinusgemeinde versammelte sich regel-

mässig eine Gruppe von Jugendlichen im Pfarrhaus. Ihr Führer, Bern-

hard Becker, war ein junger Maler, der an der Kunstakademie studierte. 

Als einziger der 720 Studenten hatte er den Mut, sich zu weigern, eine 

militärische Uniform im Dienst des Nationalsozialismus zu tragen. Des-

halb war ihm damals sein Stipendium entzogen worden. Becker sprach 

mit den Jungen über verschiedene Themen und wich dabei politischen 

Gesprächen nicht aus. Nach dem Verbot der katholischen Jugendorgani-

sationen traf sich die Gruppe in Beckers Atelier. Aus ihren Gesprächen 

ist abzulesen, dass der etwas verschwommene und romantische Charak-

ter des Jugendwiderstandes bei dieser Gruppe zu einer klaren politischen 

Einsicht gereift war. Ihnen war die Notwendigkeit eines Widerstandes 

gegen das Regime bewusst geworden, der es nicht bei Worten bewenden 

liess. Ehe aber Taten folgen konnten, griff die Gestapo ein. Sie hatte auf 

irgendeine Weise von der Existenz der Gruppe erfahren, und einige Be-

amte hatten offensichtlich einmal an der Tür gehorcht und alles mitge- 
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hört. Ende 1937 wurde die Gruppe festgenommen. Wie ein Schwerver-

brecher, an Händen und Füssen gefesselt, wurde Bernhard Becker ins 

Gefängnis eingeliefert. Kurz danach teilte die Gestapo seinem Bruder 

mit, er habe Selbstmord begangen ... 

Infolge der grossen Uneinigkeit innerhalb der evangelischen Kirche 

hatten die evangelischen Jugendlichen viel grössere Mühe, ihren Stand-

ort zu bestimmen.6 Schon bald durften ihre Organisationen sich nur noch 

auf kirchlichem Gebiet betätigen. Regelmässig wurden ihre Heime von 

der HJ geplündert. Viele Gruppen bestanden jedoch noch illegal. Sie 

wurden von der Zeitschrift ‚Jungenwacht’ unterstützt, die sich bis 1938 

halten konnte. Eine andere wichtige Stütze war die Bekennende Kirche, 

die ein eigenes Jugendorgan, die ‚Junge Kirche’, besass. Vielerorts ge-

hörten auch Jugendliche der Bekennenden Kirche an. Es wurden im Lauf 

der Zeit innerhalb dieser Organisation Jugendabteilungen gegründet. Im 

Mittelpunkt stand dabei der grundsätzliche Gegensatz zwischen Chris-

tentum und Nationalsozialismus. Die Jugendlichen verbreiteten Predig-

ten Niemöllers und andere Schriften. Zur Gründung einer regimefeind-

lichen politischen Organisation kam es aber auch bei der evangelischen 

Jugend nicht. 

Der Jugendwiderstand erhielt auch Unterstützung aus dem Ausland. 

Dort lebten ausgewichene Deutsche, die selbst mit der Jugendbewegung 

zu tun gehabt hatten und manchmal noch mit Jugendgruppen in Kontakt 

standen. Im Ausland wurden Zeitschriften wie die ‚Kameradschaft’ ver-

legt, die zu illegalen Gruppen des ‚Jungnationalen Bundes’ Verbindung 

unterhielt. Pfingsten 1935 trafen in den Niederlanden die Führer mehre-

rer illegaler Gruppen zusammen. Als etwa 30 Mitglieder dieser Gruppe 

verhaftet worden waren, wurde im Juni 1937 in Essen der Prozess gegen 

diese Gruppen mit grossem Tamtam inszeniert. Während des Prozesses 

starb plötzlich einer der Hauptangeklagten, der sich allzu tapfer vertei-

digt hatte. 

Einer der ausgewichenen Jugendführer war Theo Hespers. Er stamm-

te aus der katholischen Jugendbewegung. Von den Niederlanden aus 

baute er in verschiedenen Städten illegale Gruppen auf und brachte sie 
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miteinander in Kontakt. Hespers war einer der Redakteure der ‚Kame-

radschaft’, einer Zeitschrift, die an allen Grenzstationen erhältlich war. 

Als Treffpunkte und Verbindungsmöglichkeiten dienten Klöster entlang 

der Grenze, die noch aus der Zeit des Kulturkampfes stammten. Ein an-

derer aktiver ausgewichener Jugendführer war Karl Paetel. Aus Stock-

holm, Brüssel und Paris erreichten seine Schriften die Jugend in Deutsch-

land. Auf ähnliche Weise ging Walter Hammer in Dänemark vor. Mit 

Kriegsbeginn und vor allem nach der Besetzung verschiedener Nachbar-

länder durch die deutschen Truppen brachen jedoch die meisten Kon-

takte zusammen. 

Je länger das nationalsozialistische Regime an der Macht war, desto 

mehr veränderten sich die Methoden des Widerstandes von Seiten der 

Jugend. Eine wichtige Funktion besassen die ‚Reinhart-Briefe’, die auf 

verschiedene Möglichkeiten des Widerstands hinwiesen und vor be-

stimmten Gefahren warnten. An gut sichtbaren Orten wurden Flugblätter 

angebracht, in denen zum Beispiel in grossen Buchstaben die Lektüre 

einer Nazizeitung empfohlen, dazwischen aber in kleineren Buchstaben 

allerhand Kritik geäussert wurde. Auch mit Grammophonplatten wurde 

gearbeitet, die mit dem Ausschnitt einer Hitlerrede begannen, im Weite-

ren aber einen antinationalsozialistischen Text brachten. 

Vieles veränderte sich infolge des Krieges. Die älteren Jugendlichen 

wurden eingezogen und hielten nur noch über Rundbriefe mühsam den 

Kontakt miteinander aufrecht. Aber der Krieg hatte noch andere Folgen. 

Neue Gruppen traten an die Stelle der alten. Sie waren härter in ihrem 

Widerstand. Inzwischen war offenkundig geworden, welche Verbrechen 

das Regime begangen hatte. Einzelheiten über Vorgänge in Konzentrati-

onslagern und über die Judenverfolgung waren bekannt geworden und 

hatten grosse Verbitterung hervorgerufen. Verschiedene Gruppen ver-

legten sich auf Sabotageakte und konspirierten über den Sturz des Re-

gimes. Information verschaffte man sich durch das Abhören ausländi-

scher Sender; Wellenlängen und Sendezeiten teilte man anderen Interes-

senten mit. So gab es beispielsweise die Gruppe um Herbert Baum, der 

auch Jugendliche jüdischer Abstammung angehörten. 
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Als das Regime im Frühjahr 1942 im Berliner Lustgarten eine Propa-

gandaausstellung gegen Russland eröffnet hatte, entschlossen sie sich 

zur Brandstiftung. Heftige Diskussionen darüber, ob diese Aktion den 

Einsatz der ganzen Gruppe wert sei und ob sich daran ausgerechnet eine 

jüdische Gruppe beteiligen sollte, scheinen der Aktion vorangegangen 

zu sein. In der Tat wurde ein Teil der Ausstellung angezündet, zwei Tage 

später jedoch waren alle Beteiligten verhaftet. Ganz offensichtlich war 

ein Spitzel am Werk gewesen. 

Eine weitere Gruppe wurde 1942 von der Gestapo ausgeschaltet. Ihre 

wichtigste Figur war Günther Hübener, damals 17 Jahre alt. Mit zwei 

anderen gehörte er den Zeugen Jehovas an, einer von den Nationalsozi-

alisten unerbittlich verfolgten Gruppe. Hübeners Bruder hatte aus Frank-

reich ein Radio mitgebracht, das Günther reparierte. Dabei fing er einen 

deutschen Sender aus London auf und verfolgte fortan dessen Berichte. 

Auf einer Schreibmaschine tippte er das Gehörte ab und verbreitete ge-

meinsam mit anderen diese Nachrichten. Die Jungen deponierten Dut-

zende von Blättern in Hausgängen und Briefkästen. Die Gestapo war 

höchst erstaunt, als sie entdeckte, dass hinter dem Ganzen 16- und 17jäh-

rige Jungen steckten. Günther selbst wurde hingerichtet, die anderen er-

hielten Gefängnisstrafen zwischen vier und zehn Jahren.7 

Andere Gruppen führten den Widerstand fort. Im gleichen Jahr, in 

dem die obengenannten Gruppen entdeckt und zerschlagen wurden, be-

gann die Aktivität der ,Weissen Rose’ in München.8 Mittelpunkt der 

Gruppe war Hans Scholl, ein Medizinstudent. Wie so viele andere seiner 

Generation war er 1933, von den Parolen berauscht, Mitglied der Hitler-

jugend geworden. Zunächst hatten ihm das ganze Gerede über Vater-

land, Kameradschaft und Volksgemeinschaft und die mit Fahnen und 

Trommeln marschierenden Kolonnen imponiert. Das Verbot, nicht-

deutsche Lieder zu singen, der Besuch auf einem der Nürnberger Partei-

tage, Gerüchte über Judenverfolgung und Konzentrationslager und die 

Lektüre von Predigten des Münsteraner Bischofs Graf Galen liessen je-

doch allmählich Zweifel in ihm aufkommen. Über diese Dinge sprach er 

mit einigen anderen Studenten, von deren Zuverlässigkeit er sich über- 
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zeugt hatte. Das waren Alexander Schmorell, der Sohn eines Münchner 

Arztes, Christoph Probst, ein Student, der bereits verheiratet war, und 

Willy Graf,9 der aus Saarbrücken kam. Sie fanden Rat und Hilfe bei Kurt 

Huber, einem Professor der Philosophie, in dem sie einen Regimegegner 

erkannt hatten. Er nahm auf ihre Einladungen hin regelmässig an ihren 

Gesprächen teil. 

Im Frühjahr 1942 wurden die ersten Flugzettel verbreitet. Darin wur-

den die Verbrechen des Hitlerregimes beim Namen genannt und ange-

prangert, wurde deutlich gemacht, dass das deutsche Volk durch die Ver-

nichtung der Juden bleibende Schuld auf sich geladen hatte, und wurde 

die Frage nach der Apathie eines ganzen Volkes gestellt, das so etwas 

geschehen liess. Schliesslich wurden alle dazu aufgerufen, auf jede er-

denkliche Weise passiven Widerstand zu leisten und Sabotage zu üben, 

um dadurch den Nationalsozialismus zu Fall zu bringen. Hans und seine 

Freunde gingen in ihren neuen Aktivitäten vollständig auf. Dann traf 

aber die Nachricht ein, dass sie wieder für mehrere Monate an die Ost-

front mussten. 

Nach ihrer Rückkehr beschlossen sie, ihre Aktivitäten fortzusetzen 

und noch intensiver als zuvor zum Widerstand aufzurufen. Ihre Zielvor-

stellung war, dass der Krieg beendet werden musste. Das bedurfte jedoch 

sorgfältiger Planung, auch in psychologischer Hinsicht. Es mussten 

Flugblätter zusammengestellt werden, die die Menschen von der Not-

wendigkeit überzeugen sollten, dass das nationalsozialistische Regime 

zu verschwinden hatte. Dazu mussten an verschiedensten Orten Gruppen 

gebildet werden. Jede Gruppe sollte über einen Vervielfältigungsapparat 

und über Geld verfügen, um die Flugblätter auf dem Postweg zu versen-

den. Sie selbst wollten diese Aufgabe in München übernehmen. Man be-

schloss, Kontakt mit Bekannten in anderen Universitätsstädten aufzu-

nehmen. Um Weihnachten 1942 traf Willy Graf einen alten Bekannten, 

Willy Bollinger, und dieser sagte den Aufbau einer gleichgerichteten 

Gruppe in Saarbrücken zu. Um den Kontakt zwischen den Gruppen zu 

ermöglichen, beschaffte er falsche Urlaubsscheine und Fahrtausweise. 

Ausserdem sorgte er für Pistolen. Sein Bruder Heinz sollte in Freiburg  
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gleichfalls eine Gruppe aufstellen. Auch mit Hamburg, Berlin und Köln 

wurden Kontakte geknüpft. 

Es gab unter den Bekannten, die in die Pläne eingeweiht waren, auch 

solche, die warnten. Sie schlugen vor, so lange abzuwarten, bis das Re-

gime zusammenbreche, und dann aktiv zu werden. So gut solche War-

nungen auch gemeint sein mochten, auf die Freunde blieben sie ohne 

Wirkung. Ihr Plan stand fest. Vergeblich versuchte Michael Brink, ein 

ehemaliger Jugendführer beim ‚Neudeutschland’, Kontakt zwischen die-

ser Gruppe und dem Kreisauer Kreis herzustellen. Er bemühte sich, ein 

Treffen zwischen Professor Huber und einem der Münchner Kreisauer, 

dem Jesuitenpater Alfred Delp, zu arrangieren, der selbst ebenfalls zum 

‚Neudeutschland’ gehört hatte.10 Brink wollte dadurch verhindern, dass 

die Gestapo der Gruppe auf die Spur kommen würde. Das Treffen wurde 

jedoch mehrmals verschoben, und infolge des schnellen Reagierens der 

Gestapo war es schliesslich zu spät. Inwieweit auch andere Kontakte da-

bei eine Rolle spielten, ist ungewiss. Offensichtlich hatten Alexander 

Schmorell und Hans Scholl Ende 1942 in Berlin ein Gespräch mit dem 

dem bürgerlichen Widerstand nahestehenden Polizeipräsidenten, Graf 

Helldorf. 

Eines Tages wurde Hans gewarnt, dass die Gestapo ihm auf der Spur 

sei. Dennoch entschloss er sich zu bleiben, alles Weitere abzuwarten und 

inzwischen noch möglichst viel zu tun. Am 18. Februar gingen Hans und 

Sophie zur Universität. Sie hatten einen Koffer mit Flugblättern bei sich. 

In der Universität legten sie die Flugblätter in den Gängen aus, wo Hun-

derte von Studenten sie beim Vorlesungswechsel lesen konnten. Vom 

2. Stock warf Sophie den Rest in den Lichthof hinunter. Doch der Haus-

meister hatte sie beobachtet, schloss die Tür und alarmierte die Gestapo. 

Diese brachte Hans und Sophie ins Gefängnis, und dort begannen die 

Verhöre. Bald darauf wurden auch andere verhaftet, darunter Christoph, 

Willy, Alex und Professor Huber. Es gab nichts zu leugnen. Hitler ord-

nete einen öffentlichen Prozess vor dem sogenannten Volksgerichtshof 

unter Leitung des berüchtigten Freisler an. Um kein unnötiges Aufsehen 

zu erregen, wurde die Gruppe in drei Teile aufgespalten. Zuerst wurden  
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Hans und Sophie Scholl und Christoph Probst abgeurteilt. Zur zweiten 

Gruppe gehörten Professor Huber, Alexander Schmorell, Willy Graf und 

vier weitere Studenten. Besonderen Eindruck hinterliessen die Worte 

Hubers. Die drei ersten dieser Gruppe wurden zum Tode verurteilt; drei 

der Studenten erhielten Gefängnisstrafen, einer wurde aus besonderen 

Gründen freigesprochen. Die sieben Angeklagten im dritten Prozess, fast 

durchweg Studenten, wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt. Damit wa-

ren die Aktivitäten der ‚Weissen Rose’ in München beendet. Tausende 

mussten ihre Flugblätter gelesen haben. Ein Mitglied des Kreisauer Krei-

ses brachte eines davon nach Berlin. Dieses Exemplar nahm Helmuth 

von Moltke auf einer Dienstreise mit nach Skandinavien. In Norwegen 

liess er es übersetzen, und der Text wurde daraufhin in der illegalen nor-

wegischen Presse veröffentlicht.11 In Hamburg existierte schon länger 

eine aus Akademikern und Studenten gebildete Gruppe, die die Münche-

ner Flugblätter weitergab.12 1944 entdeckte die Gestapo auch diese 

Gruppe und verhaftete 30 Mitglieder. Etwa die Hälfte von ihnen wurde 

noch rechtzeitig von den anrückenden Alliierten befreit. 

Zwei Einzelfälle stellen schliesslich das wachsende politische Be-

wusstsein der deutschen Jugend in den Kriegsjahren unter Beweis. Im 

ersten Fall handelt es sich um einen Bauernsohn aus dem Sudetenland, 

der im Februar 1944 hingerichtet wurde, weil er sich geweigert hatte, der 

SS beizutreten. Im Abschiedsbrief an seine Eltern schrieb er, er habe sich 

geweigert, weil er über die SS Bescheid wisse und so etwas nicht auf sein 

Gewissen nehmen könne.13 Im zweiten Fall geht es um Friedrich Karl 

Klausing, der ursprünglich den evangelischen Pfadfindern angehört 

hatte, später aber in die HJ eingetreten war. Als Fähnrich machte er den 

Polen- und Frankreichfeldzug mit und wurde zum Offizier befördert. 

Wegen schwerer Verwundungen, die er in Russland erlitten hatte, wurde 

er nach Deutschland versetzt. Dort traf er einen alten Freund, der ihn 

dazu bewegte, sich dem Widerstand anzuschliessen. Er wurde Adjutant 

von Graf Stauffenberg, erlebte trotz Krankheit die Ereignisse des 20. Juli 

in der Bendlerstrasse in Berlin, konnte aber nach dem Scheitern des Put- 
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sches entkommen. Da er nicht fliehen wollte und auch nicht zum Selbst-

mord bereit war, stellte er sich am nächsten Morgen der Gestapo, um 

das Los seiner Kameraden zu teilen. Am 8. August 1944 gehörte er zu 

der ersten Gruppe der verurteilten Militärs und wurde noch am gleichen 

Tag umgebracht.14 



4. Der kommunistische Widerstand 

Dass eine grosse Zahl von Kommunisten zu den erbittersten Gegnern des 

Naziregimes gehört hat, ist unbestritten. Jedoch wurde die Gefahr der 

nationalsozialistischen Bewegung von vielen Kommunisten lange Zeit 

weit unterschätzt.1 Die Kommunisten sahen in den Sozialdemokraten, 

die sie als ,Sozialfaschisten’ bezeichneten, schlimmere Feinde als in den 

Nationalsozialisten selbst. Das hing mit der auf dem VI. Weltkongress 

der Komintern beschlossenen ,Links-Orientierung’ zusammen und 

führte auch dazu, dass die Kommunistische Partei Deutschlands, deren 

Wählerschaft seit 1930 erheblich angewachsen war, keinen grundsätzli-

chen Unterschied machte zwischen politischen Entwicklungen auf 

Reichsebene und der Existenz einer demokratischen Koalitionsregierung 

in Preussen mit den Sozialdemokraten Braun und Severing in führenden 

Positionen. Sie verband sich im Jahre 1931 sogar mit den Rechtsextre-

misten zu einer Aktion, die einen Volksentscheid gegen die Regierung 

in Preussen herbeiführen sollte. Damit trug die KPD zum Untergang der 

Demokratie in Deutschland bei. Zwar verlor sie deswegen Wählerstim-

men, aber die Position der demokratischen Minderheitsregierung war er-

heblich untergraben. Dazu kam, dass im bürgerlichen Lager wegen der 

vielen Aktionen der Partei Furcht vor einem kommunistischen Aufstand 

herrschte. Dies war jedoch ein – auch von Kommunisten genährter – 

Mythos, denn die internen Verhältnisse in der KPD waren wegen der 

starken Mitgliederfluktuation in mancher Hinsicht instabil, und es war 

der Partei kaum gelungen, grössere nichtkommunistische Gruppen an 

sich zu binden. 

Wenn sich auch der eine oder andere Parteiführer 1929/30 der Gefahr 

bewusst wurde, die von Seiten der NSDAP drohte, so schwankte die Par-

teiführung in ihrer Taktik doch zwischen einem ‚ideologischen’ Ab-

wehrkampf gegen die Nationalsozialisten und einer ‚nationaleren‘ Pro- 
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paganda, deren Ziel es war, der NSDAP Wähler aus der Arbeiterbewe-

gung abzugewinnen. 

Während vor allem die kleineren Gruppen zwischen der kommunisti-

schen und sozialdemokratischen Partei auf eine Einheitsfront gegen den 

Nationalsozialismus drängten, lehnten die grossen Parteien dies ab. Zu 

spät gingen die Kommunisten, die eigentlich nur eine Einheitsfront auf 

unterer Ebene wünschten, auf solche Bestrebungen ein, die innerhalb der 

SPD besonders von Friedrich Stampfer befürwortet wurden.2 Diese Un-

einigkeit und Feindlichkeit innerhalb der Arbeiterbewegung haben we-

sentlich zum Sieg des Nationalsozialismus beigetragen. 

Aus dem bisher Gesagten geht die Ausgangsposition der KPD am 

Ende der Weimarer Republik klar hervor. Nach den Landtagswahlen in 

Preussen im April 1932, als die Koalitionsregierung ihre Mehrheit ver-

lor, weigerte sich die KPD, durch Stimmenthaltung eine Minderheitsre-

gierung Braun-Severing zu tolerieren. Zwar bezeichnete man den Papen-

Staatsstreich am 20. Juli 1932 als «faschistische Militärdiktatur», nannte 

aber die Sozialdemokratie immer noch den «aktivsten Faktor» oder die 

«Stütze» des Faschismus. So ist es nicht verwunderlich, dass trotz der 

Bemühungen der KPD, unter den Parolen «Einheitsfront» und «Antifa-

schistische Aktion» im Winter 1932/33 Anhänger zu gewinnen, die Vo-

raussetzungen einfach fehlten, gemeinsam die wachsende nationalsozia-

listische Gefahr zu bekämpfen. Als von Seiten der KPD am 30. Januar 

1933, dem Tag der Machtübernahme Hitlers, zu einem Generalstreik und 

zu Massendemonstrationen aufgerufen wurde, gelang es nicht, diese Ini-

tiative zu einer gemeinsamen Abwehraktion der deutschen Arbeiterbe-

wegung auszubauen, wenn auch an verschiedenen Orten Kommunisten 

und Sozialdemokraten zusammen-gingen/ 

Während sich nun die Partei völlig überrascht intern auf die Illegalität 

vorzubereiten anfing – zahlreiche Funktionäre rechneten noch mit einer 

Periode der Legalität oder Halblegalität –, nutzte sie nach aussen noch 

alle ihr verbliebenen Propagandamöglichkeiten im Hinblick auf die 

Märzwahlen. Als sehr nachteilig für die Partei erwies sich der Umstand, 

dass die politische Abteilung der Polizei ziemlich genau über Tun und 
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Lassen der kommunistischen Führer Bescheid wusste. Bei Hausdurchsu-

chungen und einem Überfall im Karl-Liebknecht-Haus 1931 und 1932 

waren wichtige Dokumente und fast das gesamte Archivmaterial, zu dem 

auch Untertauchadressen gehörten, beschlagnahmt worden. 

Dann kam auch noch der Reichstagsbrand, der als Vorwand für das 

Verbot der Kommunistischen Partei und die Verhaftung ihrer Funktio-

näre diente. Ausserdem fiel der Polizei ein geheimes Spionagearchiv in 

die Hände, und Überläufer gaben wertvolle Tips. Mehr als die Hälfte der 

Spitzenfunktionäre wurden verhaftet oder ermordet. In der Hauptsache 

betraf es Funktionäre der mittleren und unteren Parteiebene. Anfang 

März 1933 wurde sogar der bedeutendste Parteiführer, Ernst Thälmann, 

verhaftet. Der rücksichtslose Aktivismus der Partei rächte sich jetzt. 

Viele Funktionäre wichen auf Befehl oder aus eigenem Antrieb ins Aus-

land aus. Inzwischen bemühten sich einige Parteiführer, die zerstreute 

Partei wieder aufzubauen und Kontakte mit noch existierenden Parteiab-

teilungen zu knüpfen. Dabei entstanden Spannungen zwischen dem pro-

visorischen Parteiführer, Walter Ulbricht, und John Schehr, dem Orga-

nisator der illegalen KPD. Letzterer wurde jedoch im November 1933 

nach der Rückkehr von einer Moskaureise verhaftet. Der auch zum Po-

litbüro gehörende Wilhelm Pieck, der im Sommer 1933 ausgewichen 

war, hatte in Paris eine Auslandsleitung aufgebaut. Andere sammelten 

sich in Prag, wie Ulbricht, der etwa 1936 ebenfalls nach Paris ging. 

Der zentralistische Aufbau der KPD und die Verhaftung eines grossen 

Teils des Parteikaders erschwerten den Übergang in die Illegalität. An-

dererseits stärkte die Märtyrerrolle, die der Partei durch den Reichstags-

brand zugefallen war, wieder ihr Ansehen. Georgi Dimitroff, ein hoher 

Kominternfunktionär, war kurz nach dem Reichstagsbrand unter Be-

schuldigung der Mittäterschaft verhaftet und im darauffolgenden Prozess 

mitangeklagt worden. Es schien, als hätten die Kommunisten den muti-

gen Versuch gewagt, das Fanal zum Sturz des neuen Regimes zu geben. 

Trotz aller damit verbundenen Nachteile hielt die Partei vorläufig an ih-

rem zentralistischen Aufbau fest, was ein hohes Mass an Opferbereit- 
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schäft forderte. Komintern, Inland- und Auslandsleitung setzten ihre 

Mitglieder schonungslos ein. 

Eine wichtige Funktion in der Übergangsphase vom Aktivismus zum 

Widerstand kam der illegalen Presse zu.4 Bereits Ende 1932 war der 

Auftrag erteilt worden, Vorbereitungen zur illegalen Herstellung von 

Propagandamaterial zu treffen. Daraufhin war ein Produktions- und Ver-

triebsapparat für ganz Deutschland aufgebaut worden mit einer speziel-

len Abteilung, die mittels Kurieren die Verbindung zwischen den ein-

zelnen Abteilungen und dem Ausland herstellte. Allein in Berlin besass 

die KPD zehn Druckereien. Nach der Verhaftungswelle von 1933 wurde 

das Material vorwiegend ausserhalb Berlins gedruckt. Neben dieser ‚ge-

steuerten’ Aktivität waren eine Zahl von Abteilungen und Gruppen dazu 

übergegangen, selbst Material zusammenzustellen und zu vervielfälti-

gen. Darin wurden lokale Ereignisse aufs Korn genommen, und man be-

mühte sich, auf unterschiedliche Weise die Unzufriedenheit anzuheizen. 

Dabei wurden in unzähligen Flugblättern bessere Arbeits- und Lebens-

bedingungen, soziale Rechte und demokratische Freiheiten gefordert. 

Damals war die politische Polizei Preussens hinter den Kommunisten 

aufgrund einer speziellen Anweisung Görings besonder her. Also for-

derte auch die Propagandatätigkeit viele Opfer. 1933 fanden allein in 

Berlin mehrere hundert Prozesse gegen Kommunisten statt. 

Ein weiteres Ziel der KPD in den Jahren nach 1933 war die Erneue-

rung der kommunistischen Aktivität in den Betrieben. Vor 1933 war der 

kommunistische Einfluss in den Betrieben nicht stark gewesen. Das 

Gros der Parteimitglieder war arbeitslos. Die mit der KPD zusammenar-

beitenden ,Roten Gewerkschaften’ hatten nur einen mässigen Anhang. 

In der Illegalität sollten jetzt die Betriebe zu Zentren der illegalen kom-

munistischen Arbeit werden. Zuerst musste dazu aber ein neuer Kader 

formiert werden. Darüber verstrich natürlich eine gewisse Zeit. Dazu 

kam, dass nur eine Minderheit der Kommunisten in die Illegalität gegan-

gen war. Die anderen hatten sich mit der Niederlage abgefunden oder 

hatten sich Naziorganisationen angeschlossen. In den Betrieben wurden 

Obmänner aufgestellt, die einen Kern von Antinazis um sich sammeln 
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sollten. Nachdem sie anfänglich versucht hatten, die noch nicht verbote-

nen Gewerkschaften – die allgemeine und die christliche – durch einen 

Zustrom von Kommunisten zu verstärken, konzentrierte man sich bald 

wieder auf Gründung und Ausbau der ,Roten Gewerkschaften’. Von ei-

ner grossen Aktivität konnte zunächst noch keine Rede sein. Bei den Be-

triebsratswahlen im März und April 1933, mit ihrem für die Nazis so 

vernichtenden Ergebnis, stimmten nur fünf Prozent der Arbeiter für die 

Listen der ,Roten Gewerkschaften’. Noch im Sommer 1934 arbeitete erst 

ein Viertel der Mitglieder der illegalen KPD in Betrieben. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1934 waren in den Reihen der KPD 

vereinzelt Stimmen zu hören, die für eine Volksfrontpolitik plädierten. 

Damit wurde eine Umstellung befürwortet, wie sie namentlich aus dem 

Kreis der ,Revolutionären Sozialisten’ unter Hinweis auf Frankreich vor-

geschlagen worden war. Die Mehrheit der KPD-Führung wollte jedoch 

die alte Isolierungstaktik fortsetzen und war nur bereit, auf lokaler Ebene 

Ausnahmen zuzulassen. Immerhin wurden, angefangen mit Hessen-

Frankfurt im September 1934, in mehreren Bezirken Aufrufe in diesem 

Sinne formuliert. Erst als die Komintern sich für diesen neuen Kurs ent-

schied, wagte Ulbricht, sich der Minderheit anzuschliessen. Eine ge-

meinsame Sitzung von Komintern und Politbüro der KPD im Januar 

1935 in Moskau brachte dann das Ergebnis, dass die Volksfrontpolitik 

zur offiziellen Politik der Komintern und der ihr angeschlossenen Par-

teien wurde, wenn auch die Mehrheit der KPD-Führung noch immer auf 

der alten Taktik bestand. Dennoch konnte sie nicht umhin, in einer Ta-

gung mit Funktionären aus verschiedenen Teilen Deutschlands am 30. 

Januar 1935 die neuen Richtlinien zu übernehmen. Etwa zur selben Zeit 

begannen manche Kommunisten, die Kirchen mit anderen Augen zu be-

trachten, und zeigten Sympathie für die Bekennende Kirche und für den 

katholischen Widerstand. Auffallend war, dass Kommunisten die Got-

tesdienste missliebiger Geistlicher besuchten und bei der Verbreitung 

kirchlicher Schriften mithalfen, die sich gegen den Nationalsozialismus 

wandten. 

Von dem Kurswechsel der Komintern war auch die Organisations- 
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form des kommunistischen Widerstandes unmittelbar betroffen. Anstel-

le der zentralen Organisationen wurden kleine, als Zellen bezeichnete 

Gruppen gebildet, die von speziell ausgebildeten Instrukteuren geleitet 

wurden. Der Aufbau dieser Zellen erfolgte zunächst in den örtlichen Ab-

teilungen, später auch in den Betrieben. Gelegentlich drang diese Akti-

vität auch nach aussen. Als die Nazis nach drei Jahren dem Ausland de-

monstrieren wollten, dass ganz Deutschland hinter ihnen stehe, und mit 

grossem Pomp die Olympischen Spiele vorbereiteten, brach bei der 

Auto-Union in Berlin plötzlich ein Streik aus.5 Die Werksleitung hatte 

eine Kürzung der Stundenlöhne bekanntgegeben. Diese Massnahme, die 

allgemeine Unzufriedenheit hervorrief, wurde von kommunistischen 

Obmännern als Motiv benutzt, zu einem Streik aufzurufen. Auf diese 

Weise wollte man den vielen in der Stadt anwesenden ausländischen 

Journalisten und Besuchern zeigen, dass nicht alle deutschen Arbeiter 

mit dem System sympathisierten. Die Polizei schirmte den Betrieb von 

der Aussenwelt ab. Versuche, die Arbeiter zu überzeugen, halfen so we-

nig wie Drohungen. Als schliesslich bereits ein beträchtlicher Auflauf 

entstanden war, weil die Arbeiter der nächsten Schicht vor den Fab-

riktoren standen, musste die Werksleitung nachgeben, um zu verhindern, 

dass der Streik allgemein bekannt wurde. Um Situationen wie diese 

künftig zu vermeiden, versuchte man dann, durch die Einstellung von 

geheimen Gestapoagenten die Arbeiter einzuschüchtern. 

Eine weitere Massnahme der kommunistischen Parteiführung war die 

Auflösung der illegalen Führungsgremien in Deutschland. Ihre Aufga-

ben wurden von im Ausland arbeitenden Grenzstellen und Abschnitts-

leitungen übernommen. Sie sollten den Kontakt mit einem bestimmten 

Teil Deutschlands aufrechterhalten. So wurden fortan die Parteiabteilun-

gen und Parteigruppen von Amsterdam, Strassburg, Luxemburg, Kopen-

hagen und Prag, später auch von Paris und Stockholm aus dirigiert, wo-

bei das Zentralkomitee in Moskau die Koordination übernahm. So 

schleusten beispielsweise niederländische Kommunisten Propaganda-

material nach Deutschland, unterhielten Kontakt mit mehreren Gruppen 

im benachbarten deutschen Gebiet und brachten Deutsche, die Spezial- 
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aufträge hatten oder zu einem Treff nach Holland kamen, über die 

Grenze. In der Grenzregion gab es Kontaktadressen, an denen Material 

deponiert oder Deutsche eine Zeitlang untergebracht werden konnten. 

Durch eine eigene Organisation wurden sie dann weiter versorgt, bis sie 

wieder zurückgingen. 

Ein Gebiet mit vielen illegalen Grenzübergängen war das bergige und 

bewaldete Grenzland zur Tschechoslowakei. Hier gab es zahlreiche 

Möglichkeiten, unbemerkt von Patrouillen über die Grenze zu gelangen. 

Es war sogar eine eigene Grenzorganisation gegründet worden, die dabei 

Hilfe leistete. In diesem unzugänglichen felsigen Gebiet, das von Wach-

posten gegen unliebsame Überraschungen abgeschirmt war, wurden 

Flugblätter hergestellt und über die Grenze gebracht. In umgekehrter 

Richtung wurden Verfolgte in Sicherheit gebracht.6 

Die Gegend um Aachen war gleichfalls ein Knotenpunkt von Flucht-

wegen und Kontakten zum Ausland. In Gestapoberichten wird mehrfach 

darauf hingewiesen. Viel Material wurde hier eingeschmuggelt, und 

trotz aller Verhaftungen wurden immer wieder Kontakte geschaffen. Re-

gelmässig passierten Kuriere und Funktionäre die belgische Grenze. 

Etwa 1935/36 hat jedoch die Gestapo durch Unterwanderung und Spitzel 

fast den ganzen Kurierdienst mit Holland und Belgien zerschlagen. Das 

gleiche gilt für die Gruppen, zu denen die Kuriere gehörten. Zeitweise 

berichtete die Gestapo überhaupt nichts mehr über illegale KPD-Grup-

pen. 

Als 1939 der Krieg ausbrach und ein Nachbarstaat Deutschlands nach 

dem anderen besetzt wurde, war eine Organisation durch Abschnittslei-

tungen im Ausland unmöglich geworden. Überdies waren die noch exis-

tierenden Gruppen in Deutschland ziemlich isoliert und wussten kaum 

etwas von Parteianweisungen. Auch herrschte in deutschen kommunis-

tischen Kreisen Beunruhigung über den Hitler-Stalin-Pakt. Deswegen 

wurde der Beschluss gefasst, in Deutschland wieder eine Inlandsleitung 

aufzubauen. Dabei schienen ausführliche Informationen erforderlich zu 

sein. Deshalb beschloss das Zentralkomitee, Vertreter in verschiedene 

Gegenden Deutschlands zu entsenden, um dort die nötige Aufklärung zu 
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betreiben und den Widerstand zu organisieren. Das Ziel dabei war, Kon-

takte zu knüpfen, um dadurch mit der Zeit eine Führungszentrale zu 

schaffen. Als Willi Gall aus Kopenhagen nach Berlin kam – es war noch 

im Mai 19397 –, traf er in dem Viertel Adlershof noch eine intakte Grup-

pe an. Als er zum zweiten Mal dort eintraf, überraschte ihn der Krieg. Er 

verdeutlichte den Parteistandpunkt und forderte zu Aktionen in den Be-

trieben auf. Noch wirksamer als früher hoffte man sich dadurch die all-

gemeine Unzufriedenheit nutzbar machen zu können. Auch eigenes Pro-

pagandamaterial wurde hergestellt, später als regelmässig erscheinende 

und gedruckte Zeitung, die ‚Berliner Volkszeitung’, die in Hunderten 

von Exemplaren verbreitet wurde. Als Anfang 1940 Gall verhaftet 

wurde, war ein neuer Verbindungsmann nötig. Die Wahl fiel auf Wil-

helm Knöchel.8 

Knöchel war Bergarbeiter und langjähriges Mitglied der KPD. Nach 

einer Ausbildung in Moskau hatte er zunächst für die kommunistische 

Gewerkschaftsinternationale gearbeitet und 1935 in Hamburg einen ille-

galen Apparat aufgebaut. Als er im gleichen Jahr in das Parteipräsidium 

gewählt wurde, erhielt er den Auftrag, in Amsterdam eine neue Partei-

führung aufzubauen. Bei den Vorbereitungen in Amsterdam fand er viel 

Unterstützung bei Daan Goulooze, der dort im Auftrag der Komintern 

einen selbständigen Apparat errichtet hatte. Über eine eigene Sende- und 

Empfangszentrale stand man in Kontakt mit Moskau und hielt durch Ku-

riere Verbindung zu mehreren westeuropäischen Hauptstädten, vor al-

lem zum Führer jener Organisation, die unter dem Decknamen ,Cle-

ment’ in Brüssel arbeitete. 

Von Amsterdam aus wurde zunächst der Kontakt zum Rheinland und 

von da aus schliesslich auch nach Berlin gelegt, wo noch Reste bislang 

unentdeckter Gruppen operierten. Einige ausgewichene Deutsche kehr-

ten nach Deutschland zurück und erhielten von Goulooze über weibliche 

Kuriere regelmässig die erforderlichen Geldmittel. Anfang 1942 ging 

auch Knöchel nach Berlin. Über Personal der internationalen Züge und 

über Rheinschiffer wurde der Kontakt aufrechterhalten. Auch von 

Stockholm verlief – wenn auch lockerer – eine Verbindungslinie nach  
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Berlin. Schwedische Seeleute sorgten für die Übermittlung verschiede-

ner Berichte und Materialien aus Stockholm über Delfzijl in die Nieder-

lande. Die Nachrichten Knöchels an Goulooze wurden von diesem nach 

Moskau gefunkt. Deutsche illegale Zeitungen erreichten über Delfzijl 

Stockholm und Moskau, so dass sie über den Rundfunk und das Blatt der 

Komintern regelmässig zitiert werden konnten. 

In Berlin war Knöchel sehr aktiv. Im Mai 1942 fand im Rheingebiet 

sogar eine Art Geheimkonferenz unter seiner Leitung statt. Moskau hielt 

es nun für wünschenswert, den direkten Funkkontakt zu Knöchel aufzu-

nehmen, umso mehr, als die Verbindung Berlin-Amsterdam ziemlich 

häufig unterbrochen war. Einer von Gouloozes Amsterdamer Gehilfen 

wurde im Rahmen des ,Arbeitseinsatzes’ nach Berlin dirigiert. Arbeit, 

ein Zimmer und falsche Papiere hatte man ihm in Berlin beschafft. Dort 

kam er mit Teilen des Sendegeräts an, der Rest sollte über Rheinschiffer 

nachfolgen. Der Plan scheiterte jedoch, da Knöchel im Januar 1943 ver-

haftet wurde. Als Knöchel sich nach schwerer Folterung bereit zeigte, für 

die Gestapo zu arbeiten, und ein ,Russlandspiel’ drohte, geriet der ganze 

Apparat in Gefahr. Aber Gouloozes Mann in Berlin schöpfte Verdacht. 

Unter dem Vorwand, Urlaub zu nehmen, versuchte er, in die Niederlande 

zurückzukehren, um die anderen zu warnen; da nahm die Gestapo ihn 

fest. Ende 1943 scheint noch Kontakt zwischen Gruppen in Berlin und 

einem Vertreter des Zentralkomitees aus Stockholm, Mewes, bestanden 

zu haben.9 

Es gab aber neben dem Kominternapparat noch andere Kontakte nach 

Deutschland. Die sowjetrussische Regierung besass eigene Nachrichten-

dienste im Rahmen einer zunächst aus Brüssel, später aus Paris gelenkten 

Organisation, die ihre Zweigstellen in allen westeuropäischen Ländern 

hatte und von Trepper, einem Polen jüdischer Abstammung, geleitet 

wurde. Später erhielt sie von der Gestapo den Namen ,Rote Kapelle’, 

unter dem sie bekannter wurde.10 Die deutsche Abteilung – unter Leitung 

des Luftwaffenoffiziers Harro Schulze-Boysen und dem Beamten des 

Wirtschaftsministeriums Arvid von Harnack, der aus einer berühmten 

deutschen Familie stammte11 – bestand aus zwei getrennten Organisati-

onen, einer grossen, die sich mit dem Widerstand in Deutschland befass- 
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te, und einer kleineren, die den Funkkontakt zum Ausland, unter ande-

rem nach Moskau, hielt. In ihrer Widerstandsorganisation hatten die bei-

den führenden Köpfe viele Mitglieder unterschiedlichster Herkunft und 

Richtungen um sich geschart. Ein Gestapobericht, zusammengestellt als 

Prozessgrundlage gegen über 100 verhaftete Mitglieder, spricht von 

mehr als 20 Prozent Berufssoldaten und Beamten, von 21 Prozent Künst-

lern, Schriftstellern und Journalisten, von 13 Prozent Arbeitern und Mit-

telständlern und von 29 Prozent Akademikern und Studenten. Sie alle 

waren davon überzeugt, dass das illegale Deutschland mit der Sowjet-

union zusammenarbeiten müsse. Darüber wurde in kleineren Gruppen 

diskutiert, und es wurden Flugblätter und Broschüren verbreitet. Mit ih-

rem Organ ,Die innere Front’ und anderen Flugblättern versuchten sie, 

Verbindung zu ausländischen Arbeitern herzustellen. 

Offensichtlich setzte sich im Laufe der Jahre innerhalb dieser grösse-

ren Widerstandsorganisation eine kleine Gruppe zusammen, die den 

Auftrag hatte, den Funkkontakt mit dem Ausland zu unterhalten. Seit 

1941 scheint regelmässiger Kontakt mit Belgien, den Niederlanden und 

der Sowjetunion bestanden zu haben. 1942 ortete die deutsche Gegen-

spionage den Brüsseler Sender, konnte dort Kontaktpersonen verhaften 

und war inzwischen über aufgefangene Berichte auch hinter Namen und 

Adressen der Berliner Gruppe gekommen. Darauf erfolgten im August 

zahlreiche Festnahmen. Man folterte die Häftlinge schwer, um noch an-

dere Namen aus ihnen herauszupressen. Vom Ausmass dieser Organisa-

tion war die Gestapo vollkommen überrascht. Hitler befahl, die grosse 

Gruppe in verschiedene kleine aufzuteilen, um unerwünschte Reaktio-

nen in Deutschland zu unterbinden. Dutzende von Angeklagten, darunter 

19 Frauen – auch die Frau Harnacks, eine Amerikanerin –, wurden zum 

Tod durch den Strang verurteilt. Diese stark auf die Sowjetunion orien-

tierte Gruppe kann nur teilweise als kommunistisch gelten. 

Von den in den Kriegsjahren in Deutschland existierenden kommu-

nistischen Gruppen seien hier noch vier erwähnt: Die Gruppe von Robert 

Uhrig in Berlin, Theodor Neubauer und Magnus Poser in Thüringen, 
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Georg Schumann und Otto Engert in Leipzig und Anton Saefkow, Franz 

Jacob und Bernhard Bästlein in Berlin. Die meisten dieser kommunisti-

schen Führer hatten selbst zunächst jahrelang in Gefängnissen und Kon-

zentrationslagern verbracht, ehe sie gleich nach ihrer Entlassung ihre alte 

illegale Aktivität wieder aufnahmen. Uhrig12 hatte 1938 in Berlin damit 

angefangen und sich vor allem auf die Bildung kommunistischer Grup-

pen in den Betrieben konzentriert. Seit 1941 arbeitete er mit der Gruppe 

des ehemaligen Freikorpsführers Römer zusammen. Gemeinsam gaben 

sie ein eigenes Organ ‚Informationsdienst’ heraus, das bis Anfang 1942 

fast regelmässig in monatlichem Abstand erschien. Die Gruppe, die 1940 

etwa 100 und 1942 200 Mitglieder zählte, nahm auch mit anderen Grup-

pen Kontakt auf, unter anderem mit der Gruppe Schulze-Boysen und von 

Harnack. Aber auch mit Gruppen anderer Städte stand man in Verbin-

dung. Anfang 1942 kam die Gestapo dieser Gruppe auf die Spur. Sie 

verhaftete Uhrig und viele Mitglieder, von denen einige erst 1944 hinge-

richtet wurden. Der Rest schloss sich der Gruppe Anton Saefkows an. 

Die Gruppe Neubauer und Poser in Thüringen13 bestand aus Mitglie-

dern früherer Arbeiterorganisationen, stand aber auch mit einer Gruppe 

der Universität Jena in Verbindung. In verschiedenen Betrieben verfügte 

sie über Kontaktpersonen. Sie unterhielt auch Verbindung zu einer 

Gruppe im Konzentrationslager Buchenwald, half mit Lebensmittelpa-

keten, übermittelte Propagandamaterial und schmuggelte sogar Waffen 

ins Lager. Die Gruppe in Leipzig, mit ihren Führern Schumann und En-

gert,14 hatte ebenfalls Kontakte zu Betrieben, stand daneben aber auch 

mit russischen Kriegsgefangenen und ausländischen Arbeitern in Ver-

bindung. Ihre Fühler erstreckten sich auch in andere Städte, so gab es 

zum Beispiel Kontakte zur Gruppe Schulze-Boysen und später zur 

Gruppe Saefkow in Berlin15 sowie zu der Thüringer Gruppe. Auf diese 

Weise wäre allmählich von der Basis her, durch Kontakte zwischen den 

kommunistischen Gruppen in den verschiedenen Gebieten, wohl so et-

was wie eine neue Inlandsleitung entstanden. Dieses Ziel ist aber offen-

sichtlich nicht erreicht worden. In die Gruppe Saefkow hatte die Gestapo 

einen Spitzel einschleusen können, und zwar zu einem Zeitpunkt, als die 

61 



Gruppe gerade mit Sozialdemokraten jener Gruppe in Verbindung ge-

kommen war, die den Staatsstreich vom 20. Juli vorbereitete. Am 22. 

Juni 1944 fand im Haus eines Arztes ein erstes Gespräch zwischen den 

Sozialdemokraten Julius Leber und Adolf Reichwein und den Kommu-

nisten Saefkow und Jacob statt. Es nahm auch noch ein dritter ‚Kommu-

nist’ teil, der sich später als Spitzel entpuppte. Vor dem zweiten Treffen 

wurden alle Teilnehmer von der Gestapo verhaftet. Die war jedoch auch 

vielen Mitgliedern der Gruppe Saefkow auf die Spur gekommen.16 Zahl-

reiche Festnahmen folgten. Seither ist es in Berlin nicht mehr zur Bil-

dung grosser Gruppen gekommen. 

Besondere Erwähnung gebührt dem Schiksal der ‚Kommunistischen 

Partei Deutschland (Opposition)’ (KPO),17 des sogenannten rechten Flü-

gels der offiziellen kommunistischen Partei, der eine wichtige Rolle bei 

der Führung der Partei nach dem Sturz von Paul Levi gespielt hatte, spä-

ter – 1928 – ausgeschlossen worden war und eine selbständige Organi-

sation gebildet hatte. Hier zeigt sich nämlich, dass eine kleinere Gruppe 

mit aktiven Mitgliedern noch allerhand erreichen konnte. In der ersten 

Zeit nach der Machtergreifung Hitlers arbeiteten die verschiedenen Ab-

teilungen relativ unbehelligt weiter. Bei ihnen war kaum von Überläu-

fern die Rede, und nur Beauftragte der Parteileitung wichen nach Frank-

reich aus, wo sie das sogenannte ‚Auslandskomitee’ (AK) bildeten. Über 

Kuriere stand dieses Komitee mit den Abteilungen in Deutschland in 

Verbindung. Die Führung lag in Händen des ‚Berliner Komitees’ (BK). 

Es setzte sich aus drei Mitgliedern zusammen: einem politischen, einem 

organisatorischen und einem Gewerkschaftsfunktionär. Im Gegensatz 

zu den grossen Arbeiterorganisationen waren nur wenige Mitglieder von 

den neuen Machthabern inhaftiert worden. Verschiedene Abteilungen 

besassen eine Zeitlang noch eigene Organe. Bei der Arbeit gab es vor 

allem drei Schwerpunkte: Vermittlung von Information über das Regime 

und dessen Praktiken, Verbesserung der illegalen Methoden und Infor-

mation über die Diskussionen innerhalb der Arbeiterbewegung in der 

Emigration. 1933 und Anfang 1934, vor der Röhmaffäre, zeigte man  
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sich noch recht optimistisch und erwartungsvoll hinsichtlich der Unei-

nigkeit im nationalsozialistischen Lager. Besser als andere Arbeiterorga-

nisationen wusste man sich der veränderten Lage anzupassen. Eine un-

geheure Menge an Propagandamaterial wurde von den Mitgliedern die-

ser Organisation verbreitet, wobei man sehr umsichtig vorging. In Strass-

burg fanden einige Zusammenkünfte des ,Auslandskomitees’ mit Ver-

tretern der Abteilungen statt, und das ‚Berliner Komitee’ hielt zwei ähn-

liche Zusammenkünfte im Riesengebirge ab. Sehr aktiv waren die Ab-

teilungen Frankfurt, Hamburg, Leipzig und Stuttgart. In mehreren Be-

trieben, zum Beispiel in der Berliner Metallindustrie, wurden illegale Ge-

werkschaftskader aufgestellt, aus denen später freie Gewerkschaften ent-

stehen sollten. Bei dieser Arbeit, an der sich auch zahlreiche ehemalige 

SPD-Mitglieder beteiligten, bestand loser Kontakt zur KPD. 1935 und 

1937 erfolgten zahlreiche Verhaftungen und anschliessende Verurteilun-

gen. Bewusst wurde die Zusammensetzung des ‚Berliner Komitees’ re-

gelmässig verändert. Als bei Kriegsausbruch die Frankreichkontakte ent-

fielen, wurde alles viel schwieriger. Man begann, mehr mit Mitgliedern 

anderer Arbeiterorganisationen zusammenzuarbeiten. So spielte bei-

spielsweise der KPD-Funktionär Otto Engert eine wichtige Rolle im 

kommunistischen Widerstand in Leipzig. 

Unzureichend ist bis heute der Einfluss der 1943 in der Sowjetunion 

gegründeten Organisation ‚Nationalkomitee Freies Deutschland’ auf 

kommunistische Gruppen in Deutschland untersucht worden.18 Wenn 

diese deutschen Gruppen auch manchmal sehr isoliert wirkten und von 

einer regelmässigen Verbindung mit der Parteizentrale keine Rede ge-

wesen sein wird, scheinen doch immerhin verschiedene Gruppen exis-

tiert zu haben, die sich nach dem Moskauer Vorbild ‚Freies Deutschland’ 

nannten. So erfolgte zum Beispiel im Januar 1944 in Leipzig die Grün-

dung einer Dachorganisation dieses Namens.19 Vorher bestanden in 

kommunistischen Kreisen allerdings noch erhebliche Meinungsunter-

schiede hinsichtlich der Kriegsziele und des nachkriegsdeutschen 

Grundgesetzes. Nach der Kapitulation Stalingrads, 1943, hatte eine kom-

munistische Widerstandsgruppe in Köln, die grossenteils aus Arbeitern 
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bestand,20 eine Organisation ‚Freies Deutschland’ gegründet, um Unter-

stützung von Regimegegnern ausserhalb der Reihen der Arbeiterschaft 

zu erhalten. Dieser Versuch war in der Tat erfolgreich, denn schon bald 

zählte die Gruppe über 200 Mitglieder, deren überwiegender Teil nicht 

der kommunistischen Partei angehörte. 

In den kriegswichtigen Betrieben forderten sie zu Sabotage- und Ver-

zögerungsaktionen auf. Soldaten wurden zur Desertion bewegt, eine 

Menge Propagandamaterial wurde verbreitet, man unterstützte ausländi-

sche Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene. Die schweren Luftangriffe 

der Alliierten, die die deutsche Zivilbevölkerung zermürben und zum 

Bruch mit dem Hitlerregime bewegen sollten, hatten bekanntlich zum 

Gutteil einen Gegeneffekt. Auch in Köln wurde die Arbeit dieser Gruppe 

dadurch eher behindert als gefördert. Dazu kam, dass die Gestapo von 

der Existenz dieser Gruppe erfahren hatte, seit sie auf breiter Basis ar-

beitete. Eine steigende Zahl von Verhaftungen machte auf die Dauer die 

weitere Arbeit unmöglich. 

Als die Rote Armee die deutsche Ostgrenze überschritten hatte, 

sprangen über verschiedenen Gebieten Geheimagenten per Fallschirm 

ab, um den kommunistischen Widerstand zu organisieren. In Mecklen-

burg übernahm Sobottka21 diese Aufgabe und spielte eine wichtige Rolle 

bei der Kapitulation von Greifswald. Es gelang ihm, den deutschen 

Kommandanten über Mittelsleute dazu zu bewegen, sich zu ergeben und 

die Stadt nicht zu verteidigen. 

In vielen deutschen Städten und Gegenden wurden während der letz-

ten Kriegstage oder nach dem Einmarsch der Alliierten Aktionsaus-

schüsse gebildet. Wenn auch die meisten innerhalb weniger Wochen von 

den Besatzungsmächten im Osten wie im Westen verboten wurden, wa-

ren sie doch in ihrer Zusammensetzung eine breite Einheitsfrontbewe-

gung, die sich nicht auf den linken Flügel und auch nicht auf das kom-

munistische Lager beschränkte.22 



5. Der sozialdemokratische Widerstand 

Die Sozialdemokraten1 betrachteten sich als die eigentlichen Verteidiger 

der Weimarer Republik, mit der sie sich von Anfang an identifiziert hat-

ten. Sie hatten den Kern der paramilitärischen Organisation ,Reichsban-

ner’2 und später der ‚Eisernen Front’, dem Gegenstück zu der von der 

NSDAP und der Hugenberggruppe gegründeten ‚Harzburger Front’, ge-

bildet. Diese Organisationen riefen zu Massendemonstrationen gegen 

die nationalsozialistische Gefahr auf, übernahmen den Schutz sozialde-

mokratischer Zusammenkünfte und Gebäude und besassen Kerntruppen, 

die von früheren Reichswehroffizieren und Polizeifunktionären eine mi-

litärische Ausbildung erhalten hatten. Hie und da verfügte man sogar 

über Waffen, obwohl die Parteiführung Waffenbesitz verboten hatte. Bis 

zum Staatsstreich von Papens, der 1932 die demokratische Regierung 

Braun in Preussen stürzte, war auf die preussische Polizei Verlass. Den-

noch waren verschiedenen Orts Vorkehrungen für den Ernstfall getrof-

fen worden. In Magedeburg wurde eine Organisation aufgebaut, die sich 

darauf vorbereitete, Bahnknotenpunkte zu besetzen, Strassen zu sperren 

und Telefonleitungen zu kappen, und dabei handelte es sich durchaus 

nicht um einen Einzelfall. In Berlin standen Studentengruppen und Mit-

glieder der sozialistischen Arbeiterjugend parat zum Eingreifen. Auf 

Drängen einzelner jüngerer Mitglieder hatte die Partei ein eigenes Funk-

netz aufgebaut, um beim Ausfall der normalen Verbindungen den Kon-

takt zwischen Partei und Abteilungen aufrechterhalten zu können. Auf 

einer Havelinsel bei Berlin stand dieser Sender in einem kleinen Block-

haus. 

All diese Aktivitäten waren aber kaum koordiniert; die meisten Vor-

kehrungen wurden nicht von der Parteiführung, sondern von örtlichen 

Abteilungen getroffen. Ein Grossteil der Mitglieder jener Organisatio-

nen, die die ,Eiserne Front’ gegründet hatten, war bereit, sich zur Vertei- 
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digung von Republik und Demokratie einzusetzen. Besonders enttäu-

schend war die völlige Passivität der Parteiführung. Sie trug entschei-

dend dazu bei, dass von Papen im Juli 1932 in Preussen seinen Staat-

streich ausführen konnte, ohne auch nur einen Schuss abzufeuern. Da-

mals wäre vielleicht noch eine Möglichkeit zum Widerstand gewesen, 

und es war für viele eine bittere Erfahrung, dass die Führung das Zeichen 

dazu nicht gab, obwohl Einheiten von ‚Reichsbanner’ und ‚Eiserner 

Front’ bereitstanden. Einige Tage zuvor hatte sich bereits auf einer ge-

meinsamen Zusammenkunft von Partei und Gewerkschaften abgezeich-

net, dass letztere durch die Krise so geschwächt waren, dass sie sich zur 

Organisation eines Massenstreiks ausserstande sahen. Viele ältere Par-

teifunktionäre konnten sich einen gewaltsamen Widerstand ausserhalb 

des normalen parlamentarischen und grundgesetzlichen Rahmens kaum 

vorstellen und vertrauten auf die verfassungsmässig garantierten 

Rechte.3 

Wenn auch sogleich nach Bekanntgabe der Machtergreifung Hitlers 

am 30. Januar 1933 Massendemonstrationen der Arbeiter zustandeka-

men, zeigte sich die Führung wiederum unentschlossen. Zwar teilte sie 

am 31. Januar den Funktionären ihrer einzelnen Ortsgruppen mit, alles 

sei vorbereitet und man sei fest entschlossen, das Signal zu einer zentra-

len Aktion zu geben; dennoch blieb dieses Signal aus. In Erwartung die-

ses Zeichens wurden im ganzen Land die notwendigen Vorbereitungen 

getroffen. Es wurden Waffen gesammelt. Durch Massenaufzüge zeigte 

man, dass man nicht einfach aufgeben wollte. Am 7. Februar demons-

trierten 20‘000 Sozialdemokraten in Berlin.4 In Lübeck waren es am 19. 

Februar 15‘000. Der Staatsapparat stand nun aber im Dienst der Nazis, 

und die ersten sozialdemokratischen Führer wurden verhaftet. Unter die-

sen Umständen wagten die Parteiführer es nicht, das Zeichen zum Wi-

derstand zu geben. Sie verliessen sich auf die versprochenen Wahlen 

und hofften auf eine kurze Lebensdauer des neuen Regimes. 

Als Ende März der Reichstag einberufen wurde, um der neuen Regie-

rung auf dem Gesetzesweg Vollmachten einzuräumen, erschien die so-

zialdemokratische Fraktion trotz aller Warnungen in dem von SS und  
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SA bewachten Reichstagsgebäude mit 94 Abgeordneten. Damals waren 

bereits 25 ihrer Mitglieder verhaftet. Sie stimmte als einzige Fraktion 

gegen das Ermächtigungsgesetz. Die kommunistische Partei war damals 

bereits ausgeschaltet. Bei dieser Gelegenheit führte der Fraktionsvorsit-

zende Otto Wels vor den anwesenden ausländischen Diplomaten aus, der 

Gesetzentwurf und das Auftreten der Regierung stehe in eklatantem Wi-

derspruch zu allen Auffassungen von Freiheit und Recht und die Sozial-

demokraten protestierten dagegen öffentlich. Das war sehr mutig. 

Für die Nationalsozialisten lieferte das einen Grund mehr, die Kraft 

dieser Partei zu brechen. Viele ihrer Führer waren bereits festgenommen 

oder wurden verhaftet, sofern sie nicht ins Ausland ausweichen konnten. 

Im Mai wurden die sozialdemokratischen Gewerkschaften aufgelöst, die 

ihre Existenz durch eine organisatorische Trennung von der SPD zu ret-

ten gesucht hatten. Diese von den Nazis als Hilflosigkeit ausgelegte Mas-

snahme wurde mit sofortigem Verbot und Auflösung quittiert. Das glei-

che Schicksal ereilte im Monat darauf die sozialdemokratische Partei. 

Ein Teil der Führung ging ins Ausland und versuchte von Prag aus, die 

Partei weiter zu lenken. Das Gros der Parteimitglieder wollte nun, da von 

der Führung keinerlei Zeichen zum Widerstand gekommen war, Leben 

und Existenz nicht aufs Spiel setzen und verhielt sich passiv. Andere 

versuchten, sich den neuen Verhältnissen anzupassen. 

Nicht alle Parteimitglieder reagierten jedoch auf diese Weise. In eini-

gen Fällen versuchte man auf der Grundlage der Parteiorganisation Orts-

gruppen in Fünferzellen aufzuteilen. Das begann bereits 1932. So wur-

den im Gebiet Leipzig etwa 250 solcher Zellen gebildet. In Hannover 

hatten im Herbst 1932 etwa 250 Personen eine Art Lehrgang für illegale 

Arbeit besucht, wo sie auch darin geschult wurden, Verhöre durchzu-

stehen. Seit August 1933 verfügte diese Gruppe, unter Führung von Wer-

ner Blumenberg, auch über ein eigenes Organ, die ‚Sozialistischen Blät-

ter’. Dank dieser Vorbereitungen konnte sie sich bis zum Sommer 1936 

halten. Als man Kontakt mit anderen Städten herzustellen suchte und der 

Gestapo mehrmals Exemplare der Zeitschrift in die Hände fielen, wurde 
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das der Gruppe zum Verhängnis. Zahlreiche Festnahmen erfolgten. 

Reste der Gruppe arbeiteten aber weiter, auch noch während des Krie-

ges. 

Charakteristisch für die sozialdemokratische Illegalität in den ersten 

Jahren war die Existenz vieler Gruppen und Grüppchen, die fast keiner-

lei Verbindung untereinander besassen, auf ihre Aufgabe mangelhaft 

vorbereitet waren und schon bald von der Geheimpolizei entdeckt wur-

den. Man traf sich in Kegel- und Schachklubs, in Gesangs- und Wander 

vereinen, und Kenner hatten wenig Mühe, den wahren Charakter dieser 

Art von Zusammenkünften zu durchschauen. Diese ersten illegalen 

Gruppen, die praktisch keine Vorstellung von dem Risiko besassen, das 

sie eingingen, rechneten noch mit einem baldigen Ende des Hitlerre-

gimes. 

Die ausgewichenen Mitglieder der Parteiführung versuchten zunächst 

von Prag aus, nach dem Münchner Abkommen dann aus Paris und später 

aus London, mit Ortsgruppen und Mitgliedern in Kontakt zu bleiben. In 

den deutschen Nachbarstaaten wurden mit Hilfe der sozialdemokrati-

schen Parteien dieser Länder Grenzsekretariate mit Kontaktadressen in 

Grenznähe eingerichtet. Ein weitverzweigter Nachrichtendienst wurde 

organisiert, auf den verschiedensten Wegen wurden Nachrichten aus 

Deutschland über die allgemeine und besondere örtliche Lage ge-

schmuggelt, die sodann an die Presse der demokratischen Länder wei-

tergegeben wurden. Die Genossen in Deutschland erhielten Gelder, 

Flugblätter und Vervielfältigungsapparate. Auch die internationale 

Transportarbeitergewerkschaft in Amsterdam war hierbei sehr aktiv. 

Verschiedentlich fanden an den Wochenenden im Ausland Besprechun-

gen statt.5 

In den Niederlanden war Ernst Schumacher Grenzsekretär. Sein Büro 

befand sich in Amsterdam. Er unterhielt mehrere Verbindungen mit 

Deutschland, half geflüchteten Landsleuten weiter und liess allerhand 

Material nach Deutschland schmuggeln. Seine Aktivitäten wurden aber 

von der niederländischen Regierung schwer behindert. Sie liess sogar 

verschiedene geflüchtete Deutsche wieder zurück über die Grenze schi-

cken, wo sie von der Gestapo in Empfang genommen wurden.6 Von ei- 
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nem Grenzsekretariat in Karlsbad aus wurde mit Unterstützung der 

tschechischen sozialdemokratischen Partei ein illegaler Parteiapparat im 

Gebiet von Chemnitz aufgebaut.7 

Dem sozialdemokratischen Widerstand im weiteren Sinne können 

auch Gruppen zugerechnet werden, die sich durch ihren Namen und den 

Inhalt ihrer Flugblätter deutlich von der alten Partei distanzieren wollten. 

So bildete sich in Berlin der ,Rote Stosstrupp’8 aus Mitgliedern der sozi-

aldemokratischen Studentenorganisation. Anfang 1933 stiessen junge 

sozialdemokratische Arbeiter zu dieser Gruppe. Führer dieser Gruppe 

waren Rudolf Küstermeier und Karl Zinn. Ihre Zeitschrift erklärte, so-

wohl die sozialdemokratische als die kommunistische Partei hätten aus 

politischen und organisatorischen Gründen Fehler begangen. Nun müsse 

eine neue revolutionäre Arbeiterbewegung gebildet werden, die bereit 

sei, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen und Freiheit und Leben 

für die proletarische Revolution einzusetzen. Man müsse jeglicher refor-

mistischen Politik abschwören und sich ganz neu auf die dringend not-

wendige revolutionäre Politik besinnen. Diese Gruppe, die sich als eine 

Art Sammelbecken sämtlicher aktiven Elemente verstand, rekrutierte 

ihre Anhänger aus allen Organisationen der Arbeiterbewegung. Es dau-

erte aber nicht lange, bis sie entdeckt wurde. Ende 1933 konnte die Ge-

stapo infolge von Verrat oder Unvorsichtigkeit einige Mitglieder bei der 

Verteilung der Zeitschrift überraschen. Darauf folgten weitere Festnah-

men, und die Gruppe wurde zerschlagen. 

Eine andere von der alten Parteilinie abweichende Gruppe war ,Neu 

Beginnen’.9 Bereits 1929 hatten sich junge kritische Sozialdemokraten 

und Kommunisten in einer Gruppe zusammengeschlossen, um für eine 

Erneuerung der Arbeiterbewegung zu kämpfen. Um bei den Parteien kei-

nen Argwohn zu erwecken, und auch im Hinblick auf die drohende nati-

onalsozialistische Gefahr, geschah alles unter strikter Geheimhaltung. 

Sowohl aus der KPD wie aus der SPD wurden Gleichgesinnte angezo-

gen. Bereits 1932 waren die Mitglieder in Fünfergruppen unterteilt wor-

den und allerhand Massnahmen für den Fall einer nationalsozialistischen 

Machtergreifung getroffen. Führung und Mitglieder konnten auch 1933  
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nahezu unbehelligt Weiterarbeiten. In anderen Städten entstanden ähn-

liche Gruppen. Die Organisation trat in Verbindung zur Sozialistischen 

Arbeiterinternationale und richtete 1933 in Prag ein Büro ein. Karl 

Frank, der Leiter dieses Büros, sollte die notwendigen Gelder für die 

Arbeit in Deutschland beschaffen und ausserhalb Deutschlands über die 

Verhältnisse im Dritten Reich aufklären. 

Als das Programm dieser Gruppe, in Karlsbad gedruckt, unter dem 

Titel ,Neu Beginnen’ veröffentlicht wurde, fand es innerhalb und aus-

serhalb Deutschlands grosse Aufmerksamkeit. Die scharfe Analyse der 

Situation innerhalb der Arbeiterwelt und die Vorschläge zur Bekämp-

fung des Nationalsozialismus fanden viele Sympathisanten. In Deutsch-

land bildeten sich um eingeschmuggelte Exemplare Diskussionszirkel, 

die sich dieser Gruppe zuzählten. Ziel der Gruppe war es, einen illegalen 

Kader der Arbeiterbewegung zu bilden, Verbindungen zum Ausland 

aufrechtzuerhalten und Schulungen in illegaler Arbeit durchzuführen. 

Das alles sollte als Vorbereitung für jenen Augenblick dienen, an dem 

das Regime zusammenbrechen würde. ,Neu Beginnen’ war stark de-

zentralisiert. Die einzelnen Gruppen hatten ihre eigenen Auslands Ver-

bindungen und wussten meistens wenig von der Existenz der übrigen. 

Als die SPD-Führung Ende 1934 die Zuschüsse strich, weil ihr die Grup-

pe zu kritisch erschien, schlugen verschiedene führende Persönlichkei-

ten vor, ins Ausland zu gehen und dort das Ende des Regimes abzuwar-

ten. 

Dagegen erhob sich vor allem bei der Berliner Gruppe heftiger Wi-

derstand. Ein Teil der Führung wich ins Ausland aus, aber die Zurück-

gebliebenen setzten die Arbeit fort. Aus noch unbekannten Gründen 

konnte die Gestapo Ende 1935 einige Mitglieder verhaften. Da diese al-

les ziemlich harmlos darstellten und nur leichte Strafen erhielten, hemm-

te das zwar die Aktivität, jedoch nicht in dem Ausmass, dass nun alles 

zu Ende gewesen wäre. Vergeblich drängte die Berliner Gruppe über 

ihren Auslandsvertreter Frank darauf, dass sich die ausgewichenen deut-

schen Arbeiterführer in einer Einheitsfront zusammenschliessen sollten, 

was als Rückkoppelungseffekt einen Zusammenschluss der illegalen 

Gruppen in Deutschland zur Folge hätte. 
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Als die Schwierigkeiten, die sich auf Grund der Festnahmen ergeben 

hatten, wieder überwunden waren, wurde die Arbeit fortgesetzt. Man 

suchte Anschluss an die aus SPD- und Gewerkschaftsfunktionären be-

stehende ,Volksfront’-Gruppe unter Führung von Otto Brass und Her-

mann Brill. Die Gruppe war Anfang 1935 mit dem Ziel gegründet wor-

den, die Betriebsratswahlen dieses Jahres dahingehend zu beeinflussen, 

dass ausgesprochene Nazikandidaten keine Chance erhielten. Als im 

Mai 1936 in Frankreich die Volksfront bei den Wahlen den Sieg davon-

trug und auch in Spanien eine Volksfrontregierung gebildet wurde, ent-

schloss sich die Gruppe, jetzt auch in der Illegalität in Deutschland auf 

dieses Ziel hinzuarbeiten. Auf der Suche nach Unterstützung reiste Otto 

Brass nach Prag, wo er zwar bei der SPD-Führung auf wenig Gegenliebe 

stiess, aber Verbindung mit Frank, dem Kontaktmann von ,Neu Begin-

nen’, aufnahm, der ihn über die Existenz dieser Gruppe informierte und 

ihn an die damaligen Leiter, Kurt Schmidt und Fritz Erler, verwies. So 

kam es zu einer Zusammenarbeit zwischen beiden Gruppen. 1938 wurde 

ein gemeinsames Programm unter dem Titel ‚Deutsche Freiheit’ veröf-

fentlicht, das unter anderem die Notwendigkeit unterstrich, der ideellen 

Ablehnung des Regimes eine politische Form zu geben. Ehe beide Grup-

pen, durch gegenseitige Hilfe gestützt, ihre Aktivitäten fortsetzen konn-

ten, wurden ihre führenden Persönlichkeiten im Herbst 1938 verhaftet. 

Damit zeichnete sich ihr allmähliches Ende ab. Die letzten Zellen wur-

den 1944 ausgeschaltet. 

Andere Gruppen konnten überhaupt nicht so lange durchhalten. Der 

Welle illegaler Aktivitäten in den ersten Jahren war ein Strom von Ver-

haftungen gefolgt, der die meisten Aktivitäten beendete. So waren die 

Jahre 1935 und 1936 eine Periode der Stagnation. Als verschiedene so-

zialdemokratische Führer aus der Haft entlassen wurden, kam man ge-

meinsam zu der Einsicht, dass die bislang verfolgte Methode dem Geg-

ner praktisch keine Nachteile eingetragen, sondern nur eigene Opfer ge-

fordert hatte. Man wollte künftig in sehr kleinen Gruppen miteinander 

arbeiten und miteinander Kontakt halten. Die Arbeiter allein waren nicht 

imstande, einen Staatsstreich herbeiführen. Das Hitlerregime konnte nur  
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mit Hilfe der Armee vernichtet werden. Darum war es wünschenswert, 

Kontakte mit Gleichgesinnten aus Gruppen ausserhalb des Bereichs der 

Arbeiterschaft und namentlich mit Persönlichkeiten aus der Armee auf-

zunehmen. Zu den aus Konzentrationslagern entlassenen sozialdemo-

kratischen Führern gehörten Wilhelm Leuschner,10 Julius Leber,11 Carlo 

Mierendorff12 und Theo Haubach. 

Wie war es inzwischen den kleineren selbständigen sozialistischen 

Organisationen ergangen? Die grösste von ihnen war die Sozialistische 

Arbeiterpartei (SAP),13 die 1931 als selbständige Organisation aus Mit-

gliedern des linken Flügels der SPD und früheren Kommunisten entstan-

den war. Stets hatte sie sich für eine Einheitsfront aller Arbeiterorgani-

sationen eingesetzt und es den grossen Parteien verübelt, dass sie durch 

ihre vielen Gegensätze einen Sieg des Nationalsozialismus nur begüns-

tigten. Das blieb auch nach dem Januar 1933 die Parteiauffassung. Nun 

konnte die SAP eine entscheidende Rolle bei der so notwendigen Erneu-

erung innerhalb der Arbeiterbewegung spielen. Verschiedene Funktio-

näre wichen im Auftrag der Partei ins Ausland aus, darunter auch der 

Vorsitzende der Sektion Lübeck, Willy Brandt, der nach Oslo ging. In 

Paris wurde eine ,Auslandsleitung’ gegründet, die im Sommer 1933 eine 

Broschüre mit dem Titel ,Der Sieg des Faschismus in Deutschland und 

die Aufgaben der Arbeiterklasse’ herausgab; darin war eine klare Ana-

lyse des Nationalsozialismus enthalten. Als kleine Organisation konnte 

die SAP auf die besondere Treue ihrer Mitglieder zählen, ausserdem 

liess sie sich leichter in kleine Gruppen (Zellen) aufteilen. Obgleich viele 

örtliche Funktionäre bald festgenommen wurden, unterblieben zentral 

gelenkte Aktionen gegen die Partei. Ihr Ruf nach einer Einheitsfront 

fand bei ehemaligen Mitgliedern der SPD und KPD grossen Widerhall. 

Die Jugendabteilung war besonders aktiv, setzte aber durch einige ge-

wagte Grossaktionen ihre Existenz aufs Spiel. So wurden in der Nacht 

zum 1. Mai 1933 vor den Grossbetrieben Dresdens Flugzettel verstreut 

oder über Zäune und Fabrikmauern geworfen. Für die Gestapo war es 

ein leichtes, das Zentrum der Aktion aufzudecken, was schliesslich zur 

Festnahme von annähernd 100 Mitgliedern führte. In Breslau löste die 
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Veröffentlichung einer Erinnerungsausgabe der eigenen Zeitschrift, die 

anlässlich des Todes des früheren Vorsitzenden in einem Konzentrati-

onslager in 10’000 Exemplaren verbreitet wurde, eine Reihe von Ver-

haftungen aus. In Berlin wurden durch Verrat an einem Tag die Landes-

, Partei- und Jugendführung und später, ebenfalls 1933, die Abteilungs-

führung aufgerollt. 

Aus solchen negativen Erfahrungen zogen die Abteilungen ihre Kon-

sequenzen. Man verzichtete künftig auf Grossaktionen, die Abteilungen 

wurden in Fünfergruppen, später in Dreiergruppen unterteilt. Nur der 

Gruppenleiter stand mit einer Person der nach demselben Prinzip orga-

nisierten Führung und mit einer anderen Gruppe in Kontakt. Kuriere be-

sorgten den Kontakt mit anderen Abteilungen, mit der Führung in Berlin 

und, über Gruppen in den deutschen Nachbarländern, mit der ,Auslands-

leitung’ in Paris. Das Propagandamaterial wurde nicht mehr in Deutsch-

land, sondern im Ausland hergestellt und nach Deutschland geschmug-

gelt. Über diese Kanäle kam auch finanzielle Hilfe für die Abteilungen 

und für die Familien von Verhafteten. Der ,Auslandsleitung’ angehö-

rende Funktionäre reisten sogar nach Deutschland, um beim Aufbau der 

illegalen Organisation zu helfen, so zum Beispiel Willy Brandt im Herbst 

1936. Seit 1938 gestalteten sich die Kontakte mit dem Ausland immer 

schwieriger, und die organisierte Widerstandsaktivität nahm ab. Nur die 

Verbindung mit Schweden blieb die ganze Zeit über aufrechterhalten. 

Schwedische Transportarbeiter, Seeleute und Pfarrer leisteten dabei 

Hilfe. 

Auch der von Leonhard Nelson gegründete ‚Internationale Sozialisti-

sche Kampf-Bund’ (ISK)14 hatte in den Jahren vor 1933 energisch auf 

eine Einheitsfront der Arbeiterbewegung gedrängt. Schon bald nach dem 

Januar 1933, hie und da auch früher, bereitete man sich auf das Kom-

mende vor. Auf einem illegalen Treffen, Ostern 1933 in Berlin, wurde 

die Organisation offiziell aufgelöst, und man beschloss, sie illegal Wei-

terarbeiten zu lassen. Auch sie hatte, wie die SAP, wenig unter Festnah-

men zu leiden. Eine strenge Auslese bei der Aufnahme bewirkte eine 

starke Bindung der einzelnen Mitglieder an ihre Organisation. Vor allem  

73 



Willy Eichler hatte sich um den Aufbau der Organisation sehr verdient 

gemacht. Ende 1933 musste Eichler emigrieren und baute in Paris mit 

weiteren ausgewichenen Mitgliedern eine ,Auslandszentrale’ auf. Bei ei-

ner Zusammenkunft in der Nähe von Amsterdam, Ende 1933, wurde das 

Verhältnis zwischen der ‚Auslandszentrale’ und der Landesleitung gere-

gelt. An der Spitze der Landesleitung stand Helmut von Rauschenplat. 

Vor allem die jüngeren Mitglieder spielten in der illegalen Arbeit eine 

wichtige Rolle. In Saarbrücken hatte sich eine enge Zusammenarbeit mit 

der Internationalen Transportarbeitergewerkschaft (ITF) entwickelt, de-

ren Generalsekretär der Niederländer Edo Fimmen war. Beide Organi-

sationen waren von der Notwendigkeit einer Erneuerung der Arbeiterbe-

wegung überzeugt. Sowohl die finanzielle Unterstützung als auch die 

Hilfe des Apparates der ITF erwiesen sich für den ISK als ausseror-

dentlich bedeutsam. Gemeinsam wurde ein von Rauschenplat entworfe-

nes Flugblatt mit allgemeinen Anweisungen für illegale Arbeit heraus-

gegeben und verbreitet. Daneben stellte der ISK auch eigene Flugblätter 

her. Sie wurden unter dem Namen ,Reinhart-Briefe’ bekannt, weil Eich-

ler sie mit dem Pseudonym ‚Reinhart’ unterzeichnete. 

Während 1933 und 1935 bereits mehrere Mitglieder inhaftiert worden 

waren, begann die Gestapo Ende 1937 mit einer umfassenden Aktion. 

Zunächst kamen die Gruppen im Rheinland an die Reihe, die 1936 mit 

der Führung der illegalen Organisation der Eisenbahnbeamten unter 

Hans Jahn Kontakt aufgenommen hatten. Dieser Kontakt war durch Ver-

mittlung Fimmens zustandegekommen. Ende 1936 hatten zwei Vertreter 

der AL an einer illegalen Zusammenkunft von Eisenbahnbeamten in 

Arnheim teilgenommen. Man tauschte Erfahrungen über die verschiede-

nen Gruppen aus und kam überein, dass ein Kurier der Eisenbahnbeam-

ten regelmässig die ,Reinhart-Briefe’ mitnehmen würde. Aber bereits die 

erste Sendung wurde entdeckt, und über den Bahnbeamten kam die Ge-

stapo auf die Spur des ISK. Eine Reihe von Festnahmen waren die Folge. 

Dadurch wurde der ISK seiner Führung beraubt; von organisiertem Wi-

derstand war nun keine Rede mehr. Durch Rheinschiffer wurden noch 
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bis Kriegsausbruch Exemplare der ,Reinhart-Briefe’ nach Deutschland 

geschmuggelt. Mit Beginn des Krieges im Westen, 1940, verliess Eich-

ler Paris und wählte London als Basis, wo er sich über BBC noch regel-

mässig an die Mitglieder des ISK wandte. 

Durch das Amsterdamer Sekretariat der Internationalen Transportar-

beitergewerkschaft (ITF) unter Edo Fimmen wurden auch illegale Akti-

vitäten früherer Gewerkschaftsfunktionäre stimuliert.15 Unter den zahl-

reichen internationalen Organisationen war die ITF eine der wenigen, 

die möglichst viele illegale Aktivitäten in Deutschland gefördert hatte. 

Im September 1933 reiste der Leiter des ITF-Büros, Jacobus Olden-

broek, nach Deutschland, um zu sehen, was dort von den Gewerkschaf-

ten noch übrig war und wie es um die Bereitschaft zu illegaler Arbeit 

stand. Dabei suchte er Wilhelm Voss und Adolf Kummernuss auf, die in 

Stettin beziehungsweise Hamburg eine illegale Gruppe gebildet hatten. 

In der ersten Zeit wagte man es noch, im Gruppenverband zusammen-

zukommen. Oldenbroek besuchte eine Zusammenkunft der Voss-Grup-

pe und nahm auch an einem Treffen der Gruppe Kummernuss in Ham-

burg-Rahlstedt teil. Voss kam regelmässig zu Gesprächen mit Fimmen 

nach Amsterdam. Man plante eine Zusammenkunft von Kontaktperso-

nen der verschiedenen Gruppen, mit denen die ITF in Verbindung stand. 

Inzwischen war die ITF auch mit Hans Jahn, dem früheren Vorsitzen-

den der Gewerkschaft der Eisenbahner, in Kontakt gekommen. Jahn 

hatte vor 1933 zu denjenigen gehört, die eine aktivere Politik gegen den 

Nationalsozialismus und einen Generalstreik im Fall eines nationalsozi-

alistischen Staatsstreichs befürworteten. Dazu hatte er alle Vorbereitun-

gen getroffen. Aus dieser Zeit verfügte er noch über eine Reihe von Ver-

bindungen. Ostern 1935 kamen über 30 Mitarbeiter der Gruppen von 

Voss, Kummernuss und Jahn auf verschiedenen Wegen nach Roskilde. 

An dem Treffen nahmen auch Vertreter der Transportarbeitergewerk-

schaften aus anderen Ländern teil. Die Teilnahme von Ausländern diente 

einerseits dazu, diese davon zu überzeugen, dass es auch in Deutschland 

noch Widerstand gab, andererseits, um den Deutschen zu beweisen, dass 

sie nicht im Stich gelassen wurden. Auf dieser von Fimmen geleiteten 
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Zusammenkunft wurden Nachrichten über die Situation in Deutschland 

ausgetauscht, und man suchte nach Mitteln und Wegen für illegale Ak-

tivitäten. Alle wurden zu grösster Vorsicht ermahnt und auf eine lange 

Dauer des Hitlerregimes vorbereitet. Im Lauf des Jahres 1935 entdeckte 

die Gestapo aber die Gruppen von Voss und Kummernuss und verhaftete 

verschiedene Mitglieder. Die Gruppenaktivitäten waren damit gros-

senteils beendet. 

Der Zweite Weltkrieg verstärkte bei leitenden Persönlichkeiten des 

sozialdemokratischen Widerstandes die Tendenz, neue Querverbindun-

gen herzustellen, weitere Anhänger zu gewinnen und auf Massenaktivi-

täten zu verzichten. Führend dabei war Wilhelm Leuschner, der von Ber-

lin aus ein Netz von Mitarbeitern und Vertrauensleuten aufzubauen 

wusste. Ausserdem gelang es kleinen lokalen und regionalen Gruppen, 

ihre Arbeit trotz ungeheurer Verluste fortzuführen, wobei sie ihre Tätig-

keit ausdehnten auf Angehörige sonstiger Organisationen der deutschen 

Arbeiterbewegung, auf Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene. 

Aus der deutschen Arbeiterbewegung und ihren verschiedenen Orga-

nisationen stammten nicht nur die Widerstandskämpfer der ersten 

Stunde. Aus ihrem Lager kamen überhaupt die meisten Widerständler 

und Widerstandsgruppen, wie lokale und regionale Studien bestätigen.16 



6. Die Bekennende Kirche 

Noch immer ist die Annahme weit verbreitet, die Kirche als solche habe 

Widerstand geleistet. Das entspricht nicht den Tatsachen und kann auch 

von der evangelischen Kirche1 keineswegs behauptet werden. Als ehe-

malige Staatskirche hing sie noch stark an nationalen Traditionen. In er-

drückender Mehrheit hatten ihre Führer den Ereignissen des Januar 1933 

zugejubelt. Eine starke Bindung an die Weimarer Republik hatte nie be-

standen. Diese war schliesslich ein Erbe der Revolution von 1918, wel-

che das geliebte Kaiserreich und den Bund zwischen Thron und Altar 

zerstört hatte. Weimar wurde von manchen Protestanten in Deutschland 

als das Produkt des internationalen Marxismus betrachtet, gegen den 

sich alle wohlmeinenden konservativ-nationalen Kräfte zu stemmen hat-

ten.2 Mit der Machtübernahme der Regierung Hitler erhoffte man den 

Anbruch eines zweiten protestantischen Reiches, und in einer starken 

emotionalen Aufwallung, die man auch als ,Pfarrernationalismus’ be-

zeichnet hat, erstrebten viele eine Synthese von Volk und Kirche. Man 

wollte Volkskirche sein und bekannte sich zur Wiedergeburt der Nation. 

Vor diesem Hintergrund betrachtet, ist es eigentlich ein Wunder, dass 

bereits so früh, noch im gleichen Jahr 1933, eine Gegenbewegung ent-

stand: die Bekennende Kirche. Das war durchaus keine Selbstverständ-

lichkeit. Es waren vor allem die Massnahmen der neuen Regierung,3 die 

zu dieser Gegenbewegung führten. 

Überdies verzögerten und behinderten zwei Umstände das Aufkom-

men dieser Bewegung. Erstens herrschten erhebliche Meinungsunter-

schiede hinsichtlich der erforderlichen Massnahmen gegenüber den Na-

zis und ihren Handlangern innerhalb der Kirche, den ‚Deutschen Chris-

ten’. Eine grosse, übrigens sehr uneinige Mittelgruppe suchte den Kom-

promiss, war bestrebt, ihr zu radikal erscheinende Beschlüsse zu unter-

laufen oder ihre Durchführung zu verhindern. Von 1933 bis 1945 gab es 
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kaum einen Augenblick, in dem man einig zusammenstand. Gerade 

diese internen Gegensätze erleichterten es den Nationalsozialisten, ihren 

Einfluss innerhalb der Kirche zu verstärken. Dazu kam der Umstand, 

dass die evangelische Kirche auch organisatorisch keine Einheit dar-

stellte, sondern eigentlich eine Föderation selbständiger Landeskirchen 

war, deren Entstehung auf die Zeit vor 1871 zurückging. Dadurch war 

es der evangelischen Kirche schon formell letztlich unmöglich, dass die 

Kirche als Einheit auftrat. 

Auch beim kirchlichen Widerstand lässt sich ein Entwicklungspro-

zess feststellen. Zunächst schien es sich nur um einen innerkirchlichen 

und theologischen Gegensatz, um unterschiedliche Richtungen inner-

halb der Kirche zu handeln. Im Anfang hatte fast niemand daran gedacht, 

sich gegen den Staat – eben die Obrigkeit – zu wenden. Sprach der neue 

Reichskanzler nicht öffentlich aus, dass das ‚positive Christentum’ eine 

der Grundlagen des neuen Staates sei? Besuchten SA und verwandte Or-

ganisationen nicht in geschlossenen Formationen Gottesdienste? Hie 

und da war von zahlreichen neuen Gemeindemitgliedern die Rede. Die 

Zeremonie in der Garnisonskirche von Potsdam4 machte vor allem in 

diesen Kreisen tiefen Eindruck. Langsam erst dämmerte es einer Min-

derheit, dass es sich hier nicht nur um einen kirchlichen Gegensatz, son-

dern um einen Kampf zwischen Heidentum und Christentum handelte, 

der auch auf politischer Ebene ausgetragen werden musste. 

Schon 1932 hatten die ‚Deutschen Christen’, wie die Gruppe evange-

lischer Nationalsozialisten hiess, von sich reden gemacht. Sie hatten sich 

1932 zusammengeschlossen und gegen Ende dieses Jahres mit einer ei-

genen Liste an den Kirchenwahlen teilgenommen. Viel hatte das noch 

nicht zu bedeuten. Aber das änderte sich nach der Machtübernahme im 

Januar 1933. Nun forderten sie, die Kirchen sollten sich den Verände-

rungen im Staat anschliessen, die Landeskirchen sich zu einer Reichs-

kirche vereinigen, die nach dem Führerprinzip strukturiert und frei von 

Juden sein sollte. Im April 1933 hielten sie eine Konferenz ab, auf der 

zahlreiche Naziprominenz erschien und der Rundfunk sich an der Ver- 
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breitung ihrer Ideen beteiligte. Ihr Leiter, Hossenfelder, forderte bei allen 

kirchlichen Versammlungen die Anwesenheit mindestens eines ‚Deut-

schen Christen’. Ende April ernannte Hitler den völlig unbekannten ost-

preussischen Wehrkreispfarrer Ludwig Müller zu seinem ‚Vertrauens-

mann und Bevollmächtigten in Angelegenheiten der evangelischen Kir-

che4. Als sich die Kirchenführer, um nicht ihr Gesicht zu verlieren, zur 

Errichtung der Reichskirche entschlossen, wurde bei den Wahlen für ei-

nen Reichsbischof nicht Müller, sondern Friedrich von Bodelschwingh 

aus Bethel gewählt. Einer seiner Mitarbeiter war Martin Niemöller, der 

gleichfalls aus Westfalen stammte. Niemöller5 hatte bereits einen beweg-

ten Lebenslauf hinter sich. Als Marineoffizier war er im Ersten Welt-

krieg ein erfolgreicher U-Bootkapitän gewesen. Von der neuen Republik 

hielt er nicht viel, und nach einem Intermezzo als Bauernknecht begann 

er, Theologie zu studieren. 1924 wurde er Pfarrer. Niemöller hatte gerade 

eine neue Gemeinde in Berlin erhalten, als von Bodelschwingh ihn zum 

Mitarbeiter wählte. Ein erbitterter Gegner des Nationalsozialismus war 

er noch nicht. Bald wurde er zu einer der zentralen Figuren des Kirchen-

kampfes und im Ausland zum Symbol dieser Märtyrerkirche. 

Die ‚Deutschen Christen’ machten sich nun deutlich bemerkbar und 

forderten kirchliche Wahlen, um in der Kirche die Mehrheit zu erhalten. 

Ihr Versuch, auch die Judenfrage in der Kirche zur Diskussion zu stellen, 

rief in dieser Zeit die ersten Proteste hervor. Georg Schulz verfasste ei-

nen Aufruf; elf westfälische Pfarrer arbeiteten eine Erklärung aus, in der 

sie diese Forderung als Ketzerei verurteilten. Genauso verhielten sich 

Heinrich Vogel und Dietrich Bonhoeffer.6 Bonhoeffer, aus einem libera-

len Akademikermilieu stammend – sein Vater war ein bekannter Profes-

sor für Psychiatrie –, selbst ausserordentlich begabt (mit 21 Jahren pro-

moviert, mit 24 Jahren Universitätsdozent), hatte Theologie studiert und 

damit eine ganz andere Richtung als sein Vater und seine Brüder einge-

schlagen. Über die Theologie kam er zur Kirche, die in dieser Familie 

eigentlich keine Rolle spielte. Durch berühmte Professoren geprägt, war 

er 1933 Dozent an der Berliner Universität und Studentenpfarrer. Ge-

meinsam mit einigen Studenten opponierte er dort gegen die ‚Deutschen 
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Christen’. Denn er durchschaute schon bald die Absichten der national-

sozialistischen Machthaber. Vor allem die Massnahmen gegen die Juden 

erweckten seinen Abscheu. In seinen Augen war das bereits eine ausrei-

chende Legitimation für den kirchlichen Widerstand. Das wollten viele 

seiner Landsleute mit ihrem latenten Antisemitismus nicht einsehen. Es 

kostete ihn ungeheure Mühe, schliesslich eine Minderheit von der Recht-

mässigkeit dieses Standpunktes zu überzeugen. Bonhoeffer sollte sich 

zu einem bedeutenden Theologen der Bekennenden Kirche entwickeln, 

dessen Werk auch nach dem Krieg grosses Interesse fand. Bonhoeffer 

gehörte zu den Wenigen, die spürten, dass kirchlicher Widerstand erst 

ein Anfangsstadium darstellte und dass es damit nicht sein Bewenden 

haben durfte. Über seinen Schwager, Hans von Dohnanyi, war er mit der 

Gruppe von Oster in der Abwehr in Kontakt gekommen. Damit seine 

Ausländserfahrungen und Beziehungen auch dem Widerstand zuguteka-

men und er bei seiner kirchlichen Arbeit vor allzu grosser Belästigung 

seitens der Gestapo verschont blieb, erhielt er zu Beginn des Krieges 

eine Anstellung als Geheimagent, als V-Mann. Mit Papieren der Abwehr 

konnte er ins Ausland reisen, besuchte 1941 unter anderen Barth und 

Visser’t Hooft in der Schweiz und hatte 1942 eine Begegnung mit Bi-

schof Bell von Chichester in Stockholm. Bei einer grossen Aktion des 

SD gegen die Abwehr, im April 1943, wurde er verhaftet und gegen 

Kriegsende hingerichtet. Zweifellos ist er eine faszinierende Persönlich-

keit, nicht nur wegen seiner ungewöhnlichen Laufbahn, sondern vor al-

lem auch wegen der Entwicklung seines Denkens.7 

Kehren wir zurück zu den Entwicklungen von 1933. Im Juli kam es 

in Berlin zu einem dramatischen Treffen. Am 19. Juni hielten die ‚Deut-

schen Christen’ eine Versammlung in der Aula der Universität ab. Man 

erhoffte eine massenhafte Beteiligung der Studenten. Als eine Resolu-

tion zugunsten der ,Deutschen Christen’ vorgeschlagen wurde, verlies-

sen etwa 90 Prozent der Anwesenden den Saal, unter ihnen Mitglieder 

der NSDAP und Studenten in SA-Uniform. Einige Tage danach, am 22. 

Juni, benützte der Minister für kirchliche Angelegenheiten diese Ausein- 
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andersetzung als Vorwand zur Ernennung eines preussischen Regie-

rungsbeamten, der dem Kirchenkampf ein Ende bereiten sollte. Damit 

hatte der Staat eingegriffen. Alle führenden Funktionäre, unter ihnen Di-

belius, wurden ihrer Ämter enthoben; kirchliche Dienststellen wurden 

von der SA besetzt. Auf Befehl der neuen Kirchenführer mussten überall 

Dankgottesdienste abgehalten werden. Bodelschwingh protestierte so-

gleich und legte sein Amt nieder. Die abgesetzten Kirchenführer riefen 

zu Gebetsgottesdiensten auf. SA-Leute verhafteten als erstes Opfer des 

Kirchenkampfes Pfarrer Grossmann aus Berlin-Steglitz, der sich gewei-

gert hatte, dem Befehl zum Dankgottesdienst nachzukommen. An meh-

reren Orten widersetzten sich Pfarrer und Gemeinden der Entwicklung. 

Man wandte sich an Hindenburg, der bei Hitler auf Mässigung drängte. 

Die Regierungsbeamten wurden zurückgezogen und die abgesetzten 

Geistlichen wieder in ihren Funktionen bestätigt. Scheinbar hatte sich die 

Opposition durchgesetzt. Inzwischen hatten die Nazis aber die Neuorga-

nisation der Reichskirche festgelegt; sie wurde von Hitler selbst prokla-

miert, der darüber hinaus kurzfristig Kirchenwahlen ansetzte. Dadurch 

erhielt die Opposition wenig Chancen; ausserdem wurde sie auf man-

cherlei Weise behindert. So konnten die ,Deutschen Christen’ einen gros-

sen Sieg erringen. Verschiedene Pfarrer, darunter Niemöller und Bonho-

effer, fragten sich, ob man einer solchen Kirche eigentlich noch weiter 

angehören könne. Ausländische Kirchenführer wie Erzbischof Eidern 

aus Uppsala und Bischof Bell von Chichester zeigten sich über die Ent-

wicklung der kirchlichen Angelegenheiten in Deutschland besorgt und 

bemühten sich mehrfach, zugunsten der kirchlichen Opposition, also der 

späteren Bekennenden Kirche, zu intervenieren. 

Anfang September fand in Berlin die sogenannte ,Braune Synode’ 

statt, zu der die Mehrzahl der Abgeordneten in Uniform erschien. Hitlers 

Bevollmächtigter wurde zum Landesbischof ernannt. Eine ständige Ver-

waltung sollte die Befugnisse der Synode übernehmen, und nichtarische 

Pfarrer und andere Funktionäre sollten ausgeschaltet werden. Vergeblich 

protestierte die Opposition. Die Vorschläge wurden diskussionslos ange- 
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nommen. Unter Führung des Präses der westfälischen Synode, Pfarrer 

Koch, verliessen daraufhin 71 Abgeordnete den Sitzungssaal. 

Einige Wochen nach diesen Ereignissen wurde ein Aufruf Niemöllers 

verbreitet, der selbst der Synode beigewohnt hatte; Niemöller appellierte 

darin an die Pfarrer, sich in einem ,Notbund’ zusammenzuschliessen, 

und wies auf die in der Gemeinde herrschende Unruhe und auf die Un-

fähigkeit der Führer und Kirchenorgane hin, die Pläne der ‚Deutschen 

Christen’ zu vereiteln. Grundlage der neuen Organisation sollten die Bi-

bel und die reformatorischen Bekenntnisschriften sein. Ausdrücklich 

wurde festgestellt, dass es sich nicht mit dem Glaubensbekenntnis ver-

einbaren lasse, innerhalb der Kirche einen Unterschied zwischen Juden 

und Nichtjuden zu treffen. Das Echo auf diesen Aufruf war ungeheuer. 

Im Verlauf einer Woche hatten sich bereits 1‘300 Pfarrer Niemöller an-

geschlossen, und gegen Ende des Jahres waren es 6’000, mehr als ein 

Drittel aller Pfarrer. Obwohl sich diese Zahl aus verschiedenen Gründen 

wieder reduzierte, blieben es bis Kriegsende etwa 5’000. 

Inzwischen hatte auch das Ausland gegen die Pläne der ‚Deutschen 

Christen’ protestiert, die Kirche von Juden zu säubern. Deshalb hatte 

sich das Aussenministerium in Berlin eingeschaltet und verlangt, dass 

dieser Punkt auf der bevorstehenden Synode der neuen Reichskirche in 

Wittenberg von der Tagesordnung gestrichen werde. Zu seiner Informa-

tion wollte das Ministerium einen Beobachter auf die Synode schicken. 

Der ,Notbund’ hatte ein Schreiben an die Synode gerichtet, in dem er 

gegen die Verfolgung von Pfarrern und gegen die Judenverfolgung pro-

testierte. Nachdem Bischof Müller auf der Synode die eingegangenen 

Proteste mit keinem Wort erwähnt hatte, wurden Abschriften dieses 

Schreibens des ,Notbundes’ verbreitet und an den Bäumen angeschla-

gen. Zur Enttäuschung der Mitglieder des ‚Notbundes’ wurde Ludwig 

Müller einstimmig – auch von den Bischöfen der sogenannten noch ‚in-

takten’ Landeskirchen Württembergs und Bayerns – zum Reichsbischof 

gewählt. Faktisch hatte die Reichssynode von Wittenberg damit das 

Werk der ‚Braunen Synode’ von Preussen fortgesetzt. Über Mangel an 

Stoff hatte die Opposition nicht zu klagen. 
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Anfang November wurde Niemöller als ungeeignet für die kirchliche 

Erneuerung abgesetzt, nach Protesten jedoch in seinem Amt bestätigt, 

wiederum abgesetzt und schliesslich in Pension geschickt. Mit überwäl-

tigender Mehrheit beschloss seine Gemeinde, ihm treu zu bleiben, und 

so predigte er weiter und verrichtete seine sonstige seelsorgerliche Arbeit 

wie bisher. Am 13. November fand im Berliner Sportpalast eine De-

monstration der ‚Deutschen Christen’ statt. 20’000 Personen waren an-

wesend. Eindrucksvolle Fahnen wurden unter Posaunenklängen ge-

weiht. Vor etwa 2’000 Anwesenden hatte ein gewisser Krause, Synodale 

und überzeugter Nazi, das Alte Testament und Teile des Neuen Testa-

ments als Aberglauben und minderwertige Lektüre bezeichnet und an 

ihrer Stelle den heldischen Jesus gepredigt. Keiner der Anwesenden pro-

testierte. Dagegen erhob sich nach Bekanntwerden ein Sturm des Pro-

tests, und es waren nicht nur Mitglieder des ,Notbundes’, die so reagier-

ten, sondern auch eine Reihe von ‚Neutralen’. Reichsbischof Müller als 

höchster verantwortlicher Funktionär der Kirche sah sich nun einer recht 

einmütigen Front gegenüber, wodurch seine Position unhaltbar wurde. 

Von allen Seiten forderte man seinen Rücktritt. Als Hitler, den diese 

Aufregung beunruhigte, 1934 eine gemeinsame Delegation der Opposi-

tion und der ‚Deutschen Christen’ empfing, kam es zwar zu einem insze-

nierten Duell Görings und Hitlers mit Niemöller, aber niemand wagte 

die Frage Hitlers, ob mit dem Rücktritt Müllers die Ruhe wiederherge-

stellt sei, direkt zu beantworten. Noch hatte Müller gesiegt. Am gleichen 

Abend noch fand bei Niemöller eine Haussuchung statt, in der Hoffnung, 

ihn irgendeines Unrechts überführen zu können. Nach verschiedenen 

Versprechungen Müllers stellten sich die Führer aller Landeskirchen so-

gar hinter den Reichsbischof, ein beschämendes Schauspiel. In einem 

scharfen Protest namens des ,Notbundes’ verurteilte Niemöller diese Ka-

pitulation und bezeichnete sie als eine Verleugnung des Evangeliums. 

Niemöller war in jenen Jahren einer der bedeutendsten Führer des kirch-

lichen Widerstandes. Bonhoeffer befand sich zu diesem Zeitpunkt in 

England, und andere waren noch zu kompromissbereit. 

Inzwischen war es in verschiedenen Gegenden zur Bildung einer   
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,Freien Synode’ gekommen. Die erste derartige freie Synode war im Ja-

nuar 1934 in Barmen zusammengetreten. Sie hatte eine von dem Theo-

logen Karl Barth entworfene Erklärung angenommen und ein Flugblatt 

über die Verfehlungen der ,Deutschen Christen’ verbreiten lassen. In 

Westfalen hatte sich die Mehrheit der provinzialen Synode unter Füh-

rung von Pfarrer Koch geweigert, die Befehle der neuen Machthaber 

auszuführen. Daraufhin hatte die Gestapo die Zusammenkunft beendet. 

Am Nachmittag traten die meisten Synodalen, verstärkt durch Abge-

sandte von Gemeinden, welche den ,Notbund’ unterstützten, als westfä-

lische ‚Freie Synode’ zusammen. Zwei Tage darauf, an einem Sonntag, 

wurde in Dortmund an drei Stellen eine Massenversammlung veranstal-

tet, an der sich nach polizeilichen Schätzungen etwa 30‘000 Personen 

beteiligten. In anderen Orten Westfalens fanden ähnliche Versammlun-

gen statt. Die ,Deutschen Christen’ reagierten mit einer Gegenkundge-

bung, auf der Reichsbischof Müller sprach. Anfang März war in Berlin 

und Brandenburg eine freie Synode zusammengetreten. Kurz darauf 

wurde auch in Schlesien dazu auf gerufen. 

Aus den Versprechungen, die Müller den Führern der Landeskirchen 

gemacht hatte, war nichts geworden. Darauf erklärten die Bischöfe Mei-

ser und Wurm, den Kampf gegen Müller fortsetzen zu wollen. Verge-

bens versuchte Hitler, sie davon abzubringen. Ausführlich publizierten 

sie in ihren Presseorganen ihre Einwände gegen die laufende Entwick-

lung. Ein von Müller abgesetzter Kirchenfunktionär wurde gerichtlich 

rehabilitiert. Als Müller darauf einen Aussöhnungsversuch unternahm, 

musste er sowohl von Seiten der Deutschen Christen als auch des ,Not-

bundes’ Kritik einstecken, und das Resultat seines Versuches war gleich 

Null. Neben den ,Freien Synoden’ entwickelten sich als regionales Pen-

dant zum ,Pfarrernotbund’ die ,Bruderräte’, welche sich schliesslich zu 

einem ,Reichsbruderrat’ zusammenschlossen. Als Reichsbischof Müller 

sich in die württembergische Kirchenarbeit einmischte – Bischof Wurm 

verantwortete sie als Landesbischof –, bewirkte er damit einen Zusam-

menschluss der Landeskirchen von Württemberg und Bayern mit den 

‚Freien Synoden’. Im April 1934 erklärten die Führer dieser Kirchen auf 
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einem Treffen in Ulm, dass sie sich als rechtmässige Erben der evange-

lischen Kirche betrachteten. 

Ende Mai trat in Barmen die erste nationale ,Freie Synode’ zusam-

men. 138 Abgeordnete von 19 Landeskirchen waren zugegen. Einstim-

mig lehnte man jegliches Verhandeln über institutionelle Fragen mit der 

Führung der Reichskirche ab und versagte dieser ausserdem das Recht, 

eigenmächtige Veränderungen einzuführen. Die Synode gab drei Erklä-

rungen ab: Ein Aufruf an die Gemeinden und ihre Mitglieder forderte 

zur Treue gegenüber der Bibel und den reformatorischen Bekenntnis-

schriften auf; eine theologische Erklärung wies auf die Offenbarung Got-

tes in Jesus Christus hin und verwarf andere Offenbarungen, grenzte Kir-

che und Staat gegeneinander ab und wehrte sich gegen das Streben nach 

einem totalen Staat, in dem auch die Kirche aufgehen sollte; in einer ju-

ristischen Erklärung wurden die Gründe für das Handeln der Synode dar-

gelegt. Dies Treffen in Barmen bildete einen Höhepunkt des Kirchen-

kampfes. Trotz aller Unterschiede hatten sich Personen verschiedener 

Richtungen im Kampf gegen die drohende Gefahr zusammengeschlos-

sen. Die berühmt gewordene theologische Erklärung erteilte eine klare 

Antwort auf die von den ,Deutschen Christen’ vorgebrachten Fragen und 

Meinungen. Inwieweit diese Erklärung als Form eines aktuellen Be-

kenntnisses gelten kann, wird bis zum heutigen Tag diskutiert. Dass sie 

diese Bedeutung in den Jahren des Dritten Reiches hatte, steht jedoch 

ausser Frage. 

Wie reagierte die Gegenpartei? Gegen verschiedene Synodalen wur-

den Massnahmen eingeleitet; ausserdem berief die Führung der Reichs-

kirche eine Nationalsynode nach Berlin ein, wobei eigenmächtig 27 be-

stellte Abgeordnete ersetzt wurden. Nachdem man auf diese Weise die 

Opposition mundtot gemacht hatte, wurden auf der Synode eine Reihe 

von Veränderungen beschlossen, wogegen die anwesenden Oppositio-

nellen vergeblich protestierten. Nun mussten nur noch die ‚intakten’ 

Landeskirchen von Württemberg und Bayern zerschlagen werden, dann 

war auf kirchlichem Gebiet die Gleichschaltung vollzogen. Zunächst 

wurden die Berliner Beschlüsse als auch auf die Landeskirchen anwend-

bar erklärt, wogegen die Landesbischöfe Protest einlegten. Unerwartet  
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erschien daraufhin der Jurist der Reichskirche, Jäger, in Stuttgart. Bi-

schof Wurm habe Kirchengelder veruntreut. Noch am gleichen Tag 

wurde Wurm vom Reichsbischof entlassen. Andere Entlassungen folg-

ten; der Reichsbischof setzte einen kirchlichen Kommissar ein, der vor-

läufig die Amtsgeschäfte führen sollte. Die Mehrzahl der Pfarrer und 

Kirchenmitglieder weigerten sich aber, seinen Anweisungen zu folgen. 

Es kam zu Demonstrationen und Petitionen für Wurm. Darauf wurde 

Wurm unter Hausarrest gestellt. Durch ein eigenes Reichsgesetz wurden 

institutionelle Veränderungen möglich. Eine nur aus ‚Deutschen Chris-

ten’ bestehende ,Landessynode’ verfügte Wurms Pensionierung. Der 

Reichsbischof und prominente ‚Deutsche Christen’ sprachen auf zahl-

reichen Versammlungen, an denen verschiedene Naziorganisationen ge-

schlossen teilnehmen mussten. Trotz allen Drucks und Terrors blieb der 

Widerstand jedoch stark. Es kam zu wiederholten Demonstrationen vor 

der Wohnung des entlassenen Bischofs. Gleichzeitig war in Bayern eine 

ähnliche Aktion gegen Bischof Meiser angelaufen. Hier wurde der An-

griff von Gauleiter Julius Streicher eröffnet, der einen bestellten Leser-

brief an eine Nürnberger Zeitung hatte schicken lassen. Dadurch war 

man hier besser auf das Kommende vorbereitet, da ein Angriff aus dieser 

Richtung eine fast geschlossene Gegenfront erzeugte. Aufs ganze gese-

hen aber entwickelten sich die Dinge in Bayern auf dieselbe Weise. 

Auch hier hielten die meisten Pfarrer ihrem Landesbischof die Treue und 

weigerten sich, den Kommissar anzuerkennen. Überall, wo Meiser sich 

blicken liess oder predigte, strömten die Menschen zusammen und kam 

es zu Kundgebungen. Daraufhin wurde er ebenfalls unter Hausarrest ge-

stellt. Da die bayerischen Autoritäten vorher nicht von Berlin informiert 

worden waren, eröffneten sich hier der Opposition mehr Möglichkeiten. 

Abgesandte aus den protestantischen Gebieten Bayerns reisten nach 

München, um zu protestieren und zu demonstrieren. Am 21. Oktober lief 

in München sogar ein Sonderzug aus Nürnberg ein, voll mit singenden 

und protestierenden Nürnbergern. Selbst nach Berlin wurden Delegatio-

nen entsandt. Wer würde gewinnen? Unerwartet kam aus Berlin die Mit- 
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teilung, dass Jäger seine Funktion niedergelegt habe, und Wurm und 

Meiser wurden zu einer Unterredung mit Hitler eingeladen. 

Ungefähr gleichzeitig war in Berlin-Dahlem die zweite nationale 

‚Freie Synode’ zusammengetreten. Der ‚Reichsbruderrat’ sandte einen 

Brief an die Gemeinden in Württemberg und Bayern, in welchem er 

diese zum Durchhalten und zur Unterstützung ihrer Bischöfe aufforderte. 

Diese Synode verkündete das kirchliche Notrecht und brach endgültig 

mit der Reichskirche und dem Reichsbischof. Alle Pfarrer und Gemein-

deglieder wurden aufgerufen, den Anweisungen der Reichskirchenfüh-

rung keinen Gehorsam mehr zu leisten. 

Im Verlauf des Gesprächs mit den freigelassenen Bischöfen Wurm 

und Meiser hatte Hitler durchblicken lassen, dass ihn nichts an Reichs-

bischof Müller binde. Daraufhin hatten die Führer der Landeskirchen, 

soweit sie der kirchlichen Opposition angehörten, in einem Schreiben an 

Innenminister Frick die Entlassung Müllers gefordert. Müller selbst 

wollte indessen von Rücktritt nichts hören und wurde zunächst noch von 

seinen Oberen gedeckt. Er versuchte sich zwar unter dem Eindruck der 

juristischen Rückendeckung, die verschiedene seiner Gegner vor Gericht 

erhalten hatten, etwas zurückzuhalten: Bestimmte Massnahmen wurden 

widerrufen. In Bayern, Württemberg und Hannover wurden die Landes-

bischöfe wieder in ihren Ämtern bestätigt. Dennoch bedurfte es in Würt-

temberg noch zweier Gerichtsurteile, ehe die vom Reichsbischof einge-

setzten Kommissare ihre Plätze räumten. In den Kreisen der Bekennen-

den Kirche bedauerte man vielfach, dass die Landesbischöfe ihre Funk-

tionen wieder übernahmen, anstatt ihre Landeskirche zur ‚Freien Kirche’ 

zu proklamieren. 

Inzwischen war das Präsidium der nationalen ‚Freien Synode’ auf 

dem Wege zur Schaffung eigener kirchlicher Organe fortgefahren. In ei-

nem Aufruf forderte es die Gemeinden auf, mit der Reichskirche zu bre-

chen und der Freien Synode zu folgen. Der ‚Reichsbruderrat’ und die 

Landesbischöfe von Württemberg, Bayern und Hannover bildeten im 

November 1934 eine vorläufige fünfköpfige Kirchenleitung, der auch 

Landesbischof Marahrens von Hannover angehörte. Von Anfang an hat- 

87 



ten diese Männer eine schwere Aufgabe übernommen. Reichsbischof 

Müller stellte sich sofort gegen sie. Ein Gerichtsurteil gab der vorläufi-

gen Führung aber die nötige juristische Grundlage. Laut Anordnung des 

Innenministers durften die kirchlichen Organe nur solche Mitteilungen 

oder Artikel zu kirchlichen Fragen publizieren, die von der Leitung der 

Reichskirche abgesegnet waren. Dadurch sah sich die Bekennende Kir-

che schon bald genötigt, ihre Beschlüsse, Predigten und andere Schriften 

illegal zu verbreiten. Seitens des Staates wurde zwar offiziell verlautbart, 

dass man sich nicht in den Kirchenstreit einmischen wolle, in der Praxis 

aber wurde die Situation für die Bekennende Kirche immer schwieriger. 

In verschiedenen Briefen protestierte die ‚Vorläufige Kirchenleitung’ 

gegen staatliche Einmischung in den kirchlichen Bereich. Da der Staat 

sie nicht anerkennen wollte, wurde sie immer mehr in die Illegalität ge-

drängt. Eine grosse Gruppe verhielt sich noch immer kompromissbereit, 

aber Hitler war daran nicht sehr interressiert. Andererseits sah auch Mül-

ler keine Chance für eine Verbesserung seiner Position. Dennoch waren 

auch innerhalb der kirchlichen Opposition die Unterschiede gross ge-

blieben. Die ‚Freien Synoden’, die sich in einer wesentlich schwierige-

ren Lage als die intakten Landeskirchen befanden, durchschauten die na-

tionalsozialistischen Massnahmen früher und klarer. Sie zählten nicht 

mehr darauf, mit diesem Staat je zu einem Ausgleich gelangen zu kön-

nen – ein Ziel, das den Landeskirchen vorschwebte. Letztere betrachte-

ten den Streit nur unter rein religiösem Aspekt, während sich in den 

‚Freien Synoden’ bereits eine Entwicklung hin zum Widerstand wahr-

nehmen liess.8 Dieser Unterschied erschwerte die Zusammenarbeit. So 

traten Niemöller und einige weitere Mitglieder im November 1934 aus 

dem ‚Reichsbruderrat’ aus, weil sie fürchteten, die vorläufige Leitung 

steuere Kompromisse an und wolle die Basis von Barmen und Dahlem 

verlassen. In einem Brief an den ,Reichsbruderrat’ wies Niemöller da-

rauf hin, dass trotz einiger Verbesserungen der kirchlichen Situation 

noch zahlreiche Pfarrer suspendiert, versetzt oder entlassen seien, dass 

dem Bruderrat angehörende Pfarrer mit hohen Geldstrafen belegt und 

dass bestimmten Gemeinden Subventionen vorenthalten würden. 
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Durch den Austritt Niemöllers und seiner Anhänger drohte ein Bruch 

zwischen dem ,Reichsbruderrat’, der sich eng mit Niemöller verbunden 

fühlte, und der vorläufigen Führung. Um dies zu vermeiden, wurde ein 

ausführliches Gespräch anberaumt, auf Grund dessen beide Organisati-

onen im März 1935 enger zusammenrückten. Nachdem darauf das Ver-

hältnis zwischen der ‚Vorläufigen Kirchenleitung’ und der nationalen 

‚Freien Synode’ geregelt war, erkannten die Bruderräte die ‚Vorläufige 

Kirchenleitung’ an, und Niemöller und seine Leute kehrten wieder in den 

,Reichsbruderrat’ zurück. Gleichzeitig stand ein neuer Konflikt mit dem 

Staat bevor, als der Innenminister es untersagte, den Inhalt einer von der 

,Freien Synode’ Preussens verfassten Kanzelverkündigung zu verbrei-

ten. Von jedem Pfarrer wurde die Zusage verlangt, dass er sich an diesen 

Befehl halten werde. Im Falle der Weigerung drohten Hausarrest oder 

Verhaftung. Besonders die Passage über das Verhältnis der Kirche zu 

Volk und Staat hatte das Missfallen der Nazis erregt. In ihr wurde die 

Auffassung, dass die Obrigkeit ihre Macht nicht von Gott erhalten habe, 

sondern dass Blut, Rasse und Volkstum die entscheidenden Grundlagen 

seien, verworfen und gegen die totalitären Ansprüche des Staates protes-

tiert: Gerade weil Gottes Wort nicht nur Grundlage jeglicher Autorität 

sei, sondern auch deren Grenzen umschreibe, sei es unrecht, die Men-

schen in ihrem Gewissen zu binden, wie das die heutige Autorität ver-

lange. 500 Pfarrer, die den Text von der Kanzel verkündet hatten, wur-

den verhaftet. Als zahlreiche Proteste beim Ministerium eingingen, wur-

den die meisten Pfarrer wieder auf freien Fuss gesetzt. Bei einer Bespre-

chung im Ministerium konnte man durchsetzen, dass der Text doch ver-

lesen werden durfte, wenn auch mit dem Zusatz, dass darin nur die heid-

nischen Auffassungen Rosenbergs und nicht die Regierungspolitik an-

gegriffen würden. Dennoch blieben die Regierungsinstanzen misstrau-

isch, und im Sommer 1935 griff die Polizei häufig ein. 27 Pfarrer wurden 

in ein Konzentrationslager eingeliefert. Mit immer grösseren Schwierig-

keiten mussten auch die Führer der kirchlichen Jugendverbände rechnen. 

Erziehung war Staatsangelegenheit, und soweit die Jugendverbände 

noch existieren durften, hatten sie sich auf kirchliche Dinge zu beschrän- 
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ken. Von kirchlicher Seite wurde diese Auffassung zurückgewiesen. Da-

rauf traten zahlreiche Nazifunktionäre und HJ-Führer aus der Kirche aus. 

Immer klarer zeichnete sich ab, dass es sich nicht nur um einen inner-

kirchlichen Gegensatz handelte; immer häufiger tastete der Staat mit sei-

nen Gesetzen das Bestehen der Kirche an. So wurden zum Beispiel 1935 

auf dem Gesetzes weg die lokalen und regionalen kirchlichen Instanzen 

unter staatliche Kontrolle gebracht, wurde der Bekennenden Kirche ver-

wehrt, die Gerichte anzurufen, und wurde ein Ministerium für kirchliche 

Angelegenheiten geschaffen, wodurch man eine eigene Organisation der 

Bekennenden Kirche vereitelte. 

Damit wurde die Lage der deutschen Protestanten immer prekärer. 

Man hatte stets gelernt, der Obrigkeit und ihren Gesetzen untertan zu 

sein. Musste man diese Haltung jetzt revidieren? Die meisten wollten 

trotz der evidenten Unrechtsmassnahmen der Regierung nicht einsehen, 

dass der wahre Gegner, den es zu bekämpfen galt, der Staat war. Vor 

diesem Schritt scheuten die meisten zurück. Immerhin übergab die ‚Vor-

läufige Leitung’, ein Zusammenschluss der radikaleren Richtung in der 

Bekennenden Kirche, Ende Mai 1936 in der Reichskanzlei eine Denk-

schrift, in der Ideologie und Praxis des Dritten Reiches angeprangert 

wurden. 

Als das Ministerium für kirchliche Angelegenheiten, mit Minister 

Kerri an der Spitze, seine neuen Organe, die ,Kirchenausschüsse’ unter 

Führung von Zoellner, präsentierte, die der Existenz der Bekennenden 

Kirche ein Ende machen sollten, kam es zu einem Bruch innerhalb der 

kirchlichen Opposition. Verschiedene Landeskirchen, darunter die Han-

noversche unter Bischof Marahrens, erklärten sich zur Mitwirkung be-

reit. Andere, zum Beispiel die württembergische und bayerische, wollten 

zwar prinzipiell mitarbeiten, sahen aber angesichts des kirchlichen Strei-

tes seit 1933 so viele praktische Schwierigkeiten, dass sie sich sehr re-

serviert verhielten. Unter Führung Niemöllers lehnte die Mehrheit der 

preussischen Bruderräte jegliche Mitarbeit ab. Man wollte keine neue 

Staatskirche. Eine Minderheit der Bruderräte dachte anders darüber und 

stellte sich zur Verfügung, um die kirchlichen Organe mit eigenen Leu- 
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ten besetzen zu können und damit den Einfluss der ,Deutschen Christen’ 

zurückzudrängen; diese Ansicht vertraten zum Beispiel die Bruderräte in 

Hessen und Sachsen. Bei all diesen Meinungsverschiedenheiten spielten 

theologische Unterschiede, etwa die zwischen Lutheranern und Refor-

mierten, eine grosse Rolle. Das musste im selben Jahr auch Karl Barth 

erfahren. 

Entgegen sämtlichen Versuchen seit 1933, Hitlers Erscheinen als eine 

besondere Offenbarung Gottes in der Geschichte zu verstehen, hatte 

Barth9 alle auf den Boden der christlichen Ordnung zurückgerufen. 

Wenn Gott sich nur in Jesus Christus offenbart, setzt er die Normen jeg-

lichen Handelns. Nicht Hitler, sondern die Bibel bestimmt, was positives 

Christentum ist. Vor allem Karl Barth ist es zu verdanken, dass sich die 

‚Deutschen Christen’ in der evangelischen Kirche schon bald mit der Be-

kennenden Kirche auseinandersetzen mussten. Die Barmer Thesen stam-

men hauptsächlich von ihm. Durch sein beseelendes Wort inspirierte er 

zahlreiche Versammlungen und Beschlüsse. Seine Weigerung, den Eid 

auf den Führer abzulegen, kostete ihn seinen Lehrstuhl.10 Hatte die Be-

kennende Kirche den Mut, Barth zum Professor an einer eigenen Hoch-

schule zu berufen? Barth war in seinem Denken vielen zu weit voraus. 

Jene, die noch im Zeitalter der kirchlichen und theologischen Gegensätze 

lebten, fanden eine derartige Parteinahme für Barth, der in eine solche 

politische Frage verstrickt war, viel zu riskant. So wurde Barth praktisch 

gezwungen, als unerwünschte Person das Land zu verlassen. Ein trauri-

ger Vorfall. Aus Basel unterstützte er aber weiterhin die Bekennende 

Kirche und bekämpfte den Nationalsozialismus. Die weitere Entwick-

lung des Nationalsozialismus liess ihn den teuflischen Charakter dieser 

Bewegung stets klarer durchschauen. Aus einer solchen Ablehnung des 

Nationalsozialismus unter religiösem Aspekt war er zu einer Ablehnung 

auf politischer Ebene gelangt. In den Tagen des Münchner Abkommens 

und des Verrats an der Tschechoslowakei, im September 1938, schrieb 

Barth seinen berühmten Brief an Hromadtka in Prag, in welchem er jede 

militärische Tat zum Schutz der tschechischen Grenze zugleich als eine 

Tat des Schutzes der Kirche Jesu Christi bezeichnete. Während des  
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Zweiten Weltkriegs rief Barth die Christen vieler Länder zu Wachsam-

keit und Widerstand auf. Über diese Länder konnte er während der dreis-

siger Jahre Kontakt zu geistesverwandten und führenden Persönlichkei-

ten der Bekennenden Kirche aufrechterhalten.11 

1936 war ein Krisenjahr für den kirchlichen Widerstand. Die Luther-

aner hatten eine eigene Gruppe gebildet und sich zu beträchtlichen Kom-

promissen mit dem Ministerium für kirchliche Angelegenheiten und 

dem Staat bereit erklärt. Barmen und Dahlem schienen manchmal ganz 

in Vergessenheit geraten zu sein. Verschiedene prominente Persönlich-

keiten aus dem Kreis der ‚Freien Synoden’ sagten ihre Mitarbeit in der 

neuen kirchlichen Organisation unter Leitung Zoellners zu. Als Zoellner 

sich mit der Zeit gegen die extremen ‚Deutschen Christen’ wandte und 

sich immer deutlicher vom Ministerium für kirchliche Angelegenheiten 

distanzierte, bekam er Schwierigkeiten mit der Gestapo und war ge-

zwungen, seine Entlassung zu beantragen. Kurz darauf erfolgte zur all-

gemeinen Überraschung die Ankündigung von Kirchenwahlen, die das 

Zustandekommen einer gewählten nationalen Synode ermöglichen soll-

ten. Gespannt begannen die verschiedenen Gruppierungen mit den Vor-

bereitungen. Viele waren noch optimistisch hinsichtlich der Chancen ei-

nes Kompromisses gestimmt, der die Einheit der Kirche wahren sollte. 

Nur eine Minderheit innerhalb der Kirche war bereit, kritisch zur ausser-

kirchlichen Entwicklung während des Dritten Reiches Stellung zu neh-

men. 

Scharfe Konflikte rief aber in erster Linie das Auftreten des Staats-

sekretärs im Ministerium für kirchliche Angelegenheiten, Muhs, hervor. 

Zunehmende Unruhe war die allgemeine Folge. Um unter diesen Um-

ständen die gegnerische Partei einzuschüchtern, wurden mehrere füh-

rende Persönlichkeiten der Bekennenden Kirche festgenommen,12 da-

runter auch Niemöller, der sein Heim erst nach acht Jahren wiedersehen 

sollte. Da Niemöller eine bekannte Persönlichkeit war und seine Verhaf-

tung nicht lange geheimgehalten werden konnte, brachte das offizielle 

Pressebüro darüber eine Notiz. Auf einem anderen Weg alarmierten 

Freunde Niemöllers über Karl Barth Bischof Bell in London, einen der  
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Führer der ökumenischen Bewegung. Von Bells Hand erschien bereits 

zwei Tage nach der Verhaftung ein unmissverständlicher Artikel in der 

,Times’. Ausserdem beauftragte er einen seiner Mitarbeiter, in Berlin of-

fiziell zu protestieren. Ende Juli erhielt Niemöller die Anklageschrift. 

Zum Prozess kam es erst im Juni 1938. Im August 1937 fand vor der 

Kirche Niemöllers eine öffentliche Demonstration statt. Die Gemeinde-

mitglieder und viele andere waren zu einem Gebetsgottesdienst zusam-

mengeströmt, hatten die Kirche aber von einer Polizeipostenkette um-

stellt angetroffen. Darauf formierte sich ein Zug, und singend und pro-

testierend zogen die Teilnehmer durch die Strassen. Vergeblich ver-

suchte die Polizei, die Menge zu zerstreuen. Etwa 250 Teilnehmer wur-

den auf Lastwagen abtransportiert und vorläufig festgenommen. Nicht 

nur in Berlin, auch andernorts war es zu Festnahmen gekommen. Wäh-

rend die Fürbitteliste der Bekennenden Kirche 1937 erst ein Dutzend Na-

men aufwies, waren es 1938 über 800. Auf Befehl Himmlers wurden alle 

Seminare der Bekennenden Kirche geschlossen, auch das Seminar in 

Finkenwalde, dessen Direktor Bonhoeffer war. 

Am 7. Februar 1938 begann der Prozess gegen Niemöller. Die Ver-

handlungen waren nicht öffentlich, und die Presse blieb ausgeschlossen. 

Lediglich den Richtern war es zu verdanken, dass Vertreter der Beken-

nenden Kirche unter Protest des Staatsanwalts als Prozessbeobachter 

teilnehmen durften. Belastungsmaterial gab es kaum, und die Erklärun-

gen der zahlreichen Entlastungszeugen sowie das Auftreten Niemöllers 

selbst machten grossen Eindruck. Das Urteil wurde in öffentlicher Sit-

zung verkündet: 7 Monate Festungshaft und eine Geldstrafe. Da die Zeit 

bereits durch die Untersuchungshaft verbüsst war, sollte Niemöller auf 

freien Fuss gesetzt werden. Während sein Haus von Blumen überquoll, 

wurde er jedoch beim Gerichtsgebäude von der Gestapo erwartet und 

noch am selben Abend in das Konzentrationslager Sachsenhausen über-

führt, wo er den Status eines persönlichen Gefangenen des Führers er-

hielt. Inner- und ausserhalb Deutschlands nahm man Anteil an seinem 

Schicksal. 

Zur selben Zeit führte eine neue, von oben gelenkte Massnahme zu 
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grosser Uneinigkeit in den Reihen der kirchlichen Opposition. Im März 

1938 erfolgte der Anschluss Österreichs an Deutschland. Im ganzen 

Land herrschte Jubelstimmung. Sogar prinzipielle Gegner Hitlers und 

des Nationalsozialismus kauften sich jetzt eine Hakenkreuzfahne, um ih-

ren Gefühlen Ausdruck zu verleihen. Der Nachfolger Zoellners in der 

Kirchenorganisation, Werner, wollte diese allgemeine Begeisterung nüt-

zen, um Hitler an dessen Geburtstag melden zu können, dass alle Pfarrer 

im aktiven Dienst den Treueeid gegenüber dem Dritten Reich und sei-

nem Führer Adolf Hitler geleistet hätten. Obwohl Barth zu einem klaren 

Nein aufgerufen hatte, legten die meisten Pfarrer, auch die der Beken-

nenden Kirche, den Eid ab. Ein häufiges Argument in der monatelangen 

Diskussion war die Entschuldigung, man dürfe sich nicht selbst alle 

Chancen nehmen, gegen ein neues Eingreifen des Staates protestieren zu 

können. Viele versuchten sich und andere dadurch zu überzeugen, dass 

sie eine künstliche Unterscheidung trafen zwischen jener Obrigkeit, der 

man zu gehorchen hatte, und der nationalsozialistischen Ideologie, die 

man ablehnte: Man wollte ein guter Deutscher bleiben, loyal gegenüber 

dem Staat. 

Auf dem Gebiet der kirchlichen Opposition geschah aber noch mehr. 

Als Hitlers militärischer Kurs immer offenkundiger wurde und seine 

Truppen durch Berlin paradierten, rief die ‚Vorläufige Leitung’ zu einem 

Gebetsgottesdienst für die Wahrung des Friedens auf. Die Pfarrer Al-

bertz und Böhm hatten die Liturgie zusammengestellt. Hier schien der 

Bruch mit der nationalistischen Vergangenheit der Kirche vollkommen 

zu sein. Gerade in jenen Tagen wurde jedoch auch der Inhalt des Briefes 

von Barth an Hromadtka bekannt. Das Mass war nun voll. Unter dem 

Vorwand, er habe einer landesverräterischen Mentalität Ausdruck ver-

liehen, distanzierte sich die ‚Vorläufige Leitung’ von dem Brief Barths. 

Dieser liess sich mit der Politik ein, und damit wollte man nichts zu tun 

haben. Dazu kam noch gegen Ende des Jahres die ‚Reichskristallnacht’, 

auf die sogar die Bekennende Kirche keine Antwort fand. 1938 war ein 

Tiefpunkt des Kirchenkampfes.13 

Wie gefährdet die Lage der Kirche war, liess sich aus der im Frühjahr 

1939 veröffentlichten sogenannten Godesberger Erklärung ablesen, in  
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der das Streben der Nationalsozialisten als eine Fortsetzung von Luthers 

Werk bezeichnet und ein nicht zu überbrückender Gegensatz zwischen 

Christentum und Judentum konstruiert wurde. Gleichzeitig wurde jegli-

che Form überstaatlicher und internationaler Zusammenarbeit auf kirch-

lichem Gebiet als politische Entartung des Christentums gewertet, die im 

Widerspruch zur Schöpfungsordnung stehe. Das war also der Kurs der 

Reichskirche. Nun ging ein Erschrecken durch die Reihen, und von allen 

Seiten hagelte es Proteste. Auch als der Minister deutlich machte, dass 

er Gegenvorschläge zurückweise, und sich hinter die Erklärung stellte, 

hielten die meisten Führer der Landeskirchen unter Leitung von Bischof 

Meiser und Wurm an ihren Einwänden fest und weigerten sich, die Er-

klärung zu unterzeichnen. Bedauerlicherweise hätten sie es wohl getan, 

wenn ihre Zusatzanträge berücksichtigt worden wären. Hier hatte der 

Staat einen Kompromiss verhindert, zu dem bestimmte kirchliche Grup-

pen, auch aus der Opposition, bereit gewesen wären. Einer klareren Spra-

che, die in ihrer Formulierung an Barmen erinnerte, bediente sich die 

preussische ‚Freie Synode’. Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der 

Godesberger Erklärung hatte der Chef der Kanzlei der Reichskirche, 

Werner, bestimmte Massnahmen gegen die Bekennende Kirche einge-

leitet. So erhielten Gemeinden, die für die Bekennende Kirche sammel-

ten, keine Zulagen mehr für die Pfarrerausbildung, und Niemöller wurde 

emeritiert. Auch dagegen protestierte die ‚Freie Synode’, aber es war die 

Stimme einer Minderheit. 

Bei Kriegsausbruch machte der Innenminister alle hohen Staatsbeam-

ten darauf aufmerksam, dass auf Wunsch des Führers alle nicht unbe-

dingt notwendigen Massnahmen, welche das Verhältnis von Staat und 

Partei zur Kirche verschlechtern könnten, zu unterbleiben hätten. In die-

sen Rahmen passten die freundlichen Antworten auf Glückwunschtele-

gramme kirchlicher Führer. Aber hinter diesem scheinbaren Waffenstill-

stand verbarg sich eine ganz andere Situation, in der die Gestapo auf 

Grund der Sondervollmachten während der Kriegszeit den Kampf im 

Verborgenen fortsetzte. Gegen Pfarrer, die in der Bekennenden Kirche 

eine Rolle spielten, wurden Disziplinarmassnahmen eingeleitet. Ver- 
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schiedene von ihnen wurden verhaftet. Andere konnten sich dadurch ret-

ten, dass sie Feldgeistliche wurden. 

Die Unruhe stieg, als bekannt wurde, was in Polen geschehen war 

und was die Nazis mit dem Warthegau vorhatten.14 Zweifellos würde 

das nach Beendigung des Krieges auch in Deutschland Schule machen. 

Und dann die Ermordung Invalider und Geisteskranker und der Mord an 

den Juden. Wer dazu ein Wort des Protestes äusserte, konnte der Ver-

haftung gewiss sein. Dennoch versiegten die Stimmen des Protestes 

nicht völlig. In den Jahren nach Beginn des Zweiten Weltkriegs, als die 

Bekennende Kirche als Gruppe nahezu verstummt war, fuhren einzelne 

und kleine Gruppen in dieser Arbeit fort, halfen gefährdeten Mitbürgern 

und warnten vor drohenden Gefahren. Was ersteres betrifft, so sind wir 

darauf im zweiten Kapitel bereits ausführlicher eingegangen;15 hinsicht-

lich des zweiten Punktes hielt zum Beispiel Helmut Gollwitzer bei einer 

Predigt in Berlin im Dezember 1939 seiner Gemeinde warnend Folgen-

des vor: «Gottes Wort sagt uns als Gliedern unseres Volkes, dass unser 

Volk eingeordnet leben soll in die Gemeinschaft der Völker, dass sein 

Recht nicht das alleinige Recht ist, sondern eingefügt ist in die Gemein-

schaft des Lebensrechtes aller, dass das Ziel des politischen Handelns 

nicht der Kampf, sondern der Friede sein muss. Gottes Wort warnt uns, 

zu meinen, dass der Zweck die Mittel heiligt und dass Unrecht gut ge-

deiht. Es sagt uns, dass das Blut der Unschuldigen eine Stimme hat, die 

vom Lenker der Geschichte gehört wird. Wer soll dem Volk und allen, 

die Verantwortung tragen, dies helfende, warnende Wort sagen, wenn 

die Kirche es nicht tut?» Nicht weniger deutlich äusserte er sich nach 

dem Waffenstillstand mit Frankreich im Juli 1940: «Was hilft denn alles, 

was sonst in Deutschland geschieht, was hilft denn alles Erobern und 

alle grosse Macht, wenn die Stimme nicht mehr da ist, die allen den Er-

eignissen die rechte Richtung gibt, wenn dann die Ereignisse uns nur den 

Weg zu Gott versperren, statt dass sie uns hinführen zu ihm. Merken wir 

die Verantwortung. Die Bekennende Kirche soll sich nicht umstellen 

nach Neuem, sie soll sich ja nicht umstellen, sondern in der Richtung, in 

der sie dient, noch viel treuer gehen.»16 
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Nachdem Niemöller als Führer des Kirchenkampfes ausgeschaltet 

war, wurde Bischof Wurm von Württemberg während der Kriegsjahre 

zu seinem Nachfolger. Mehrere Male protestierte er bei den Autoritäten 

gegen bestimmte Massnahmen, so zum Beispiel 1940 gegen den Mord 

an Invaliden und Geisteskranken und 1941 gegen die Judendeportatio-

nen. Dabei sprach er sowohl im Namen der ,intakten’ Landeskirchen als 

der Bruderräte. Durch Vermittlung Bodelschwinghs, der von Bonhoeffer 

im Zusammenhang mit der Ermordung der Invaliden und Geisteskran-

ken mit dessen Vater in Kontakt gebracht wurde, entwickelte sich auch 

eine Zusammenarbeit zwischen Wurm und Bonhoeffer. Über andere Ka-

näle kam Wurm mit dem politischen Widerstand in Berührung, beson-

ders mit der Gruppe um Carl Goerdeler und dem sogenannten Kreisauer 

Kreis. 

Ziehen wir am Ende dieses Kapitels eine Bilanz der kirchlichen Op-

position in der evangelischen Kirche, dann können wir mit Ernst Wolf17 

vier Stufen unterscheiden, die sich teilweise auch zeitlich überschnitten 

haben: l.Der Widerstand gegen Einbrüche in die Organisation der Lan-

deskirchen, wobei man noch vollkommen von der Zwei-Reiche-Lehre 

ausging und den Kampf taktisch defensiv führte. 2. Widerstand zur Be-

hauptung der freien Verkündigung des Wortes, wobei vor allem die Er-

klärung von Barmen mit ihren neuen Formulierungen des Verhältnisses 

Kirche – Staat als Beispiel einer grundlegenden Erneuerung der Theolo-

gie zu erwähnen ist. 3. Widerstand, der die Grenzen der Kirche über-

schritt. Hier entdeckte die Kirche ihre Aufgabe in der Welt und für die 

Welt, ihre Verantwortung für Recht und Gerechtigkeit und für men-

schenwürdige Verhältnisse. Verschiedene Kundgebungen ‚Freier Syno-

den’ und die Denkschrift der ,Vorläufigen Leitung’ der Bekennenden 

Kirche vom Juli 1936 sind Äusserungen dieses Widerstandes. 4. Wider-

stand, der sich auf die politische Ebene erstreckte und sich mit Proble-

men wie Eides- und Wehrpflicht Verweigerung und Tötung des Gegners 

auseinandersetzte. Hier waren einzelne wie Barth, Bonhoeffer und Mar-

tin Gauger18 beispielhaft, aber nur wenige folgten ihnen nach. Die Be-

kennende Kirche entwickelte keine Widerstandslehre. Die Erneuerung  
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konnte sich nicht kräftig genug durchsetzen. Das wurde nach dem Krieg 

von der evangelischen Kirche auch in der ‚Stuttgarter Erklärung’ ausge-

sprochen.19 

 

 

 



7. Der katholische Widerstand 

Während man bei der evangelischen Kirche noch von einer relativ gros-

sen Gruppe sprechen konnte, die sich in Reaktion auf die nationalsozia-

listische Gleichschaltungspolitik selbständig zu organisieren begann, la-

gen die Verhältnisse bei der katholischen Kirche ganz anders. Wenn 

diese es auch nicht für notwendig hielt, nach dem Krieg ein Schuldbe-

kenntnis abzulegen, so müssen wir doch feststellen, dass hier weder von 

der Kirche als solcher noch von einer geschlossenen kirchlichen Gruppe 

Widerstand geleistet wurde. Dennoch wäre es unrecht zu behaupten, es 

habe keinen katholischen Widerstand gegeben. Dass die Dinge sich hier 

anders entwickelten, hängt auch mit der anders gearteten Vorgeschichte 

und Position der römisch-katholischen Kirche zusammen. 

Unter dem Kaiserreich hatte die katholische Kirche während der Zeit 

nach dem Kulturkampf, den Auseinandersetzungen mit dem preussisch-

deutschen Staat Bismarckscher Prägung, die Regierung im grossen und 

ganzen loyal unterstützt. Dass Preussen in den Jahren vor dem Ersten 

Weltkrieg so wenig Reformen erlebte, lag mit an der Haltung des Zent-

rums, das einen Staatssozialismus wie auch die ,rote’ Internationale 

gleichermassen ablehnte und unter Beweis stellen wollte, dass Katholi-

ken gute Patrioten sein konnten. Anscheinend hat der Übergang zur Re-

publik den Katholiken trotz der Proteste und Vorbehalte von kirchlichen 

und politischen Führern weniger Mühe bereitet als den meisten Protes-

tanten. Den Grund dafür werden wir vor allem in der vorherrschenden 

katholischen Staatsauffassung zu suchen haben, die im Prinzip nicht eine 

bestimmte Staatsform bevorzugen wollte, was in der Praxis eine Anpas-

sung erleichtern konnte. Ausserdem erhielten die Katholiken während 

der Weimarer Zeit grössere Möglichkeiten denn je für eine breite Ent-

wicklung. Das hatte eine ungeheure Aktivität auf verschiedenen Gebie-

ten zur Folge. In Berlin wurde eine Nuntiatur eingerichtet, man schuf ka- 

99 



tholische Lehrstühle in evangelischen Gebieten, die Zahl katholischer 

Vereinigungen, Klöster und Ordensgeistlicher nahm erheblich zu; mit 

einigen Staatsregierungen (Bayern, Preussen, Baden) wurden Konkor-

date abgeschlossen, und die katholische Partei, das Zentrum, war als Ko-

alitionspartner unentbehrlich und stand in hohem Ansehen. Auch auf 

kulturellem Gebiet spielten die Katholiken eine immer bedeutendere 

Rolle. 

Dennoch bestand bei den Katholiken der Weimarer Republik gegen-

über von Anfang an ein gewisses Misstrauen, das im Lauf der Jahre nie 

ganz verschwand, sondern auf die Dauer eher zunahm. Trotz gelegentli-

cher zögernder Annäherungen klaffte immer noch ein riesiger Abstand 

zwischen Sozialdemokraten und Katholiken, wenn auch die letzteren 

manchmal durch einen tiefen Graben von ihren evangelischen Glaubens-

genossen getrennt waren. Besonders in der Schulfrage und der Kultur-

politik wurde von katholischer Seite ein relativ rigider Standpunkt ver-

treten. Ausserdem dominierten, wie in der evangelischen Kirche, auch 

unter den Katholiken nationalistische und autoritäre Auffassungen. Was 

die Voreingenommenheit gegenüber Weimar und den Sozialdemokraten 

wie auch die allgemeine Grundhaltung anbelangt, so bestand zwischen 

beiden Konfessionen bei allen Unterschieden ein hohes Mass an Über-

einstimmung.1 

Dem wachsenden Nationalsozialismus gegenüber2 hatten mehrere ka-

tholische Bischöfe früher als ihre evangelischen Kollegen eine ableh-

nende Haltung eingenommen. Dabei ist jedoch zu bedenken, dass man 

sich nicht gegen den Nationalsozialismus als solchen, sondern gegen die 

nationalsozialistische Ideologie sperrte. Am 27. September 1930 hatte 

der Gau Hessen der NSDAP einen Brief an das bischöfliche Ordinariat 

in Mainz gerichtet mit der Frage, ob man sich zurecht auf eine bischöf-

liche Weisung berufen könne, die besage, dass Katholiken nicht Partei-

mitglieder sein, Parteiformationen nicht an Gottesdiensten teilnehmen 

dürften und dass katholischen Parteimitgliedern die Sakramente verwei-

gert würden. Der Generalvikar bestätigte das und erklärte, kein Katholik 

könne sich mit dem Paragraphen 24 des Parteiprogrammes identifizie-

ren, es sei denn, er lege seinen Glauben ab. Er erläuterte das anhand von 
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Zitaten aus offiziellen Parteischriften.3 Einige Monate später erschien 

die erste öffentliche Warnung eines Bischofs. Kardinal Bertram von Bre-

slau kritisierte den extremen Nationalismus, den Rassenwahn in der na-

tionalsozialistischen Bewegung und die verschwommene Formulierung 

‚positives Christentum’, worunter jeder das Seine verstehen konnte. Er 

bezeichnete den Glauben an eine deutsche katholische Kirche, die, von 

Rom losgelöst, vom Rassegedanken einer arisch-heldischen Heilands-

lehre beherrscht werde, als Trugbild. Dabei verglich er die damalige Ent-

wicklung mit jener im 16. Jahrhundert, als die Menschen gleichfalls von 

Agitatoren aufgepeitscht wurden und es schwierig geworden war, die re-

ligiösen Fragen klar zu behandeln, weil sie mit politischen und wirt-

schaftlichen Krisen verknüpft waren. Etwa gleichzeitig hatte jedoch der 

Bischof von Berlin, Schreiber, erklärt, es sei niemandem verboten, Par-

teimitglied zu werden. Infolge von Meinungsverschiedenheiten zwi-

schen den Bischöfen bezüglich der Formulierung war es Kardinal Ber-

tram nicht gelungen, eine gemeinsame Erklärung im Namen des Ge-

samtepiskopats zustandezubringen. Nun wurde das jeder Kirchenpro-

vinz nach eigenem Ermessen überlassen. Am 10. Februar 1931 erschien 

eine Erklärung der bayerischen Bischöfe unter dem Titel ,Natio-nalsozi-

alismus und Seelsorge’. Katholischen Priestern wurde untersagt, in der 

Partei oder an Zusammenkünften der Partei mitzuwirken; ausserdem 

durften nationalsozialistische Formationen keine Gottesdienste besu-

chen. Ausdrücklich wurde erwähnt, dass der Nationalsozialismus ur-

sprünglich eine gegen den Marxismus gerichtete politische Bewegung 

sei, die sich in den letzten Jahren auch mit religiösen Fragen beschäftigt 

habe und dabei mit der Kirche und den Bischöfen aneinandergeraten sei. 

Die Mitgliedschaft als solche bedeute keine Sünde. Jeder Beichtvater 

musste abwägen, inwieweit dadurch kirchliche Pflichten vernachlässigt 

wurden. 

Am 5. März erschien eine Erklärung der Bischöfe der Kölner Diözese. 

Sie stellten darin fest, dass sich die Erwartungen bezüglich einer Berei-

nigung der Missverständnisse und der Beendigung anstosserregender 

Äusserungen nicht bewahrheitet hätten, und schlossen sich deshalb den 

Feststellungen Breslaus und Bayerns an, wobei sie auch auf die Verurtei- 
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lung der verwandten französischen faschistischen Bewegung ,Action 

Française’ durch Papst Pius XL hinwiesen. Solange und insoweit der 

Nationalsozialismus Auffassungen verkündete, die mit der katholischen 

Lehre unvereinbar waren, musste nachdrücklich vor ihm gewarnt wer-

den. Etwa gleichlautende Formulierungen gebrauchten die Bischöfe der 

Paderborner und Oberrheinischen Kirchenprovinzen, im ersten Fall et-

was stärker, im zweiten wesentlich verschwommener formuliert. 

Im August trafen sich die Bischöfe der preussischen Diözesen und des 

Oberrheins in Fulda zu ihrer alljährlichen gemeinsamen Sitzung. Da der 

Erzbischof von München und Freising die bayerischen Bischöfe vertrat, 

handelte es sich dabei um eine Versammlung, auf der das ganze katho-

lische Deutschland repräsentiert war. Als äusserst nachteilig erwies sich 

freilich, dass die Beschlüsse dieser Konferenz nur den Charakter einer 

Empfehlung tragen konnten. Diesmal lag ein Vorschlag auf dem Tisch, 

die 1921 erarbeiteten und gegen Sozialdemokraten, Freimaurer usw. zie-

lenden Richtlinien auch auf die Nationalsozialisten anzuwenden. Der 

Vorschlag wurde jedoch nicht angenommen. Stattdessen einigte man 

sich auf eine Erklärung, die besagte, dass der extreme Nationalismus 

ebenso wie der Sozialismus und Kommunismus bekämpft werden müs-

se, aber nicht unter parteipolitischen Gesichtspunkten, sondern aus-

schliesslich aus religiösen Motiven. Es war also so, dass die Nationalso-

zialisten mehr mit einer gewissen Kompromissbereitschaft der Bischöfe 

als mit einem katholischen Widerstand hätten rechnen müssen. Nicht nur 

die Kirchenführer waren geteilter Meinung. Im katholischen Lager4 gab 

es nach dem spektakulären Sieg der NSDAP im Jahre 1930 manche Be-

fürworter einer Taktik, durch die Übernahme bestimmter Parolen dem 

Nationalsozialismus den Wind aus den Segeln zu nehmen. Andere, da-

runter der Bruder des späteren Bischofs von Münster Graf Galen, woll-

ten die NSDAP baldmöglichst in die Regierungs Verantwortung einbe-

ziehen, in der Hoffnung, dass die Bewegung dann auseinanderfalle. Um 

1930 hatte innerhalb der Zentrumspartei der rechte Flügel, in dem kleri-

kalistische und autoritäre Auffassungen vorherrschten, zunehmend Ein- 
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fluss erhalten. Obwohl Brüning den Versuch unternahm, mit Hitler in 

persönlichen Kontakt zu treten, war damals noch keine Rede davon, dass 

das Zentrum auf eine Zusammenarbeit mit der NSDAP zusteuere. Erst 

Ende 1931 liefen Gerüchte über ein solches Zusammengehen auf Zeit 

um. Allzu offen wurde darüber noch nicht gesprochen. Unter Führung 

Stegerwalds wehrte sich ein Teil des Zentrums entschieden gegen eine 

derartige Zusammenarbeit. Aber sowohl in Rom wie in bestimmten Zen-

trumskreisen rechnete man bereits – und das erklärt vieles von dem, was 

sich 1932 hinter den Kulissen abspielte – mit der Möglichkeit, dass es 

eines Tages soweit kommen werde und müsse. Beim Sturz des Reichs-

kanzlers Brüning im Jahr 1932, der in katholischen Kreisen grosse Auf-

regung hervorrief, scheint das bereits mitgespielt zu haben. Auf die wei-

tere Entwicklung hatten dann einerseits das Bemühen des Vorsitzenden 

der Zentrumspartei, Ludwig Kaas, ein Reichskonkordat nach dem Mus-

ter des Lateranvertrages anzubahnen, und andererseits der Gegensatz 

zwischen dem Zentrum und Franz von Papen wesentlichen Einfluss. 

Weite Teile des Zentrums betrachteten von Papen als einen Abtrünnigen. 

Dieser wiederum warf der Partei ihre Zusammenarbeit mit den Sozial-

demokraten vor. Dass von Papen nach Brünings Sturz Reichskanzler 

wurde, verübelten ihm viele Katholiken ganz besonders. Als das Zen-

trum nach einem neuen Wahlsieg der NSDAP im Herbst 1932 den An-

lauf zu einer Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten unternahm, 

war es schliesslich von Papen, dem es gelang, mit den Nazis eine Über-

einstimmung zu erreichen und dabei das Zentrum jedoch herauszuhalten. 

Mit Ausnahme mehrerer Bischöfe wurden unter den Katholiken nur 

wenige Stimmen laut, die öffentlich vor dem Nationalsozialismus warn-

ten und jede Form einer Zusammenarbeit ablehnten. Selbst in der Ge-

werkschaftsgruppe um Stegerwald gab es Uneinigkeit, als sich der Par-

teikurs änderte. Vergeblich warnten einzelne wie der Jesuitenpater Max 

Pribilla,5 Fritz Gerlich und Ingbert Naab in ,Der Gerade Weg’6 und Bern-

hard Letterhaus7 in verschiedenen Vorträgen. Sie waren Ausnahmen. 
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Die katholischen Bischöfe folgten der politischen Entwicklung mit 

einer gewissen Distanz. Auf ihrer Konferenz in Fulda, im August 1932, 

hatten sie festgelegt, dass Katholiken nicht NSDAP-Mitglieder sein 

konnten. Dahinter stand aber keine einmütige Auffassung. Bischöfen 

wie Bornewasser und Ehrenfried, die das Zentrum offen unterstützten, 

Bischöfen wie Prey sing und Kaller, die den Nationalsozialismus scharf 

verurteilten, standen Kollegen wie Berning und Gröber gegenüber, die 

auf eine freundlichere Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus 

drängten. Diese Meinungsverschiedenheiten führten in der Praxis dazu, 

dass die Katholiken nach aussen immer weniger als Einheit auftraten 

und sich in ihre Kirche wie in eine Bastion zurückzogen. Gewissermas-

sen kehrte man damit wieder in jenes Ghetto zurück, das man vor noch 

nicht allzu langer Zeit verlassen hatte. 

In den ersten Wochen nach der Machtübernahme Hitlers gab es noch 

kaum Anzeichen für eine Änderung dieser Haltung. Obgleich sich der 

Bischof von Ermland in einem Leserbrief in der ,Germania’ noch ein-

deutig für das Zentrum und gegen die NSDAP erklärte, beschränkten 

sich die Bischöfe in ihrer gemeinsamen Erklärung zu den Märzwahlen 

auf den bekannten Aufruf, nur solche Abgeordnete zu wählen, welche 

die katholischen Interessen berücksichtigen wollten, und sich vor Agita-

toren zu hüten. Man wollte die politischen Gegensätze nicht auf kirchli-

ches Gebiet übertragen sehen. Von katholischen Nationalsozialisten 

wurde diese Unsicherheit dankbar ausgenutzt. Im März 1933 trat jedoch 

eine nicht unwesentliche Änderung in der Haltung der Bischöfe gegen-

über dem Nationalsozialismus ein. Noch am 19. März hatte Kardinal 

Bertram in Beantwortung einer Frage von Papens, damals Vizekanzler 

in der Regierung Hitler, mitgeteilt, dass er die Zeit für eine Revision des 

Standpunktes der katholischen Kirche noch für verfrüht halte. Zunächst 

sollten die Nationalsozialisten ihrerseits ihre Haltung revidieren. Etwa 

eine Woche später, am 28. März, publizierten die Bischöfe eine gemein-

same Erklärung, in der das Partei verbot für Katholiken zurückgenom-

men wurde. 

Wie lässt sich diese schnelle Wandlung erklären? Bekanntlich stattete 

der Vorsitzende der Zentrumspartei, Prälat Ludwig Kaas, von Papen am 
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Tag nach der Wahl einen Besuch ab. Ausserdem fanden zwischen dem 

19. und 23. März Verhandlungen zwischen mehreren Ministern der 

neuen Regierung und Vertretern des Zentrums statt, wobei sich die Re-

gierung zu verschiedenen Konzessionen bereit zeigte. Es ist fast undenk-

bar, dass die Bischöfe von diesen Geheimverhandlungen nichts gewusst 

haben. Zu einem Zeitpunkt, als sich viele ihrer ehemaligen Koalitions-

partner, dem Terror von Gestapo und SA ausgeliefert, in Gefängnissen 

und Konzentrationslagern befanden, stand das offizielle katholische 

Deutschland mit seinen politischen und bald auch mit seinen kirchlichen 

Führern auf dem Sprung, sich mit Hitler zu arrangieren. 

Nachdem Hitler in einer Erklärung vor dem neuen Reichstag am 23. 

März zugesagt hatte, die Rechte der Kirchen zu respektieren, und seinem 

Wunsch nach freundschaftlichen Beziehungen zum Vatikan Ausdruck 

verliehen hatte, fand eine Mehrzahl der Bischöfe unter Führung des Prä-

sidenten der Fuldaer Bischofskonferenz, des Erzbischofs von Breslau, 

Kardinal Bertram, den Zustand dermassen verändert, dass man eine Re-

vision der Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus für notwendig 

erachtete. Zögernd hatten sich die süddeutschen Bischöfe dieser Erklä-

rung angeschlossen. Einige von ihnen, darunter der Bischof von 

Eichstätt, Graf Preysing, und Bischof Buchberger von Regensburg, zeig-

ten sich von der plötzlichen Eile Bertrams sehr überrascht. War der Va-

tikan vielleicht auch verwundert? Beim Zustandekommen dieses Be-

schlusses spielte der Umstand mit, dass eine wachsende Zahl von Katho-

liken Mitglied der NSDAP werden wollte. Mag der Beschluss der Bi-

schöfe von manchen auch bedauert worden sein, so gab es doch nur we-

nige, die protestierten.8 

Am 1. April 1933 fand in ganz Deutschland eine erste grosse Aktion 

gegen die Juden statt. Es hiess, die Aktion, ein allgemeiner Boykott, sei 

die Antwort auf die Hetzkampagne der Juden aus dem Ausland gegen 

das neue Deutschland. In Wahrheit war es genau umgekehrt. Die Vor-

fälle in Deutschland vor dem 1. April, vor allem nach den März wählen, 

hatten zu heftigen Protesten aus dem Ausland geführt, die die neue Re- 
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gierung empfindlich trafen; daraufhin startete sie diese Aktion. Entgegen 

ihrer Absicht wurde die katholische Kirche miteinbezogen. Am 31. März 

erschien der Direktor der Deutschen Bank in Berlin, Oskar Wassermann, 

bei Kardinal Bertram mit einer Empfehlung von Monsignore Lichten-

berg, dessen Eintreten für die Juden bereits früher erwähnt wurde. Was-

sermann ersuchte das Episkopat, bei Reichspräsident Hindenburg und 

der Regierung zu intervenieren, um den Boykott abzuwenden. Bertram 

erwiderte, er besitze dazu nicht die Ermächtigung der Bischöfe und 

kenne den Grund für den Boykott nicht; dennoch versprach er, die Ober-

hirten der Kirchenprovinzen zu Rate zu ziehen. In einem Rundschreiben 

vom 1. April schlug dann Bertram vor, sich jeglicher Aktion zugunsten 

der Juden zu enthalten. Bis auf Gröber aus Freiburg, der eine Interven-

tion befürwortete, stimmten sämtliche Erzbischöfe diesem Vorschlag zu. 

Erzbischof Klein sandte sogar, ebenso wie verschiedene führende Per-

sönlichkeiten auf evangelischer Seite, ein Telegramm nach New York, 

in dem er gegen die Hetzkampagne des Auslandes protestierte. Da da-

mals von diesen Überlegungen der deutschen Bischöfe so gut wie nichts 

bekannt war, erfolgten darauf auch keine unmittelbaren Reaktionen. Nur 

erschien kurz darauf ein Artikel des Paters Eckert, der gegen die Juden-

verfolgungen protestierte. Kein Mensch dürfe nur, weil er einer anderen 

Rasse angehöre, verfolgt werden. Das stehe im Widerspruch zur christ-

lichen Ethik, und alle Deutschen sollten sich schämen, dass dies im Na-

men Deutschlands geschehe.9 

In Rom war die Regierungserklärung Hitlers aufmerksam gelesen 

worden. Die Gefahr einer kommunistischen Revolution schien jetzt je-

denfalls gebannt; vielleicht gäbe es Möglichkeiten, mit dieser Regierung 

das lang ersehnte Konkordat zu schliessen.10 Während der kurzen Kanz-

lerschaft von Papens hatte der Vatikan die Gelegenheit ergreifen wollen 

und der deutschen Regierung Ende Oktober ein Angebot für Konkordats 

Verhandlungen unterbreitet. Durch die sich überstürzenden Ereignisse 

war es damals nicht so weit gekommen, aber das Angebot blieb beste-

hen. Vor allem durch das Zutun von Papens, mittlerweile unter Hitler 

Vizekanzler, und Monsignore Kaas’, der Mitarbeiter Pacellis gewesen  
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war, ging die deutsche Regierung darauf ein. Anfang April 1933 reisten 

Göring und von Papen getrennt – damals durfte noch nichts bekannt wer-

den – nach Rom, und ‚zufällig’ traf von Papen im Zug Kaas, der kurz 

zuvor bei Hitler gewesen war. Der Papst empfing die beiden Minister, 

und Kaas führte mit ihnen verschiedene Besprechungen. Zunächst han-

delte es sich dabei nur um eine Sondierung. Von Anfang an drängte von 

Papen auf die Aufnahme eines Artikels in den Vertrag, der es Geistlichen 

untersagte, politische Ämter – lies: in der Zentrumspartei – zu bekleiden. 

Dagegen erhob vor allem der Vatikan Einwände, obwohl man dort eben-

falls besorgt die engen Beziehungen zwischen den deutschen Bischöfen 

und dem Zentrum und die dadurch wachsende Spannung zum National-

sozialismus verfolgt hatte. 

Inzwischen hatte sich herausgestellt, dass mehrere deutsche Bischöfe 

ernste Einwände gegen ein Konkordat mit einer Regierung Hitler hatten. 

So lehnte Kardinal Schulte aus Köln jegliche Form von Verhandlungen 

mit dieser ‚Revolutionsregierung’ ab, die sich weder an Gesetz noch 

Recht hielt, und Bischof Prey sing von Eichstätt bemerkte, eine deutliche 

Warnung vor dem Nationalsozialismus wäre eher angemessen. Um sol-

chen Bedenken zu begegnen, wurde beschlossen, dass ein Bischof an 

den Verhandlungen teilnehmen sollte. Darauf erklärte sich Gröber dazu 

bereit, wenn auch der Münchener Erzbischof, Faulhaber, lieber Prey sing 

als Verhandlungspartner gesehen hätte. Als Faulhaber auf die zusätzli-

che Entsendung Preysings drängte, lehnte dieser das verständlicherweise 

ab. Nach seiner Rückkehr aus Rom konnte Gröber die Mehrheit der Bi-

schöfe für den dort erarbeiteten Text gewinnen. Ausserdem reagierte 

Hitler geschickt und entgegenkommend, als die Bischöfe gegen be-

stimmte Massnahmen, von denen die katholischen Organisationen be-

troffen waren, Einwände erhoben. Das dauerte freilich nur bis zur Un-

terzeichnung des Konkordates. Am 20. Juli fand in Rom die feierliche 

Unterzeichnung des Vertrages statt. Der Papst hatte erst seine Zustim-

mung zur Unterzeichnung gegeben, nachdem Hitler ihm ehrenwörtlich 

versichert hatte, das Christentum als Basis des neuen Deutschland anzu-

erkennen. Dabei hatte die deutsche Regierung gerade den Erlass eines  
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Sterilisationsgesetzes beschlossen! Auf Vorschlag von Papens hatte man 

jedoch mit der Veröffentlichung bis nach der Unterzeichnung gewartet. 

Dem Abschluss des Vertrages folgte ein Strom von Reaktionen; zum 

grössten Teil äusserte man in überschwenglichen Tönen Freude und Ge-

nugtuung darüber, dass eine deutsche Regierung endlich diesen Schritt 

getan hatte. Aber auch besorgte Proteste trafen in Rom ein.11 Mehrere 

Katholiken stellten sich sogar die Gewissensfrage, ob sie einer solchen 

Kirche noch angehören könnten. Der Vatikan gab über die österreichi-

schen Bischöfe seine Meinung zu diesem Vertrag bekannt. Man solle 

nicht glauben, dass damit der Nationalsozialismus anerkannt sei. Jeder 

wisse doch, dass zwischen Kirche und Staat in Deutschland gespannte 

Verhältnisse herrschten. In mehreren Artikeln wurde betont, dass man 

Deutschland nicht mit Österreich vergleichen dürfe, wo die Bischöfe den 

Nationalsozialismus verurteilt hatten. In Deutschland war der National-

sozialismus zur Obrigkeit geworden, und dieser Obrigkeit hatte man zu 

gehorchen. Überdies steuerte die neue Regierung einen klar antibolsche-

wistischen Kurs.12 Aber andere kostete es Mühe, sich mit dem Konkor-

dat abzufinden. Reinhold Schneider verlieh seiner Enttäuschung öffent-

lich Ausdruck und brachte damit sicher auch die Meinung anderer zum 

Ausdruck.13 Mit der Unterzeichnung des Konkordats war ein alter 

Wunsch der Kirche in Erfüllung gegangen. Freilich musste sie dafür ei-

nen hohen Preis entrichten. Sie hatte damit die neue deutsche Regierung 

offiziell anerkannt, statt sich von ihr und ihren Untaten zu distanzieren, 

und hatte das ausserkirchliche Gebiet dem Einfluss des Staates preisge-

geben. Während die Führung des Zentrums aus alledem die Konsequen-

zen zog und die Partei auflöste, beeilten sich andere katholische Organi-

sationen, der Regierung ihre Treue zu bekunden. 

Bis jetzt war in diesem Kapitel mehr von Kompromiss und Anpas-

sung als von Opposition und Widerstand die Rede. Dennoch sind bereits 

zwei Persönlichkeiten erwähnt worden, die als Katholiken im Wider-

stand eine bedeutende Rolle gespielt haben: Bischof Graf Preysing und  
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Bernhard Lichtenberg. Um die Schwäche dieses katholischen Wider-

standes verstehen zu können, muss man aber zunächst einmal sehen, wie 

weit das katholische Deutschland mit seinen anerkannten Führern den 

Wünschen der neuen Machthaber entgegengekommen ist. 

Wenn nun auch die katholischen Bischöfe im Gegensatz zu ihren 

evangelischen Kollegen ein Dokument besassen, auf das sie sich berufen 

konnten, so wurden die Schwierigkeiten eher grösser als geringer. Und 

die Nationalsozialisten fühlten sich nicht an die Bestimmungen des Kon-

kordats gebunden. Sollte deswegen der Vertrag gekündigt werden? Das 

wurde erwogen, aber man klammerte sich weiter an ihn wie an einen 

Strohhalm. Die Folge davon war, dass die katholische Kirche sich nach 

wie vor sehr zurückhielt, sobald es um Ereignisse ausserhalb des kirch-

lichen Bereichs ging. Als im November 1933 der ehemalige Leiter der 

Katholischen Aktion München, Mühler, festgenommen wurde,14 weil er 

,unwahre’ Geschichten über das Konzentrationslager Dachau verbreitet 

habe, stand vielleicht zu erwarten, dass jetzt die Zustände in den Kon-

zentrationslagern von den Kanzeln herab angeprangert würden. Aber das 

geschah nicht. Viel musste passieren, ehe es zu einem offiziellen kirch-

lichen Protest kam. Und hatte man dann wirklich einmal protestiert, war 

man nur allzu bereit, seinen Einspruch wieder abzuschwächen, wenn 

Partei und Staat daran Anstoss genommen hatten. Das erwies sich unter 

anderem bei den bekannten Adventspredigten von Erzbischof Faulhaber, 

Ende 1933. Faulhaber,15 1869 geboren, war zunächst Bischof von Speyer 

gewesen und 1917 noch vom letzten regierenden Wittelsbacher, Ludwig 

III., zum Münchner Erzbischof ernannt worden. Damit war er auch Vor-

sitzender der Konferenz der süddeutschen Bischöfe, die, ähnlich wie der 

bayerische Staat, auch nach 1918 ein gewisses Mass an Selbständigkeit 

behalten hatten. Faulhaber blieb sein Leben lang Monarchist. Das Band 

zwischen Thron und Altar garantierte für ihn ein gutes Funktionieren der 

Gesellschaft. Während der Weimarer Republik hatte er diese Überzeu-

gung wiederholt unter Beweis gestellt. So sagte er auf dem Katholiken-

tag 1922, die Revolution sei Meineid und Hochverrat und bleibe darum 

in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainszeichen gebrand- 
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markt. Eine derart scharfe Erklärung eines solch prominenten Kirchen-

führers war ungewöhnlich, und der damalige Vorsitzende des Katholi-

kentags, Konrad Adenauer, distanzierte sich in seiner Schlussansprache 

von Auffassungen, die aus lokalen Verhältnissen zu erklären seien, die 

aber nicht von den deutschen Katholiken in ihrer Gesamtheit geteilt wür-

den. In den Augen Faulhabers blieben die Sozialdemokraten Revolutio-

näre, und hinter ihnen stand das Gespenst des Bolschewismus. Wer mit 

solchen Menschen zusammenarbeitete, bewegte sich auf gefährlichem 

Gelände. Deshalb weigerte sich Faulhaber auch, Gottesdienste an Staats-

feiertagen abzuhalten. Nachdem 1924 ein Konkordat mit der bayeri-

schen Regierung zustandegekommen war und im nächsten Jahr der kon-

servative General von Hindenburg den Sozialdemokraten Ebert als 

Reichspräsidenten abgelöst hatte, unterblieben die provozierenden Be-

merkungen der ersten Jahre. Sie entsprachen auch nicht der Art Faulha-

bers, der eher der Typ des Diplomaten war. 

Immerhin wird damit bereits klar, dass Faulhaber um den Sturz der 

Weimarer Republik nicht getrauert haben dürfte. Obgleich Befürworter 

einer distanzierteren Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus, er-

mahnte er nach dem Januar 1933 seine Geistlichen, der neuen Regierung 

als der neuen Obrigkeit zu gehorchen. Einen ersten offenen Konflikt ar-

tikulierten erst die Adventspredigten 1933. Darin protestierte Faulhaber 

gegen Bemühungen, das Alte Testament als minderwertiges Buch hin-

zustellen. Faulhabers Formulierungen waren gemässigt und sorgfältig 

gewählt. Über die Rassenfrage liess er sich nicht ganz klar aus. Ausser 

Reaktionen aus dem katholischen und evangelischen Lager erreichten 

Faulhaber vor allem aus jüdischen Kreisen viele dankbare Briefe. Auch 

im Ausland fanden seine Predigten Aufmerksamkeit, wenngleich ihre 

Bedeutung sicher etwas überschätzt wurde. Faulhaber selbst war über 

die Reaktionen des Auslands, die das Missfallen von Partei und Staat 

hervorgerufen hatten, ziemlich erschrocken und beeilte sich, bestimmten 

Beschwerden zuvorzukommen. Als ihm von einer ausländischen Zei-

tung fälschlicherweise eine Predigt zugeschrieben wurde, begnügte er 

sich nicht mit der Mitteilung, dass er sie nicht gehalten habe, sondern er  
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legte eingehend dar, dass er so etwas – einen Protest gegen den Rassen-

hass – niemals gesagt haben könne. Während des ganzen Jahres 1934 

versuchte Faulhaber, die durch seine Adventspredigten hervorgerufene 

Missstimmung zu vertreiben und sich zu rehabilitieren. 

Während das Verhältnis Kirche – Staat 1933 noch vorwiegend im Zei-

chen eines Scheinfriedens stand, war das im Jahre 1934 vorbei. Im Ja-

nuar ernannte die Partei Alfred Rosenberg zu ihrem Ideologen, worauf-

hin die Kirche dessen Werke auf den ,Index’ setzte. Ausserdem mischten 

sich Naziführer in kirchliche Angelegenheiten. Das Auftreten katholi-

scher Jugendorganisationen wurde durch polizeiliche Massnahmen zu-

nehmend erschwert; in einigen Orten kam es zu Schlägereien zwischen 

katholischen Jugendlichen und der HJ. Die Gestapo versuchte Priester, 

die dem Nationalsozialismus nicht gewogen waren, unter allerlei Vor-

wänden zu verhaften. So war zum Beispiel Pater Stöger von Waldbüttel-

brunn bereits im Sommer 1933 verhaftet worden. Obwohl er kurz darauf 

wieder entlassen worden war, nahm man ihn im Januar 1934 erneut fest. 

Man liess ihn gegen das Versprechen, Waldbüttelbrunn nicht mehr zu 

betreten, wieder frei. Als ihn das bischöfliche Ordinariat 1934 dennoch 

einmal dorthin beorderte, wurde er zum dritten Mal verhaftet. Nachdem 

sein Bischof sich geweigert hatte, ihn zu entlassen, fand am 7. April die 

erste organisierte Aktion gegen einen Bischof statt. Eine Gruppe von De-

monstranten drang in das bischöfliche Palais von Würzburg ein und rich-

tete Verwüstungen an. Da diese Aktion nur als Warnung gedacht war, 

schaltete sich die Polizei noch ein.16 Während der Unterdrückung des 

sogenannten ,Röhmputsches’ im Juni 1934 wurden auch mehrere promi-

nente Katholiken ermordet, die den neuene Machthabern zu lästig ge-

worden waren. Dazu gehörten Erich Klausener, ein hoher Beamter und 

Vorsitzender der Katholischen Aktion in Berlin, Adalbert Probst, der in 

der katholischen Jugendbewegung führend tätig war und Fritz Gerlich, 

Redakteur der Zeitschrift ,Der Gerade Weg’. Ihre Ermordung rief in ganz 

Deutschland grosses Entsetzen hervor. 

Geistliche, die sich in ihren Predigten kritisch über das Regime geäus-

sert hatten, wurden in zunehmendem Masse bestraft.17 Die Angriffe auf 
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höhere und niedere Geistliche hatten ihrerseits wieder bestimmte Reak-

tionen zur Folge. In Gestapoberichten wurde beispielsweise bedauert, 

dass die Kirchen gerade dann brechend voll seien, wenn antinationalso-

zialistische Geistliche predigten. Ganz allgemein verstärkten sich, die-

sen Berichten zufolge, der Kirchenbesuch und die Teilnahme an Prozes-

sionen. Auch die Auflagen der kirchlichen Blätter stiegen sprunghaft, 

vor allem als zahlreiche sonstige Organe nicht mehr erscheinen durften. 

In diesen Blättern wurde noch von einem weltanschaulichen Standpunkt 

aus der Inhalt der von Parteiführern verfassten Reden, Artikel, Be-

schlüsse usw. kritisiert. Mit Recht behaupteten die Gestapoberichte, dass 

diese Kritik einen Zustand der Unzufriedenheit wachhalte, aus dem sich 

eines Tages eine grundsätzliche Kritik entwickeln könnte. Vor allem im 

katholischen Westdeutschland fanden die Schriften des aus Deutschland 

in die Niederlande ausgewichenen Paters Muckermann18 Absatz, der 

eindringlich vor dem Nationalsozialismus warnte. Aus den Gestapobe-

richten ist abzulesen, dass es manchmal die gleichen Geistlichen waren, 

die «unliebsam» auffielen. Andererseits waren die wenigen Sympathi-

santen des Nationalsozialismus eine winzige Minderheit. In den Gesta-

poberichten wird immer wieder darüber geklagt, dass viele Geistliche 

nicht zwischen Partei und Staat zu unterscheiden verstünden. Trotz aller 

Schwäche des katholischen Widerstandes bezeugt der Inhalt dieser Ge-

stapoberichte, dass Regierung und Partei stets mit einer latenten Oppo-

sition von dieser Seite rechneten. 

Seit 1935 versuchten die Nationalsozialisten, einen Keil zwischen 

Geistlichkeit und Gläubige zu treiben, indem sie jeden aufgedeckten 

Einzelfall von Unregelmässigkeiten auf finanziellem und sexuellem Ge-

biet, die eine Reihe von Prozessen auslösten, verallgemeinerten.19 Ende 

1934, zur Zeit der Volksabstimmung im Saargebiet, schienen die Ge-

gensätze etwas gemildert, aber diese Mässigung hatte nur die Mitwir-

kung der Kirche bei der Volksabstimmung zum Ziel, und diese liess sich 

dazu benutzen. Als die Kirche nicht mehr gebraucht wurde, zeigten Staat 

und Partei wieder ihr wahres Gesicht. Es begann mit Aktionen gegen die 

katholischen Jugendorganisationen. Als damit nicht überall ein Erfolg 

112 



erreicht wurde, obwohl die HJ mit der Unterstützung der örtlichen Poli-

zei rechnen konnte, erfolgte bald darauf ein allgemeines Verbot. Bereits 

vor dieser Zeit war es gelegentlich zu Schwierigkeiten gekommen. Das 

hatte mehr als einmal auch die Zeitschrift für die katholische Jugend, 

‚Junge Front’, erfahren müssen.20 Die erste Nummer war im Juni 1932 

in einer Auflage von 33‘000 Exemplaren erschienen; beim schliesslichen 

Verbot der Zeitschrift, im Januar 1936, betrug die Auflage 330‘000. 

Chefredakteur war Johannes Maassen, ein Dreissigjähriger, der zu den 

ersten Mitgliedern der katholischen Organisation für Mittelschüler, 

‚Neudeutschland’, gehört hatte. Seitdem er im Februar 1933 die Chefre-

daktion der ‚Jungen Front’ übernommen hatte, machte diese Zeitschrift 

kein Hehl aus ihrer eindeutig reservierten Haltung gegenüber allen An-

näherungsversuchen der Nazis. Als Göring in Preussen trotz aller gegen-

teiligen Versprechungen einen Katholiken nach dem anderen entliess, 

protestierte Maassen mit dem Erfolg, dass das Blatt vier Wochen verbo-

ten wurde. In richtiger Einschätzung der Haltung der Kirchenführung 

war klare Reserve angesichts der Konkordatsverhandlungen das einzig 

Mögliche. Dennoch konnte man aber lesen, dass mit einem solchen Ver-

trag weder der Kirche noch dem Staat gedient wäre. Anfang 1933 rief 

die Zeitschrift anlässlich der grossen antijüdischen Aktion zur Solidarität 

mit den Juden auf. Im Laufe des Jahres 1934 wurde das Blatt wieder 

einmal verboten. Als Schirach 1935 verkündete, die einzige ‚junge 

Front’ sei die HJ, wählte man den Titel ‚Michael’. Nach zweimaligem 

Verbot im Jahr 1935 und nach viermaliger verlangter Abänderung des 

Untertitels erfolgte im Januar 1936 das endgültige Verbot trotz der Pro-

teste einzelner Bischöfe. Jetzt verlagerte man auf katholischer Seite den 

Akzent auf die Bildung von Gruppen. Maassen bereiste ganz Deutsch-

land, um Kontakte zu knüpfen. Diese Gruppen gaben manchmal eigene 

Schriften heraus, die den Mitgliedern später auch in die Kasernen nach-

geschickt wurden. 1935 und in den folgenden Jahren starteten die Nazis 

auch Aktionen gegen katholische Schulen und gegen die Klöster. Im Mai 

1935 begann der erste sogenannte Devisenprozess. Zwar mussten die Bi-

schöfe zugeben, dass in Einzelfällen das Gesetz übertreten worden war,  
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die Nationalsozialisten spielten aber das Ganze ungeheuerlich hoch. Die 

Folge war, dass die Priester ihre Gläubigen auf die Gefahr hinwiesen, in 

der die Kirche sich befinde, und das führte dazu, dass diese sich nur 

umso entschlossener um ihre Geistlichen scharten und in noch grösserer 

Zahl an kirchlichen Veranstaltungen teilnahmen. Abgesehen von den 

Protesten beschränkten sich die Bischöfe in ihren Verkündigungen und 

Erklärungen auf das unmittelbare Gebiet der Kirche und auf Glaubens-

fragen. 

1937 begann eine neue Phase des katholischen Widerstandes.21 Im Ja-

nuar hatten die Bischöfe in einer Denkschrift an Kirchenminister Kerri 

ihrer ablehnenden Haltung noch das Konkordat zugrundegelegt und den 

Minister auf die grossen Unterschiede zwischen Theorie und Praxis hin-

gewiesen. Siebzehnmal kam in diesem Schreiben die Formulierung vor: 

«Nach dem Konkordat ... – in Wirklichkeit ...». Auch in Rom waren 

diese Unterschiede nicht unbemerkt geblieben, und nach jahrelangem 

Schweigen hielt Papst Pius XI. die Zeit für gekommen, seiner grossen 

Besorgnis über die Geschehnisse in Deutschland und die feindselige 

Haltung der Regierung gegenüber der Kirche Ausdruck zu verleihen. Im 

März wurde die päpstliche Enzyklika ,Mit brennender Sorge’ veröffent-

licht, für die Faulhaber einen Vorentwurf geschrieben hatte. Nach einer 

Erörterung des Konkordats und der Motive des Vertragsabschlusses 

wurden die zahlreichen Vertragsbrüche seitens der Regierung auf ge-

zählt, gegenüber den Auffassungen des Nationalsozialismus wurden die 

Grundlagen des christlichen Glaubens dargelegt und die Rechte der Kir-

che präzisiert. Mit einem Aufruf an alle Gläubigen zur Standhaftigkeit 

und Treue schloss die Enzyklika. Geheim wurde der Text nach Deutsch-

land gebracht. Eine Reihe von Druckereien übernahm die Herstellung 

gedruckter Exemplare, die dann von zahlreichen Geistlichen und Ju-

gendlichen verbreitet wurden. Die Nazis waren wütend. Zwölf Drucke-

reien wurden enteignet, und Geistliche und Jugendliche, die bei der Ver-

breitung geholfen hatten, wurden in Gefängnisse oder Konzentrations-

lager eingeliefert. Das katholische Deutschland hatte einen deutlichen 

Rückhalt bekommen. Das päpstliche Schweigen war gebrochen. 

114 



Im Juli des gleichen Jahres wurde der Jesuitenpater Rupert Mayer,22 

ein populärer Prediger, wegen seiner unverblümten Regimekritik vor 

Gericht gestellt. Er hatte vom Provinzial seines Ordens, Pater Rösch, die 

ausdrückliche Zustimmung für sein Tun erhalten,23 obwohl er Gefahr 

lief, verhaftet zu werden und dadurch den von den Nationalsozialisten 

sowieso schon beargwöhnten Jesuitenorden in noch grösseren Misskre-

dit zu bringen. Aber auch sein Bischof, Kardinal Faulhaber, stellte sich 

nach seiner Verhaftung hinter ihn. In einer Predigt ging Faulhaber, ent-

gegen seiner sonstigen Gewohnheit, öffentlich auf den Fall ein. Mayer 

wurde zwar zu einer Gefängnisstrafe verurteilt, doch wagte die Gestapo 

fortan nicht mehr, es auf einen Prozess ankommen zu lassen, sondern 

verlegte sich auf weniger auffällige Methoden. Im selben Monat erhob 

sich während der Aachener Heiligtumsfahrt, an der über eine Million 

Gläubige teilnahmen,24 eine solche Entrüstung über die feindselige Hal-

tung des Staates, dass ohne das Eingreifen der Kirchenführer eine De-

monstration gedroht hätte. 

Die politischen und militärischen Erfolge Hitlers in diesem und in den 

folgenden Jahren verfehlten ihre Wirkung auf das Episkopat nicht. In 

zahlreichen besonders freundlich abgefassten Telegrammen wurde Hit-

ler zu seinen Siegen beglückwünscht. Wenn er dazu auch nicht immer 

ermächtigt war, fand der etwa 80jährige Kardinal Bertram, Vorsitzender 

der Fuldaer Bischofskonferenz, immer wieder Motive, um Hitler im Na-

men des Episkopats zu preisen, ihm daneben aber auch die Sorgen der 

Kirche vorzutragen in der Hoffnung, dass Hitler auch das läse. Darüber 

kam es schliesslich 1940 im Kreis der Bischöfe zu einem Konflikt.25 Da-

bei spielte der damalige Bischof von Berlin, Graf Prey sing, eine wich-

tige Rolle. 

Graf Preysing26 war der einzige unter den Bischöfen, der von Anfang 

an eine klar antinationalsozialistische Haltung bezogen hatte. Im Kreis 

der Bischöfe infolge seiner unerschrockenen Haltung eine Ausnahmeer-

scheinung, war er auch eine der wichtigsten Figuren des katholischen 

Widerstandes. Geboren 1880 und aus einem alten bayerischen Adelsge-

schlecht stammend, hatte er Rechte studiert und war damit später der 

einzige der Bischöfe, der eingehende Rechtskenntnisse besass, was ihm  
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vor allem in den Jahren des Nationalsozialismus sehr zustatten kam. 

Nach der Priesterweihe im Jahr 1912 wurde er Sekretär des Erzbischofs 

von München-Freising, eine Tätigkeit, in der er eine Menge Erfahrungen 

auf den verschiedensten Gebieten sammeln konnte. Nach dem Tod des 

Erzbischofs war er mehrere Jahre Domprediger. In dieser Zeit entwickel-

te sich zwischen dem damaligen Nuntius in München, Pacelli, und Graf 

Preysing ein beinahe freundschaftliches Verhältnis. In vielen Fragen be-

riet Preysing den Nuntius. Als dieser 1929 wieder nach Rom zog, war 

Preysing der letzte, der Abschied von ihm nahm. 1932 wurde Preysing 

zum Bischof des Bistums Eichstätt ernannt. Obwohl der Prozentsatz an 

Nationalsozialisten in dieser Gegend nicht sehr hoch war, machte Prey-

sing klar, dass er sich der grossen Gefahr des Nationalsozialismus voll 

bewusst war. Von Anfang an hat er sich konsequent gegen den Natio-

nalsozialismus gestellt und das auch gegenüber Partei- und Staatsfunk-

tionären unter Beweis gestellt. Zusammen mit Fritz Gerlich und Ingbert 

Naab, den Redakteuren der Zeitschrift ,Der Gerade Weg’, gehörte er 

dem sogenannten ‚Konnersreuther Kreis’ an, in welchem die Entwick-

lung des Nationalsozialismus genau verfolgt und überlegt wurde, welche 

Gegenmassnahmen am zweckmässigsten seien. Nachdem Gerlich im 

Juni 1934 ermordet wurde, ermöglichte Preysing Naab die Flucht in die 

Schweiz. Da Preysing von der Mehrheit der Eichstätter Bevölkerung un-

terstützt wurde, liessen ihm die Nazis noch ziemlich viel Handlungsfrei-

heit. Im Kreis der Bischöfe hatte er wiederholt vor dem Nationalsozia-

lismus gewarnt, und er war denn auch ein Gegner des Konkordats. 1935 

zum Bischof von Berlin ernannt, ergriff Preysing die Gelegenheit, in der 

Reichshauptstadt in Predigten, Eingaben und Denkschriften der Verfol-

gung entgegenzutreten. Bereits 1937 machte er Kardinal Bertram darauf 

aufmerksam, dass die Haltung der Kirche gegenüber Partei und Staat 

falsch sei: Um papierene Proteste scherten sich die Nazis nicht; mit den 

Mitteln der Diplomatie sei nichts zu erreichen. Gerade die Kirche könne 

die entscheidenden Dinge noch beim Namen nennen und eine Massen-

reaktion zuwege bringen. Diese Möglichkeit müsse sie ausgiebiger nut- 
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zen und ihre Taktik an der Devise ‚Angriff ist die beste Verteidigung’ 

ausrichten. Aber Bertram lehnte eine solche Haltung ab und sandte wei-

ter seine Glückwunschtelegramme. Wieder protestierte Preysing und trat 

1940 als Pressesekretär der Fuldaer Bischofskonferenz zurück. Trotz-

dem konnte er erreichen, dass Bertram seine Telegramme künftig mit 

,Erzbischof von Breslau’ unterzeichnete. Die Briefe des Papstes an die 

deutschen Bischöfe lassen erkennen, dass er von Preysing ausführliche 

Informationen empfing.27 

Für die Kriegsjahre lassen sich einige Beispiele von Fällen anführen, 

in denen sich Bischöfe aus humanitären Gründen staatlichen Massnah-

men widersetzten und gegen sie protestierten. Dabei ist aber nicht zu 

übersehen, dass durch diese Massnahmen auch kirchliche Kompetenzen 

bedroht wurden. 1940 protestierte Faulhaber in kräftigen Worten bei Jus-

tizminister Gürtner gegen die Ermordung von Geisteskranken und Inva-

liden. Im nächsten Jahr fragte er Bertram, ob die Kirche nun nicht auch 

endlich gegen die unmenschlichen Judenverfolgungen protestieren 

müsse, auch wenn es vielleicht nicht viel nütze.28 Ein weiteres Beispiel 

des katholischen Widerstands waren die Predigten des Bischofs von 

Münster, Graf Galen, im Jahr 1941.29 Dieser gehörte einem bekannten 

westfälischen Adelsgeschlecht an und stand, politisch gesehen, auf dem 

rechten katholischen Flügel. Er war 1933 Bischof geworden. Als der Na-

ziideologe Rosenberg es 1935 wagte, nach Münster zu kommen, protes-

tierte Galen öffentlich. Nationalist, der er war, erkannte er jedoch das 

nationalsozialistische Regime nachdrücklich als Obrigkeit an, selbst als 

er 1941 gegen die Tötung von Geisteskranken und Invaliden protestierte. 

Seine Predigten hatten eine starke Wirkung. Sie wurden vervielfältigt 

und gelangten auch ins Ausland. Die Nationalsozialisten erwogen Ga-

lens Verhaftung, mussten diesen Plan aber aufgeben, als klar wurde, wie 

gross sein Anhang war. 1942 liess Bischof Preysing, der in Verbindung 

mit dem Kreisauer Kreis gekommen war, einen Hirtenbrief über das 

Recht von der Kanzel verlesen, der innerhalb und ausserhalb Deutsch-

lands tiefen Eindruck machte. 

Obwohl sie von der latenten Opposition vieler Katholiken und dem 

mutigen Auftreten mehrerer Bischöfe unterstützt wurden, hatten es jene 
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Katholiken, die sich von den traditionellen Auffassungen freimachen 

konnten, besonders schwer und wurden oft von ihren kirchlichen Füh-

rern im Stich gelassen. Einer von ihnen war zum Beispiel Franz Rei-

nisch.30 Er war Priester und hatte infolge seiner kritischen Bemerkungen 

die Aufmerksamkeit der Gestapo auf sich gelenkt. 1941 erhielt er seinen 

Einberufungsbefehl. Er weigerte sich, den Eid auf Hitler abzulegen. Ein 

Offizier, ein anderer Priester und ein Richter, alle drei Katholiken, ver-

suchten ihn umzustimmen. Vergeblich. Reinisch blieb bei seiner Ent-

scheidung, die sein Gewissen ihm befahl. Am 21. August wurde er hin-

gerichtet. Ein anderes Beispiel ist Max Josef Metzger,31 gleichfalls ein 

Priester. Sein Leben lang hatte er für den Frieden und die Einheit aller 

Christen gewirkt. Seine Aktivitäten waren der Gestapo bekannt, und er 

war schon mehrmals verhaftet worden. Aus dem Gefängnis in Augsburg 

hatte er 1939 dem Papst geschrieben und ihn aufgefordert, ein allgemei-

nes Konzil einzuberufen, um Katholiken und Protestanten zu vereinen. 

1943 wurde er verraten und hingerichtet. 

Wenn wir den katholischen Widerstand an den von Ernst Wolf32 for-

mulierten Phasen-Normen messen, so ist festzustellen, dass die katholi-

sche Kirche eigentlich nie über die erste Phase, die Verteidigung ihrer 

eigenen Rechte, hinausgelangt ist. Im Konkordat hatte sie sich dafür eine 

Grundlage geschaffen. Nur eine Minderheit ist darüber hinausgegangen. 

In mehreren Hirtenbriefen und Predigten lassen sich Beispiele einer 

zweiten Phase finden, wobei die Freiheit der Predigt im Mittelpunkt 

steht. Die Proteste von Bischöfen wie Prey sing, Galen und Faulhaber 

und die Haltung Metzgers sind einer dritten Phase zuzurechnen, in wel-

cher die Welt ausserhalb der Kirche nicht mehr dem Regime überlassen 

wird, sondern aus der Kirche und auf der Grundlage elementarer Grund-

prinzipien des Christentums gegen die Untaten und Verfolgungen pro-

testiert wird. Noch weniger Beispiele lassen sich für die vierte Phase 

nennen, in der Katholiken wie Reinisch in einer politischen Konfliktsi-

tuation (Eidesfrage, Kriegsdienstverweigerung) standhaft blieben. Der 

katholische Widerstand war im Wesentlichen ein Widerstand kleiner 

Gruppen und Einzelner. 
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8. Der militärische Widerstand 

Im Jahr 1934 schrieb die Mutter Helmuth von Moltkes aus der Tsche-

choslowakei einen langen Brief an ihre Eltern in Südafrika, in dem es 

unter anderem hiess: «Was für ein Trost, zu wissen, dass es in der 

Reichswehr noch Menschen gibt, die von den nationalsozialistischen 

Ideen weniger angesteckt sind als die meisten anderen».1 Eine solche 

Auffassung war damals weit verbreitet. In die Armee wurde, besonders 

in Kreisen des bürgerlichen Widerstandes, grosses Vertrauen gesetzt. 

Diese würde nicht ungestraft zulassen, dass sich das Regime noch weiter 

an einzelnen und Gruppen vergriff. 

Wenn auch viele Menschen der Reichswehr2 ein hohes Mass an Ver-

trauen entgegenbrachten, so war doch zu fragen, inwieweit es eigentlich 

einen stichhaltigen Grund dafür gab, dass diese eingreifen würde. Es ist 

an sich nicht die Aufgabe einer Armee – auch wenn es vorkommt –, die 

eigene Regierung zu stürzen und durch eine andere zu ersetzen. Auch in 

Deutschland war es gewiss nichts Ungewöhnliches, dass Generäle sich 

mit Politik beschäftigten und notfalls Massnahmen androhten, wenn man 

ihrem Willen nicht nachkam. Als ganz bekanntes Beispiel dafür können 

Hindenburg und Ludendorff gelten, die, als sie 1916 mit der Heeresfüh-

rung beauftragt wurden, von diesem Augenblick an die Politiker und 

auch den Kaiser unter Druck setzten. 

Nach der militärischen Niederlage und dem Versailler Vertrag wurde 

das Millionenheer auf eine Reichswehr von 100‘000 Mann reduziert. 

Während die Armee unter der Monarchie dem Staat immer loyal gegen-

übergestanden hatte, änderte sich das in der Republik. Die meisten Offi-

ziere blieben im Innern monarchistisch. Eine Demokratisierung der Ar-

mee kam nicht zustande. Die neue Republik wurde zur Gefangenen der 

alten, in ihren Positionen verbliebenen antidemokratischen Kräfte. Die  
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Reichswehrführung, die sehr gut verstand, dass die Republik auf die 

Aufrechterhaltung der Ordnung angewiesen war, nützte diese Lage aus, 

um eine selbständige Politik zu betreiben.3 Aus geheimen militärischen 

Fonds wurden antirepublikanische Organisationen unterstützt. So hatte 

beispielsweise nach dem Ersten Weltkrieg die Marine in Kiel eine grosse 

Menge Material ins Ausland verkauft, um es auf diesem Wege vor der 

Vernichtung zu bewahren. Mit dem dafür erzielten Erlös wurden Orga-

nisationen wie ,Consul’ und ,Wiking’ unterstützt, die man notfalls aus 

Geheimvorräten bewaffnen und zur Armee einteilen konnte.4 Die zahl-

reichen Freikorps und Frontkämpferbünde galten als willkommene Hee-

resreserve, und man baute eine eigene Organisation auf, um diese Hee-

resreserve instand zu halten und auszubilden. Geheime Waffenlager 

wurden angelegt, und die Militärverträge mit der Sowjetunion ermög-

lichten die Herstellung schwerer Waffen sowie die Spezialausbildung 

der bedienenden Mannschaften. Das alles wurde von den verschiedenen 

Ministerien gedeckt. Wohl protestierten die Sozialdemokraten energisch 

gegen die Existenz der sogenannten ‚Schwarzen Reichswehr’, doch 

blieb das im Grunde wirkungslos. 

Verkörperung dieses selbständigen Auftretens der Reichswehr war je-

ner Mann, der 1920 zum Chef der Heeresleitung ernannt worden war, 

General von Seeckt. Da er die Armee als den wichtigsten Grundpfeiler 

des Reiches betrachtete, verlangte er an der Spitze der Reichswehr einen 

Mann ohne politische Bindung. An Staatsfeiertagen war er stets auf 

Dienstreise, um nicht an Feierlichkeiten teilnehmen zu müssen. Im Par-

lament war er nur ein einziges Mal. Als sehr schlechtes Vorzeichen 

musste gelten, dass Seeckt beim Kapp-Putsch 1920 lange eine neutrale 

Haltung eingenommen und damit die Schwäche der jungen Republik in 

erschreckender Weise demonstriert hatte. Dass dies damals und in den 

Jahren danach keine schlimmeren Folgen hatte, lässt sich durch den Um-

stand erklären, dass von Seeckt zwar ein Antidemokrat, nicht aber ein 

Abenteurer war. Es gelang ihm, die Mehrheit des Offizierskorps davon 

zu überzeugen, dass die Reichswehr sich aus der Politik herauszuhalten 

hätte. Auf diese Weise konnte sie sich umso besser ihrer eigentlichen 

Aufgabe widmen, dem Aufbau eines starken Instruments für jenen Staat, 
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der der Republik folgen würde. Nach dem Abtreten von Seeckts im Jahre 

1926 entwickelten sich weniger gespannte Verhältnisse zwischen Armee 

und Republik, was vielen Offizieren ein Dorn im Auge war. Es war be-

sonders General von Schleicher,5 der diese Kursänderung für notwendig 

hielt. Schleicher war in einer steilen Karriere zum politischen Ratgeber 

des Ministers aufgestiegen; in dieser Funktion unterstand er nicht mehr 

der Heeresleitung, sondern unmittelbar dem Minister. Seine politischen 

Auffassungen lassen sich im grossen und ganzen mit dem Wort ,Pendel-

bewegung’ zutreffend charakterisieren. Wenn er der Meinung war, dass 

die Regierung zu weit nach rechts tendierte, steuerte er die Reichswehr 

nach links, und umgekehrt. Im Allgemeinen galten seine Sympathien der 

gemässigten Rechten. Gemeinsam mit Reichswehrminister Groener, mit 

dem er bereits in den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg zusammengear-

beitet hatte, setzte er sich 1930 dafür ein, dass nicht dem Sozialdemokra-

ten Müller, sondern dem Zentrumspolitiker Brüning die Bildung einer 

neuen Regierung an vertraut wurde. Damit hoffte er das Zustandekom-

men eines gemässigten rechten Blockes anzuregen, wodurch den Extre-

misten von rechts der Wind aus den Segeln genommen werden sollte. 

Mit Groener und Brüning einigte er sich im Lauf des Jahres 1931 darauf, 

dass es vernünftig sei, die NSDAP in die Regierung aufzunehmen. Damit 

könne man sie leichter unter Kontrolle halten. Im Glauben, Hitler über-

spielen zu können, trat er der Regierung von Papen bei und war später 

selbst etwa anderthalb Monate Regierungschef, nachdem er die Position 

des von ihm ins Spiel gebrachten Papen wieder untergraben hatte. Dabei 

überschätzte er seine eigenen Fähigkeiten und unterschätzte den politi-

schen Einfluss Hitlers und der NSDAP. 

Unter Hitler wurde 1933 General von Blomberg Verteidigungsminis-

ter, und Schleicher sowie dessen Nachfolger im Ministerium, Bredow, 

wurden nach dem ,Röhmputsch’ 1934 ermordet. Bredow war unmittel-

bar nach der Machtübernahme durch von Reichenau ersetzt worden mit 

dem Argument, dass sich die Reichswehr von politischen Bindungen frei 

machen müsse. Reichenau sprach öffentlich aus, dass es nun endlich ei- 
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nen Staat und eine Regierung gebe, die die Reichswehr nicht mehr wie 

einen Fremdkörper, sondern als selbstverständliche Stütze betrachte, und 

viele junge Offiziere, die sich schon lange an dem republikfreundlichen 

Kurs gestossen hatten, stimmten mit ihm überein. Da Blomberg der 

Überzeugung war, dass die Armee von einer grossen nationalen Bewe-

gung nur profitieren könne, war er für Kritik unempfänglich. Auf seine 

Initiative geht es zurück, dass die Reichswehr nach dem Tod Hinden-

burgs einen Eid auf Hitler ablegte. Durch ihre selbständige und isolierte 

Position während der Republik stand die Reichswehr Hitlers Plänen ge-

genüber viel schwächer da als sonst und war leichter zu beeinflussen. 

Dass mehrere Generäle abgesetzt oder ermordet wurden, dass sie Hitler 

in einer neuen Eidesformel Treue hatten schwören müssen, dass ihre jü-

dischen und demokratischen Mitbürger verfolgt wurden, das alles hatte 

die Reichswehr hingenommen. Offensichtlich fanden viele ihrer Mit-

glieder den Tag von Potsdam, die Zerschlagung der SA und die Einfüh-

rung der allgemeinen Wehrpflicht wesentlich wichtiger. Das also war die 

Armee, in die viele Deutsche während der Jahre der nationalsozialisti-

schen Herrschaft ein starkes Vertrauen investierten. 

Das soll aber andererseits nicht heissen, dass diese Armee 1933 plötz-

lich ganz nationalsozialistisch geworden wäre. Wenn auch manche junge 

Offiziere dieser Richtung zuneigten, verhielten sich die meisten älteren 

reserviert. Vor allem die kirchenfeindliche Haltung des Regimes und die 

Praktiken der Gestapo hatten Unruhe unter den Offizieren erzeugt. Von 

einer Aktion war aber keine Rede. Stets waren nur einzelne und kleine 

Gruppen zum Handeln bereit. Die Mehrheit beschränkte sich auf das rein 

Militärische, verhielt sich neutral oder war nationalsozialistisch. Ein 

Mangel an politischer Einsicht, ein Festhalten an veralteten Traditionen 

und ein stark nationalistisches und antidemokratisches Denkklima waren 

ungeheure Hindernisse auf dem Weg zum Widerstand. Gegenüber dem 

revolutionären Nationalsozialismus bildete die Armee ein besonders 

schwaches ‚konservatives’ Gegengewicht. 

Wenn auch Hitler in seinen Gesprächen mit den Generälen bereits 

klare Akzente setzte, so waren sie immer noch der Meinung, es werde 

sich schon alles einrenken. Als General Adam im Sommer 1933 in einem 
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Kreis hoher Offiziere die Entwicklung kritisierte, schloss er mit den Wor-

ten: «Aber denken Sie daran, dass wir in einer Revolution leben. Noch 

immer trieb in solchen Zeiten zuerst der Schmutz an die Oberfläche, um 

später wieder zu Boden zu sinken. So ist unsere Aufgabe, zu warten und 

zu hoffen».6 Die in Offizierskreisen vorhandene Kritik besass in den ers-

ten Jahren noch ein gewisses Ventil. Wenngleich man die SA eindeutig 

ablehnte – wobei nicht nur Armeeinteressen auf dem Spiel standen, son-

dern auch ein Mentalitätsunterschied eine Rolle spielte –, war man des-

wegen noch nicht antinationalsozialistisch; wenngleich man die Korrup-

tion vieler Parteiführer, der sogenannten ,Bonzen’, kritisierte, wandte 

man sich deswegen noch nicht gegen Hitler. Es wurde dabei immer zwi-

schen dem Führer, der selbst wiederum die Armee schonte, auf der einen 

und der Partei und SA auf der anderen Seite unterschieden. Zwar 

wünschte die Mehrheit der Offiziere, dass ausschliesslich die Armee für 

die Landesverteidigung zuständig wäre und über Waffen verfügen 

könnte, und dass dieser Armee gewisse Rechte zugestanden würden wie 

die begrenzte Anwendung des Arierparagraphen und die Verpflichtung 

zur kirchlichen Trauung für Offiziere, aber Blomberg war nicht der 

Mann, auf diese Rechte zu pochen. Er machte eine Konzession nach der 

anderen. Der neuen Eidesformel folgten das Hakenkreuz auf der Uniform 

und eine Schulung der Soldaten im nationalsozialistischen Geist. Was an 

Gegengewichten noch in der Armee vorhanden war, wurde durch die 

Führung neutralisiert. 

Wenn also auch Anfang 1934 eine Menge Kritik am Regime 

herrschte, das noch zu wenig Erfolge vorweisen konnte, um die Kritiker 

widerlegen zu können; und wenn die Armee auch im Juni – in den Wo-

chen vor der Niederschlagung des ,Röhmputsches’ – eine Chance zum 

Handeln gehabt hätte, so wollte sie das nicht, und die Armeeführung 

schon gar nicht. Insoweit überhaupt gehandelt wurde, ging es dabei um 

Unterstützung bei der bevorstehenden Abrechnung mit der SA und um – 

zeitweilige – Zusammenarbeit mit der SS.7 Im ‚Interesse der Wehrmacht’ 

wurde die Politik Hitlers gebilligt. Auch der Mord an verschiedenen Op-

positionellen tat dieser Haltung keinen Abbruch. Blomberg z.B. war mit 
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der Festnahme Schleichers einverstanden, und Reichenau formulierte 

den Bericht, warum er ermordet werden müsse. Und obleich manche 

Offiziere mit der Erklärung Blombergs nicht einverstanden waren, blie-

ben sie dennoch gehorsam. Fritsch, der auf Wunsch Hindenburgs an-

stelle Reichenaus mit der Heeresleitung beauftragt wurde, entschuldigte 

sich später mit der Bemerkung, dass es zu dem erwarteten Aufstand der 

SA nicht gekommen sei. Sonst hätte die Armee eingegriffen. 

Man muss jedoch Krausnick zustimmen, wenn er schreibt, dass man 

zwar von Generälen wie Fritsch und Beck unter solchen Umständen kei-

nen Staatsstreich erwarten durfte, dass aber eine klare Reaktion das Min-

deste gewesen wäre, was sie hätten tun können.8 Bemühungen von Ge-

neral von Hammerstein und dem Grossgrundbesitzer von Oldenburg-Ja-

nuschau, Hindenburg zu einem anderen Kurs zu bewegen, scheiterten. 

Hammerstein war bis 1934 Chef der Heeresleitung gewesen und musste 

im Januar 1933 einen Plan, die Reichswehr gegen die Nationalsozialis-

ten einzusetzen, auf Hindenburgs Befehl fallen lassen. Er war einer der 

Wenigen, die es wagten, dem Begräbnis Schleichers beizuwohnen. 

Während die Armee nach der Niederschlagung des sogenannten ,Röhm-

putsches’ eine lästige Konkurrenz ausgeschaltet wähnte, zeigte sich 

aber, dass nicht die Armee, sondern die SS die Früchte dieser Ausrottung 

pflücken konnte. Vergeblich hatte der Chef der Abwehr, Patzig, vor die-

ser Entwicklung gewarnt. 

In den nächsten Jahren nahm eine gewisse Kritik, die dann und wann 

in Offizierskreisen an bestimmten Massnahmen des Regimes geübt 

wurde, noch keine klaren Formen an. Nur gelegentlich gab es individu-

elle Kontakte zwischen Generälen und oppositionellen Gruppen. So be-

stand eine Verbindung zwischen einigen früheren Gewerkschaftsführern 

und Generälen wie Fritsch, Hammerstein, Beck und Thomas. Auch meh-

rere Personen der Bekennenden Kirche standen mit verschiedenen ho-

hen Offizieren in Kontakt. Man befand sich noch in der Vorphase einer 

Konzentration, und von Opposition oder Widerstand war noch keine 

Rede. Erst während der Fritschaffäre9 haben sich die Kontakte verdich-

tet, und erst hier kann von Opposition gesprochen werden. 
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Schon 1935 hatte sich Hitler darüber beklagt, dass bestimmte füh-

rende Persönlichkeiten der Armee seine Pläne durchkreuzten. Als eine 

der zentralen Figuren dieser Opposition betrachtete er den Chef der Hee-

resleitung, General von Fritsch, einen Mann alter Schule, der im Verlust 

der Monarchie und in der zunehmenden Säkularisierung die Gründe für 

Deutschlands Niedergang sah. Nicht imstande, die wirkliche Gefahr des 

Nationalsozialismus zu durchschauen, und bar jeder politischen Einsicht, 

suchte er Befriedigung in der Erfüllung seiner militärischen Pflichten, in 

Treue zu Hitler, wie er sie früher dem Kaiser entgegengebracht hatte. 

Das Misstrauen, das die Nazis ihm entgegenbrachten, entrüstete ihn. Wie 

konnte man ihm Revolutionsversuche anlasten, ihm, der sich als aktiver 

Offizier nie an einem Putsch beteiligen würde? Als die Nazis auf Fritschs 

Sturz hinarbeiteten, kam noch Blombergs Eheskandal hinzu. 

In diesen Wochen entstand so etwas wie ein ständiger Kontakt zwi-

schen mehreren Gruppen von Oppositionellen. Auf Seiten des Militärs 

waren dabei vor allem Admiral Canaris und Oberst Oster von der Ab-

wehr beteiligt, sowie der Chef des Generalstabes des Heeres, General-

oberst Beck, die Generäle Halder, Stülpnagel und Hammerstein und der 

Kommandierende General von Berlin, von Witzleben. Andere wiederum 

liessen sich von diesen informieren. Es war besonders Hans Bernd Gise-

vius, der die Kontakte zwischen den verschiedenen Gruppen aufrecht-

hielt. Der ehemalige Bürgermeister von Leipzig, Carl Goerdeler, der 

Fritsch bereits vor Monaten gewarnt hatte, er werde das nächste Opfer 

sein, drängte auf eine Aktion des Militärs gegen die Gestapo. Andere 

unterstützten diesen Plan. Man wollte Himmler und Heydrich verhaften, 

den Hergang der Fritsch-Affäre bekannt machen und Hitler vor vollen-

dete Tatsachen stellen. Wenn er den Forderungen der Opposition nicht 

nachkäme, würden die Generäle putschen. 

Ob das die Generäle wirklich getan hätten? Einer nach dem anderen 

erging sich in Entschuldigungen, als man ihn bat, die Initiative zu über-

nehmen. Als Halder seinen unmittelbaren Chef, Beck, von der Notwen-

digkeit eines militärischen Eingreifens überzeugen wollte, bemerkte  
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Beck, die Untersuchung sei noch nicht abgeschlossen und Halders Ver-

langen sei Meuterei, Revolution. Diese Worte kamen aber im Wörter-

buch des deutschen Offiziers nicht vor.10 Ein grosses Handikap war die 

plötzliche Erkrankung von Witzlebens. Darauf erklärte sich General von 

Hase, der ein in Neuruppin stationiertes Regiment kommandierte, zu der 

geplanten Aktion bereit. Aus mehreren Gründen kam es dann doch nicht 

so weit; einer dieser Gründe war der Anschluss Österreichs an Deutsch-

land. Er löste eine derartige Euphorie im Reich und auch in der Armee 

aus, dass eine Aktion zu diesem Zeitpunkt nicht auf Verständnis hätte 

rechnen können. Wieder war jedoch eine Gelegenheit dahin. 

Es war eigentlich Hitler, der die oppositionellen Offiziere durch seine 

Politik zu neuer Aktivität drängte. Nachdem Fritsch und Blomberg ent-

lassen waren, übernahm Hitler selbst den Oberbefehl, indem er ein ihm 

unterstelltes ‚Oberkommando der Wehrmacht’ unter Leitung Keitels 

schuf. Von Brauchitsch, ein Mann, der Hitler keineswegs gewachsen 

war, wurde Oberbefehlshaber des Heeres. Aber in diesem Heer vollzo-

gen sich allmählich manche Veränderungen. Infolge der allgemeinen 

Wehrpflicht und der damit einsetzenden Heeresvergrösserung nahm der 

Einfluss der älteren Offiziere ab. In zunehmendem Masse hatten die Ge-

neräle mit den jüngeren Truppenoffizieren zu rechnen, die dem Regime 

vorbehaltsloser dienten und die Truppe in der Hand hatten. So wuchs die 

Armee, unter der neuen Führung und mit einem neuen Geist beseelt, zu 

einem willfährigen Werkzeug in Hitlers Händen. Wem das nicht passte, 

der wurde versetzt oder pensioniert. Wer Hitler treu diente, wurde mit 

Geschenken überhäuft. Den Verdacht der Bestechung lud Brauchitsch 

bereits bei seiner Amtsübernahme auf sich, indem er aus Hitlers Händen 

eine ansehnliche Geldsumme annahm, um sich von seiner ersten Frau 

scheiden lassen zu können und wieder zu heiraten. 

Im Lauf des Jahres 1938 stellte sich Beck immer entschiedener gegen 

Hitlers Kriegsvorbereitungen.11 Nachdem er zunächst dem neuen Re-

gime nicht ohne Sympathien gegenübergestanden hatte, bewirkten die 

Kriegspläne Hitlers und der Verlauf der Fritschaffäre eine Änderung sei-

ner Haltung. Auf Drängen Becks legte Brauchitsch gegen die Umstel- 
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lungen in der militärischen Organisation Beschwerde ein. Gleichzeitig 

drängte Beck bei ihm darauf, sich mit aller Macht gegen eine aggressive 

Kriegspolitik zu stemmen. Brauchitsch zeigte sich zwar von Becks Be-

schwerden beeindruckt, wagte aber nichts. Im Mai 1938 sprach Hitler 

vor einem grösseren Kreis über seine Pläne und kündigte einen schnellen 

Überfall auf die Tschechoslowakei an. Beck, der anwesend war, aber 

keinen unmittelbaren Zugang zu Hitler besass, machte seinen Chef sofort 

auf die grossen Gefahren aufmerksam, die Deutschland daraus erwüch-

sen. Er schlug einen gemeinsamen Protest der höchsten Generäle vor. 

Kurz darauf wiederholte er seine Beschwerden. Dabei bediente er sich 

einer klaren Sprache: ‚Die Geschichte wird diese Führer [die höchsten 

Führer der Wehrmacht, d. Verf.] mit einer Blutschuld belasten, wenn sie 

nicht nach ihrem fachlichen und staatspolitischen Wissen und Gewissen 

handeln. Ihr soldatischer Gehorsam hat dort eine Grenze, wo ihr Wissen, 

ihr Gewissen und ihre Verantwortung die Ausführung eines Befehls ver-

bietet. Finden ihre Ratschläge und Warnungen in solcher Lage kein Ge-

hör, dann haben sie das Recht und die Pflicht vor dem Volk und vor der 

Geschichte, von ihren Ämtern abzutreten. Wenn sie alle in einem ge-

schlossenen Willen handeln, ist die Durchführung einer kriegerischen 

Handlung unmöglich. Sie haben damit ihr Vaterland vor dem Schlimms-

ten, vor dem Untergang bewahrt.‚12 

Auch diesmal wurde Beck nur schwach von seinem Chef unterstützt. 

Deshalb sah er keine andere Möglichkeit, als seine Entlassung zu bean-

tragen. Umsonst drängten ihn seine Freunde, im Amt zu bleiben, weil er 

dann weiterhin seinen Einfluss auf die Armee ausüben könne. Aber Beck 

wollte die Verantwortung für Hitlers militärische Abenteuer nicht über-

nehmen. Auf Verlangen Hitlers wurde sein Rücktritt nicht bekannt ge-

macht. War also Beck zum Zuschauer geworden, der keinen Apparat 

mehr hinter sich hatte, so konnte er, weil er mit vielen Bekannten in Ver-

bindung blieb und immer noch grosses Ansehen genoss, nicht nur zum 

Motor des militärischen, sondern zum Mittelpunkt des gesamten bürger-

lichen Widerstandes werden. Sämtliche Gruppen suchten Kontakt zu 

ihm und erkannten seine Führung an. Weil er von der Gestapo beschattet 
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wurde und jeder seiner Besucher von einem Spitzel in einem gegenüber-

liegenden Haus fotografiert wurde, musste er sich ziemlich im Hinter-

grund halten. 

Im Lauf des Jahres 1938 ergaben sich Möglichkeiten für einen Staats-

streich. Man erwartete bei einem Einmarsch Hitlers in die Tschechoslo-

wakei die sofortige Kriegserklärung Englands und Frankreichs. In die-

sem Fall sollten einige Generäle mit zuverlässigen Einheiten Hitler und 

seine Trabanten verhaften, wichtige Gebäude, wie das Gestapohaupt-

quartier, den Rundfunksender und das Propagandaministerium, besetzen 

und einen eventuellen Gegenschlag der SS aus Süddeutschland verhin-

dern. Dieser Plan stammte von einem Triumvirat: Halder, Witzleben, 

Oster. Ersterer war Beck mit dessen Zustimmung im Amt nachgefolgt, 

aber durchaus nicht in der Absicht, seine antinationalsozialistische Hal-

tung aufzugeben. Das Urteil über Halder ist stark durch dessen Passivität 

während der Kriegsjahre beeinflusst. In den dreissiger Jahren war er sich 

aber weit eher als Beck der Gefahren des Nationalsozialismus bewusst 

und bereit zu handeln.13 Als Süddeutscher besass er auch eine ganz an-

dere Mentalität als der aus Hessen stammende Beck, der eher den Ein-

druck eines Gelehrten als eines Generals machte. Witzleben war kom-

mandierender General von Berlin und besonders populär. Er versicherte 

sich der Unterstützung des Kommandanten der 23. Division in Potsdam, 

Graf Brockdorff-Ahlefeld. Oster hatte vor allem als wertvoller Infor-

mant und als Kontaktmann Bedeutung. So hielt er zum Beispiel die Ver-

bindung zwischen Halder und einer Gruppe Oppositioneller im Auswär-

tigen Amt um Staatssekretär von Weizsäcker. 

Halder entfaltete grosse Aktivität. Er nahm auch mit anderen Oppo-

sitionellen Kontakt auf, wie Schacht, dem Polizeipräsidenten von Berlin, 

Graf Helldorf, und dessen Stellvertreter, Graf von der Schulenburg. 

Auch konnte er den Oberbefehlshaber im Westen, Adam, für den Plan 

gewinnen. Brauchitsch wurde bewusst nicht eingeweiht. Gisevius erhielt 

in der Dienststelle Witzlebens ein Zimmer zugewiesen, wo er die poli-

zeilichen Massnahmen vorbereiten sollte. Heinz, ein ehemaliger Frei-

korpsangehöriger, wurde mit der Bildung eines Stosstrupps beauftragt,  
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der Witzleben auf seinem Gang zu Hitler begleiten sollte. Was mit Hitler 

geschehen sollte, darüber herrschte Uneinigkeit. Falls er nicht nachgab, 

was anzunehmen war, sollte er sich vor einem Gericht dem deutschen 

Volk gegenüber zu verantworten haben. Auch wurde erwogen, ihn auf 

Grund eines Gutachtens bekannter Psychiater – unter ihnen der Vater 

Dietrich Bonhoeffers – als geisteskrank abzusetzen. Nur im Notfall war 

Halder bereit, einem Attentat zuzustimmen. 

Dass dieser Plan bestanden hat und detailliert vorbereitet war, ist be-

legt.14 Die Befürworter einer Aktion waren von der Möglichkeit ihrer 

Ausführung überzeugt. Ihr schwacher Punkt war jedoch die Abhängig-

keit in der Begründung der Aktion von der aussenpolitischen Lage. Denn 

was geschah? Trotz des von Mittelsmännern des Widerstandes über-

brachten Wunsches, dem Verlangen Hitlers nicht nachzugeben, erklärten 

sich England und Frankreich, die wegen der Tschechoslowakei keinen 

Weltkrieg riskieren wollten, verhandlungsbereit. Das Ergebnis der Ver-

handlungen war das Münchener Abkommen – der Friede schien gerettet, 

aber wieder war eine Chance für den deutschen Widerstand vorbei. Da-

rauf wurde die ganze Aktion abgeblasen; man war überwiegend der Auf-

fassung, dass die Deutschen einen Putsch zu diesem Zeitpunkt nie be-

greifen würden. 

Den Erwartungen der Opposition war nun der Boden entzogen. Die 

Enttäuschung sass tief, und von regelmässigen Kontakten liess sich 

kaum mehr sprechen. Zu jener Zeit beschäftigte sich vor allem die 

Gruppe in der Abwehr noch mit neuen Absichten. Chef der Abwehr war 

Admiral Canaris,15 ein Monarchist, dessen Herz durchaus nicht für die 

Republik geschlagen hatte. Aber die Praktiken des Naziregimes lehnte 

er immer stärker ab. Im Laufe der Jahre hat er zahlreiche Aktivitäten des 

Widerstandes gedeckt. Zu seinen wichtigsten Mitarbeitern zählten Hans 

Oster, Hans von Dohnanyi und Helmuth Groscurth. Oster, Canaris’ 

rechte Hand und wie sein Chef Monarchist, war Sohn eines Pfarrers und 

ein Mann von christlicher Überzeugung. Weil Fritsch ihm als eine Art 

von Vorbild gegolten hatte, war es, neben den vielen Rechtsbrüchen, die 

ihm einfach unerträglich waren, vor allem die Behandlung dieses Man-

nes, die ihn zu einem erbitterten Gegner des Regimes gemacht hatte. In 
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ihm wuchs die Einsicht, dass viele traditionelle Auffassungen in einer so 

besonderen Situation eigentlich sekundär geworden seien. Darum 

warnte er den niederländischen Militârattaché in Berlin, Oberst Sas, und 

teilte ihm Datum und Zeitpunkt des deutschen Überfalles auf die Nie-

derlande mit in der Hoffnung, dass der Angriff durch schnelle Reaktio-

nen der Westmächte vereitelt oder zum Debakel werden würde.16 Ein 

anderer Mitarbeiter von Canaris, Hans von Dohnanyi,17 war lange Zeit 

Sekretär verschiedener Justizminister gewesen, bis der letzte ihn 1938 

auf Betreiben Bormanns entlassen musste. In dieser Tätigkeit hatte er 

Einblick in eine ungeheure Zahl von Geheimdokumenten und kannte da-

her die Praktiken der Nazis aus nächster Nähe. 1939 kam er durch Cana-

ris zur Abwehr, wo er als Sekretär von Canaris fungierte und dem Wi-

derstand zahlreiche Wege ebnen konnte. Er war mit einer Schwester 

Dietrich Bonhoeffers verheiratet. Oberst Helmuth Groscurth war Chef 

der Verbindungsgruppe der Abwehr beim Generalstab des Heeres. In 

den Jahren 1938 bis 1940 war er an zentraler Stelle an der Planung des 

Staatsstreichs beteiligt. Dabei führte er Gespräche über Sprengstoffbe-

schaffung, Truppen Verteilung usw. Aus eigener Initiative war Gros-

curth, als er Material aus Polen über die Mordaktionen erhalten hatte, 

den halben Dezember lang bei den Kommandeuren an der Westfront 

herumgereist, um sie für eine Aktion gegen Hitler zu gewinnen. Dabei 

stand er der Bekennenden Kirche sehr nahe. Im Januar 1940 liess er sich 

durch die Pfarrer Niesel und Scharf über die Schikanen der Behörden 

gegen Pfarrer und Gemeinden der Bekennenden Kirche informieren.18 

Schliesslich war Groscurth einer der ganz wenigen Offiziere der Wehr-

macht, der in Russland unter Androhung von Gewalt – wenn auch nur 

zeitweilig – die Mordaktion einer Einsatzgruppe unterbrach.19 

Um ein genaueres Bild von der Aktivität dieser und anderer Persön-

lichkeiten im Herbst 1939 zur Verhinderung der Westoffensive zu ge-

winnen, ist es sinnvoll, darauf etwas näher einzugehen.20 Nachdem Hit-

ler am 27. September 1939 gegenüber Brauchitsch und Halder seine An-

griffspläne entwickelt hatte, reichte Halder am 30. September seinen Ab-

schied bei Brauchitsch ein. Brauchitsch lehnte das Gesuch ab, und beide 
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kamen überein, dass sie gemeinsam Hitlers Pläne torpedieren und not-

falls gemeinsam zurücktreten würden. Einer der kommandierenden Ge-

neräle im Westen, von Leeb, hatte sich in einer Denkschrift vom 11. Ok-

tober an Brauchitsch gleichfalls gegen die Offensive ausgesprochen. 

Brauchitsch stimmte mit Halder darin überein, dass sie aus militärischen 

Gründen versuchen müssten, die Offensive zu verhindern, aber er wei-

gerte sich, politische Konsequenzen daran zu knüpfen. Nachdem Hitler 

den 12. November als vorläufiges Angriffsdatum festgesetzt hatte, be-

auftragte Halder Groscurth mit der Ausarbeitung eines Putschplanes. In-

zwischen hatte Halder genaue Informationen über die in Polen begange-

nen Mordtaten erhalten. Diese hatten auf das Heer einen niederschmet-

ternden Eindruck gemacht und zahlreiche Proteste ausgelöst. Im Auftrag 

Halders besuchte von Stülpnagel die Generäle im Westen, um in Erfah-

rung zu bringen, ob sie sich an einem Putsch beteiligen würden. Etwa zu 

dieser Zeit traf eine weitere Nachricht Leebs ein, in der dieser seine Be-

reitschaft bekundete, jede gewünschte Konsequenz zu ziehen.21 Anfang 

November besuchten Halder und Brauchitsch die führenden Generäle an 

der Westfront. Im Auftrag Becks überreichte ihnen General Thomas eine 

von Oster, Dohnanyi und Gisevius ausgearbeitete Denkschrift über die 

Notwendigkeit eines Staatsstreichs. Halder beauftragte Oster, die Pläne 

von 1938 zu überarbeiten und Groscurth, Beck und Goerdeler mitzutei-

len, sie sollten sich bereithalten. 

Nachdem Hitler das Angriffsdatum auf den 19. November verschoben 

hatte, fand im Hauptquartier Leebs eine Besprechung der drei führenden 

Generäle im Westen, Leeb, Rundstedt und Bock, statt. Obwohl die bei-

den letzteren die militärischen Bedenken Leebs teilten, waren sie nicht 

zu eventuellen Konsequenzen bereit. Jetzt fand auch ein ausführliches 

Gespräch zwischen Brauchitsch und Halder statt, wobei ersterer jede di-

rekte Aktion gegen Hitler ablehnte. Bald darauf resignierte Halder. Er 

sehe kaum eine Erfolgschance, teilte er Beck mit, und sei der Meinung, 

dass es in Kriegszeiten sehr gefährlich sei, einen Putsch zu unternehmen. 

In dieser Zeit eröffnete sich nur noch eine einzige neue Möglichkeit. 
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General Hammerstein, wegen seiner linken Sympathien auch der ,rote 

Genera? genannt, hatte wieder ein Heereskommando und damit Truppen 

erhalten. Hitler sollte seine Truppen inspizieren, und diese Gelegenheit 

wollte Hammerstein nützen, um Hitler zu verhaften. Im letzten Moment 

sagte Hitler aber den Besuch ab, und kurz darauf wurde Hammerstein 

wieder in Pension geschickt. 

Die erfolgreichen Feldzüge von 1940 machten die Vorbereitung eines 

Staatstreichs in dieser Zeit fast unmöglich. Wieder schien Hitler Recht 

gehabt zu haben, und jetzt nicht nur auf aussenpolitischem, sondern auch 

auf militärischem Gebiet. Mit einem Schlag war alle Skepsis verschwun-

den, und wohl oder übel wurde davon auch die Opposition beeinflusst. 

Jetzt konnte man erkennen, wer sich aus Überzeugung gegen Hitler ge-

stellt hatte und wer nicht. 

1941 stiegen die Chancen erneut. In erster Linie kam es zu einer Zu-

sammenarbeit zwischen dem militärischen Widerstand in Berlin und 

dem Militärbefehlshaber in Belgien, von Falkenhausen. Dieser war Ende 

der dreissiger Jahre aus China zurückgekehrt. Der Nationalsozialismus 

war ihm zuwider. In Belgien hat er bis zu seiner Abberufung im Jahre 

1944 den Nazis entgegenzuarbeiten versucht. Ausserdem trat der Wider-

stand mit dem Militärbefehlshaber in Frankreich, von Stülpnagel, in 

Verbindung. Unter dessen Nachfolger und Namensgenossen, der bereits 

seit Jahren der Opposition angehört hatte, entwickelte sich Paris dann zu 

einem der Zentren des militärischen Widerstandes. Dass die Stimmung 

in der Armee 1941 für den Widerstand wieder günstiger wurde, lag auch 

an dem Umstand, dass Hitler – im Widerspruch zu einer 1939 getroffe-

nen Abmachung – die Armee immer tiefer in seine Verbrechen ver-

strickte. Während der Vorbereitungen zum Russlandfeldzug wurde die 

Armee mit der Durchführung des berüchtigten ,Kommissarbefehls’ be-

auftragt. Um die feindliche ‚Führungsgruppe’ zu schwächen, musste je-

der gefangengenommene Ziviloder Militärkommissar sofort getötet 

werden. Wenn die Generäle mit ihren Protesten auch spät kamen oder 

gar nichts zu sagen wagten, entstand doch immerhin eine Atmosphäre 

des Unbehagens. Jetzt war der militärische Widerstand nicht länger nur 

auf Berlin beschränkt. Es bildeten sich auch Gruppen Unzufriedener 
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an der Ostfront; vor allem die Heeresgruppe Mitte wurde dabei wichtig. 

Hier bildeten General Henning von Tresckow22 und Fabian von Schlab-

rendorff den Mittelpunkt. Nun waren es nicht mehr nur ältere Offiziere, 

die sich am Widerstand beteiligten, sondern auch jüngere. Sie hatten sich 

im Kampf ausgezeichnet uràl dem Regime oft sehr ergeben gedient. Was 

sie aber in Polen und Russland erlebt hatten, trieb sie in den Widerstand. 

Eine Regierung, die solche Massnahmen befahl, konnte den Namen Ob-

rigkeit nicht mehr für sich beanspruchen. Sie war ein Werkzeug des Teu-

fels. Gerade diese Gruppe junger Offiziere forderte immer kompromiss-

loser einen Anschlag auf Hitler. Allerdings handelte es sich nur um eine 

kleine Minderheit, die auf diese Weise reagierte. Eine grössere Gruppe 

war sich zwar dessen bewusst, dass die Mordtaten alles Deutsche mit 

einem ewigen Makel befleckten, aber sie schwiegen und machten sich 

dadurch mitverantwortlich. 

Die kleine Minderheit war inzwischen nicht untätig geblieben. Sie 

nahm Kontakt mit Berlin auf, und Ende 1941 schien sich eine neue 

Putschmöglichkeit zu ergeben. Wenn Hitler nicht einer Forderung der 

Armee nachkäme, den Belagerungszustand zu verkünden, würde diese 

selbst die Macht übernehmen. Von Brauchitsch schien mit einer solchen 

Aktion einverstanden zu sein. Aus den Kreisen des zivilen Widerstandes 

wurde Druck auf die Militärs ausgeübt, jetzt zu handeln. Verschiedene 

Vorbereitungen wurden getroffen, von denen heute noch wenig bekannt 

ist. Offensichtlich war Halder ein entscheidender Hemmschuh. Er hielt 

den rechten Zeitpunkt noch nicht für gekommen.23 Ausserdem konnte 

Tresckow seinen Kommandanten, Bock, nicht von der Notwendigkeit 

des Handelns überzeugen. Brauchitsch wollte Hitler zwingen, den For-

derungen der Generäle nachzukommen, indem er mit seinem Rücktritt 

drohte. Hitler jedoch akzeptierte diesen und übernahm selbst den Ober-

befehl. 

Da Hitler sich selten in der Öffentlichkeit zeigte und niemand aus dem 

Widerstand in sein Hauptquartier gelangen konnte, bestand während des 

Krieges lange Zeit kaum eine Möglichkeit, die Aktion auszuführen. Den-

noch hat es vor dem 20. Juli 1944 mehrere Versuche in dieser Richtung 

gegeben. 
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Ende Januar 1943 war Tresckow in Berlin erschienen. Im Hinblick 

auf die Situation an der Ostfront drängte er auf äusserste Beschleuni-

gung. Er überbrachte die Antwort Kluges:24 «Keine Teilnahme an einem 

Fiasko-Unternehmen. Ebensowenig an einer Aktion gegen Hitler. Ist 

nicht im Wege, wenn Handlung beginnt».25 Mit dem Chef des Allgemei-

nen Heeresamtes, General Olbricht, besprach er die vorzubereitenden 

Massnahmen für eine Aktion. Auf diese Weise wurde die Zusammenar-

beit zwischen den bürgerlichen Widerstandskreisen in Berlin und der 

Gruppe um Tresckow bei der Heeresgruppe Mitte vertieft. Nach der Ab-

fahrt Tresckows kam die Mitteilung, dass auf keinen der Befehlshaber 

an der Ostfront zu rechnen sei. Der als Kriegstagebuchführer beim Be-

fehlshaber des Ersatzheeres – damals eine der zentralen Schaltstellen des 

militärischen Widerstandes – tätige Hermann Kaiser26 notierte folgende 

Reaktion Goerdelers: «Er steht ab 15. II. nicht mehr zur Verfügung. Die 

Autorität der obersten Generäle ist erschüttert, falls bis zum 15. II. nicht 

gehandelt werde».27 Tresckow, der ein zweites Mal nach Berlin gekom-

men war, teilte nach Kaiser die Meinung Goerdelers: «Kein Tag sei zu 

verlieren. Es sei so bald als möglich zu handeln. Von den Feldmarschal-

len sei keine Initialzündung zu erwarten. Sie folgen nur einem Befehl, 

genau wie die Stelle hier.28 Der Befehl müsse von anderer Seite kom-

men. Das habe er auch Beck gesagt».29 Anfang Februar 1943 wurde mit-

geteilt, dass in zehn Tagen alles fertig sein könnte. Gegen Mitte Februar 

erschienen Oberst Jäger und der bei der Abwehr tätige Hauptmann 

Gehre bei Kaiser und fragten im Hinblick auf ihre Aufträge – Jäger sollte 

den Befehl über das Berliner Wachbataillon übernehmen und Gehre ei-

nen Stosstrupp bilden –, wann sie mit ihrer neuen Arbeit beginnen könn-

ten. Kaiser musste sie noch etwas vertrösten. Inzwischen war auch der 

als künftiger Oberbefehlshaber der Wehrmacht vorgesehene, schon pen-

sionierte, aber populäre Generalfeldmarschall von Witzleben nach Ber-

lin gekommen.30 Olbricht zeigte sich «sehr befriedigt», bat aber, den 

Termin auf Anfang März zu verlegen.31 Aus Kaisers Tagebuch geht also 

klar hervor, dass schon Anfang 1943 eine planmässige Vorbereitung ei-

nes Staatsstreichs stattgefunden hatte und dass sich der Attentatsversuch 
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bei der Heeresgruppe Mitte auf eine breitere Basis stützte, als bisher be-

kannt war. 

Das Anlaufen von Vorbereitungen war jedoch offenbar nicht unbe-

merkt geblieben. Mitte Februar warnte Fritz von der Schulenburg Kaiser, 

dass bald eine Aktion des Regimes zu erwarten sei.32 Im Februar wurde 

ferner von einer Haussuchung bei Goerdeler berichtet. Unsicher war, wie 

der Befehlshaber des Ersatzheeres, Fromm, sich einem Staatsstreich ge-

genüber verhalten würde. Obwohl er damals als «empfänglich und ein-

sichtig»33 galt – zu trauen war Fromm immer noch nicht. Und ob Olbricht 

tatsächlich bereit war, ohne Fromm zu handeln, blieb weiter unklar. In 

einer solchen Situation war auch die Mitarbeit der dem militärischen Wi-

derstand zugehörenden Militärbefehlshaber im Westen, Falkenhausen 

und Stülpnagel, wichtig. Sie sollten ausserdem die Lage im Westen si-

chern. Das war auch im Sinne Tresckows, dem es darauf ankam, die Ost-

front zu halten.34 Kluge, der schwankend und daher als möglicher Partner 

dauernd im Gespräch blieb, liess Anfang März durch Schlabrendorff bei 

Olbricht anfragen: «Geht Termin zum Bereitstehen in Ordnung, wenn 

nicht, bitte ihn aufgrund der Kenntnis der Verhältnisse zu beschleuni-

gen».35 Bedauerlich war, dass gerade Anfang März Beck sich einer 

Darmoperation und anschliessend noch mehreren Nachoperationen zu 

unterziehen hatte.36 Damit war der ,Kopf’ des bürgerlichen Widerstandes 

für längere Zeit, bis Anfang August, nicht aktionsfähig.37 

Dennoch wurde der Versuch gewagt. Am 13. März 1943 sollte Hitler 

Truppen der Heeresgruppe Mitte besuchen. Schlabrendorff hatte ge-

meinsam mit anderen in das Flugzeug, welches Hitler wieder ins Führer-

hauptquartier zurückbringen sollte – ein Versuch, ihn an Ort und Stelle 

zu verhaften, war von dem Befehlshaber abgelehnt worden –, eine 

Bombe mit englischem Zünder eingeschmuggelt, die als Paket mit zwei 

Flaschen Cognac getarnt war.38 Obwohl der Zünder mehrere Male aus-

probiert worden war, versagte das Zündhütchen gerade diesmal, und das 

Paket musste unter einem Vorwand eiligst herausgeschafft und der 

Putsch wieder abgeblasen werden. Man hatte diese Methode gewählt, 

damit es so aussah, als sei Hitler bei einem Flugzeugunglück umgekom- 
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men. Ein erneuter Versuch, diesmal von Oberst von Gersdorff in Berlin 

am 21. März unternommen, misslang ebenfalls.39 

Anfang April wurde Oberst Jäger im Zusammenhang mit einem Ver-

fahren gegen seinen Sohn kurz verhaftet.40 Schulenburg war wegen einer 

unvorsichtigen Äusserung am 2. April vernommen worden.41 Wenige 

Tage später erlitt die Widerstandsbewegung einen unersetzlichen Ver-

lust durch die Verhaftung Dohnanyis, seiner Frau, Dietrich Bonhoeffers 

und des Rechtsanwalts Josef Müller,42 ferner durch die ‚Kaltstellung’ 

Osters.43 Das Jahr 1943 war für den militärischen Widerstand reich an 

Hoffnungen und Plänen, aber auch reich an Enttäuschungen. 

Dennoch hat es auch im April und den folgenden Monaten nicht an 

Versuchen gefehlt, doch noch einen General für die Auslösung einer Ak-

tion zu gewinnen.44 Da sich herausgestellt hatte, dass der nach dem An-

schlag geplante Staatsstreich nicht gründlich genug vorbereitet worden 

war, nahm Tresckow einige Monate Urlaub, die er in Berlin zubrachte, 

damit die Pläne jetzt im Detail ausgearbeitet und die Aktivitäten in Ber-

lin oder anderen Städten Deutschlands und an der Ostfront aufeinander 

abgestimmt werden könnten. 

Ende Juli 1943 gaben die Lage an der Ostfront und der Sturz Musso-

linis in Italien neuen Auftrieb. Deswegen auch besuchte Canaris 

Kluge.45 Ende Juli wurde mitgeteilt, Kluge sei zur Tat bereit.46 Bald da-

rauf überbrachte Schulenburg eine positive Nachricht aus Paris. Stülp-

nagel sei sogar bereit, aus eigener Initiative zu handeln.47 Kaiser no-

tierte: «Befehlshaber des Ersatzheeres erhält Befehl. Wie Fromm? Kai-

ser urteilt wie immer. Olbricht: Wenn er’s nicht macht, mache ich’s. Un-

ter Umständen wird er festgenommen von Olbricht und Tresckow».48 

Man hat also damals tun wollen – und Tresckow scheint dabei die trei-

bende Kraft gewesen zu sein –, was dann erst am 20. Juli 1944 Wirk-

lichkeit wurde.49 Es ist unklar, aus welchen Gründen es damals dann 

doch nicht zum Versuch eines Staatsstreichs gekommen ist. Hat Kluge 

wieder versagt? Aber weshalb hat Stülpnagel dann nicht gehandelt? Wie 

dem auch sei, Kaisers Tagebuch wirft auch neues Licht auf die Entwick-

lungen von Anfang August 1943. Die damalige Vorbereitung auf einen 
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Staatsstreich erklärt auch, weshalb aus dieser Zeit eine neue Ministerliste 

Goerdelers überliefert ist.50 

Die Vorbereitungen einer Aktion in der ersten Hälfte und im Sommer 

des Jahres 1943 sind in der Geschichte des militärischen Widerstandes 

selbständige Phasen, die keinesfalls nur als Vorgeschichte des späteren 

Staatsstreichversuchs am 20. Juli 1944 angesehen werden sollten. Den-

noch handelte es sich, nachträglich betrachtet, auch um eine Zeit der 

Vorbereitung und des Aufbaus. Das geht schon aus den wiederholten 

Besuchen Tresckows in Berlin hervor. Weil aber jetzt Oster fehlte und 

Tresckow an der Ostfront zu bleiben hatte, war ein anderer Mann not-

wendig, der aus dem militärischen Apparat in Berlin heraus den Putsch 

vorbereiten konnte. Damit aber sind wir bei der Vorgeschichte der Er-

eignisse des 20. Juli 1944, denen ein eigenes Kapitel vorbehalten ist.51 



9. Die Goerdeler-Gruppe 

Dass im Lauf der Jahre zwischen verschiedenen Gruppen der politischen 

Opposition im bürgerlich-zivilen Lager eine Zusammenarbeit erreicht 

wurde, war in nicht geringem Masse Carl Goerdeler zu verdanken, je-

nem Mann, der Ende der dreissiger Jahre und während des Krieges der 

Motor des bürgerlichen zivilen Widerstandes war.1 

Goerdeler wurde 1884 in der westpreussischen Kleinstadt Schneide-

mühl geboren. Sein Vater war Richter. Entsprechend der damals in jenen 

Kreisen herrschenden Tradition lag in seiner Erziehung auf dem poli-

tisch-historischen Aspekt besonderer Nachdruck. Treue zum Staat und 

zur Monarchie war eine Selbstverständlichkeit. Goerdeler studierte 

Rechte und strebte eine Laufbahn im Verwaltungssektor oder in der 

Wirtschaft an. Nach dem Ersten Weltkrieg, den er an der Ostfront er-

lebte, zögerte er, ob er der Republik von Weimar seine Dienste anbieten 

solle. Er entschied sich zwar schliesslich dafür, blieb aber ein Verfechter 

des autoritären Staates, misstraute dem parlamentarischen System und 

gehörte während der Weimarer Zeit dem antidemokratischen Lager an. 

1920 wurde Goerdeler zweiter Bürgermeister von Königsberg. Hier, in 

dieser preussischen Umgebung, fühlte er sich zu Hause. Die örtlichen 

Sozialdemokraten hatten aber wenig für den konservativen Nationalis-

ten übrig und verliessen bei seiner Amtsübernahme demonstrativ den 

Rathaussaal. Es gelang ihm jedoch mit der Zeit, auch ihre Sympathie zu 

gewinnen, und bei seinem Abschied, zehn Jahre später, waren sie anwe-

send. Dann wurde er Oberbürgermeister von Leipzig, wo man einen Fi-

nanzfachmann brauchte, der auch Erfahrungen in der Kommunalpolitik 

aufweisen konnte. Die Wahl fiel auf Goerdeler, ein Beweis dafür, dass 

seine Fähigkeiten auf diesem Gebiet Anerkennung gefunden hatten. 

Durch sparsame Verwaltung versuchte er eine Lösung der Probleme zu 
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erreichen. Entschieden wandte er sich gegen die Zentralisierungspolitik 

des Reiches und der Länder und setzte sich für die Selbständigkeit der 

Kommunen auch auf finanziellem Gebiet ein. 

Ende 1931, während der Weltwirtschaftskrise, wurde er von Präsident 

Hindenburg zum Reichskommissar für die Preisüberwachung ernannt. 

Dabei unterstützte Goerdeler Reichskanzler Brüning und dessen Defla-

tionspolitik. Mässigkeit und Sparsamkeit konnten seiner Meinung nach 

die Wirtschaft retten, nicht aber Kredite und Notstandsprojekte zur Ar-

beitsbeschaffung. Wirtschaftlich waren diese Auffassungen grossenteils 

überholt, und es kostete Brüning manchmal Mühe, Goerdeler von seinen 

Dogmen abzubringen. Wegen seiner Unterstützung der Regierung 

Brüning bekam Goerdeler Schwierigkeiten mit seiner eigenen Partei, 

den Deutschnationalen, mit denen er schliesslich brach. Im Mai 1932 

schlug Brüning Goerdeler als seinen Nachfolger vor. Hindenburg gab 

jedoch von Papen den Vorzug. Ein ihm angebotenes Ministeramt in der 

Regierung Papen lehnte Goerdeler ab. 

Wenn ihm auch bestimmte Dinge in der NSDAP nicht passten und er 

sich weigerte, der Partei beizutreten, sah Goerdeler doch auch Gutes in 

dieser Bewegung. Hitler seinerseits schätzte den fähigen Bürgermeister 

und ernannte ihn im November 1934 wiederum zum Reichskommissar 

für Preisüberwachung. Ende 1935 war Goerdeler auch beim Zustande-

kommen eines neuen Gesetzes für die städtische Verwaltung beteiligt. 

In jenen Jahren glaubte er, durch persönlichen Einfluss auf Hitler, dem 

er verschiedentlich Denkschriften zugehen liess, den Gang der Dinge in 

Deutschland günstig beeinflussen zu können. Als Rationalist glaubte er 

bedingungslos an den Sieg des gesunden Menschenverstandes. Zuneh-

mend musste er erfahren, dass die neuen Machthaber auch auf finanziell-

wirtschaftlichem Gebiet eigene Wege gehen wollten. Dabei war Schacht 

sein grosser Gegenspieler. Dessen Kreditpolitik, die Finanzierung der 

Kriegsindustrie und der Vierjahresplan, standen in völligem Gegensatz 

zu den Auffassungen Goerdelers, der auf Sparsamkeit und Masshalten 

drängte und dessen Vorschläge in dieser Richtung von Hitler als «völlig  
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unbrauchbar» bezeichnet wurden. Unter dem Eindruck dieser Entwick-

lung wurde der Berater Goerdeler seit 1936 ein immer heftigerer Oppo-

nent. 

Ziemlich überraschend kam es dann zum Bruch mit der Partei. Ob-

wohl Goerdeler mit den örtlichen Naziführern gut auskam, machte er aus 

seiner Ablehnung ihres Antisemitismus kein Hehl. Seit Anfang 1936 

hatten sie auf die Entfernung des Leipziger Denkmals für den Kompo-

nisten Mendelssohn gedrängt. Goerdeler weigerte sich, dem nachzukom-

men. Da benützten sie eine Reise Goerdelers nach Finnland im Herbst, 

um eigenmächtig zu handeln. Nach seiner Rückkehr zog Goerdeler sei-

nen Stellvertreter, einen Nationalsozialisten, zur Verantwortung, und als 

die Partei sich weigerte, nachzugeben und die Massnahme rückgängig 

zu machen, trat Goerdeler aus Protest zurück.2 Ganz abgesehen davon, 

dass der Antisemitismus seiner persönlichen Überzeugung zuwiderlief, 

erschien es ihm – der immer für die Selbständigkeit der Gemeinden ein-

getreten war – prinzipiell unrecht, dass der Bürgermeister und die städ-

tische Verwaltung in dieser Weise von der Partei abhängig wurden. Vor 

allem diese Tat machte Goerdeler bekannt: Endlich hatte es jemand ge-

wagt, öffentlich nein zu sagen. 

Zunächst hielt Goerdeler sich noch im Hintergrund. Nach dem Kon-

flikt mit der Partei schied die Übernahme eines öffentlichen Amtes aus. 

Er wollte deswegen eine Stellung in der Wirtschaft annehmen. Infolge 

des Widerstandes der Partei und des ausdrücklichen Verbots Hitlers 

wurde ihm verwehrt, eine ihm bereits früher angebotene Funktion in der 

Leitung des Kruppkonzerns zu übernehmen. 1936 war er aber mit einer 

Gruppe in Berührung gekommen, die sich um den Industriellen Robert 

Bosch in Stuttgart gesammelt hatte. Einer der Direktoren, Hans Walz,3 

hatte Goerdeler 1933 kennengelernt, als dieser vor einem Kreis von In-

dustriellen sprach. Mit Einverständnis Boschs suchte Walz ihn 1936 zu-

sammen mit einigen anderen in Leipzig auf, um sich mit ihm über die 

Lage in Deutschland zu unterhalten. Auf Initiative Goerdelers erklärte 

sich Robert Bosch bereit, Kriegsminister Blomberg aufzusuchen und bei 

ihm auf ein Abbremsen der Aufrüstung zu drängen, da sonst eine gefähr-

liche Situation entstünde, die Hitler nutzen könne. Dieser Besuch im  
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September 1936 verlief völlig negativ. Als die Firma Bosch einen Ver-

treter für Berlin suchte, der dort gut eingeführt war, der mit den verschie-

denen Instanzen verhandeln und Information über die Ansichten dieser 

Kreise liefern konnte, trat man an den damals gerade zurückgetretenen 

Goerdeler heran, der diese Aufgabe übernahm. Die neue Funktion sollte 

ihm zugleich für seine illegalen Aktivitäten zustatten kommen. Bosch 

ermöglichte Goerdeler sogar Auslandsreisen, damit er dort auf die dro-

hende Gefahr hinweisen und den deutschen Generälen verlässliche In-

formationen über die wirtschaftlichen Zustände in anderen Ländern und 

über die wirklichen Kräfteverhältnisse verschaffen konnte. Der Kontakt 

mit der Boschgruppe in Stuttgart war für Goerdeler sehr wichtig. 

Bereits 1937 fand die erste Reise Goerdelers statt. Im zweiten Halb-

jahr 1937 besuchte er Belgien, England, die Niederlande, Frankreich, 

Kanada und die Vereinigten Staaten. 1938 wurde Goerdeler von engli-

schen Freunden zu einer Reihe von Vorträgen eingeladen. Im gleichen 

Jahr besuchte er auch Italien und verschiedene Balkanländer und 1939 

Nordafrika und den Nahen Osten. Über seine Reisen, seine Eindrücke 

und Gespräche berichtete Goerdeler nicht nur Bosch, Schacht und Gö-

ring detailliert, sondern auch einigen Generälen, mit denen er in Verbin-

dung gekommen war. 

Seit 1935 stand Goerdeler mit dem Chef des Generalstabs des Heeres, 

Ludwig Beck, in Kontakt. Über Beck wird Goerdeler auch in Verbin-

dung mit dem Oberbefehlshaber, von Fritsch, gekommen sein, denn die-

ser empfahl Goerdeler auf dessen Reisen den verschiedenen Militâratta-

chés. Auch die Generäle Halder, der spätere Nachfolger Becks, und 

Thomas gehörten zu den damaligen Kontakten Goerdelers. Nach seiner 

Rückkehr schickte er ihnen nicht nur ausführliche Berichte, sondern 

führte auch ausgedehnte Gespräche mit ihnen. 

Goerdeler knüpfte aber auch noch andere Kontakte. 1938 zeigte sich, 

dass sein ehemaliger Gegenspieler Schacht Verbindung zur Opposition 

suchte. Ende 1937 trat Schacht als Wirtschaftsminister zurück, und wenn 

er nun auch Minister ohne Geschäftsbereich wurde, so wollte er doch mit 

Görings Vierjahresplan nichts mehr zu tun haben. Das soll natürlich  
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nicht heissen, dass er von nun an dem Widerstand angehört hätte. 

Schacht hat eine sehr eigene Stellung eingenommen, hat gewisse Akti-

vitäten Dritter zugunsten des Widerstandes gedeckt,4 wollte aber selbst 

nicht hervortreten. Was ihn wirklich bewegte, blieb meistens verborgen. 

In dieser Hinsicht könnte, mutatis mutandis, eine gewisse Parallele ge-

zogen werden zu der Haltung des Staatsekretärs im Auswärtigen Amt, 

von Weizsäcker.5 

Des Weiteren stand Goerdeler in Beziehung zu dem Diplomaten Ul-

rich von Hassell, der bereits unter der Monarchie in den diplomatischen 

Dienst eingetreten war. Ende 1937 war er als Botschafter in Rom in Un-

gnade gefallen, weil er sich gegen das Bündnis mit Italien gewandt hatte. 

Auch er übernahm, wie Goerdeler, eine Funktion in der Wirtschaft; 

dadurch konnte er in Berlin leben und regelmässige Auslandsreisen un-

ternehmen, vor allem auf den Balkan. Im Ausland genoss er beträchtli-

ches Ansehen. Das zeigte sich noch bei Geheimbesprechungen mit Eng-

land im Frühjahr 1940.6 Deshalb wollte man in den Kreisen des Wider-

standes Hassell nach einem gelungenen Putsch zum künftigen Aussen-

minister machen. Wie Beck gehörte Hassell der ,Mittwochgesellschaft’, 

einer sehr alten, wissenschaftlichen Sozietät an, in der man sich selbst in 

den Kriegs jähren noch ziemlich ungestört treffen und unterhalten 

konnte und die als Deckmantel für verschiedene illegale Tätigkeiten 

diente. Hassell spielte später, als sich innerhalb der Kreise des politi-

schen Widerstandes gegen Goerdeler Bedenken erhoben, eine vermit-

telnde Rolle. 

Ende 1939 schloss sich Johannes Popitz7 der Opposition an, nachdem 

er 1938 bereits mehrmals bei Bekannten seine Missstimmung über den 

Gang der Dinge hatte durchblicken lassen. Er war Spezialist für Fragen 

der Verwaltung und beherrschte vor allem deren finanzielle Aspekte völ-

lig. In den zwanziger Jahren war er Staatssekretär im Finanzministerium 

gewesen, ausserdem Dozent an der Universität Berlin und Vorsitzender 

einer Kommission – der auch Goerdeler angehört hatte –, die das finan-

zielle Verhältnis zwischen Reich und Kommunen regeln sollte. Seit 

1930 hatte er die staatliche Erneuerung Deutschlands als das wichtigste  
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anstehende Problem betrachtet. 1933 war er preussischer Finanzminister 

geworden. Zu jener Zeit hatte er geglaubt, ein autoritärer Führerstaat 

könne die notwendigen Veränderungen leichter lösen, und hatte deshalb 

die neue Regierung aus voller Überzeugung unterstützt. Vor allem be-

stimmte Ereignisse des Jahres 1938, über die er mehr als andere wusste, 

öffneten ihm dann jedoch die Augen. Die Judenverfolgung im November 

dieses Jahres entsetzte ihn derart, dass er seine Entlassung beantragte, 

die aber abgelehnt wurde. Seither hielt er es für seine Pflicht, das Regime 

von innen her zu unterhöhlen und den Regierungswechsel vorzubereiten. 

Nachdem er eine Zeitlang seine Hoffnung auf Göring gesetzt hatte, un-

ternahm er 1943 einen Versuch, mit Himmler Kontakt aufzunehmen.8 Im 

Kreis des Widerstandes bestanden schwere Bedenken gegen ihn, weil er 

das Regime so lange unterstützt hatte. Sein Kontakt mit Himmler trug 

gewiss nicht dazu bei, den Argwohn abzubauen. 

Eine in gewissem Sinn ähnliche Gestalt war der mit Popitz befreun-

dete Jens Jessen, dem Goerdeler Ende 1940 begegnete. Er war ein be-

geisterter Nationalsozialist gewesen und hatte schon seit 1929 mit der 

Münchner Parteizentrale in Verbindung gestanden. Jessen war Wirt-

schaftler und wurde 1935 zum Professor in Berlin ernannt. Im National-

sozialismus sah er die einzige Möglichkeit, Deutschland vor dem Kom-

munismus zu retten. Da er aber gegenüber bestimmten Missständen in 

der Partei nicht blind war und jegliche Form von Korruption verab-

scheute, geriet er im Lauf der Jahre mit der Partei in Konflikt, weil diese 

das Verhalten gewisser Mitglieder deckte. Damals hoffte er noch, dass 

es der SS als einer Elite gelänge, die Führung im Staat an sich zu reissen, 

und er forderte seine Studenten zum Beitritt zu dieser Organisation auf. 

Auch das führte aber zu grossen Enttäuschungen. Da er sich zu sehr mit 

dem Regime identifiziert hatte, musste er nun eine Doppelrolle spielen. 

Auf diese Weise konnte er doch noch das eine oder andere für den Wi-

derstand tun. Trotz seiner engen Bindung an Goerdeler hatte er gewisse 

Sympathien für den Kreisauer Kreis und tat sein Möglichstes, die Ge-

gensätze zwischen beiden Gruppen zu überbrücken. Im Krieg hatte er  
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eine militärische Funktion, wobei er den Kontakt zwischen oppositio-

nellen Militärs an der Front und dem Widerstand in Deutschland auf-

rechterhielt. 

Jakob Kaiser9 aus dem Kreis der früheren christlichen Gewerkschaf-

ten (nach dem Krieg war er Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

in den beiden ersten Kabinetten Adenauer), der auch zur Goerdeler-

Gruppe gehörte, vermittelte Goerdeler 1940 den Kontakt zu Wilhelm 

Leuschner.10 Leuschner hatte eine leitende Funktion im Gewerkschafts-

bund innegehabt und war von 1928-1933 Innenminister in Hessen, ei-

nem Zentrum des Kampfes gegen den Nationalsozialismus, gewesen. Da 

er sich geweigert hatte, seine Gewerkschaftsverbindungen in den Dienst 

der neuen Machthaber zu stellen, und sich sogar durch sein Schweigen 

auf einer internationalen Konferenz öffentlich von ihnen distanziert 

hatte, war auch er ,zur Besserung’ in ein Konzentrationslager geschickt 

worden. Hier hielt er aber alle Qualen und Bedrängisse mutig aus und 

wurde nach zwei Jahren zu seiner nicht geringen Verwunderung wieder 

entlassen. Er konnte in Berlin eine Fabrik übernehmen. Sein grosses Ziel 

war die Vorbereitung einer Einheitsgewerkschaft, die eine stärkere 

Waffe der Arbeiter darstellen sollte und nicht so leicht auszumanövrie-

ren sein würde. So weit war es aber noch nicht. Der Mehrzahl der Ar-

beiter ging es ausgesprochen gut; durch das Wachstum der Rüstungsin-

dustrie und die Wiederbewaffnung wurden viele neue Arbeitsplätze ge-

schaffen, und die meisten Arbeiter waren unter diesen Umständen nicht 

darauf versessen, etwas zu riskieren. Dennoch gab es für Leuschner be-

reits eine Menge zu tun, denn es bedurfte vieler Gespräche, ehe die ver-

schiedenen früheren Gewerkschaften fusionsbereit waren. Zu diesem 

Zweck hatten bereits Anfang 1933 erste Gespräche stattgefunden. Nach 

dem 1. Mai hatten die Nationalsozialisten aber eine schnelle Gegenak-

tion gestartet, die Gewerkschaftshäuser besetzt und viele Gewerk-

schaftsführer verhaftet. Was halblegal nicht mehr gelungen war, musste 

nun im Geheimen illegal zustandegebracht werden. Mit Hilfe von Män-

nern wie Jakob Kaiser, Max Habermann, Ernst Lemmer und Hermann 

Maass bereitete man die zukünftige Organisation vor und warb im Land 

Vertrauensleute an, um im geeigneten Augenblick aktionsfähig zu sein. 
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Über Beck lernte Goerdeler im Laufe des Jahres 1941 den Studienrat 

und Hauptmann der Reserve Hermann Kaiser kennen.11 Dieser arbeitete 

beim Befehlshaber des Ersatzheeres, Fromm. Diese Dienststelle wurde 

im Lauf der Jahre zu einer der zentralen Schaltstellen der Widerstands-

bewegung in Berlin. Hatte Kaiser sich am Anfang von den Nationalsozi-

alisten eine Änderung in den innen- und besonders den aussenpolitischen 

Verhältnissen seines Landes erhofft, so war ihm allmählich klargewor-

den, dass Hitler sich der preussisch-deutschen Tradition nur als Instru-

ment für seine Politik bediente. Damit war er immer mehr zum Gegner 

des Regimes geworden. Er soll sich schon bald zu der Entscheidung 

durchgerungen haben, dass eine gewaltsame Beseitigung Hitlers die not-

wendige Voraussetzung für das Gelingen eines Staatsstreichs sei. Goer-

deler schätzte Kaiser, der der Berliner Kontaktmann Goerdelers zum Mi-

litär wurde. Auf Bitte Goerdelers hat er auch manchmal Nachrichten und 

Dokumente an Beck übermittelt. Ausserdem hatte Kaiser ein gutes Ver-

hältnis zum Chef des Allgemeinen Heeresamtes, Olbricht. Dieser zog 

Kaiser oft ins Vertrauen und deckte seine Tätigkeit ab. So wurde Kaiser 

eine Art von Vermittler zwischen militärischem und zivilem Widerstand. 

Henning von Tresckow von der Heeresgruppe Mitte besprach mit ihm 

beispielsweise mehrfach Details einer Aktion. In Kaisers Dienstzimmer 

haben sich Goerdeler und Stauffenberg kennengelernt. 

Durch den Grossgrundbesitzer Wenzel-Teutschenthal war Goerdeler 

in Kontakt mit einem Kreis von Industriellen und Wirtschaftlern gekom-

men, dem sogenannten ,Reuschkreis’, der sich regelmässig bei Wenzel 

traf. Verschiedentlich hatte Goerdeler an Diskussionen in diesem Kreis 

teilgenommen und dessen Mitglieder auch über seine persönlichen Auf-

fassungen informiert. So blieb er auch mit der wirtschaftlichen Situation 

Deutschlands und den diesbezüglichen Fachinformationen aus dem Aus-

land vertraut. 

Über die Wirtschaftsprobleme nach dem Sturz des Hitlerregimes 

sprach Goerdeler des Öfteren mit dem späteren Wirtschaftsminister und 

Bundeskanzler Ludwig Erhard. Dieser sandte Goerdeler Anfang 1944 

ein Exemplar seiner Denkschrift ‚Kriegsfinanzierung und Schuldenkon- 
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solidierung’. In seinem politischen Testament bemerkte Goerdeler: «Dr. 

Erhard vom Forschungsinstitut der deutschen Industrie in Nürnberg hat 

über die Behandlung dieser Schulden eine sehr gute Arbeit geschrieben, 

der ich im Wesentlichen beistimme. Er wird euch gut beraten.»12 Die 

Goerdeler-Gruppe war eher eine Art von Koalitionsregierung als eine 

Arbeitsgemeinschaft. Zu den engen Mitarbeitern Goerdelers gehörte 

auch Hans Bernd Gisevius.13 Er war früher bei der Polizei gewesen, 

wodurch er über wichtige Kontakte verfügte. Von 1938 bis 1940 hat er 

im bürgerlichen Widerstand eine wichtige Rolle gespielt. Vor allem 

1938 und 1939 drängte er dauernd auf aktives Handeln. Da er während 

des Krieges im Dienst der Abwehr in der Schweiz blieb, um dort von 

Seiten des bürgerlichen Widerstandes mit den Alliierten Verbindung 

aufzunehmen, wodurch er nur selten nach Deutschland kam, konnte er 

die letzten Entwicklungen nur aus der Ferne verfolgen. Dennoch hat er 

am 20. Juli 1944 den Staatsstreich in Berlin miterlebt, konnte aber recht-

zeitig in die Schweiz zurückkehren.14 Weiter wäre als Mitarbeiter Goe-

rdelers noch der Oberst Wilhelm Staehle15 zu erwähnen. 

In den Jahren seiner Führungsrolle im bürgerlichen Widerstand ent-

faltete Goerdeler eine ungeheuere Aktivität. Er war es, der den anderen, 

wenn sie resignieren wollten, wieder Mut einflösste. Er war es auch, der 

unaufhörlich die zögernden Generäle zur Aktion drängte. Von seiner 

Aufgabe gleichsam besessen, bediente er sich nicht immer der richtigen 

Taktik bei der Behandlung seiner Gesprächspartner. Diese mussten sich 

von ihm zuweilen mit Recht überfahren fühlen. Dabei war er ziemlich 

unvorsichtig. Vielleicht müssen wir einräumen, dass das im Wesen sei-

ner Arbeit lag. Niemand aber kann behaupten, es habe Goerdeler an Mut 

und Energie gefehlt. Stets hat er sich für eine breitere Basis der Zusam-

menarbeit innerhalb des Widerstandes eingesetzt und immer zur Tat ge-

drängt. Als er Anfang 1938 soeben von einer Auslandsreise zurückge-

kehrt war, brach die sogenannte Fritschkrise aus. Damals war Goerdeler 

einer der wenigen, der darin eine Chance erblickte, Deutschland vom 

Hitler-Regime zu befreien. Generäle, die er kannte, ersuchte er – ver-

geblich –, gegen die Gestapo vorzugehen und einen Putsch zu unterneh- 
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men. Dennoch trug diese Aktivität dazu bei, dass der politische Wider-

stand im bürgerlichen Lager im Lauf des Jahres 1938 eine mehr oder 

minder organisierte Form anzunehmen begann. Es gab jetzt immerhin 

eine Gruppe, die, wenn die Situation günstig schien, Einfluss auszuüben 

und zum Eingreifen zu drängen suchte. Und Goerdeler war ihr Motor. 

Als General Beck 1938 immer wieder seine Einwände gegen Hitlers 

Kriegspolitik formulierte, stützten sich seine Denkschriften unter ande-

rem auf Unterlagen Goerdelers. Als in den Wochen nach dem Münche-

ner Abkommen allgemeine Erleichterung über die Abwendung der dro-

henden Kriegsgefahr herrschte, war es der schwer enttäuschte Goerdeler, 

der seine Freunde zu neuer Aktivität ermunterte und auf Umwegen die 

englische und französische Regierung zu einer härteren Politik gegen-

über Hitler aufforderte. Und als Ende 1939 der Angriff im Westen be-

vorstand, war es wiederum Goerdeler, der keine Gelegenheit versäumte, 

mit der Heeresleitung und dem Ausland Kontakt aufzunehmen und vor 

Hitler und seiner Politik zu warnen. Zweifellos war Goerdeler nicht der 

Mann, die verschiedenen Möglichkeiten ruhig gegeneinander abzuwä-

gen. Sein Optimismus, seine Erwartung, dass der gesunde Menschenver-

stand endlich – selbst bei den Nazis – siegen würde, wurden immer wie-

der von den Fakten widerlegt. Aber er blieb hartnäckig und war nur un-

geduldig, dass seine Vorhersagen noch nicht eingetroffen waren. Beck 

musste ihn oft zur Vorsicht mahnen und war über Goerdelers sanguini-

sche Art häufig beunruhigt. Auch Hassell hatte verschiedene Bedenken 

gegen Goerdeler und verglich ihn in Auftreten und Auffassungen mit 

Kapp.16 Aber beide waren froh, inmitten so vieler Zweifler und Überläu-

fer einen Mann wie Goerdeler zu haben. Wenn Goerdeler sich einmal 

optimistisch, dann wieder pessimistisch hinsichtlich der Chancen äus-

serte, so hielt sein Pessimismus doch nie lange vor. Das entsprach ein-

fach nicht seinem Temperament. Immer wieder glaubte er neue Mög-

lichkeiten entdeckt zu haben und spornte seine Mitarbeiter an, noch aus-

zuhalten und alle verfügbaren Kontakte zu nutzen. Dabei spielte Goerd-

eler eine Zeitlang mit dem Gedanken, Göring gegen Hitler ausspielen zu 

können, hoffte sogar auf die Möglichkeit eines Gespräches mit Hitler, 
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von dem er sich übertriebene Vorstellungen machte. Während des Krie-

ges besuchte Goerdeler manche Generäle – auch an der Front –, ohne 

auch nur ein einziges Mal verraten zu werden, und spornte sie leiden-

schaftlich an, sich auf den Putsch vorzubereiten und selbst die Initiative 

zu übernehmen. So reiste er 1942 zu einer Begegnung mit Generalfeld-

marschall von Kluge nach Smolensk. Immer wieder musste er aber er-

leben, dass auf die Generäle, von einigen Ausnahmen abgesehen, nicht 

zu zählen war. Alle diese Reisen wurden weitestgehend durch Aufträge 

der Firma Bosch gedeckt, und General Oster von der Abwehr half mit 

falschen Dokumenten, um es Goerdeler zu ermöglichen, die Generäle 

auch an der Front zu besuchen. Das war einem Zivilisten streng unter-

sagt. Goerdeler musste sich auf diesen langen Reisen gewaltigen An-

strengungen aussetzen. Aber er gab nicht auf und war nur immer wieder 

von der kühlen und abweisenden Reaktion seiner Gesprächspartner tief 

enttäuscht. Wenn er auch nicht mit der Taktik einverstanden war (er fand 

es aus religiösen Motiven unvertretbar, Hitler durch ein Attentat umzu-

bringen), so unterliess er es doch nicht, Stauffenberg zu ermutigen, be-

glückt darüber, dass endlich einer den Mut gefasst hatte, zur Tat zu 

schreiten. 

Welche Auffassungen herrschten nun in dieser Gruppe im Allgemei-

nen und bei Goerdeler im Besonderen über die zu verfolgende Politik?17 

Man forderte in diesem Kreis nicht nur eine Liquidierung des Dritten 

Reiches, sondern strebte ganz bestimmte Veränderungen an. Dabei ist 

zu bedenken, dass die oft schnell wechselnde internationale Lage von 

starkem Einfluss war und dass das erhalten gebliebene Material in ge-

wisser Hinsicht aus Momentaufnahmen besteht. Ausserdem steht fest, 

dass innerhalb der Goerdeler-Gruppe hinsichtlich verschiedener Fragen 

auch unterschiedliche Meinungen herrschten. Dennoch lassen sich be-

stimmte Leitlinien aufzeigen. Den Konservativ-Nationalen der Goerde-

ler-Gruppe galt das alte Europa noch immer als Nabel der Welt, und die 

,weisse Rasse’ als allen anderen Rassen überlegen. Und in der Vorstel-

lungswelt dieses Personenkreises besass das grosse Reich Bismarcks, 

ergänzt durch Teile der früheren Donaumonarchie, Modellcharakter. Es 
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war der Kern eines politisch und wirtschaftlich vereinten Mitteleuropa, 

das als unabhängige Weltmacht aus Gründen der Selbstachtung und we-

gen der Rohstoffversorgung auf Kolonialbesitz Anspruch erheben 

konnte, ja musste. Statt eine eventuelle Begrenzung der nationalen, auch 

der deutschen, Souveränität ins Auge zu fassen, strebte diese Gruppe 

eine deutsche Hegemonie an. Ihr aussenpolitisches Programm lässt sich 

auf die Formel bringen: Revision des Versailler Vertrages – nicht um 

seines nationalistischen Inhalts willen, sondern weil er das deutsche Na-

tionalgefühl verletzt hatte. Als Hitler diese Revision mit militärischen 

Mitteln erreichen wollte, wurde das in diesem Kreis abgelehnt. Das war 

einer der Gründe für den geplanten Putsch des Jahres 1938. Nachdem 

Hitler verschiedene aussenpolitische Erfolge erzielt hatte und Deutsch-

land zu grossen Kraftanstrengungen und Leistungen imstande schien, 

beeinflusste das auch die Auffassungen dieser Gruppe. Sehr deutlich 

lässt sich das bei einem Mann wie Goerdeler verfolgen. Sein Revisions-

programm entwickelte sich zu einem Denken in Begriffen einer Gross-

machtpolitik, und das war nicht gerade eine geeignete Basis für Aus-

landskontakte. Überdies hätten solche Vorstellungen eine eventuelle eu-

ropäische Zusammenarbeit gewiss gestört. 

Der Vertrag zwischen der Sowjetunion und Hitlerdeutschland im 

Herbst 1939 brachte eine Rückkehr Russlands in die europäische Politik 

bei gleichzeitiger Absonderung Englands und dadurch die zunehmende 

Isolierung Deutschlands. Um diese Entwicklung zu unterlaufen, nahm 

die Gruppe Kontakt mit England auf und unternahm erneute Versuche 

zu einem Staatsstreich, überschätzte dabei aber zwei Dinge: die engli-

sche Angst vor dem Bolschewismus und die Bereitschaft Englands, zu 

einem Interessenausgleich mit Deutschland zu kommen – einem 

Deutschland, das in seiner damaligen Position bereits zu einer starken 

Bedrohung geworden war. 

Die schnellen Erfolge des Hitlerschen Blitzkriegs brachten diese 

Gruppe zwar nicht ins Wanken, beeinflussten aber doch ihre Haltung. 

Deutschland war jetzt zur Weltmacht geworden, und seine Hegemonie 

beschränkte sich nicht länger auf Mitteleuropa. In verschiedenen Äusse- 
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rungen begegnen wir dem Gedanken an eine Wiedergeburt des Reiches 

in einem an mittelalterliche Zeiten erinnernden Umfang. Produkt dieser 

Phase ist unter anderem das Memorandum Goerdelers ,Das Ziel’, das in 

gemeinsamer Überlegung mit Beck zustandekam. Die Endredaktion er-

folgte 1941, also noch vor dem Angriff auf die Sowjetunion. Im aussen-

politischen Teil dieser Schrift steht zu lesen, dass für Deutschland nur 

dann eine echte Lösung erreicht sein werde, wenn es gelänge, den Ge-

danken des Nationalstaates mit dem notwendigen Anspruch auf ein 

grosses Gebiet zu vereinen. Genau wie Bismarck die deutsche Einheit 

unter preussischer Führung zustande gebracht habe, so müsse Deutsch-

lands Vormachtstellung in Europa allgemein anerkannt werden. Dazu 

wurden vor allem geopolitische Argumente herangezogen und wieder-

holt Worte aus dem pseudowissenschaftlichen Jargon des Sozialdarwi-

nismus – wie Rasse, Blut, Boden und Kampf – benutzt. Um die erwähnte 

Aufgabe erfüllen zu können, brauche Deutschland eine starke Armee, 

die, wie man hoffe, einst zum Kern aller europäischen Streitkräfte 

werde! In den besetzten Gebieten müsse eine Militärverwaltung mit Zi-

vilspezialisten eingesetzt werden, wobei von Einmischung der Partei 

oder von Parteiorganisationen keine Rede mehr sein dürfe. Danach 

müsse die Selbstverwaltung dieser Gebiete schnellstmöglich wiederher-

gestellt werden, soweit das mit den deutschen militärischen Interessen 

vereinbar sei.18 

Seit 1941 änderten sich diese Auffassungen in einer Reihe wichtiger 

Punkte. Nun wird kaum mehr von einer deutschen Hegemonie, sondern 

vielmehr von einem europäischen Bund selbständiger und gleichberech-

tigter Nationalstaaten gesprochen. Diese Veränderung ist sicher von der 

militärischen Situation beeinflusst, von der Teilnahme der Sowjetunion 

und der Vereinigten Staaten am Krieg und von dem «Meer von Hass» 

(Hassell), das durch die deutschen Verbrechen in den besetzten Gebieten 

geschaffen worden war. Damit schienen die traditionellen Vorstellungen 

ihren Wert eingebüsst zu haben, und so wurden auch diese Konservativ- 

Nationalen anderen Auffassungen wie denen des sogenannten Kreisauer 

Kreises zugänglicher. Dass mehrere Persönlichkeiten der Goerdeler- 
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Gruppe, wie von Hassell, Popitz, Jessen und Leuschner, einigen Kreis-

auer Auffassungen zuneigten, fand in Denkschriften späteren Datums 

seinen Niederschlag, etwa in ,Der Weg’, einer Anfang 1944 abgeschlos-

senen Schrift.19 Sie bietet eine Übersicht der Entwicklungen in Deutsch-

land während des Kaiserreiches, der Weimarer Republik und des Natio-

nalsozialismus. Dieses Geschichtsbild kann dazu gedient haben, die ver-

schiedenen Richtungen im Widerstand enger zusammenzuschmieden. 

Es kommt darin eine stärkere Reserviertheit gegenüber der Politik Bis-

marcks und eine eingehendere und positivere Bewertung der Weimarer 

Zeit zum Ausdruck. Bei der Behandlung der nationalsozialistischen Aus-

senpolitik wird einerseits die Politik Hitlers scharf verurteilt, andererseits 

erfahren verschiedene Äusserungen aus der Schrift ,Das Ziel’ eine Kor-

rektur. Wenn auch – als eine Art Entschuldigung – die Politik der übrigen 

Länder gegenüber Deutschland und Hitler angeprangert wird, so liegt der 

Akzent doch auf der Verurteilung der egoistischen Machtpolitik und der 

begangenen Verbrechen und Gewalttaten. Eine wenige Monate später 

konzipierte vorläufige Regierungserklärung bringt zum Ausdruck, dass 

es ein völlig falscher Ausgangspunkt war, zu glauben, die Zukunft 

Deutschlands liesse sich auf dem Unglück, der Unterdrückung und Ge-

ringschätzung anderer Völker aufbauen.20 

Wie stand es in dieser Gruppe um die Ansichten zu Staat und Gesell-

schaft?21 Der für die deutsche Entwicklung auf diesem Gebiet charakte-

ristische Dualismus, der nach 1918 ein ernstes Hindernis für eine Ein-

wurzelung des demokratisch-parlamentarischen Systems dargestellt 

hatte, durch die nationalsozialistische Revolution mit ihrem Schlagwort 

von der ‚Volksgemeinschaft’ jedoch überwunden schien, hat die Auffas-

sungen der Goerdeler-Gruppe stark beeinflusst. Verschiedene ihrer Mit-

glieder befürworteten autoritäre Massnahmen und nahmen eine ge-

schlossene oligarchische Herrschergruppe zum Ausgangspunkt. Hassell 

und Popitz waren der Meinung, die gesamte Gesellschaft müsse dem 

Staat untergeordnet sein, wenn auch bei Hassell in stark dezentralisierter 

Weise. Goerdelers Staatsauffassung war typisch liberal. Betrachtet man 

die Konzepte, die als Entwurf eines Grundgesetzes erarbeitet wurden, so 
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fallen bei Popitz, Jessen und Hassell stark autoritäre, sogar faschistoide 

Züge auf – «völkischer Führerstaat ohne Hitler» –, bei den anderen liegt 

der Schwerpunkt auf dem Prinzip der Selbstverwaltung für die unteren 

Organe und Behörden. Parteien stand man ausserordentlich kritisch ge-

genüber. Die öffentliche Meinungsbildung spielte eine recht geringe 

Rolle. Während einerseits der starke Wunsch nach einer eigenen ‚deut-

schen’ Entwicklung zu spüren ist, die von der geographischen Mittellage 

zwischen Ost und West auszugehen hätte, erinnern gewisse Vorstellun-

gen wiederum an Ideen aus den Widerstandsbewegungen anderer Län-

der. Im Allgemeinen überwogen antiliberale und romantische Ideen. Auf 

sozial-wirtschaftlichem Gebiet hatte Goerdeler ausgesprochen liberale 

Vorstellungen, im Gegensatz zu den mehr sozialistischen Auffassungen 

eines Mannes wie Jessen. Goerdeler zufolge musste sich der Staat den 

liberalen Prinzipien des Wirtschaftslebens beugen. Aus einer recht pat-

riarchalischen Haltung lehnte Goerdeler eine Erweitung der Sozialpoli-

tik ab; die bestehende Sozialgesetzgebung erschien ihm ausreichend. 

Arbeitslosigkeit sah er in einem gewissen Umfang als unvermeidbar an. 

Vor allem wegen solcher Auffassungen wurde Goerdeler von anderen 

als ‚Reaktionär’ bezeichnet. Im Lauf der Jahre lässt sich bei ihm aber 

eine positivere Einstellung gegenüber der Sozialpolitik erkennen. Das 

wird vor allem auf den Einfluss eines Mannes wie Leuschner zurückzu-

führen sein, der sich in diesem Bereich eher den Kreisauern zugehörig 

fühlte. Da diese jedoch einen stärkeren Akzent auf die Unternehmens-

räte legten und zentralistischen Organisationen wie Gewerkschaften kri-

tisch gegenüberstanden, schloss er sich schliesslich doch Goerdeler an. 

Dieser stimmte Leuschners Vorschlag der Gründung einer Einheitsge-

werkschaft für alle Arbeiter zu und wollte gerade die Gewerkschaft mit 

der Regelung der Sozialversicherung und der Arbeitsvermittlung be-

trauen, um den Staat aus dieser Frage herauszuhalten. 

Hinsichtlich der Staatsform liebäugelte die Goerdeler-Gruppe mit ei-

ner Wiedereinführung der Monarchie unter einem Hohenzollernprinzen 

und einer möglichen Rückkehr des Hauses Wittelsbach in Bayern. Vor 

allem Popitz, aber auch Goerdeler waren Anhänger der Monarchie. Das 
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Parlament sollte nach Vorstellung der Goerdeler-Gruppe aus zwei Kam-

mern bestehen. Eine zweite Kammer (Reichstag) sollte zur einen Hälfte 

von den unteren Verwaltungsgremien gewählt werden, zur anderen auf 

dem Weg einer allgemeinen direkten Wahl. Die erste Kammer (Reichs-

ständehaus) sollte aus Vertretern der Kirchen, den Rektoren der Univer-

sitäten, aus Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und aus 

fünfzig prominenten Persönlichkeiten aller Kreise bestehen. Der Ver-

waltungsorganisation legte man die in der nationalsozialistischen Zeit 

geschaffenen Gaue zugrunde. Leitgedanke war, dass die Parlamentsmit-

glieder eine wirkliche Elite darstellen sollte, und deshalb galt als Grund-

regel, dass ein Parlamentskandidat zuerst in den unteren Organen und 

den Berufsorganisationen Erfahrungen gesammelt haben musste, ehe er 

wählbar war. 

Einen schwachen Punkt bildete die Konzeption des kulturellen Le-

bens. Dieser Sektor lag eigentlich völlig jenseits der Interessensphäre 

Goerdelers, der hier von restlos überholten Ideen ausging.22 Eine wirkli-

che Reform des Schulwesens oder des wissenschaftlichen Unterrichts 

wurde in diesem Kreis nicht erarbeitet. Auf kirchlichem Gebiet wollte 

Goerdeler die evangelischen Landeskirchen in einer Gesamtkirche ver-

einigen und für die katholische Kirche einen Primas vorsehen. Entschei-

dend war seine Vorstellung von einer Abschaffung der finanziellen Un-

terstützung der Kirche durch den Staat. Im Allgemeinen stand Goerdeler 

der katholischen Kirche mit einer gewissen Reserve gegenüber. Obwohl 

er evangelischer Christ war, besass die Kirche bis dahin für ihn nur eine 

traditionelle Funktion. Vor allem Gespräche mit Bonhoeffer in den Jah-

ren des Nationalsozialismus veränderten diese Haltung. 

Gleich wie beim militärischen Widerstand machte sich auch beim bür-

gerlichen Widerstand im Lauf der Jahre ein Phänomen bemerkbar, das 

mit dem Begriff ,Generationsunterschied’ zwar nicht ganz erklärbar ist; 

gleichwohl hat dieser Umstand einen grossen Einfluss gehabt. Zuneh-

mend übten vor allem die Jüngeren Kritik an den ‚Honoratioren’, den 

Älteren, und an deren Vorstellungen von den notwendigen Veränderun-

gen nach dem Sturz des Hitlerregimes. Die führenden Figuren der Goer- 
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deler-Gruppe waren noch in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg aufge-

wachsen. Obwohl sie der Weimarer Republik – manchmal loyal – ge-

dient hatten, waren sie sich der damit eingetretenen grossen Verände-

rungen nur unzulänglich bewusst. Sie waren infolgedessen so sehr auf 

die Vergangenheit fixiert, dass sie sich, wie die anderen glaubten, auf 

die Forderungen der Zukunft nur unzureichend einstellen konnten. Dazu 

kam, dass sie auf Grund ihrer Erfahrungen gegenüber den Jüngeren, de-

nen diese Erfahrung noch fehlte, eine gewisse Geringschätzung an den 

Tag legten. Das waren jedoch keine schwerwiegenden Probleme, denn 

sie alle waren in dieser Zeit des Hitlerregimes zum Theoretisieren ver-

urteilt. Personen beider Gruppen, wie Schulenburg, Jessen und Yorck, 

haben sich für einen Ausgleich eingesetzt. Goerdelers Hang, jeglichen 

Unterschied zu verwischen, reizte die anderen zum Widerspruch. 

Schliesslich kam es am 8. Januar 1943 zu einer Diskussion im Hause des 

Kreisauers Peter Yorck;23 sie wurde von Beck geleitet. Aus der Goerde-

ler-Gruppe waren Goerdeler, Hassell, Popitz und Jessen anwesend; von 

den Kreisauern Helmuth von Moltke, Peter Yorck, Adam Trott und Eu-

gen Gerstenmaier. Nicht zuletzt wegen einer etwas unglücklichen Taktik 

Goerdelers misslang eine Überbrückung der Unterschiede. Zwar war 

man sich darin einig, dass nun so bald wie möglich ein Staatsstreich zu 

erfolgen habe. Doch waren damit die Unterschiede nicht vom Tisch. Ge-

rade jene, die zuvor vermittelt hatten, zeigten nun für die Ansichten der 

Kreisauer mehr Verständnis. Sie wollten mit Goerdeler über die kontro-

versen Punkte sprechen. Jessen, der die Einladung zu diesem Gespräch 

an Goerdeler überbracht hatte, erklärte: «Der junge Kreis lehne Goerde-

ler ab, dies müsse ihm klargemacht werden und ermittelt werden, was er 

selbst wolle.»24 Solche Bedenken wurden auch von Seiten mehrerer jün-

gerer Offiziere, wie Schulenburg25 und Schwerin von Schwanenfeld26, 

unterstützt. 

Wenn auch Stauffenberg von den Ideen Goerdelers wenig hielt, hatte 

er diesem sein Ehrenwort gegeben, dass er zu «einem gemeinsamen Ge-

waltakt gegen den Führer» fest entschlossen sei.27 Die Ereignisse des 20. 

Juli musste Goerdeler aus der Ferne erleben, denn am 17. Juli war gegen 

ihn ein Haftbefehl ergangen. Nach dem Misslingen des Anschlags fand 
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er bei verschiedenen Bekannten Unterschlupf. Es war zu gefährlich, 

lange an einem Ort zu bleiben. Da Goerdeler nicht untätig sein konnte, 

verfasste er in jenen Tagen noch verschiedene Denkschriften. Als er auf 

der Flucht das Grab seiner Eltern besuchte, wurde er erkannt und verra-

ten. Das geschah am 10. August. Am 8. September wurde er zum Tode 

verurteilt, aber erst am 2. Februar 1945 hingerichtet. Was sich in den 

dazwischenliegenden Monaten abgespielt hat, dass er nämlich auf Ver-

langen Informationen gegeben hat,28 ist nur schwer erklärbar. In gewis-

ser Weise hat der Führer des bürgerlichzivilen Widerstandes, in der 

Hoffnung, dadurch sein Leben retten und sich weiterhin für den Wieder-

aufbau einsetzen zu können, im Gefängnis den Widerstand verleugnet. 

Aber in dem Wissen, dass die Nazis vor keinem Mittel zurückschreckten, 

um ihre Opfer zu beeinflussen, tun wir gut daran, diesen letzten Ab-

schnitt von Goerdelers Lebens weniger scharf zu beleuchten. 



10. Der Kreisauer Kreis 

Der Kreisauer Kreis,1 so bezeichnet nach dem Landgut einer seiner füh-

renden Persönlichkeiten, auf dem verschiedene Beratungen und mehrere 

grössere Zusammenkünfte stattgefunden haben, hat sich aus Repräsen-

tanten von Gruppen gebildet, die während der Weimarer Zeit manchmal 

noch weit voneinander entfernt standen. Gemeinsam war ihnen jedoch 

die Überzeugung, dass die früheren Gegensätze keine entscheidende Be-

deutung mehr hätten und daher überwunden werden sollten. Deshalb er-

scheint es berechtigt, von einem Kreis und von den Auffassungen dieses 

Kreises zu sprechen. Was die Generationen betrifft, so könnte man sa-

gen, dass der Kreis eine Initiativgruppe aus Vertretern der jüngeren Ge-

neration hatte, die sich bei der Ausarbeitung ihrer Zielsetzungen von äl-

teren Sachverständigen beraten liess – eine Verfahrensweise, die grosse 

Ähnlichkeiten mit der Arbeitsweise der sogenannten Löwenberger Ar-

beitslager aufweist, ohne welche der Kreisauer Kreis nur schwer zu ver-

stehen ist. Das Bild, das bis vor Kurzem von dieser Gruppe bestand und 

das in verschiedenen Veröffentlichungen über den deutschen Wider-

stand gezeichnet wurde, beruhte grossenteils auf Beiträgen Aussenste-

hender. Selbst das von früheren Mitgliedern – die meisten sind umge-

kommen – veröffentlichte Material reichte nur wenig über die persönli-

che Erlebnissphäre heraus. Wenn man die ausserordentlichen Umstände 

jener Zeit – die Notwendigkeit der Geheimhaltung! – berücksichtigt, ist 

nicht zu erwarten, dass auf dieser Grundlage eine richtige Vorstellung 

entstehen konnte. Da der Forschung später eine ganze Menge an gröss-

tenteils unbekanntem Quellenmaterial über diese Gruppe zugänglich 

wurde, das wiederum durch anderes Material und Informationen ehe-

mals Beteiligter ergänzt werden konnte, wurde es möglich, ein viel diffe- 

renzierteres und breiteres Spektrum dieser Gruppe zu erkennen als bis-

her. 
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Die Personen, die sich später zum Kreisauer Kreis Zusammenschlüs-

sen, wurden entscheidend von Bewegungen und Ereignissen während 

und nach dem Ersten Weltkrieg geprägt. Die Jugendbewegung, die Ar-

beitslager für Studenten, Bauern und Arbeiter, der religiöse Sozialismus, 

der Jungsozialismus und Änderungen in den sozialen Auffassungen auf 

katholischer Seite waren persönliche Stimuli; die Folgen des Ersten 

Weltkriegs, die Jahre der Weltwirtschaftskrise und der Massenarbeitslo-

sigkeit, der Aufstieg und die Ausbreitung des Nationalsozialismus waren 

persönliche Erfahrungen. 

In keinem anderen Land hat die Jugendbewegung einen solch grossen 

Einfluss ausgeübt wie in Deutschland. Sie war eine Protestbewegung 

und hat diesen Charakter behalten. In ihr protestierte die junge Genera-

tion gegen die Verflachung und den Materialismus der Erwachsenen. 

Die meisten Kreisauer haben in dieser oder jener Form den Einfluss der 

Jugendbewegung erfahren. Der nationalistische Charakter der Jugendbe-

wegung in ihrer späteren Phase hatte auf sie nur geringe Wirkung. Von 

entscheidender Bedeutung für verschiedene von ihnen waren die Ar-

beitslager in Schlesien, wo Studenten, junge Bauern und junge Arbeiter 

zusammen lebten, arbeiteten und diskutierten. Hier kamen Gruppen mit-

einander in Berührung, die sonst aneinander vorübergingen. Bewusst 

wurden für die einzelnen Arbeitslager konkrete Themen gewählt. In 

Schlesien herrschte chronische Arbeitslosigkeit; die Industrie war veral-

tet, und es gab viele Flüchtlinge aus jenen Gebieten, die auf Grund des 

Versailler Vertrages an Polen gefallen waren. Die Aufgaben waren also 

vielfältig, und jedes Arbeitslager nahm sich eines bestimmten Problems 

an. Zum Zwecke einer möglichst umfassenden Information über die 

Massnahmen, die Regierungsstellen und Organisationen auf diesem Ge-

biet bereits getroffen hatten, und auch, um den Wünschen der jungen 

Generation Ausdruck zu verleihen, wurde während jedes Arbeitslagers 

eine Begegnung mit Spitzenfunktionären organisiert, was gleichzeitig 

verhindern sollte, dass sich Erwachsene und Jugendliche als zwei eigene 

Gruppen auseinanderlebten. Die Erwachsenen machten auf diesen Tref-

fen deutlich, was sie für notwendig hielten, und berichteten, was bereits 
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unternommen wurde, die Jüngeren hörten zu und steuerten ihre Ideen 

bei. Am Ende einer solchen Begegnung wurden gemeinsame Empfeh-

lungen formuliert. Auf diese Weise wurde die junge Generation in die 

Arbeit der Erwachsenen integriert, während sich diese ihrerseits daran 

gewöhnten, auch auf die Jugend zu hören. Dem späteren Kreisauer Kreis 

gehörten verschiedene Teilnehmer dieser Arbeitslager aus beiden Gene-

rationen an. Einige von ihnen kamen sogar aus dem Kreis der Organisa-

toren. Ihnen war die Zusammenarbeit von Alt und Jung zur gemeinsa-

men Lösung bestimmter Probleme eine Selbstverständlichkeit. In Ge-

sprächen während des Zweiten Weltkriegs kam man manchmal auf diese 

Zeit der Löwenberger Arbeitsgemeinschaft zurück, die sich als eine Art 

Vorphase der späteren Kreisauer Arbeit bezeichnen liesse. 

Der religiöse Sozialismus Paul Tillichs stellte einen Versuch dar, Kir-

che und Arbeitswelt, die einander entfremdet waren, wieder zusammen-

zubringen und soziale Gegensätze zu überbrücken. Die Zeitschriften Til-

lichs und seiner Gesinnungsgenossen boten Gelegenheit, aus der Zusam-

menarbeit zwischen evangelischen Christen und Arbeitern neue Ideen 

zu entwickeln und über die auf weiten Gebieten notwendige Erneuerung 

zu diskutieren. Ausserdem wurde darin klar auf die Gefahr des Natio-

nalsozialismus hingewiesen. Mehrere Kreisauer waren Schüler religiö-

ser Sozialisten. Drei von ihnen, Reichwein, Mierendorff und Haubach, 

gehörten dem Beirat einer ihrer Zeitschriften, der ‚Neuen Blätter für den 

Sozialismus’,2 an. Der Jungsozialismus, der eng mit dem Namen ,Hof-

geismar’ verbunden ist, begünstigte eine Verjüngung und Erneuerung 

der deutschen Sozialdemokratie. Carlo Mierendorff, kurze Zeit Reichs-

tagsabgeordneter und politischer Kopf des Kreisauer Kreises, schrieb 

damals: «Aus dem Revisionismus von gestern ist der Konservativismus 

von heute geworden, der dem ganzen rechten Fügel der Sozialdemokra-

tie das Gepräge gibt. Wenn die neue Linke sich entwickeln will, so muss 

sie sich im Gegensatz zu diesem Konservativismus aus der Zusammen-

fassung aller aktivistischen Kräfte konstituieren.»3 In vielen Äusserun-

gen der katholischen Jugend war während dieser Zeit eine starke Auflo- 
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ckerung der Bindungen an die bisherigen Formen und eine Aufgeschlos-

senheit für das Neue spürbar. Es handelte sich dabei um eine ausgespro-

chene Emanzipationsbewegung, die sich an der neuen Volksgemein-

schaft berauschte; ihr waren Begriffe wie ,Klasse’ und ‚Partei’ verdäch-

tig. Dazu aber trat ein wachsendes Interesse für soziale Fragen und für 

das Verhältnis zwischen Katholizismus und Sozialismus. Im Kreis der 

Zeitschrift ‚Stimmen der Zeit’, dem die Kreisauer Patres Rösch, Delp 

und König zugehörten, wurde zum Beispiel eine Bewegung wie die des 

religiösen Sozialismus positiv bewertet. 

Zu den gemeinsamen persönlichen Erfahrungen gehörte primär der 

Erste Weltkrieg. 1917 schrieb Adolf Reichwein an seinen Vater: «Der 

moderne Krieg wühlt derart alle Kräfte und Gegenkräfte durcheinander, 

dass keine Partei ohne ernste Krise ihn überstehen kann. Diese Krise 

birgt unwillkürlich das wirklich positive Kulturmoment des Krieges, in-

dem sie als Heilmittel gegen sich selbst soziale Reformen auslöst. Wenn 

wir einen kulturellen Gewinn mit zu dem Frieden nehmen wollen, müs-

sen wir uns diese Reformen sichern.»4 

Auch wenn sie anfänglich noch begeistert waren, so kühlte sich dieser 

Enthusiasmus bald ab und machte einem nüchterneren Blick auf die 

Dinge Platz. So schrieb Julius Leber: «Lüge und Leichtsinn, Leiden-

schaft und Furcht von 30 Diplomaten, Fürsten und Generälen hatten 

friedliche Millionen vier Jahre lang in Mörder, Räuber und Brandstifter 

aus Staatsraison verwandelt, um am Ende den Erdteil verroht, verseucht, 

verarmt zurückzulassen. Kein Volk erwarb sich dauernden Gewinn. Alle 

verloren, was nicht Jahrzehnte wiederbringen.»5 Sie hatten keine Illusi-

onen und waren keine Befürworter militärischer Abenteuer. Theodor 

Steltzer, ein Generalstabsoffizier, schrieb: «Es kann nicht deutlich genug 

betont werden, dass wir besiegt sind, und dass jeder Gedanke, uns mit 

militärischen Massnahmen zu helfen, Wahnsinn wäre. Das gilt auch für 

den Osten.»6 Über Versailles durfte man sich auch nicht zu stark erregen, 

denn dieser Vertrag war die logische Folge der bislang verfolgten Politik, 

und die Deutschen ihrerseits hätten nicht gezögert, andere ebenso zu be- 
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handeln. Dagegen traten er und andere, weil sie diesen furchtbaren Krieg 

mitgemacht hatten, für ein gutes Verhältnis zu den Nachbarländer ein, 

damit sich so etwas nie mehr wiederholte. 

Ebenso wie Goerdeler bemühten sich auch Hans Lukaschek und Pau-

lus van Husen um die Lösung der entstandenen Probleme mit Polen. Lu-

kaschek war zunächst Leiter der deutschen Propaganda für die Abstim-

mung in Oberschlesien, dann deutsches Mitglied der Gemischten Kom-

mission des Völkerbundes für Oberschlesien. Dabei unterstrichen so-

wohl Lukaschek wie Husen, dass die Schwierigkeiten in diesem Gebiet 

nur durch eine harmonische Zusammenarbeit zwischen Deutschland und 

Polen gelöst werden könnten. Beide befassten sich auch im Dienst des 

Völkerbunds mit der Ausarbeitung des Minderheitenrechtes. 

Gerade diese Probleme waren es, die ihnen und interessierten Jünge-

ren, wie Moltke und Einsiedel, die Augen für die Gefahren des Nationa-

lismus öffneten und in ihnen den Wunsch nach einer europäischen In-

tegration erweckten, in deren Rahmen solche Schwierigkeiten geregelt 

werden könnten. Einige Jahre später, genauer gesagt im Sommer 1927, 

kam es zu einer ersten Begegnung zwischen Mierendorff, Haubach und 

Helmuth von Moltke im Hause Zuckmayers.7 Die Krisenzeit und die 

Massenarbeitslosigkeit hinterliessen bei den Kreisauern einen unaus-

löschlichen Eindruck. In ihren Briefen, Artikeln und Auseinandersetzun-

gen ist das nachzulesen. Horst von Einsiedel, der in den Vereinigten 

Staaten die praktischen Auswirkungen der New Deal-Politik studiert 

und sich mit dieser Thematik in seiner Doktorarbeit befasst hatte, schrieb 

nach dem Krieg: «Die grosse wirtschaftliche Krise bedeutete für mich 

ein entscheidendes Erlebnis. . .. Seit diesen Jahren wurde für mich deut-

lich, welche Bedeutung einer geordneten beruflichen Umwelt für die 

geistige Einstellung jedes einzelnen zukommt.»8 

Die meisten Kreisauer waren sich der Gefahren des Nationalsozialis-

mus ziemlich früh bewusst. Carlo Mierendorff, Reichstagsabgeordneter 

der SPD, bot 1931 eine scharfe Analyse des Nationalsozialismus. Seiner 

Meinung nach konnte man von einer wirtschaftlichen, einer ideologi-

schen und einer psychologischen Wurzel dieser Bewegung sprechen. 
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Die wirtschaftliche Erklärung lag in der sozialen Notsituation der Bau-

ern, des Mittelstands und der Beamten. Die ideologische im Rassegedan-

ken, im Nationalismus und Antiparlamentarismus, und die psychologi-

sche in der Jugend. Infolgedessen war der Nationalsozialismus zum Teil 

eine soziale, eine Freiheits- und eine Jugendbewegung. In Übereinstim-

mung damit wies diese Bewegung antikapitalistische, antiproletarische, 

antidemokratische und antisemitische Tendenzen auf. Etwa zur selben 

Zeit schrieb Reichwein an Ernst Robert Curtius: «Verteidigt werden 

muss die Person heute mit allen Mitteln gegen den neuen, lebensgefähr-

lichen Kollektivismus der Blutjünger, für die Blutverehrung und Blut-

vergiessen gleichermassen Ersatz für Geist und Religion ist. Wir wissen, 

dass die Position des Geistes schwach ist in diesem irdischen Kampf, der 

nun anhebt. Vital sein ist billiger als wissend sein; und verlockender für 

die Kreatur.»9 

Mierendorff war im Reichstag einer der wenigen, der den demagogi-

schen Tiraden von Goebbels entgegenzutreten wagte, der in Hessen den 

Propagandafeldzug gegen die Nazis leitete und die berüchtigten soge-

nannten Boxheimer Dokumente veröffentlicht hatte. Ein anderer 

Kreisauer, Theo Haubach, spielte eine führende Rolle im ‚Reichsban-

ner’. Nach der Machtübernahme wurden Männer wie Mierendorff, Leber 

und Haubach sofort verhaftet und verbrachten mehrere Jahre in Konzent-

rationslagern, ehe sie wieder freigelassen wurden, als die Nazis glaubten, 

dass alle Widerstandsherde ausgeräumt seien. Einer der Nicht-Sozialde-

mokraten aus dem Kreisauer Kreis, Theodor Steltzer, hatte 1933 in einer 

ausführlichen Denkschrift die nationalsozialistische Politik scharf verur-

teilt, war deswegen verhaftet worden und wäre sicher in einem Konzent-

rationslager gelandet, wenn seine früheren Kameraden aus der Wehr-

macht sich nicht vor ihn gestellt hätten. Von den jüngeren Kreisauern 

war es Helmuth von Moltke, der vor 1933 ausdrücklich vor einer Stimm-

abgabe für die NSDAP warnte, weil das einen neuen Krieg zur Folge 

habe. 

Mittelpunkt des Kreisauer Kreises war der junge Helmuth James Graf 

von Moltke, zum Zeitpunkt der Machtergreifung 26 Jahre alt. Er war 

zwar Träger eines berühmten Namens, aber kein direkter Nachfahre des 
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grossen Feldmarschalls aus dem 19. Jahrhundert. Helmuth James10 stu-

dierte Jura und besass ein ausgeprägtes soziales Interesse. Darum betei-

ligte er sich beispielsweise an der Organisation der Arbeitslager in 

Schlesien. Seine Mutter war eine Südafrikanerin englischen Ursprungs. 

Vor allem durch ihr Zutun war die Atmosphäre auf Kreisau besonders 

ungezwungen und durchaus nicht von der Art des typischen Junkermili-

eus. Mit dem Sieg des Nationalsozialismus war Helmuths Plan, Richter 

zu werden, endgültig zerstört. Er liess sich als Anwalt nieder, bemühte 

sich, jüdischen Bekannten zu helfen, und nahm, soweit sie ins Ausland 

entkommen konnten, vorläufig ihre Interessen wahr. Auf Drängen seiner 

Mutter besuchte er England, kam dort mit englischen Freunden seiner 

mütterlichen Familie in Kontakt und beschloss, die erforderlichen Exa-

men abzulegen, um auch in England eine Kanzlei eröffnen und dadurch 

mit dem freien Ausland in Kontakt bleiben zu können. 

Träger eines nicht minder berühmten Namens war Peter Graf Yorck 

von Wartenburg.11 Einer seiner Vorfahren hatte in der Endphase der na-

poleonischen Herrschaft einen Vertrag mit den einziehenden russischen 

Truppen geschlossen und damit das Zeichen zum Aufstand Preussens 

gegen die französische Herrschaft gegeben. Seither galt der Vertrag von 

Tauroggen in der deutschen Aussenpolitik als Symbol für eine Orientie-

rung auf Russland. In diesem Milieu wuchs Peter Yorck von Wartenburg 

auf. Weil sein älterer Bruder den Familienbesitz erben sollte, musste er 

einen Beruf wählen. Er studierte Jura und bekundete bereits früh Inte-

resse für die Wirtschaft. Zögernd suchte er sich seinen Weg in der Welt 

von Weimar, emotional mit seiner Familie und der Vergangenheit ver-

bunden, andererseits immer nachhaltiger davon überzeugt, dass diese 

Vergangenheit überlebt war. Zunächst sah er im Nationalsozialismus 

eine Möglichkeit, die Erniedrigung Deutschlands zu tilgen. Einige Jahre 

übte er eine Verwaltungsfunktion in Breslau aus, wo er sich mit Agrar-

problemen und der Preispolitik beschäftigte. Ende 1936 nahm ihn sein 

Chef, der zum Reichskommissar für Preisüberwachung ernannt worden 

war, mit nach Berlin. Dieser Chef war zwar ein alter Nazi, hatte aber  
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nicht mit der Kirche gebrochen und auch zahlreiche Nichtnazis unter sei-

nen Mitarbeitern. Hier arbeitete Yorck von Wartenburg an dem Erlass 

eines allgemeinen Preisstops und kam mit verschiedenen Instanzen und 

Organisationen in Berührung. Mit der Zeit wandte er sich immer stärker 

vom Nationalsozialismus ab. Er war ein Gegner der zentralistischen Po-

litik der Nationalsozialisten und lehnte auch ihre Wirtschaftspolitik ab. 

In erster Linie aber waren es die Rechtlosigkeit, die vielen Gewalttaten 

und die Behandlung der Juden, die ihm die Augen für die Gefahren des 

Nationalsozialismus öffneten. 1938 liess er das immer deutlicher durch-

blicken, und suchte Kontakte mit Gleichgesinnten. Vor allem eine Reise 

ins Sudetenland überzeugte ihn von den wahren Absichten der Hitler-

schen Politik. Ende 1938 begann er, kleine Zusammenkünfte in seinem 

Haus abzuhalten, wobei er unter strikter Geheimhaltung Begegnungen 

mit anderen Antinazis, auch mit Offizieren, hatte. Auch bei Familienzu-

sammenkünften hielt er Ausschau, um herauszufinden, wem man ver-

trauen konnte. Dabei fiel sein Auge auf Helmuth von Moltke, den er be-

reits von früher kannte. 

Zur Kerngruppe gehörten weiterhin ein Vetter Moltkes, Carl Dietrich 

von Trotha12 und dessen Freund, Horst von Einsiedel.13 Beide hatten sich 

engagiert an der Organisation der Arbeitslager beteiligt und waren Schü-

ler des religiösen Sozialisten Adolf Löwe. Einsiedel war viel gereist und 

hatte auch in Amerika studiert. Er wurde 1933 entlassen, fand aber 

ebenso wie Trotha eine Anstellung im Wirtschaftsministerium. Das hin-

derte sie nicht daran, Kontakt mit anderen Regimegegnern zu suchen. 

Seit Ende 1938 entwickelte sich ein regelmässigerer Kontakt zu Helmuth 

von Moltke, und es kam zur Zusammenarbeit mit den Vertretern des spä-

teren Kreisauer Kreises. 

Ein Mann der ersten Stunde war auch der Pädagoge Adolf Reich-

wein.14 Er hatte am ersten schlesischen Arbeitslager teilgenommen, war 

überzeugter Sozialdemokrat und war Sekretär des preussischen Kultus-

ministers Becker gewesen. Danach übernahm er eine Professur an der 

Pädagogischen Akademie in Halle, wurde aber 1933 entlassen. Da er 

Deutschland nicht verlassen wollte und keine anderen Möglichkeiten
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sah, liess er sich als Lehrer an eine kleine Dorfschule versetzen. Reich-

wein erkannte immer klarer, dass sich seine Gegnerschaft nicht auf pä-

dagogischen Widerstand beschränken konnte, sondern dass er politische 

Konsequenzen daraus ziehen musste. Die Nazis erleichterten ihm das. 

Sie ermöglichten ihm, nach Berlin zurückzukehren, wo er seine früheren 

Freunde wieder regelmässig traf und bald in deren Pläne eingeweiht 

wurde. 

Auch Hans Peters15 gehört zu den ersten Mitarbeitern. Er war Profes-

sor für Staatsrecht an der Berliner Universität. Als einer der eingelade-

nen Erwachsenen hatte er das erste Arbeitslager in Schlesien miterlebt. 

Unter dem bereits erwähnten Minister Becker hatte er an einer Univer-

sitätsreform gearbeitet. 1932 hatte er sich zum Mitglied der Zentrums-

fraktion des preussischen Landtags wählen lassen und vertrat, nach dem 

Staatsstreich Papens, der die letzte demokratische Minderheitenregie-

rung in Preussen ausgelöscht hatte, seine Partei vor dem Reichsgerichts-

hof in Leipzig in der Strafsache gegen das Reich. Nach 1933 zögerte er 

nicht, den Nationalsozialismus und den totalen Staat abzulehnen. Bei 

Kriegsausbruch wurde er eingezogen, erhielt aber eine Funktion in Ber-

lin. Dort war es dann Moltke, der ihn ab und zu traf und ihn zur Mitarbeit 

aufforderte. 

Zu den frühesten Mitarbeitern gehört auch Hans Lukaschek,16 der 

1933 von den Nazis als Oberpräsident von Oberschlesien entlassen 

wurde. Nachdem er einige Jahre deutsches Mitglied in der Völkerbund-

kommission für Minderheitenprobleme in Oberschlesien gewesen war, 

wurde er Bürgermeister der neuen Industriestadt Hindenburg und 1932 

Oberpräsident der preussischen Provinz Oberschlesien. Mit den Nazis 

wollte er nichts zu tun haben, und als er sich 1933 nach einem vergebli-

chen Entlassungsgesuch weigerte, bestimmte Massnahmen der Nazis 

durchzuführen, wurde er entlassen. Von da an unterhielt er eine Anwalts-

praxis und war einer der wenigen, bei dem Juden und andere Verfolgte 

Hilfe finden konnten. 

Der Kern der Gruppe bestand also aus Jüngeren und Älteren, die sich 

in den schlesischen Arbeitslagern kennengelernt hatten. Sie hatten den 

Kontakt untereinander aufrechterhalten, und als um 1938 von einem 
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Putsch gegen das nationalsozialistische Regime gesprochen wurde, wa-

ren sie alle der Auffassung, dass es keine Rückkehr zu den früheren Zu-

ständen geben dürfe, sondern dass tiefgreifende Erneuerungen notwen-

dig seien. Das führte dazu, dass sie nach dem Ausbleiben des erwarteten 

Staatsstreichs ihre Auffassungen konkretisierten und Kontakt zu ver-

schiedenen Spezialisten suchten; ausserdem hielten sie nach weiteren 

vertrauenswürdigen Persönlichkeiten Ausschau, die sie für ihre Vorstel-

lungen gewinnen wollten, und auf diese Weise kamen sie mit verschie-

denen Gruppen in Berührung. So entstand der Kreisauer Kreis. 

Einsiedel war es zum Beispiel, der Moltke mit Otto Heinrich von der 

Gablentz17 und mit Fritz Christiansen-Weniger18 zusammenbrachte. 

Gablentz war im Wirtschaftsbereich des Verwaltungsapparats tätig und 

konnte wertvolle Information über die Auffassungen im evangelischen 

Kreis zu staatsrechtlichen Fragen beibringen. Mit Peters und Lukaschek 

besass man bereits Spezialisten aus dem katholischen Lager. Christian-

sen war früher auch in den Arbeitslagern aktiv gewesen und hatte sich 

eine Zeitlang in der Türkei aufgehalten. Auf Wunsch Moltkes befasste 

er sich mit der Ausarbeitung des agrarischen Teils des Kreisauer Pro-

gramms. Durch Gablentz kam Theodor Steltzer19 mit Moltke in Kontakt. 

Steltzer stammte aus einem Milieu, in dem Friedrich Naumann hohes 

Ansehen genoss. Er hatte Wirtschaftswissenschaften bei Lujo Brentano 

studiert, war aktiver Offizier geworden und hatte am Ersten Weltkrieg 

als Offizier im Generalstab teilgenommen. Danach wurde er Landrat in 

Schleswig-Holstein, konnte in dieser Zeit viele Erfahrungen sammeln 

und wurde 1933 von den Nazis wegen seiner Regimekritik entlassen. 

Eng verbunden mit der ökumenischen Bewegung, war er einer der ersten, 

der Bonhoeffer in dessen Seminar Finkenwalde besuchte. Bei Ausbruch 

des Krieges wurde er eingezogen und bald darauf als Transportoffizier 

dem Stab des Militärbefehlshabers in Norwegen zugeteilt. Dort unter-

hielt er enge Beziehungen mit Bischof Berggrav und der norwegischen 

Widerstandsbewegung. Kurz vor seiner Abreise nach Norwegen war 

Steltzer von Gablentz noch auf Moltke hingewiesen worden. 
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Über Reichwein war Moltke mit verschiedenen jungen sozialdemo-

kratischen Arbeiterführern in Verbindung gekommen, unter anderen mit 

Carlo Mierendorff20 und Theo Haubach.21 Durch Vermittlung Mieren-

dorffs trat der Kreisauer Kreis auch mit Wilhelm Leuschner22 in Verbin-

dung, der an verschiedenen Besprechungen mit Moltke und anderen teil-

nahm und sich bei den grösseren Zusammenkünften in Kreisau von Her-

mann Maass23 vertreten liess. Später kam man über Mierendorff auch 

mit Julius Leber24 in Kontakt, der wie Mierendorff der SPD-Fraktion im 

Reichstag angehört und mehrere Jahre in Konzentrationslagern ver-

bracht hatte. Leber war eine besonders starke Persönlichkeit. In ihn setz-

ten die Kreisauer grosse Hoffnungen, und sie trauten ihm zu, dass er 

nach einem gelungenen Staatsstreich die Entwicklung in gute Bahnen 

lenken werde. Auch Yorck hatte einige seiner Bekannten mit dem 

Kreisauer Kreis zusammengebracht, und zwar den Bankier Hermann Jo-

sef Abs, den Professor für Finanzpolitik Günter Schmölders,25 Fritz Graf 

von der Schulenburg, einen Vetter Yorcks,26 Ernst von Borsig,27 der ein 

Landgut bei Berlin besass, das er für Zusammenkünfte zur Verfügung 

stellen konnte, und Karl Blessing, der eine bedeutende Stellung im Wirt-

schaftsleben einnahm. 

Auf einer seiner Englandreisen hatte Moltke den Diplomaten Adam 

von Trott zu Solz28 kennengelernt, dessen Vater von 1909 bis 1917 preu-

ssischer Kultusminister gewesen war, der seinerseits aber grosses Inte-

resse für den Sozialismus an den Tag legte. Zusammen mit einem ande-

ren Diplomaten, Hans Bernd von Haeften,29 der enge Beziehungen zur 

Bekennenden Kirche30 unterhielt, trat er dem Kreisauer Kreis als Spezi-

alist für Aussenpolitik bei. Haeften brachte Moltke wiederum in Kontakt 

zu Harald Poelchau,31 einem Gefängnisgeistlichen und Schüler Paul Til-

lichs. Poelchau besass gute Beziehungen zu Arbeiterkreisen und tat viel 

für Juden und andere Verfolgte. 

Nach Kriegsausbruch war Moltke als Berater für Völkerrechtsfragen 

in den Dienst der Abwehr von Admiral Canaris getreten. Über den Frei-

herrn von Guttenberg32 lernte Moltke den Provinzial des süddeutschen 

Jesuitenordens, Pater Rösch, kennen, der im ‚Ausschuss für Ordensan-  
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gelegenheiten’ ab 1941 den deutschen Episkopat zu einer energischeren 

Haltung zu bewegen suchte.33 Rösch verfügte über gute Verbindungen 

zu verschiedenen katholischen Bischöfen und war eine wertvolle Infor-

mationsquelle. Er machte es möglich, dass verschiedene Patres in die Ar-

beit der Gruppe einbezogen wurden. Dabei sind vor allem die Namen 

von Alfred Delp34 und Lothar König35 zu erwähnen. Beide hatten der 

katholischen Jugend angehört. «Es ist», schrieb Delp, «auf eine Ordnung 

des äusseren, sozialen, wirtschaftlichen, technischen usw. Lebens hinzu-

arbeiten, die dem Menschen ein relativ gesichertes Existenzminimum 

jeglicher Art (auch geistig, zeitlich, räumlich usw.) verbürgt. Das Mass 

des Zielbildes ist vom Menschen zu nehmen, das Ausmass der jeweiligen 

Verwirklichung nach den sachlichen Möglichkeiten zu bemessen. [...] 

Ob das nun eine Erziehung des Menschen zu Gott ist? Erst die unterste 

Voraussetzung. Erst die Bemühung um eine Ordnung und Verfassung 

des Lebens, in der ein Blick auf Gott für den Menschen nicht mehr eine 

übermenschliche Anstrengung bedeutet.»36 

In dieser und anderer Form entwickelte Delp die Grundvorstellung 

dessen, was wir als ,Mitmenschlichkeit’ bezeichnen würden. Von jenen, 

die dem Kreisauer Kreis später beitraten, erwähne ich hier noch den Ju-

risten Paulus von Husen,37 der von Lukaschek eingeführt wurde, und Eu-

gen Gerstenmaier,38 der über Trott mit den Kreisauern in Kontakt getre-

ten war. Gerstenmaier war Pfarrer und arbeitete im Kirchlichen Aussen-

amt der evangelischen Kirche.39 Er brachte die Kreisauer mit seinem 

Landesbischof Wurm von Württemberg zusammen. Ausser den oben ge-

nannten Mitgliedern der Kerngruppe gab es noch andere Mitarbeiter des 

Kreisauer Kreises. Aus Sicherheitsgründen wurde bei der direkten Arbeit 

nur eine begrenzte Zahl von Personen, die jeweils ihre Gruppe vertraten, 

eingeschaltet. Lediglich Moltke und Yorck waren über alle Kontakte in-

formiert. Auf dem Moltkeschen Gut Kreisau fanden drei grössere 

Zusammenkünfte statt, wobei eine durch Spezialisten erweiterte Gruppe 

von Mitgliedern die Grundlage für das endgültige Programm des Kreises 

legte. Dabei war es das Ziel der Kreisauer, jene Gruppen, die ihrer Mei-

nung nach einen wichtigen Beitrag zu einer echten Erneuerung leisten  
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konnten – nämlich die Arbeiter und die Kirchen –, zueinander zu brin-

gen. Hinter dem Programm, das so in zahlreichen Besprechungen und 

Zusammenkünften zustande kam, standen die genannten Gruppen und 

ihre Führer – auf Seiten der Arbeiter der frühere Minister und Gewerk-

schaftsführer Wilhelm Leuschner, auf Seiten der Kirche Bischöfe wie 

Preysing, Faulhaber, Dietz und Wurm. Der Kontakt mit den Bischöfen 

zielte auch darauf, in ihnen eine kritischere Haltung gegenüber dem Re-

gime zu wecken. Diese Einflüsse sind in den Hirtenbriefen Preysings 

und, wenn auch in abgeschwächter Form, in der Fuldaer Bischofserklä-

rung des katholischen Gesamtepiskopats von 1943 spürbar. 

Über bestimmte Kontaktpersonen stellten die Kreisauer auch die Ver-

bindung mit anderen deutschen Widerstandsgruppen her. Durch Ver-

mittlung der Jesuiten waren sie mit einer süddeutschen Gruppe in Be-

rührung gekommen, deren Mittelpunkt der ehemalige Gesandte Franz 

Sperr bildete. Sperr stand auch mit verschiedenen hohen Offizieren in 

Kontakt. Da beide Gruppen im Wesentlichen das gleiche Ziel hatten, 

entschloss man sich zur Zusammenarbeit.40 Auch mit einer westdeut-

schen Gruppe bestanden Kontakte. Über Delp wurde Verbindung mit 

einer Gruppe katholischer Arbeiterführer aus Köln, unter anderem mit 

Bernhard Letterhaus und Nikolaus Gross, aufgenommen. Bei den Ge-

sprächen ergab sich ein grosses Mass von Übereinstimmung, vor allem 

auf wirtschaftlichsozialem Gebiet. Über Yorck bestand eine lose Ver-

bindung zum sogenannten Freiburger Kreis.41 Trotz der Versuche Mi-

chael Brinks, eine Begegnung zwischen Professor Huber von der 

Münchner ‚Weissen Rose’ und Alfred Delp zu arrangieren, gelang es 

nicht, die beiden rechtzeitig zusammenzubringen. Ehe es soweit war – 

die Verabredung musste aus verschiedenen Gründen mehrmals verscho-

ben werden –, war die ‚Weisse Rose’ bereits entdeckt und ausgeschaltet. 

Verschiedene Kreisauer hatten Verbindung zu Kommunisten. Zum 

Teil kannten sie diese noch von früher oder hatten sie in Konzentrations-

lagern oder in der Illegalität kennengelernt. In dieser Gruppe gab es we-

niger Einwände gegen eine Zusammenarbeit mit Kommunisten, zumin- 

168 



dest dann, wenn diese nicht vollkommen von Moskau abhängig waren. 

Über das Verhältnis zur Goerdeler-Gruppe ist bereits gesprochen wor-

den. 

Welche Auffassungen herrschten im Kreisauer Kreis? Das machen 

vor allem die Dokumente über die drei grossen Zusammenkünfte auf 

Kreisau deutlich. Bei dem ersten Treffen, Pfingsten 1942, wurde über 

die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit von Kirchen und Staat 

beim Wiederaufbau gesprochen. Dabei dachte man weder an Staatskir-

chen noch an einen neuen Klerikalismus, sondern man hielt es für wün-

schenswert, dass die Kirchen vom Staat rechtliche Garantien in Form 

eines Konkordats erhielten, damit sie vor staatlichen Eingriffen ge-

schützt seien. Ein zweites Thema war die Reform der Erziehung. Man 

stellte fest, dass die übergrosse Mehrheit der Jugend von den nationalso-

zialistischen Parolen vergiftet worden war. Die Kreisauer lehnten die 

Konfessionsschule ab und setzten sich für eine undogmatische christli-

che Staatsschule ein, mit der alternativen Möglichkeit privater Schulen. 

Ausführlich beschäftigte man sich in diesem Kreis auch mit einer Uni-

versitätsreform. Auf dem zweiten Treffen, Ende 1942, wurde der Aufbau 

von Staat und Gesellschaft diskutiert. Die Kreisauer waren zu sehr an 

der Praxis orientiert, als dass sie mit fertigen Ideen hätten aufwarten wol-

len, da deren Realisierung von der jeweiligen Situation abhängig war 

und Flexibilität erforderte. Deshalb beschränkten sie sich grossenteils 

darauf, Leitlinien zu entwerfen, und das musste ihren Vorstellungen eine 

gewisse Unbestimmtheit verleihen. In der damaligen Lage schien es je-

doch wichtiger, Einigkeit über die allgemeinen Linien und die Zielrich-

tung herzustellen. Verschiedene Formulierungen mögen heute utopisch 

klingen; am meisten fällt auf, dass wir bei den Kreisauern einer ganz 

anderen Staatsauffassung als der damals üblichen begegnen. Nicht der 

Staat, sondern der einzelne in seiner Freiheit und Verantwortlichkeit 

steht im Mittelpunkt. «Gegenüber der grossen Gemeinschaft, dem Staat, 

oder etwaigen noch grösseren Gemeinschaften wird nur der das rechte 

Verantwortungsgefühl haben, der in kleineren Gemeinschaften in ir-

gendeiner Form an der Verantwortung mitträgt, andernfalls entwickelt 

sich bei denen, die nur regiert werden, das Gefühl, dass sie am Gesche- 
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hen unbeteiligt und nicht dafür verantwortlich sind, und bei denen, die 

nur regieren, das Gefühl, dass sie niemandem Verantwortung schuldig 

sind als der Klasse der Regierenden».42 Darum befürwortete Moltke eine 

Verwaltungsorganisation, die dem einzelnen ein Maximum an Eigenver-

antwortung beliess und sein Verantwortungsgefühl entwickelte. Alle to-

talitären Organisationsformen sollten abgeschafft werden. Der Nach-

druck wurde auf eine starke Föderalisierung Deutschlands und einen 

Aufbau von der Basis her gelegt. An die Stelle der staatlichen Zwangs-

organisation sollte eine Vielzahl von sich spontan bildenden, einander 

überlappenden kleinen Gemeinschaften treten, die sich bei begrenztem 

Tätigkeitsfeld der Gesellschaft verantwortlich fühlten. Es bestand also – 

wie heute bei den Bürgerinitiativen – die Absicht, durch verstärkte Par-

tizipation die politische Struktur zu demokratisieren. Das System eines 

gestuften allgemeinen Wahlrechts sollte die Menschen wieder an ihre 

unmittelbare Umgebung binden und die Bildung einer erfahrenen und 

fähigen Gruppe von Politikern begünstigen, die mit lokalen und regio-

nalen Problemen vertraut waren. Parteien auf Landesebene sollten sich 

dieser Verwaltungsorganisation anpassen müssen. 

Richtschnur für die wirtschaftlich-soziale Entwicklung sollte die so-

ziale Gerechtigkeit sein. Ausdrücklich wurde das Recht auf Arbeit er-

wähnt. Bei zu grosser Machtkonzentration auf wirtschaftlichem Gebiet 

sollte der Staat eingreifen können. Er war für Vollbeschäftigung verant-

wortlich, musste die Richtung der Wirtschaftsentwicklung bestimmen 

und darauf achten, dass diese Entwicklung den Forderungen einer ge-

sunden Sozialpolitik entsprach. Anstelle zentralisierter Gewerkschaften 

favorisierten die Kreisauer ein System von Betriebsräten, in etwa der 

heutigen Arbeiterselbstverwaltung in Jugoslawien vergleichbar. Die Ar-

beiter sollten ein grosses Mass an Mitbestimmung erhalten, und in den 

Betrieben strebte man eine wirkliche Arbeitsgemeinschaft an. 

Themen des dritten Treffens, Pfingsten 1943, waren die Aussenpolitik 

und die Bestrafung der Kriegsverbrecher. Aussenpolitik bedeutete für 

die Kreisauer Begrenzung der nationalen Souveränität und eine Europa-

politik auf integral-föderalistischer Basis. Sie glaubten nicht mehr an ei-

nen möglichen Wert des Nationalismus. 
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Deshalb lehnten sie Versailles als Produkt eines nationalistischen und 

überlebten Denkens ab. Dabei wollten sie freilich keine deutsche Hege-

monie, sondern unterstrichen die Notwendigkeit guter Beziehungen zu 

anderen Ländern, auch zur Sowjetunion. Natürlich war auch diese 

Gruppe nicht homogen. Trott, der Diplomat, erkannte besser, dass die 

souveränen Staaten noch Realitäten waren und es einer Utopie gleich-

kam, in der damaligen Situation auf deren totale Abschaffung zu drän-

gen. Das hatte Moltke, der in seiner Radikalität vorhersah, dass diese 

Nationalstaaten die grossen Probleme kaum mehr selbständig würden 

bewältigen können, in der Tat ursprünglich angestrebt. Andererseits fiel 

es Trott schwerer als den anderen, Territorialfragen als weniger bedeu-

tend zu empfinden. Dagegen sträubte sich sein Nationalgefühl. Als 

Gruppe zielten die Kreisauer auf eine enge europäische Zusammenar-

beit, wobei sie sich teilweise an den Vereinigten Staaten orientierten. 

Kennzeichnend für die europäische Einstellung der Kreisauer war auch 

die Tatsache, dass sie als Konsequenz dieser politischen Einstellung 

Kontakte mit Widerstandsgruppen in den besetzten Gebieten suchten 

und zu beträchtlichen Konzessionen auf territorialem Gebiet bereit wa-

ren. Darüber hinaus drängten sie auf eine Weltorganisation mit gleichen 

Rechten für alle Länder, die stärker sein sollte als der Völkerbund. In 

Zusammenhang damit warnten sie davor, den Friedensvertrag und die 

Frage einer Weltorganisation zu koppeln. Nach ihrer Vorstellung sollten 

sich die Kriegsverbrecher vor einem internationalen Gerichtshof, zum 

Beispiel in Den Haag, nicht aber vor einem Gerichtshof der Sieger ver-

antworten müssen. Sehr wichtig erschien ihnen die Frage, wie das deut-

sche Volk, das sich in so grosser Zahl mit dem Hitlerregime identifiziert 

hatte und in dessen Namen so viele Verbrechen begangen wurden, in-

nerlich von diesem Nationalsozialismus befreit werden konnte. Das 

deutsche Volk, so dachte man in diesem Kreis, sei nur dann zur Umkehr 

und inneren Erneuerung bereit, wenn es einsehe, dass seine nationalso-

zialistischen Führer es in die Niederlage und ins Chaos geführt hätten. 

In wieweit wollten die Kreisauer aber einen Staatsstreich oder haben 

ihn gefördert? In der früheren Literatur wurde dieser Kreis meist als eine 
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Gruppe theoretisierender Intellektueller am Rande des Widerstands be-

trachtet. Die Absprache der 1944 verhafteten Mitglieder, vor dem Volks-

gerichtshof die aktive Mitwirkung am Umsturzversuch Stauffenbergs zu 

leugnen und zu erklären, man habe sich auf die Planung der zukünftigen 

Neuordnung beschränkt, und der Inhalt der Einleitung zu den kurz nach 

Kriegsende veröffentlichten ‚Letzten Briefen’ Moltkes an seine Frau43 

haben in der älteren Literatur verschiedentlich zu der irrigen Auffassung 

geführt, die Kreisauer seien letztlich vor der Konsequenz ihres Tuns zu-

rückgeschreckt. Durch das heute bekannte Material ist diese Vorstellung 

mit Sicherheit widerlegt. 

Die Kreisauer ‚Weisungen an die Landesverweser’ waren Bestandteil 

einer systematischen Planung zur Vorbereitung eines aktiven Eingrei-

fens. In Verbindung mit anderen Gruppen und Personen des zivilen und 

militärischen Widerstandes unterbreitete Moltke den westlichen Alliier-

ten Ende 1943 in einer von ihm inspirierten Denkschrift Vorschläge, die 

die Bildung einer deutschen Gegenregierung in Aussicht stellten und auf 

politische und militärische Zusammenarbeit mit den westlichen Alliier-

ten abzielten. Der Inhalt dieser Denkschrift, in der für die wichtigsten 

Städte Deutschlands um alliierte Luftlandetruppen zur Unterstützung 

des geplanten Umsturzes gebeten wurde, macht klar, dass Bemerkun-

gen, die Kreisauer hätten Hitlers Ende abwarten und erst dann handeln 

wollen, nicht stimmen können. Eine zu starke Fixierung auf den 20. Juli 

1944 in den Darstellungen der Geschichte des Widerstands hat dazu ge-

führt, dass Episoden wie diese in der Literatur kaum berücksichtigt wer-

den.44 

Weil keiner der Kreisauer jedoch Truppen hinter sich hatte, waren sie 

für das Gelingen eines Umsturzes abhängig vom Militär. Anhand meh-

rerer Briefe Moltkes kann nachgewiesen werden, wie die Kreisauer bei-

spielsweise Ende des Jahres 1941 die Generäle zum Eingreifen gedrängt 

haben. Ihre damaligen Gesprächspartner waren Beck und Halder. Nach 

Ansicht der Kreisauer wäre der 18. Dezember ein geeigneter Augenblick 

gewesen, weil in dieser Zeit eine deutsche Niederlage vor Moskau un-

abwendbar schien, und Hitler seine Generäle mit Vor würfen überhäufte.  
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Yorck und Moltke wollten die Entrüstung der hohen Offiziere ausnutzen 

und sie zum Handeln bewegen. Leuschner hatte Ansätze zu einem Ge-

neralstreik vorbereitet. Stattdessen hielt der Generalstabschef das Unter-

nehmen für verfrüht. Mehrere solcher Beispiele wären zu nennen, durch 

die die Neuordnungspläne der Kreisauer in ein anderes Licht rücken. So 

arbeitete Moltke im August 1943 zusammen mit anderen Gruppen des 

zivilen und militärischen Widerstandes an der Vorbereitung eines Staats-

streich Versuches.45 

Innerhalb des Kreisauer Kreises erwog man verschiedentlich ein At-

tentat. Man kann nicht sagen, dass Moltke diese Frage schlechthin als 

‚nicht erlaubt’ abgewiesen habe. Das belegen unter anderem die Tage-

bucheintragungen Berggravs über ein Gespräch mit Moltke im März 

1943: «Moltke habe sich bisher in dieser Frage neutral verhalten – nicht 

etwa, weil ihm als Christ ein Attentat grundsätzlich unzulässig erscheine, 

sondern aus zwei Gründen: 1. Kann das mit einer solchen Massnahme 

Begonnene zu Segen werden? Ist es nicht gerade die Methode des Fein-

des? 2. Aus taktischen Gründen müsste der Kreis, der ein Attentat vor-

bereitet, sehr klein gehalten werden. Würde der Plan scheitern, so dürfte 

dadurch nicht das ganze Netz kompromittiert werden. Gleichzeitig ging 

es darum, den Aufbau einer neuen Verwaltung vorzubereiten; auf diesem 

Sektor sah Moltke seine Aufgabe. Wäre er zur Tötung Hitlers unbedingt 

erforderlich, würde er sich dieser Pflicht nicht entziehen.»46 

Als Moltke im Januar 1944 aus einem ganz anderen Grund – er hatte 

über einen Dritten vor einer bevorstehenden Verhaftung gewarnt47 – fest-

genommen wurde, zerfiel die Gruppe weitgehend. Die Mehrheit schloss 

sich nun Stauffenberg an, zu dem bereits Kontakte bestanden, und unter-

stützte seinen Attentatsversuch vom 20. Juli 1944. Moltke stand damals 

gerade kurz vor seiner Haftentlassung. 

Bei den Verhören der vielen Festgenommenen nach dem gescheiter-

ten Attentat kam die Gestapo schliesslich auch hinter die Existenz dieser 

Gruppe, wenn es ihr auch nicht gelang, alles in Erfahrung zu bringen. 

Etwa die Hälfte der Kerngruppe – Moltke, Yorck, Reichwein, Trott, 

Haeften, Delp, Haubach und Leber – wurden nach schweren Folterungen 
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und einem Prozess vor dem ‚Volksgerichtshof’ umgebracht. Andere ka-

men mit leichten Strafen davon, wurden nicht gefunden oder blieben 

unbekannt. 



11. Der 20. Juli 1944 

Attentat und Staatsstreich am 20. Juli 1944 waren kein Einzelfall unter 

dem Eindruck der bevorstehenden Niederlage, sondern Ende und Kli-

max einer langen Kette von Putschplänen und Anschlägen.1 Die direkten 

Vorbereitungen gehen auf das Jahr 1943 zurück. Im Lauf der Jahre hatte 

sich, wie bereits erwähnt, eine engere Zusammenarbeit zwischen ver-

schiedenen Gruppen und Personen aus dem politischen Widerstand ent-

wickelt. Die erste Frage der Generäle, die man für den Widerstand zu 

gewinnen suchte, lautete zumeist, ob eine möglichst breite politische 

Front bestünde, die die Führung übernehmen könne. Auch war nun zwi-

schen dem politischen Widerstand und einigen oppositionellen Offizie-

ren ein regelmässigerer Kontakt entstanden. 

Im Oberkommando des Heeres waren bereits früher unter dem Deck-

namen ,Walküre’ Befehle ausgearbeitet worden, um in Deutschland vor-

handene Reserveeinheiten zum Dienst an der Front einsetzen zu kön-

nen.2 1943 wurden diese Befehle erweitert und zu einem allgemeinen 

Alarmbefehl umgearbeitet, demzufolge bei möglichen, durch die vielen 

Fremdarbeiter und Kriegsgefangenen verursachten Unruhen der Belage-

rungszustand ausgerufen werden konnte und die Armee das Kommando 

übernehmen sollte. Dieser Befehl, der mit einem Putsch an sich nichts 

zu tun hatte, sollte alle in Deutschland verfügbaren Heereseinheiten alar-

mieren und an bestimmte wichtige Punkte dirigieren. Verschiedentlich 

wurde eine Alarmübung gehalten, damit alles reibungslos verlief. Um 

diesen ,Walküre’-Befehl bei einem Staatsstreich einsetzen zu können, 

waren dem allgemeinen Befehl eine Reihe von Geheimbefehlen in ge-

schlossenen Umschlägen beigefügt. Darin war festgelegt, dass die Hee-

reseinheiten auf das Zeichen ,Walküre’ hin die Gebäude der verschiede-

nen Regierungsinstanzen, die Rundfunksender, Telefon- und Telegra- 
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fenämter, Konzentrationslager und Verkehrsknotenpunkte zu besetzen, 

die SS-Einheiten zu entwaffnen und die SS-Führer zu verhaften hätten. 

Ein grosses Problem war jedoch, dass Olbricht als Chef des Stabes des 

Ersatzheeres den Befehl nicht selbst geben konnte. Das durfte nur sein 

Chef, General Fromm, dessen sich der Widerstand jedoch nicht sicher 

war. 

Inzwischen wurden die verschiedenen Möglichkeiten erörtert. An 

erster Stelle stand die Schwierigkeit, dass Hitler sein Hauptquartier oder 

andere Aufenthaltsorte beinahe nie verliess und dass der Kreis derer, die 

dort Zugang hatten, immer kleiner wurde. Solange niemand aus dem 

Widerstand zu dieser Gruppe gehörte, gab es praktisch keine Chance, 

Hitler auszuschalten. 

Verschiedene Leute wollten zwar etwas unternehmen, wenn nur sie 

nicht die ersten sein mussten. Anfang August 1943 zeichnete sich eine 

neue Möglichkeit ab. Hitler sollte am 13. August mit Göring und Himm-

ler in das Hauptquartier nach Ostpreussen kommen. Das zu dieser Zeit 

dort eingesetzte Wachregiment war verlässlich. Bei dieser Gelegenheit 

sollten Hitler, Himmler und Göring festgenommen und hingerichtet 

werden. Goerdeler hatte eine Regierung formiert, und Beck eine Prokla-

mation vorbereitet. Dass auch die Kreisauer an diesem Plan beteiligt wa-

ren, geht daraus hervor, dass Moltke auf Ersuchen Becks dem Kreisauer 

Lukaschek den Wunsch übermittelte, nach einem erfolgreichen Putsch 

vorläufig die Führung in den Ostprovinzen zu übernehmen – Lukaschek 

war ja bekanntlich bis 1933 Oberpräsident der Provinz Oberschlesien 

gewesen. In Zusammenhang damit las er Lukaschek auch den Text der 

Proklamation vor. Hitler kam aber am 13. nicht nach Ostpreussen, und 

das Regiment erhielt einen anderen Auftrag.3 

Im gleichen Monat August suchte Graf Stauffenberg General Ol-

bricht auf, um die Frage zu besprechen, welche Funktion er im Heer 

nach Ausheilung seiner schweren Verwundung übernehmen könne. Da 

forderte dieser ihn plötzlich auf, sich dem aktiven Widerstand anzu-

schliessen. Er solle zusammen mit Olbricht die militärischen Schritte 

ausarbeiten, die bei Verkündigung des Belagerungszustandes notwendig 

waren. Stauffenberg war einverstanden und gehörte seither dem Wider-

stand an. Da seinem Entschluss eine längere Entwicklung vorausgegan- 
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gen war, ist es notwendig, zunächst etwas ausführlicher über ihn zu be-

richten. Er ist schliesslich zu einer der Schlüsselfiguren des Widerstan-

des geworden.4 

Stauffenberg stammte aus einem alten bayerischen Adelsgeschlecht. 

Im 19. Jahrhundert hatte sein Urgrossvater vom damaligen bayerischen 

König den Grafentitel erhalten. Sein Vater hatte dem letzten König von 

Württemberg zunächst als Oberhofmarschall, später als dessen Bevoll-

mächtigter gedient. Er hatte drei Söhne: Alexander, Berthold und Claus. 

Im Gegensatz zur älteren Generation, die noch eine starke Bindung an 

die Monarchie besass und sich nachdrücklich von der Republik distan-

zierte, setzten sich die Brüder über solche Einwände leichter hinweg. Mit 

ihren Eltern verband sie jedoch das Bewusstsein einer Zugehörigkeit zur 

Elite. Der Familienbesitz ermöglichte finanzielle Unabhängigkeit. Claus 

hing besonders an seinem um zwei Jahre älteren Bruder Berthold,5 und 

beide lernten in der Pfadfinderbewegung die Charakteristika der deut-

schen Jugendbewegung kennen. Die Familie Stauffenberg war katho-

lisch, wenn auch nicht praktizierend. 

Von nicht zu unterschätzendem Einfluss auf ihren Charakter und ihre 

Auffassungen waren jene Jahre, die Claus mit seinen Brüdern im Kreis 

des Dichters Stefan George zugebracht hatte. George selbst bezeichnete 

sich als einen modernen Sokrates und wollte die Menschen aus ihren 

erstarrten bürgerlichen Auffassungen befreien. An deren Stelle sollte als 

neue Lebensform ein vager mystischer aristokratischer Ästhetizismus 

treten. Um George scharte sich eine Gruppe junger Menschen, die sich 

zu seinen Auffassungen hingezogen fühlten. Auch die Brüder Stauffen-

berg gehörten dazu. Von Haus aus mit dem Elitegedanken vertraut, sa-

hen sie eine Möglichkeit, diesem durch die Ideen Georges einen neuen 

Inhalt zu verleihen. Zwar handelte es sich dabei um eine konservativ-

antidemokratische Vorstellung, doch geht es nicht an, deswegen in die-

sem Kreis schon einen Vorläufer des Nationalsozialismus zu sehen, von 

dem sich George selbst übrigens distanzierte. Dazu war auch der Niveau-

unterschied zu gross, dazu unterschied sich Georges ‚Neues Reich’ zu 

sehr von Hitlers ‚Drittem Reich’. Claus nahm aktiv an der Arbeit in der 

Gruppe teil, besuchte die Zusammenkünfte und führte auch viele Ge- 
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spräche mit dem Dichter. Er bezeichnete ihn als einen Lehrmeister und 

nahm später vieles aus der Sphäre dieser Gruppe mit in den Widerstand 

hinüber. Wiederholt zitierte er aus Gedichten Stefan Georges, und des-

sen ‚Antichrist’ artikulierte für manche Widerstandsmitglieder den Hass 

gegen das Regime und den Auftrag, dieses Regime zu stürzen.6 Trotz 

einer ziemlich labilen Gesundheit entschloss Stauffenberg sich zu einer 

Offizierslaufbahn in der Kavallerie. Am 1. Januar 1930 wurde er Leut-

nant. Es ist bezeichnend für seine Einstellung, dass er es, nachdem er 

seinen Eid abgelegt hatte, nicht ertrug, wenn im Familienkreis gering-

schätzig und beleidigend über die Republik gesprochen wurde. Er war 

zwar durchaus kein Republikaner, fühlte sich aber durch den Eid gebun-

den. Bei seinen Kameraden fiel er durch seinen Scharfsinn auf und war 

wegen seiner Fröhlichkeit und Hilfsbereitschaft beliebt. 

Aus einer stark nationalistischen Haltung heraus begrüsste er die 

Machtergreifung durch den Nationalsozialismus. Er war bereit, sich für 

diese Bewegung einzusetzten, da er glaubte, dass sie am ehesten die 

schmachvolle nationale Erniedrigung seit Versailles tilgen könnte. Dass 

er am 30. Januar 1933 an der Spitze einer begeisterten Menge durch 

Bamberg geritten sei, wird bestritten. Trotzdem muss in Bezug auf 

Stauffenberg etwas vorgefallen sein, was Diskussionen unter den Offi-

zieren auslöste, wobei sich Stauffenberg mit der Bemerkung verteidigte, 

ein Offizier könne sich nicht von einer grossen Volksbewegung isolie-

ren. Dennoch war er kein Nationalsozialist. Als er 1934 zusammen mit 

einem Kameraden als Abgeordneter des Regiments eine lokale Partei-

versammlung besuchte, verliess er spontan durch den Mittelgang den 

Saal, als der Redner – Julius Streicher – in schändlicher Weise gegen die 

Juden hetzte. Ereignisse wie die ,Reichskristallnacht’ und die Morde in 

Polen haben einen unauslöschlichen Eindruck in ihm hinterlassen, etwas 

in ihm wachgerufen. Er war aber viel zu sehr Soldat, als dass er nicht 

mit grosser Begeisterung an den verschiedenen Feldzügen teilgenom-

men hätte; es war seine feste Überzeugung, dass das als vaterländische 

Pflichterfüllung von ihm verlangt sei. Dass er damit die Abenteuer Hit-

lers unterstützte, war ihm noch nicht bewusst geworden. Wie er herab- 
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setzende Kritik an der Republik verabscheute, so lehnte er auch im Falle 

Hitler eine solche Haltung ab. Als Freunde und Vertraute ihn in ihre Sor-

gen einweihten und ihn drängten, eine leitende Funktion und damit eine 

wichtige Rolle bei einem notwendigen Umsturz zu übernehmen, lehnte 

er ein solches Ansinnen, besonders während eines Krieges gegen das 

kommunistische Russland, zunächst ab. Zuerst müsse dieser Krieg er-

folgreich beendet sein, dann könne man weitersehen.7 

Hinsichtlich seiner militärischen Funktionen ist erwähnenswert, dass 

er über zwei Jahre im Generalstab des Heeres arbeitete und in dieser Zeit 

verschiedentlich Gelegenheit hatte, mit dem Chef des Generalstabs, Hal-

der, zu sprechen. Halder schätzte es, wenn man ihm gegenüber seine 

Auffassungen freimütig bekannte, und er glaubte sich zu erinnern, dass 

in den Gesprächen mit Stauffenberg am Rande auch die Frage gestreift 

wurde, ob es möglich sei, Hitler auszuschalten, ohne den militärischen 

Apparat zu schwächen, so dass der Krieg fortgesetzt werden könne.8 

Eine wichtige Rolle spielte Stauffenberg bei dem Plan, gefangene russi-

sche Soldaten an der Ostfront als Hilfstruppen im Kampf gegen den Bol-

schewismus einzusetzen. Viele von ihnen waren dazu bereit, aber allein 

der Gedanke daran stand in völligem Widerspruch zu den Auffassungen 

Hitlers, der diese Menschen stets als minderwertig hingestellt hatte. 

Auch die meisten deutschen Generäle konnten sich für diese Vorstellung 

nicht erwärmen. Mit Hilfe des ehemaligen deutschen Militârattachés in 

Moskau, General Köstring, gelang es Stauffenberg, bestimmte Instanzen 

für die Idee eines Befreiungskrieges in Russland zu interessieren. Sobald 

Hitler jedoch davon hörte, verbot er weitere Massnahmen, und die Wir-

kung der bisherigen Versuche blieb notgedrungen sehr begrenzt. Das 

war einer der Hauptgründe, warum sich Stauffenberg auch in grösserem 

Kreis sehr geringschätzig über die deutsche Ostpolitik ausliess. Verbit-

tert äusserte er sich auch über die feige Unentschlossenheit der führen-

den deutschen Militärs, die es nicht wagten, Hitler die Wahrheit zu sa-

gen. Offensichtlich hatte er bestimmte Erwartungen auf General von 

Manstein gesetzt, dessen Reaktion in einem persönlichen Gespräch ihn 

sehr enttäuschte. 
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Als Halder im September 1942 von Hitler entlassen wurde, verän-

derte sich die Atmosphäre im Generalstab derartig, dass Stauffenberg 

eine andere Funktion suchte. Die Krise bei Stalingrad und vor allem die 

Haltung Hitlers nahmen ihm jegliche Motivation zu einer weiteren Ar-

beit im Hauptquartier. Bald darauf wurde er nach Afrika versetzt. Jeder 

andere hätte das als Degradierung empfunden, aber für Stauffenberg be-

deutete es in dieser Situation eine Erleichterung. Auch an der afrikani-

schen Front liess sich aus bestimmten Bemerkungen Stauffenbergs ein 

klarer kritischer Ton gegenüber dem Regime herauslesen. Seinem Kom-

mandanten, mit dem er vertraulichen Umgang pflegen konnte, erzählte 

er von misslungenen Versuchen, Heerführer zu einer bewaffneten Ak-

tion gegen Hitler zu bewegen. Stauffenberg war davon überzeugt, dass 

Hitler niemals freiwillig zurücktreten würde. Kurz vor seiner Rückkehr 

nach Deutschland wurde er bei einem Luftangriff schwer verwundet. 

Nach einem kurzen Lazarettaufenthalt in Afrika wurde er nach Deutsch-

land verlegt. Die Ärzte konnten zwar sein Leben retten, aber er verlor 

sein rechtes Auge, die rechte Hand und zwei Finger der Linken. Nie 

mehr würde er eine Waffe bedienen können. Im August wurde er aus 

dem Lazarett entlassen. Kurz darauf fand die bereits erwähnte Begeg-

nung mit General Olbricht statt. Nachdem Stauffenberg sich bereit er-

klärt hatte, dem Widerstand beizutreten, kehrte er für einige Wochen 

Genesungsurlaub nach Süddeutschland zurück, wo er mit seinem Bruder 

Berthold die Konsequenzen seines Versprechens erörterte. Dort über-

dachte er auch, welche Möglichkeiten sich nach Hitlers Sturz für eine 

weitreichende Erneuerung böten. Was wir darüber wissen,9 bleibt ziem-

lich vage. Von einer stark organischen Lebensauffassung durchdrungen, 

beschäftigten ihn das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-

mern, die Rolle der Technik, die Funktion des Grossgrundbesitzes und 

die Möglichkeit, ihn abzuschaffen, die Frage, ob sich ein Parlament an-

ders als auf der Grundlage politischer Parteien organisieren lasse, und 

die Beziehungen zwischen den verschiedenen Völkern. 

Anfang September sollte Stauffenberg eine Handprothese am rechten 

Arm erhalten, als er die Operation plötzlich absagte. Soeben war die Ka- 
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pitulation Italiens bekannt geworden. Aber ausser von dieser Verände-

rung der militärischen Lage scheint sein Entschluss vor allem von dem 

Umstand beeinflusst worden zu sein, dass Tresckow für einige Wochen 

nach Berlin kam, um die Vorbereitungen für einen Staatsstreich noch-

mals genau mit der Berliner Gruppe abzustimmen und die notwendigen 

Dokumente zu erstellen. Dabei durfte Stauffenberg nicht fehlen. Tresc-

kow machte ihn mit Goerdeler bekannt, und dieser besprach mit ihm die 

verschiedenen Phasen des Putsches wie Ausrufung des Belagerungszu-

standes, Vornahme der notwendigen Verhaftungen und Besetzung der 

wichtigen Gebäude und Verkehrsknotenpunkte. Auch mit anderen Per-

sönlichkeiten des Widerstandes machte Stauffenberg Bekanntschaft. So 

brachte ihn Schulenburg in Kontakt mit dem Sozialdemokraten Julius 

Leber. Als er im November Werner von Haeften als Ordonnanzoffizier 

zugeteilt bekommen hatte, lernte er durch dessen Bruder Hans-Bernd 

von Haeften Adam von Trott kennen. Über seinen Vetter Yorck erfolgte 

der Kontakt zum Kreisauer Kreis. Selten nahm er dort an den Gesprä-

chen teil,10 aber er wurde darüber informiert und scheint sie im Grossen 

und Ganzen bejaht zu haben.11 Vor allem nach seiner Begegnung mit 

Leber wuchs sein Interesse an den politischen Konsequenzen des Staats-

streichs, und er liess sich über die verschiedenen Möglichkeiten infor-

mieren. Das war durchaus nicht im Sinne Goerdelers, der dieses Gebiet 

praktisch als sein Monopol betrachtete und die Haltung Stauffenbergs 

als eine unerwünschte Unterstützung der Kreisauer wertete, mit denen er 

sowieso nur schwer zurande kam. Bei Yorck lernte Stauffenberg auch 

Schwerin von Schwanenfeld kennen, der schon längst dem militärischen 

Widerstand angehörte und in seinen politischen Auffassungen den 

Kreisauern ebenfalls sehr nahe stand. Auch andere prominente Gestalten 

des bürgerlichen Widerstandes wie Ulrich von Hassell, Popitz, Jessen 

und Hermann Maass lernte Stauffenberg kennen. Mit letzterem pflegte 

er einen ausführlichen Gedankenaustausch über die notwendige gesell-

schaftliche Erneuerung. Im Hause des Chirurgen Sauerbruch begegnete 

Stauffenberg Beck, den er wahrscheinlich bereits von früher kannte. 
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Der Vorschlag, Hitler während einer der täglichen Lagebesprechun-

gen zu töten, stammte von Tresckow. Alle Pläne, dann die Gelegenheit 

auszunützen, wenn Hitler sich aus seinem Hauptquartier wagte, hatten 

sich als unausführbar erwiesen, weil Hitler sich bewusst nicht an die an-

gekündigten Termine oder Routen hielt, beziehungsweise irgendeinen 

geplanten Besuch ganz absagte. Nur ein Anschlag in seinem Hauptquar-

tier versprach Erfolg. Darum musste der Widerstand endlich jemanden 

finden, der zu diesen Konferenzen Zutritt hatte und bereit war, den An-

schlag auszuführen. Die Wahl fiel auf General Stieff, den Chef der Or-

ganisationsabteilung des Heeres. Er nahm regelmässig an den Konferen-

zen im Führerhauptquartier teil. Ende Oktober erhielt er von Stauffen-

berg ein gewisses Quantum englischen Sprengstoffs. Stieff gelang es je-

doch nicht, den Sprengstoff unbemerkt in den Konferenzraum zu brin-

gen, und darum wagte er es nicht. 

Auch die Kontakte mit den verschiedenen Militärbereichen wurden 

sorgfältig gepflegt. Während der politische Widerstand in den verschie-

denen Teilen Deutschlands ein Netz von Vertrauensleuten gebildet 

hatte, die nach Beginn des Staatsstreichs die Leitung in einem bestimm-

ten Gebiet übernehmen sollten, wählte Stauffenberg eine Anzahl Offi-

ziere aus, die in den Wehrkreisen die Ausführung aus Berlin eingehen-

der Befehle garantieren und Berlin auf dem Laufenden halten sollten. 

Besonders enge Kontakte bestanden zu Paris, wo der Militärbefehlsha-

ber, von Stülpnagel, einige verlässliche Offiziere um sich geschart und 

diese in die Pläne eingeweiht hatte. 

Während im Frühjahr 1944 einige neue Versuche vorbereitet, aber 

nicht ausgeführt wurden, schälte sich immer deutlicher heraus, dass die 

Gestapo etwas witterte und verschiedenen wichtigen Persönlichkeiten 

auf der Spur war.12 Die Rolle, die Himmler bereits seit dem Sommer 

1943 spielte und die er wahrscheinlich bis zum Tage des Anschlags bei-

behielt, ist noch nicht ganz klar. Man darf vermuten, dass er durch be-

stimmte Kontakte zu Widerstandsleuten, die früher nationalsozialistisch 

gewesen waren, sein Leben zu retten hoffte. Da diese Leute ihrerseits 

von anderen Widerstandsmitgliedern als unzuverlässig abgelehnt wur-  
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den, besteht kein Zweifel an der Irrealität dieser Erwartungen. Aber auch 

andere hohe SS-Führer, durch den Kriegsverlauf enttäuscht, scheinen 

über diese oder jene Pläne des Widerstands informiert gewesen zu sein.13 

So ist es nicht erstaunlich, dass auch die Gestapo etwas bemerkt hatte. 

Dazu kam, dass die Rivalität zwischen der militärischen Abwehr von 

Admiral Canaris und dem SD mit einer Niederlage für erstere geendet 

hatte. Bereits 1943 waren wichtige Figuren des Widerstandes wie Doh-

nanyi, Oster und Bonhoeffer entweder verhaftet oder ihrer Funktionen 

enthoben worden. Dasselbe geschah im Januar 1944 mit zwei anderen 

Mitarbeitern, Kiep und Graf Moltke. Ein dritter, Gehre, wurde von der 

Gestapo so konsequent beschattet, dass eine Kontaktaufnahme mit ihm 

lebensgefährlich war. 

Nach dieser immer existenten, jetzt aber akuter werdenden Bedrohung 

seitens der Gestapo waren es vor allem zwei Faktoren, die im Mai neue 

Initiativen stimulierten. In erster Linie gingen Gerüchte über eine bevor-

stehende Invasion um. Stauffenberg selbst scheint sich bemüht zu haben, 

die Engländer von diesem Plan abzubringen. Bei möglichen Verhand-

lungen mit den westlichen Alliierten wollte Stauffenberg unter anderem 

erreichen, dass die Alliierten von einer Invasion und darüber hinaus von 

jeglicher Form einer Besetzung absähen. Lange glaubte er, dass es ange-

sichts der russischen Bedrohung – politische Sympathien Stauffenbergs 

für Russland basieren bis heute auf unzureichenden Fakten14 – nicht 

schwierig sein sollte, England davon zu überzeugen, dass es mit dem 

deutschen Widerstand ein Übereinkommen schliessen müsse. Am liebs-

ten hätte er gesehen, dass dieses Übereinkommen in erster Linie durch 

einen Waffenstillstand zwischen den militärischen Oberbefehlshabern 

erreicht würde.15 Damit wollte er die Politiker ausschalten, ein Versuch, 

der nicht nur bei einem Mann wie Goerdeler Widerspruch hervorrief, 

sondern der auch bei den alliierten Politikern nicht den Hauch einer 

Chance gehabt hätte. 

Zu diesen Gerüchten über eine bevorstehende Invasion kam noch die 

Tatsache, dass Stauffenberg eine andere Funktion erhalten sollte. Diese 

Veränderung ging nicht von ihm, sondern von seinem zukünftigen Chef, 

General Fromm, aus; der wollte ihn zum Chef des Generalstabs des Er- 
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satzheeres und damit zu seinem Stellvertreter machen. Fromm war für 

die Männer des Widerstandes eine nicht ganz vertrauenswürdige Ge-

stalt.16 Er wusste zwar über die Pläne Bescheid, hatte sie nie abgelehnt, 

wollte selbst aber aus der Schusslinie bleiben. Er schätzte es, als Stauf-

fenberg ihm bei seinem Dienstantritt offen bekannte, wie pessimistisch 

er die Lage beurteile, und erklärte, seine eigene Ansicht unterscheide 

sich davon kaum. Aber dabei blieb es. So vorteilhaft es einerseits war, 

dass Stauffenberg in seiner neuen Funktion mit oder ohne Fromm Zu-

gang zu den Lagebesprechungen in Hitlers Hauptquartier hatte, so kom-

plizierte sich dadurch andererseits doch vieles. Gerade er, der Mann der 

Zentrale, der dort dringend gebraucht wurde, erhielt nun die Chance, die 

anderen zugedacht war. Der Fall wurde im Widerstand ausführlich erör-

tert. Es steht fest, dass Beck, der von allen anerkannte Führer des Wi-

derstandes, darauf bestand, Stauffenberg müsse, falls er die Aufgabe 

übernähme, Hitler zu töten, nach Berlin zurückkehren, um anschliessend 

von da aus die Aktionen zu leiten. Das war, bedenkt man das Vertrauen, 

das Stauffenberg bei zahlreichen Offizieren genoss, und die Freund-

schaft, die ihn mit vielen verband, nicht unbegreiflich, konnte aber die 

Erfolgschancen mindern. 

Da begann ziemlich plötzlich am 6. Juni 1944 die Invasion. Dass sie 

so schnell einsetzen und so erfolgreich verlaufen würde, hatte Stauffen-

berg nicht erwartet. Er liess bei Tresckow anfragen, ob es jetzt überhaupt 

noch sinnvoll sei, irgendetwas zu unternehmen. Dieser gab damals fol-

gende Antwort: «Das Attentat muss erfolgen, coûte que coûte. Sollte es 

nicht gelingen, so muss trotzdem in Berlin gehandelt werden. Denn es 

kommt nicht mehr auf den praktischen Zweck an, sondern darauf, dass 

die deutsche Widerstandsbewegung vor der Welt und vor der Geschichte 

den entscheidenden Wurf gewagt hat. Alles andere ist daneben gleich- 

gültig.»17 

Durch eine am 22. Juni einsetzende russische Grossoffensive rückte 

die Ostfront ein ganzes Stück näher an Deutschland heran. Jetzt musste 

schnell gehandelt werden. In jenen Tagen entschloss sich Stauffenberg, 

den Anschlag allein auszuführen. Über verschiedene Kanäle wurde die 
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Mitteilung verbreitet, dass das Attentat in Kürze erfolge.18 In mehreren 

Besprechungen wurden die technischen Aspekte, unter anderem die 

Ausschaltung des Verbindungsnetzes im Führerhauptquartier, nochmals 

durchgegangen. Die Schwierigkeiten wuchsen, je näher das Ziel kam. 

Wieder schlug die Gestapo zu. Am 12. Juni wurde Oberst Stachle19 ver-

haftet. Er war Kommandant des Invalidenhauses in Berlin, gehörte aber 

auch der Abwehr an, war Mitarbeiter Goerdelers und verfügte über gute 

Kontakte zum niederländischen Widerstand. Würde er bei den Verhören 

schweigen können? Vor allem Stauffenberg war sehr besorgt über die 

neue Aktivität der Gestapo und liess Stachle im Gefängnis fragen, ob 

sich die Gestapo bei ihm nach Goerdeler erkundigt habe.20. Anfang Juli 

wurden zwei weitere Personen, Leber und Reichwein, bei Gesprächen 

mit Kommunisten verhaftet.21 Der Verlust Lebers war besonders ein-

schneidend. Er hätte nach einem gelungenen Putsch Innenminister wer-

den sollen und galt vielen als der designierte Nachfolger Goerdelers auf 

dem Posten des Ministerpräsidenten. Am 15. Juli traf die Nachricht ein, 

von Falkenhausen, der Militärbefehlshaber in Belgien, der mit dem Wi-

derstand in dauerndem Kontakt stand, sei seines Postens enthoben wor-

den. Zwei Tage darauf wurde Rommel, auf den mehrere gewisse Erwar-

tungen setzten, schwer verwundet.22 Einen Tag später wurde bekannt, 

dass die Verhaftung Goerdelers durch die Gestapo bevorstand. Schleu-

nigst musste dieser untertauchen, was ihm gar nicht passte, da er glaubte, 

Stauffenberg wolle ihn aus vielen Dingen heraushalten. Und wer war 

wohl sonst noch in Gefahr? Die Lage spitzte sich in einer Weise zu, dass 

eine Verschiebung der Tat nun nicht mehr länger vertretbar schien. 

Bereits am 6. Juli hatte Stauffenberg ein Sprengstoffpaket in einer Ak-

tentasche zu einer Besprechung bei Hitler mitgenommen, die auf dem 

Obersalzberg stattfand, da das Führerhauptquartier in Ostpreussen weit-

gehend umgebaut wurde. Aus einem unbekannten Grund fand er damals 

keine Gelegenheit, den Anschlag auszuführen. Bei einer Besprechung 

am 11. Juli wollte er einen erneuten Versuch wagen. Auto und Flugzeug 

standen bereit, um ihn wieder rechtzeitig nach Berlin zu bringen. Da je- 
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doch Himmler fehlte, sah er wiederum davon ab. Auch von der West-

front trafen nun schlechte Nachrichten ein, mit dem gleichzeitigen Ersu-

chen, jetzt schnell zu handeln. Am 15. Juli musste Stauffenberg wieder 

zu Hitler, diesmal nach Ostpreussen. Diesen Termin wollte er nützen, 

und er vereinbarte mit Olbricht, dass dieser zwei Stunden vor dem An-

schlag in Berlin den ,Walküre’-Befehl ausgeben sollte. Als Stauffenberg 

im Hauptquartier war, erfuhr er, dass er selbst bei der Konferenz vortra-

gen musste. Dadurch wurde es ihm unmöglich, den Anschlag vorzube-

reiten. In aller Eile teilte er dies einigen Mitarbeitern an Ort und Stelle 

und Olbricht in Berlin mit. Dieser musste nun in Berlin so tun, als habe 

es sich um eine Routinealarmübung gehandelt. Auch Goerdeler, der ver-

ständigt worden war, wartete vergeblich. Nach seiner Rückkehr be-

sprach sich Stauffenberg mit den anderen, und man kam überein, dass 

am 20. Juli ein nochmaliger Versuch unternommen werden sollte. An-

gesichts der Ereignisse vom 16. Juli wagte man nun nicht wieder, den 

,Walküre’-Befehl vorzeitig auszugeben, sondern beschloss, auf eine 

Mitteilung Stauffenbergs zu warten, dass der Anschlag geglückt sei. In-

zwischen erlebte einer der Eingeweihten eines Abends in einer grösseren 

Gesellschaft, wie ein ihm völlig unbekannter Ungar erzählte, dass in der 

nächsten Woche das Führerhauptquartier in die Luft fliege.23 Offensicht-

lich war etwas durchgesickert. Dennoch hielt man am Datum des 20. Juli 

fest. Es sei der letzte Versuch, liess Stauffenberg wissen, und er alar-

mierte verschiedene Schlüsselfiguren des Widerstands; diese verstän-

digten wiederum andere. Damit wussten die wichtigsten Mitarbeiter in 

Berlin, die Verbindungsoffiziere der einzelnen Wehrbereiche und be-

stimmte Personen in den besetzten Gebieten,24 wann der Anschlag und 

der Staatsstreich stattfinden würden. Die Vertrauensleute waren längst 

nicht alle über das Datum informiert, einige sogar nicht einmal über die 

Tatsache, dass sie als Vertrauensmann fungierten. Die für die Über-

gangsregierung vorgesehenen Persönlichkeiten waren gleichfalls infor-

miert.25 Inwieweit die Vorbereitungen vollständig waren, lässt sich 

nachträglich schwer abschätzen. 

Die Besprechung am 20. Juli bei Hitler26 sollte in dessen Hauptquar-

tier in Ostpreussen stattfinden. Der Umbau war zwar noch nicht beendet, 
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aber Hitler hatte ein provisorisches Unterkommen gefunden. War das 

Hauptquartier schon zu normalen Zeiten in einige streng getrennte Zonen 

unterteilt, so war im Zusammenhang mit dem Umbau noch eine weitere 

Abtrennung vorgenommen worden. In diesem Teil befanden sich ein 

Bunker, in dem Hitler damals lebte, und eine Baracke mit einem grossen 

Saal, wo in jenen Tagen die Konferenzen abgehalten wurden. In der 

Mitte dieses Raumes von 12 mal 5 Meter stand ein grosser Kartentisch 

aus Eiche auf Schrägen. Das Dach besass eine Betonauflage, die Holz-

wände waren mit einem Mantel aus Ziegelsteinen gegen Brandbomben 

verschalt worden. Die Entfernung von dieser Baracke zum nächsten Aus-

gang betrug 60 bis 70 Meter. Das ganze Hauptquartier wurde von mo-

dern ausgerüsteten Truppen in Regimentsstärke bewacht, wobei ein 

möglicher Fallschirmjäger- oder Bombenangriff einkalkuliert war. Es 

war nicht einfach, Zutritt zu jenem besonderen Gelände zu erhalten, in 

dem sich Hitler aufhielt; besass man diesen Zutritt einmal, dann eröffne-

ten sich verschiedene Möglichkeiten; eine davon war die tägliche Kon-

ferenz. 

Etwa um 10 Uhr landete das Flugzeug, das Stauffenberg mit seinem 

Adjutanten Werner von Haeften ins Hauptquartier brachte, auf dem 

Flugplatz Rastenburg in Ostpreussen. Dort stand ein Auto bereit, um sie 

zum Hauptquartier zu befördern, das in einem dichten Wald, etwa 8 Ki-

lometer östlich von Rastenburg lag. Den Rest des Vormittags verbrachte 

Stauffenberg mit verschiedenen Besprechungen. Vor der Besprechung 

bat Stauffenberg um die Gelegenheit, sich kurz zu erfrischen. In dem ihm 

angewiesenen Raum trafen Stauffenberg und sein Adjutant die letzten 

Vorbereitungen für den Anschlag: Mit einer Zange wurde der Zünder in 

Betrieb gesetzt; danach sollte die ,Bombe’ in 10 bis 12 Minuten explo-

dieren. Stauffenberg und Haeften hatten zwei Pakete mit Sprengstoff bei 

sich. Unglücklicherweise wurden sie bei ihrer Vorbereitung durch den 

Oberfeldwebel Vogel gestört, der sie zu Eile mahnen sollte. Es ist nicht 

ausgeschlossen, dass Stauffenberg daher keine Gelegenheit mehr fand, 

all das zu tun, was er tun wollte, sondern gezwungen war, sich mit einem 

der beiden Sprengstoffpakete zu begnügen, in der Hoffnung, dieses wür- 
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de ausreichen.27 Mit seinen ihm verbliebenen drei Fingern trug Stauf-

fenberg beim Herausgehen die Tasche mit der Bombe. Angebote Dritter, 

ihm beim Tragen behilflich zu sein, lehnte er ab; man wertete das als 

eine Äusserung von Stolz eines Kriegsversehrten, der sich selbst helfen 

konnte. Bei der Konferenz bekam Stauffenberg auf sein Ersuchen einen 

Platz in der Nähe Hitlers zugewiesen, um sozusagen allem besser folgen 

zu können. Er stellte seine Tasche auf den Boden beim Tisch. Kurz da-

rauf verliess er unauffällig den Saal. Ein Oberst, dem die Tasche im Weg 

war, schob sie zur Seite, aber nun befand sich ein Schrägen zwischen 

Hitler und der Tasche. Gerade als Hitler sich über den Tisch beugte, um 

die Kartensituation zu studieren, explodierte die Bombe; es war etwa 12 

Uhr 45. Fast alle Anwesenden wurden leicht oder schwer verwundet, 

manche sehr schwer; vier starben am selben Tag oder später. Hitler, ge-

schützt durch den dicken Tisch und den Schrägen, kam glimpflich da-

von. Die Baracke bot ein Bild der Verwüstung. 

Nachdem Stauffenberg den Saal verlassen hatte, ging er zu einem na-

hegelegenen anderen Teil des Hauptquartiers, wo sich auch sein Auto 

befand. Die Baracke, in welcher die Besprechung stattfand, konnte er 

von dort aus nicht sehen. Als er die Explosion hörte, rannte er mit seinem 

Adjutanten zum Auto und befahl dem Chauffeur zu starten. Dabei fuh-

ren sie in einer Entfernung von 50 bis 70 Metern an der Baracke vorbei 

und gewannen damit nur einen allgemeinen Eindruck von der Schwere 

der Verwüstung und der Zahl der Opfer. Bestimmte Personen waren aus 

diesem Abstand kaum zu erkennen. Mit viel Glück passierte das Auto 

verschiedene Wachtposten, auch nachdem der Alarm schon ausgelöst 

worden war. Um 13 Uhr 15 stieg das Flugzeug auf, das sie wieder nach 

Berlin bringen sollte. Inzwischen hatte Hitler befohlen, die Verbindun-

gen zur Aussenwelt abzubrechen und nichts über den Anschlag bekannt-

zumachen. Der General der Verbindungstruppen, Fellgiebel, der vom 

Widerstand die Aufgabe erhalten hatte, das Hauptquartier nach dem An-

griff zu isolieren, brauchte nun nicht mehr einzugreifen. Es erübrigte 

sich. Da Hitler offensichtlich noch lebte, war obendrein das gesteckte 

Ziel nicht erreicht worden. Zur Sicherheit übermittelte er nach Berlin,  
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dass Hitler noch am Leben sei, drängte aber darauf, in Berlin trotzdem 

die Aktion anlaufen zu lassen, so als wäre der Anschlag geglückt. Er 

selbst handelte gleichfalls nach dieser Devise. In Berlin wusste General 

Thiele kurz nach 13 Uhr, was in der ,Wolfsschanze’ geschehen war und 

was der Widerstand nun zu tun hatte. Er behielt diese Nachricht jedoch 

für sich, wodurch zwei kostbare Stunden verloren gingen.28 

Erst gegen 15 Uhr erhielt General Olbricht in Berlin eine vage Mittei-

lung über einen Anschlag und den Tod verschiedener Personen. Nach 

einer Beratung mit anderen entschloss er sich, einen Bericht Stauffen-

bergs abzuwarten, um zu verhindern, dass er den ,Walküre’-Befehl noch 

einmal zurücknehmen müsse. Erst als Stauffenberg und sein Adjutant 

um etwa 15 Uhr – inzwischen waren beinahe zweieinhalb Stunden seit 

dem Anschlag verstrichen – bei Berlin gelandet waren und Haeften die 

Mitteilung weitergab, dass Hitler tot sei, machten sie weiter. Fromm ver-

weigerte aber seine Mitarbeit, weil Keitel ihm mitgeteilt hatte, dass Hit-

ler lebe. Kurz darauf erschien Beck auf dem Schauplatz, und nach ihm 

Stauffenberg und Haeften. Als Fromm sich immer noch weigerte, über-

nahmen die Verschwörer die Befehlsgewalt und nahmen Fromm fest. 

Seit halb sechs wurden die Befehle weitergegeben. In ihnen wurde Feld-

marschall von Witzleben zum neuen Oberbefehlshaber ernannt; der ver-

kündete den Belagerungszustand, auf Grund dessen alle Organisationen 

und Instanzen unter militärische Befehlsgewalt gestellt wurden. In 

Deutschland selbst wurde der Oberbefehlshaber des Ersatzheeres mit der 

Durchführung der Befehle beauftragt. Da Fromm ausgefallen war, nahm 

seine Stelle der von Hitler abgesetzte General Hoepner ein. Beck und 

Hoepner hielten in der Bendlerstrasse vor den anwesenden Abteilungs-

chefs eine Rede. Olbricht zögerte, den anwesenden Spezialisten den Be-

fehl zur Besetzung der Sender und der Verlesung der Erklärung der 

neuen Regierung zu erteilen, da ihm die Lage noch zu unsicher erschien. 

Inzwischen waren die in und bei Berlin stationierten Truppen gros-

senteils bereits in Marsch gesetzt worden, um die ihnen zugewiesenen 

Aufgaben zu erfüllen. Dabei ereilten die Verschwörer zwei Missgeschi-

cke: Bei der Infanterieschule in Döberitz waren ausgerechnet an diesem 
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Tag der Kommandant und ein in die Pläne eingeweihter Oberst abwe-

send, so dass die Offiziere erst noch den Gang der Dinge abwarteten. 

Und beim Wachtbataillon Grossdeutschland war gerade an diesem 

Nachmittag ein Mitarbeiter des Propagandaministeriums anwesend, der 

den Kommandeur davon überzeugen konnte, dass es besser sei, erst ein-

mal bei Goebbels nachzufragen, der völlig unbehelligt in seinem Minis-

terium sass. Dieser wusste eine Telefonverbindung zu Hitler herzustel-

len, der dem Kommandeur befahl, eine Gegenaktion zu starten. 

Zunehmende Unsicherheit entstand bei den Truppen in Berlin und 

ausserhalb durch Mitteilungen, dass man den Befehlen aus Berlin nicht 

nachkommen dürfe. Was war nämlich geschehen? Auf Befehl Hitlers 

hatte Goebbels über den Berliner Rundfunk eine Verlautbarung verbrei-

ten lassen, dass ein Anschlag auf Hitler verübt worden sei, dass dieser 

aber noch lebe. Nun erkundigten sich verschiedene Wehrkreise in der 

Bendlerstrasse, wie es jetzt um die Befehlsgewalt bestellt sei? Aber noch 

etwas anderes war geschehen. Um die ihm erteilten Befehle schnellst-

möglich weiterzuleiten, hatte der Verbindungsoffizier der Zentrale in 

der Bendlerstrasse auch Linien benützt, die über Ostpreussen liefen. So 

erfuhr man dort, dass ausser dem Anschlag auch noch in Berlin etwas 

im Gange war. Aus Ostpreussen erging darauf die Order an die Truppen, 

die Befehle aus Berlin zu ignorieren. Der Verbindungsoffizier in der 

Bendlerstrasse erhielt von Ostpreussen aus den Auftrag, weitere Befehle 

zu verweigern. Das wagte er zwar nicht, wohl aber verzögerte er die 

Weitergabe, und später am Abend, während die Verschwörer oben noch 

an der Arbeit waren, gab er die Mitteilung durch, dass die ausgegebenen 

Befehle ungültig seien. 

Auch innerhalb des Gebäudes kam es nun zu einer Gegenaktion. 

Fromm konnte fliehen und hatte telefonisch mit Hitler gesprochen. Er 

liess im Gebäude die Nachricht verbreiten, dass Hitler noch lebe. Einige 

Offiziere, die sich bislang herausgehalten hatten, griffen nun ein. Andere 

liefen über oder begannen zu zweifeln. Trotz der Ausstrahlungskraft 

Stauffenbergs herrschte bei den Verschwörern ausgesprochene Unsi-

cherheit. Plötzlich wurde in den Gängen geschossen. Der Gegenpartei  
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war es gelungen, an Waffen zu kommen. Ausserdem hatte sie Truppen 

zu Hilfe gerufen. Die von den Verschwörern angeforderten Truppen wa-

ren wieder abmarschiert, und so gab es lediglich eine Offizierswache, die 

nur bedingt zuverlässig war. Zusammen mit Fromm betraten übergelau-

fene Offiziere die Räume, in denen die Verschwörer sich aufhielten. 

Diese wollten weiterkämpfen, auch mit dem Rücken gegen die Wand. 

Fromm liess die Anwesenden festnehmen und teilte kurz darauf mit, dass 

vier von ihnen erschossen würden, nämlich General Olbricht, die Obers-

ten Graf Stauffenberg und Mertz sowie Leutnant von Haeften. Beck gab 

er Gelegenheit zum Selbstmord. Vergeblich suchte Fromm auf diese 

Weise, der Rache Hitlers zu entgehen. Diese Leute wussten nämlich nur 

allzu gut, dass er sie hatte gewähren lassen. Deshalb mussten sie recht-

zeitig beseitigt werden. Aber die Gestapo scheint es gleichfalls gewusst 

zu haben. 

Was war ausserhalb Berlins aus den erteilten Befehlen geworden? Ne-

ben den allgemeinen Befehlen waren auch die Namen der Verbindungs-

offiziere und der Vertrauensleute in den verschiedenen Wehrkreisen 

durchgegeben worden. In einem Falle lief der Militärkommandant mit 

dem eingegangenen Telegramm zum örtlichen Parteiführer, dem Gaulei-

ter, den er gerade hätte verhaften lassen sollen.29 Anderswo wurden die 

Geheimbefehle nur teilweise oder gar nicht befolgt, wenn anderslautende 

Anweisungen oder die Mitteilung, dass Hitler noch lebe, aus Ostpreussen 

eingingen. In einigen Wehrkreisen, z.B. Kassel,30 hatten Offiziere bereits 

Vorsichtsmassnahmen getroffen. Erst als bekannt wurde, dass der Staats-

streich missglückt war, wurden diese Massnahmen zurückgenommen. 

Bessere Ergebnisse waren in Wien zu verzeichnen.31 Dort war ,zufällig’ 

am 19. Juli Marogna-Redwitz eingetroffen, der einige Monate vorher als 

Offizier bei der Abwehr entlassen worden war und durch Zutun Stauf-

fenbergs eine Kontrollfunktion im Südostbereich erhalten hatte. Ma-

rogna-Redwitz war eine Schlüsselfigur des militärischen Widerstands. 

Auch in Wien war die Ausführung des ,Walküre’-Befehls vorbereitet 

worden, wobei sich vor allem Hauptmann Szokoll hervortat, der in seiner 

Funktion viel mit Stauffenberg zu tun hatte. Als die Befehle aus Berlin 

eintrafen, war der befehlshabende General gerade abwesend. Einer der  
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Offiziere seines Stabes übernahm die Aufgabe und gab für seinen Be-

reich den Alarmbefehl. Ein zufällig anwesender General, der sich dies 

und jenes von Stauffenberg bestätigen liess, war mit den getroffenen 

Massnahmen einverstanden. Nach einer Besprechung mit den wichtigs-

ten Militärkommandanten wurden die führenden Partei-, Gestapo-, und 

SS-Funktionäre zu einer dringenden Unterredung gebeten. Beim Betre-

ten des Gebäudes wurden sie unter Arrest gestellt. Das Ganze wurde erst 

durch ein persönliches Telefonat Keitels beendet, und als die wahre Si-

tuation deutlich geworden war, mussten die Festgenommenen unter vie-

len Entschuldigungen wieder freigelassen werden. 

In Paris war die Aktion am erfolgreichsten.32 Hier hatte der militäri-

sche Befehlshaber, von Stülpnagel, der dem Widerstand angehörte, die 

Vorbereitungen selbst getroffen. Verschiedene seiner Offiziere, darunter 

Leutnant von Hofacker, waren vollständig eingeweiht. Ohne grosse 

Schwierigkeiten wurde hier eine Gruppe von Personen des SD, der SS 

und der Gestapo, etwa 1‘200 Mann, festgenommen. Aber während ver-

schiedene seiner Offiziere beim Eintreffen pessimistischer Nachrichten 

aus Deutschland die Meinung vertraten, Paris müsse durchhalten und 

Kontakt mit den Alliierten suchen, war Stülpnagel den Gegenschlägen 

nicht mehr gewachsen. Kluge, der wiederholt sein Wort gegeben, es aber 

auch meistens schnell wieder zurückgenommen hatte und am 19. Juli an 

der normannischen Front den Platz Rommels hatte einnehmen müssen, 

zögerte auch diesmal und war nicht zum Handeln bereit. Enttäuscht gab 

Stülpnagel nach der Rückkehr von einer Besprechung bei Kluge den Be-

fehl, die Gefangenen wieder zu entlassen. Auch in Paris war das Spiel 

aus, und die Abrechnung begann. 

Bereits am Tag des Attentats hatte Himmler, der als Oberbefehlshaber 

des Ersatzheeres eingesetzt wurde, der Gestapo die Bildung einer Unter-

suchungskommission befohlen. Als sich schon bald herausstellte, wie 

gross die Zahl derer war, die sich an der Vorbereitung und Ausführung 

des Staatsstreichs beteiligt hatten, wurde die Untersuchung erweitert, 

und die Zahl der eingesetzten Beamten stieg auf über 400. Deutschland 

wurde zum Schauplatz einer fürchterlichen Menschenjagd. In den Ge-  
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stapokellern fanden die Verhöre statt,33 wobei die Opfer oft den 

schlimmsten Folterungen unterzogen wurden. Unter Vorsitz Freislers 

folgte vor dem Volksgerichtshof eine Flut inszenierter Prozesse, wobei 

Gefängnisstrafen zur Ausnahme gehörten. Tausende, die man nach dem 

Krieg beim Wiederaufbau Deutschlands so dringend gebraucht hätte, 

wurden ermordet.34 



12. Das Ausland 

Bei der Behandlung des Kontaktes der Widerständler mit dem Ausland1 

müssen wir unterscheiden zwischen Verbindungen mit ausgewichenen 

Deutschen, mit Bewohnern neutraler und besetzter Länder, sowie 

schliesslich mit Bewohnern und Vertretern der späteren – alliierten Staa-

ten, da wir es hier jeweils mit verschiedenartigen Problembereichen zu 

tun haben. Seit 1933 ist die Emigration ein heisses Eisen.2 Auch wenn 

man nicht behaupten kann, alle emigrierten Deutschen hätten vom Aus-

land aus das Hitlerregime bekämpft, ist es doch ziemlich kurzsichtig, die 

Emigranten aus dem Widerstand auszuklammern, weil sie sich sozusa-

gen der ‚nationalen Schicksalsgemeinschaft’ entzogen hätten. Auch aus-

serhalb Deutschlands ging es um Deutschland.3 Überdies bestand in den 

ersten Jahren des Hitlerregimes zwischen Gruppen innerhalb und aus-

serhalb Deutschlands noch ein unregelmässiger Kontakt. Manche der 

Ausgewichenen kehrten für kürzere oder längere Zeit illegal nach 

Deutschland zurück, andere gingen in umgekehrter Richtung, nachdem 

sie verschiedene Jahre in der Illegalität zugebracht hatten. Erbittert pro-

testierte Bertolt Brecht gegen den Namen ,Emigranten’: wir flohen, Ver-

triebene sind wir, Verbannte. 

Und kein Heim, ein Exil soll das Land sein, das uns da aufnahm. Unru-

hig sitzen wir so, möglichst nahe den Grenzen wartend des Tages der 

Rückkehr [...]».4 

Vertrieben oder aber mit bestimmtem Auftrag wichen sie ins Ausland 

aus. Dort erhielten sie Informationen über die Situation in Deutschland 

und über gewisse Ereignisse. Durch ein Netz von Kurieren wurden diese 

ins Ausland übermittelt. So entstanden etwa die Deutschlandberichte der 

deutschen Sozialdemokraten, auch ,Grüne Berichte’ genannt, die wert-

volle Einzelheiten enthielten. So kam das ,Braunbuch’ über die Hinter-

gründe des Reichstagsbrandes in Berlin zustande, ein Buch, das im Juli  
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1933 erschien, von dem in vier Monaten bereits 70’000 Exemplare ab-

gesetzt waren und das in 15 Übersetzungen eine Gesamtauflage von über 

einer halben Million erlebte. So wurden auch eine Flut von Nachrichten 

und Schriften zum Kirchenkampf in Deutschland ins Ausland weiterge-

geben. Mittels solcher Veröffentlichungen wurde die Auslandspresse 

über den wahren Sachverhalt aufgeklärt. Hier erhielt man die Gelegen-

heit, über die Verbrechen des Hitlerregimes vor dem Forum der Weltöf-

fentlichkeit zu protestieren. 

Die Nachrichtenübermittlung verlief jedoch auch in umgekehrter 

Richtung. Durch eingeschmuggelte Flugblätter und Schriften versuchte 

man die Öffentlichkeit in Deutschland zu informieren. Besonders aktiv 

auf diesem Gebiet war der Internationale Transportarbeiterverband mit 

seinem Generalsekretär Edo Fimmen,5 zunächst von Amsterdam, später 

von London aus. Auch Rundfunkstationen ausserhalb Deutschlands 

übernahmen dabei eine wichtige Rolle.6 

Die ausgewichenen Deutschen nahmen bald mit anderen Landsleuten 

Kontakt auf, und so kam es in verschiedenen Ländern zur Gruppenbil-

dung.7 Davon versprach man sich eine grössere Wirkung. Dabei wurde 

eingehend die Frage erörtert, ob man im Ausland die alten Organisatio-

nen und Parteien weiterführen solle, oder ob eine Zusammenarbeit aller 

Gegner notwendig sei. Das war natürlich nicht nur ein organisatorisches 

Problem, sondern hier wurden Lehren aus dem Scheitern der Weimarer 

Republik gezogen. War nicht auch damals – als es eigentlich bereits zu 

spät war – eine Organisation wie das ‚Reichsbanner’ gegründet worden, 

dem Vertreter der verschiedenen demokratischen Parteien angehört hat-

ten? Diese Entwicklung fand in der Emigration eine Fortsetzung. In Paris 

wurde ein deutsches Volksfrontkomitee gegründet, in dem unter anderen 

Heinrich Mann und Willi Münzenberg führend hervortraten.8 Letzterer 

schrieb in jener Zeit: «Ich gedenke weder eine Fraktion in der Partei zu 

schaffen, noch meine Tätigkeit auf eine Gruppe zu beschränken. Ich 

werde fortfahren, wie bisher, mit allen mir zur Verfügung stehenden 

Kräften für die Schaffung einer grossen, umfassenden Einheitspartei und  
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für die Entfachung einer breiten, mächtigen Volksbewegung tätig zu 

sein, die stark genug ist, das Hitlersystem zu stürzen und ein neues 

Deutschland zu schaffen.»9 Nach dem Pakt zwischen Hitler und Stalin 

hatte die Volksfrontidee nur noch wenig Chancen. Seit etwa Anfang 

1937 war in Paris und London eine andere Gruppe aktiv geworden, die 

,Deutsche Freiheitspartei’, in der deutsche Emigranten aller Richtungen 

zusammenarbeiteten. August Weber und Hans Kluthe spielten in der 

Londoner Abteilung, Otto Klepfer und Karl Spiecker in Paris eine füh-

rende Rolle. In Amerika sammelten sich gleichfalls verschiedene Grup-

pen, zum Beispiel in den Vereinigten Staaten um den ehemaligen 

Reichskanzler Heinrich Brüning, in Chile um die Zeitschrift ‚Deutsche 

Blätter’, in Mexiko um die Zeitschrift ‚Freies Deutschland’. Auch die 

nach Schweden und in die Türkei ausgewichenen Deutschen gründeten 

dort Organisationen, wobei in der Türkei vor allem der spätere Oberbür-

germeister Westberlins, Ernst Reuter, in den Vordergrund trat. Während 

des Krieges schrieb Reuter an Thomas Mann: «Wir alle, die wir in der 

Verbannung zu leben gezwungen sind [Reuter war zweimal im KZ ge-

wesen, bevor er Deutschland verlassen hatte, G. v.R.], empfinden es im-

mer mehr als einen unerträglichen Zustand, dass wir hier tatenlos einer 

Entwicklung zusehen müssen, die unser Land in ein Schicksal hineinzu-

treiben droht, wie es schlimmer nicht gedacht werden kann. Wir haben 

alle seit der sogenannten Machtergreifung durch die nationalsozialisti-

sche Verbrecherbande gewusst, dass die unvermeidliche Folge dieses 

Abenteuers, [...] der Revanchekrieg und danach eine katastrophale Nie-

derlage Deutschlands sein müsse. Wir mussten leider erleben, dass das 

Ausland sich dieser so klaren Konsequenz der Dinge gegenüber blind 

zeigte, sie nicht wahrhaben wollte und dass es so zum Teil auch an den 

Ereignissen mitschuldig wurde».10 Auch in die Sowjetunion waren ver-

schiedene Deutsche geflüchtet, so die früheren Reichstagsabgeordneten 

Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht. Nach Beginn des deutsch-sowjeti-

schen Krieges nahmen sie Kontakt mit gefangenen deutschen Soldaten 

auf. Sie versuchten diese davon zu überzeugen, dass sie sich von kapita-

listischen Kriegshetzern hatten missbrauchen lassen. So entstand das  

 

196 



,Nationalkomitee Freies Deutschland’. Schon bald stellte sich heraus, 

dass es sich hier nicht um ein rein kommunistisches Unternehmen han-

delte. Offiziere und Soldaten der nach der Eroberung Stalingrads gefan-

gengenommenen Reste der früheren sechsten Armee hatten sich mit emi-

grierten Deutschen in einer Bewegung vereint, die allen Nicht-National-

sozialisten, gleich welcher politischen oder religiösen Überzeugung, of-

fenstand. Auf Drängen der Militärs und unter Mitwirkung der Russen 

bedeutete man den ‚Emigranten’, dass sie ihren üblichen Jargon durch 

eine nationalere Terminologie ersetzen müssten, um akzeptabel zu wer-

den. Parallel zu dieser Organisation formierte sich kurz darauf ein ,Bund 

deutscher Offiziere’, dem Generäle wie von Seydlitz und Lattmann bei-

traten. Beide Organisationen unterstellten sich einer gemeinsamen Füh-

rung, der ‚Bewegung Freies Deutschland’. Die Aufrufe dieser Organisa-

tion fanden ungeheuren Widerhall in der Welt. Prominente Deutsche wie 

Thomas Mann und Hubertus Prinz von Löwenstein sandten Sympathie-

adressen,11 und in verschiedenen Ländern wurden ähnliche Organisatio-

nen gegründet. So kam zum Beispiel in England die ,Freie Deutsche Be-

wegung in Grossbritannien’ unter Führung von Robert Kuczynski zu-

stande; ihr schlossen sich auch solche Politiker an, die sich früher gewei-

gert hatten, dem Volksfrontkomitee beizutreten. 

Bei Kriegsbeginn stellten sich emigrierte Deutsche den Alliierten zur 

Verfügung. Sie wurden unter anderem als Spezialisten eingesetzt. Dar-

über erhoben sich in Emigrantenkreisen heftige Diskussionen. So musste 

beispielsweise Curt Geyer mit der kommunistischen Partei brechen, weil 

er sich dem ,Fight for Freedom-Committee’ angeschlossen hatte.12 Se-

bastian Haffner forderte die emigrierten Deutschen zur aktiven Teil-

nahme am Krieg gegen Hitler auf. Er setzte sich auch für die Gründung 

einer deutschen Exilregierung mit einem eigenen Propagandadienst und 

einer Hilfsorganisation für deutsche Flüchtlinge ein.13 Aus früheren Ka-

piteln ist bereits hervorgegangen, dass in den Jahren vor dem Zweiten 

Weltkrieg ein intensiver Kontakt zwischen ausgewichenen Deutschen 

und dem Widerstand in Deutschland existierte.14 Das galt sowohl für den 

Arbeiterwiderstand wie für den kirchlichen Widerstand. Aber auch eine 
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Gruppierung wie die ,Deutsche Freiheitspartei’ stand über Spiecker mit 

Goerdeler in Kontakt. Und als Adam von Trott zu Solz Ende 1939 die 

Vereinigten Staaten besuchte, erörterte er die Lage in Deutschland mit 

dem ehemaligen Reichskanzler Brüning.15 Eine von Paul Scheffer vor-

bereitete Denkschrift wurde durch Trott erweitert und unter seinem Na-

men dem State Department übergeben.16 Andere Widerständler nutzten 

Verbindungen nach England, um dort über die Entwicklung in Deutsch-

land und die Aussicht auf Veränderung zu sprechen. Viele der emigrier-

ten Deutschen waren sich der Existenz eines Widerstandes in Deutsch-

land durchaus bewusst und haben alles in ihren Kräften Stehende getan, 

die von dort ausgehenden Aktivitäten, die Versuche der Kontaktauf-

nahme mit den Alliierten, zu unterstützen. Dafür liessen sich mehrere 

Beispiele aufzählen. Mit Sorge, aber auch mit Sympathie verfolgte man 

jenseits der Grenzen das Geschehen in Deutschland. Die Kriegsum-

stände haben diesen gegenseitigen Kontakt – grossenteils – unterbro-

chen. Dass man mit dem Widerstand in Deutschland solidarisch bleiben 

wollte, geht zum Beispiel aus folgendem Bekenntnis hervor: «Wir deut-

schen antifaschistischen Flüchtlinge gehören in die Front der kämpfen-

den unterdrückten Völker Europas, wir stehen in einer Front mit Eng-

land, den Vereinigten Staaten und der Sowjet-Union. Durch unser Auf-

treten in England, durch alle unsere Aktivitäten müssen wir beweisen, 

dass wir in der Tat Mitkämpfer sind, müssen wir uns die Anerkennung 

als Verbündete in diesem grossen Krieg für die Freiheit erringen. Diese 

Anerkennung als Mitkämpfer müssen wir hier aber vor allem zu erlan-

gen suchen für die vielen aufrechten und freiheitsliebenden Deutschen 

in Deutschland selbst, die seit Jahren dafür kämpfen, dass die Worte 

Churchill’s Wirklichkeit werden: ,Das beste wäre es, wenn das deutsche 

Volk selbst Hitler und seine Banden zerfetzte’.»17 

Mit Begeisterung nahmen die Mitarbeiter des ‚Nationalkomitees 

Freies Deutschland’ in Moskau am 20. Juli 1944 die Nachrichten über 

den Anschlag auf Hitler und den Staatsstreich auf.18 

Der deutsche Widerstand hat auch mit Bewohnern neutraler Länder 

und während des Krieges mit Bewohnern neutraler und besetzter Länder 
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in Kontakt gestanden. Dabei gilt es freilich manches zu berücksichtigen. 

Kann man ausserhalb Deutschlands immer noch hören, alle Deutschen 

im Dritten Reich seien Nazis gewesen, so könnte man andererseits ge-

neigt sein, die Bewohner der zunächst noch neutralen und später von 

Deutschland besetzten Länder allesamt als Widerständler zu glorifizie-

ren. Beide Ansichten sind falsch. In den besetzten Ländern war das Ver-

halten gegenüber dem Besatzungsregime manchmal von einem tiefen 

Dilemma gekennzeichnet, dem die allzu pauschalen Charakterisierungen 

der Literatur der Nachkriegszeit nicht gerecht werden, wenn sie das Aus-

mass des Widerstandes entweder übertreiben oder bagatellisieren. Mit 

einer Darstellung eines europäischen Widerstandes als einer «quatrième 

force de la guerre» aus der Sicht der alliierten Kriegsallianz oder mit 

einer Rückprojizierung späterer Entwicklungen kommt man diesem Di-

lemma kaum näher. 

Zur Erklärung der erheblichen Unterschiede im Verhalten während 

der Besatzungszeit sollte in weit stärkerem Masse als bisher der Zusam-

menhang mit Entwicklungen aus der Zeit vor 1939/40 in den einzelnen 

Ländern berücksichtigt und untersucht werden. Und dies aus mehreren 

Gründen. Die 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise hatte tiefe Spuren 

hinterlassen. Sie hat den in Jahrzehnten angesammelten Unmut über das 

Parteiensystem noch verstärkt.19 Je schlechter die wirtschaftliche Lage 

war, desto reger und unruhiger verlief das politische Leben – am stärks-

ten in Frankreich, wo Befürworter und Gegner der Volksfront einander 

wie im Bürgerkrieg bekämpften. Aber auch in Osteuropa hatte die Wirt-

schaftskrise zu einer Absatzkrise in der Landwirtschaft und zur Verar-

mung und Verschuldung des Bauerntums geführt. Dadurch war der po-

litische Radikalismus und der bis zum Fremdenhass aggressive Nationa-

lismus stark gefördert worden. Zu den Auswirkungen der Wirtschafts-

krise kamen die Aktivitäten der mehr oder weniger alteingesessenen fa-

schistischen Organisationen.20 

Ein weiteres Element dieser Zeit, in gewissem Sinne eine Art ,Vorge-

schichte’ der Besatzungszeit, ist der Zusammenhang zwischen Erfahrun-

gen mit und Stellungnahmen zu den Ereignissen in Deutschland während 
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der Jahre 1933 bis 1940 und Erfahrungen und Stellungnahmen während 

der Besatzungszeit. Aufgrund der Entwicklung in Deutschland wurden 

Parteien, Gewerkschaften, Organisationen, Presseorgane, Kirchen und 

Einzelpersonen bereits ab 1933 wiederholt vor bestimmte Entscheidun-

gen gestellt. Diese hatten freilich eine andere und geringere Tragweite 

als ähnliche Entscheidungen während der Besatzungszeit. Die Situatio-

nen, in denen schon in den Jahren 1933 bis 1940 auf diese Weise Stel-

lung bezogen werden musste, waren weniger selten, als wir jetzt viel-

leicht denken. Der Anlass konnte beispielsweise ein Besuch oder eine 

Bitte um Hilfe aus Deutschland sein. Zur Stellungnahme wurde man 

auch herausgefordert durch das Verhalten befreundeter Organisationen 

in Deutschland oder durch Initiativen aus eigenem Kreis, manchmal 

auch durch Informationen von deutschen Emigranten oder infolge des 

Flüchtlingsstroms. In einer Untersuchung für die Niederlande habe ich 

nachweisen können, dass in vielen Fällen, schon in den dreissiger Jahren 

Ansätze für ganz unterschiedliche Positionen während der Besatzungs-

zeit zu finden sind.21 

Aufmerksamkeit verdient insbesondere noch der Zeitabschnitt zwi-

schen September 1939 und Mai/Juni 1940. Mit dem Polenfeldzug hatte 

eine neue Phase des Hitlerschen Expansionsprozesses angefangen. Sys-

tematisch wurden die Führungselite und ganze Bevölkerungsteile Polens 

hingemordet.22 Damals befanden sich die Länder West- und Nordeuro-

pas noch nicht im Kriege. In diesen Ländern hatte die damalige Lage ein 

starkes Wiederaufleben des Neutralitätsdenkens zur Folge, das ange-

sichts der wirklichen Machtverhältnisse völlig unangemessen war. Diese 

Neutralitätsbestrebungen aus dem Kreis der sogenannten Oslo-Staaten 

(die skandinavischen Staaten, Holland, Belgien, Luxemburg)23 wurden 

von der Oxford-Gruppenbewegung und von bestimmten Kreisen aus den 

Vereinigten Staaten stark gefördert. Neben Politikern und Diplomaten 

beteiligten sich hieran führende Männer der Wirtschaft und der Finanz-

welt der Oslo-Staaten, die Verbindung zu Wirtschaftskreisen im Dritten 

Reich hatten. Von dieser Seite wurden verschiedene Vermittlungsversu- 
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che unternommen bzw. unterstützt. So wurde Bischof Berggravs Ver-

mittlungsversuch24 von niederländischer Seite nicht nur vorbereitet, son-

dern auch bezahlt. In den Niederlanden fand im Januar 1940 in Zilven 

eine internationale ökumenische Konferenz statt, deren Ziel es war, auch 

die Ökumene für diesen Neutralismus zu gewinnen.25 Parallel damit lie-

fen gewisse Bestrebungen im Rahmen des sogenannten Bruce-Komitees 

des Völkerbundes.26 Dieser Neutralismus, der den Widerstandswillen 

gegen den Nationalsozialismus geschwächt hat und letztendlich den Na-

zis in die Hände gearbeitet hat, war während der Jahre 1937 bis 1940 und 

insbesondere während des Zeitabschnitts von September 1939 bis 

Mai/Juni 1940 eine sehr einflussreiche Strömung.  In  der  Form  eines 

,Neoneutralismus’ hat sie noch bis in die Besatzungszeit hineingewirkt. 

Was die Kontakte aus den Kreisen des deutschen bürgerlichen Wider-

standes mit Gruppen und Personen in den besetzten Ländern angeht, so 

hat hier W. A. Visser ‘t Hooft, der Generalsekretär des sich konstituie-

renden Weltrates der Kirchen in Genf, mehrfach eine wichtige vermit-

telnde Rolle gespielt.27 So hat er sich nicht nur mit Repräsentanten des 

Widerstandes wie Adam von Trott28 und Dietrich Bonhoeffer29 getrof-

fen, sondern auch Dokumente aus diesen Kreisen nach England und in 

die Vereinigten Staaten weitergeleitet. 1942 hat er sogar persönlich eine 

Denkschrift des Kreisauer Kreises nach London überbracht.30 

Da der Kreisauer Kreis für eine europäische Integration eintrat, war 

vor allem er es, der Kontakte zu Widerstandsgruppen verschiedener Län-

der suchte. So war er durch Visser ‘t Hooft mit dem Widerstand in den 

Niederlanden in Verbindung getreten31 und durch Theodor Steltzer mit 

dem norwegischen Widerstand und mit Bischof Berggrav in Kontakt ge-

kommen.32 Als letzterer mit dem Reichskommissar und Quisling 

Schwierigkeiten bekam, konnte eine Reise Moltkes und Bonhoeffers 

nach Norwegen das Schlimmste verhüten. Nachdem Steltzer durch Eh-

renström in Schweden eingeführt worden war, kamen die Kreisauer dort 

mit einem Kreis prominenter Schweden in Kontakt, mit denen verschie-

dene Gespräche stattfanden.33 Steltzer und Trott erhielten Gelegenheit, 

ausführlich mit dem schwedischen Aussenminister zu sprechen. Auch 
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Moltke reiste öfters nach Skandinavien und überbrachte bei einer sol-

chen Gelegenheit die Warnung, dass in der kommenden Nacht die däni-

schen Juden abtransportiert würden. Über den polnischen Kardinal Sa-

pieha kam Moltke mit einer polnischen Widerstandsgruppe in Verbin-

dung.34 Bei den Kontakten mit den Niederlanden spielte auch noch ein 

Mitglied der Goerdeler-Gruppe, nämlich Oberst Wilhelm Staehle, des-

sen Mutter eine Holländerin war, eine Rolle.35 Alle diese Kontakte ver-

folgten drei Ziele: 1. Über diese Gruppen sollte der deutsche Widerstand 

bessere Kontaktmöglichkeiten zu den Alliierten herstellen. 2. Aus diesen 

Widerstandsbewegungen sollten vermutlich nach Kriegsende die natio-

nalen Regierungen gebildet werden, und daher galt es mit ihnen zusam-

menzuarbeiten. 3. So weit wie möglich sollten die verschiedenen besetz-

ten Gebiete rechtzeitig vor Vergeltungsaktionen, die von Berlin befoh-

len wurden, gewarnt werden. Bei all diesen Kontakten wurde den Deut-

schen klar, dass es trotz eines hohen Masses an Übereinstimmung doch 

auch wesentliche Unterschiede zwischen der Lage des Widerstands in 

Deutschland und der in anderen Ländern gab. Während Vaterlandsliebe 

und Nationalismus ausserhalb Deutschlands ein kräftiges Stimulans für 

den Widerstand darstellten, bildeten sie in Deutschland selbst manchmal 

ein Hindernis, das überwunden werden musste. Denn hier handelte es 

sich um einen Widerstand gegen die verbrecherische, aber legal zur 

Macht gekommene Regierung des eigenen Landes. In einem Brief an 

einen englischen Bekannten hat Moltke das einmal so formuliert: «Diese 

Leute sind einfach glänzend und bedeuten eine grosse Stärkung für uns, 

indem sie vielen anderen Vertrauen einflössen. Natürlich ist ihre Lage 

einfacher als die unserige: Selbst für die Einfältigsten stimmen morali-

sche und nationale Pflichten überein, während bei uns der Pflichtenkon-

flikt offenbar ist.»36 Dass er daraus für sich selbst bereits die Konsequenz 

gezogen hatte, zeigt sich aus den Schlussworten dieses Briefes: «Wir 

hoffen, dass Ihr Euch klar darüber seid, dass wir bereit sind, Euch zu 

helfen, den Krieg und den Frieden zu gewinnen.» 

Weit schwieriger war der Kontakt mit den Bewohnern und Vertretern 

alliierter Länder.37 Dabei musste sich der deutsche Widerstand zu der 
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Einsicht durchringen, dass der Nationalsozialismus durch deutsche 

Schuld an die Macht gelangt war. Darum wandte derselbe Moltke sich 

in einem Gespräch mit einem prominenten Engländer im Jahr 1935 ge-

gen die Vorstellung, die von Hitler stammte und durch englische Ap-

peasementpolitiker übernommen worden war, dass nämlich Versailles 

und die alliierte Politik daran Schuld trügen, – eine Vorstellung, die die 

Engländer dahingehend ergänzten, dass die Nazis langsam aber sicher 

schon anständige Menschen werden würden und eine Politik der Kon-

zessionen ihnen gegenüber diesen Prozess beschleunige.38 Von Seiten 

des deutschen Widerstandes hörte man nicht auf, vor dieser Politik zu 

warnen. Es mochte sich vielleicht für England kurzfristig um eine güns-

tige Politik handeln, für Deutschland war sie besonders gefährlich; das 

Naziregime musste glauben, dass England in einem zukünftigen Kon-

flikt neutral bliebe, und das konnte seine aggresiven Gelüste nur noch 

steigern. Sicher ist es begreiflich, dass die Alliierten während des Krie-

ges über die Ohnmacht des deutschen Widerstandes enttäuscht waren, 

doch hatte dieser deutsche Widerstand in den dreissiger Jahren nicht we-

niger Grund zur Enttäuschung darüber, wie wenig Einsicht das Ausland 

in Wesen und Absicht des Naziregimes zeigte. Besonders der englische 

Botschafter in Berlin, Henderson, war von den friedliebenden und ge-

mässigten Absichten Hitlers überzeugt und beschwor Chamberlain, 

nichts zu unternehmen, was zu einer Schwächung des Regimes beitrage, 

weil dann die radikale Gruppe ihren Einfluss verstärken könne; dabei 

dachte man vor allem an Himmler.39 

Ausserdem war England nicht auf einen so kurzfristig zu erwartenden 

Konflikt vorbereitet; die Länder des Commonwealth wünschten keinen 

neuen Krieg und lehnten eine Politik der Härte gegenüber Deutschland 

ab.40 In den Berichten der diplomatischen Vertreter Englands klingen 

überdies Zweifel an, ob sich das deutsche Volk wirklich gegen einen 

Krieg zur Wehr setzen werde und ob der Widerstand stark genug sei, 

einen Staatsstreich erfolgreich auszuführen.41 

So ist es zu erklären, dass Chamberlain – trotz der Warnungen durch 

Vertreter des deutschen Widerstandes, die 1938 eigens nach England ge- 
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sandt wurden,42 und trotz des ausdrücklichen Wunsches seitens des Wi-

derstandes, den Forderungen Hitlers nicht nachzugeben und damit eine 

günstige Voraussetzung für einen Putsch zu schaffen – doch nach 

Deutschland reiste, um einen Vergleich mit Hitler auszuhandeln. Ein 

Mann wie der englische Aussenminister Lord Halifax konnte einfach 

nicht glauben, dass es Umstände geben könne, in denen man sich gegen 

die eigene Regierung wenden musste. Obwohl sie gute Patrioten sein 

wollten, betrachtete er die Abgesandten des Widerstandes eher als Lan-

desverräter. Nur Churchill, damals noch in der Opposition, zeigte ein 

gewisses Verständnis für ihren Standpunkt. Chamberlain hatte jedoch, 

nicht zuletzt infolge seiner Reise, die Voraussetzungen für einen Putsch 

erheblich verschlechtert. Da sich die Vereinigten Staaten in dieser Phase 

stark zurückhielten und eher neutrale Vermittlungsversuche zugunsten 

des Dritten Reiches unterstützten, vertiefte sich die Kluft zwischen dem 

deutschen Widerstand und den späteren Alliierten. 

Trotz dieser Enttäuschung benutzten die deutschen Widerständler 

ihre Kontakte mit den Alliierten weiter, um vor Hitlers aggressiver Aus-

senpolitik zu warnen. Jedoch ist die Verzweiflung und tiefe Resignation 

über den auch nach Kriegsbeginn ausbleibenden Widerhall spürbar, 

wenn Moltke, der noch im Sommer 1939 geschrieben hatte, nun gelte es 

in erster Linie zu verhindern, dass sich die faschistische Gefahr aus-

breite, dass andere Länder den faschistischen Staaten anheimfielen oder 

selbst faschistische Regimes hervorbrächten,43 wenig später feststellt: 

«Heute, fast eine Woche nach Kriegsausbruch haben die Franzosen und 

Engländer noch nichts unternommen, um ihren Bundesgenossen zu Hilfe 

zu kommen. Noch erkläre ich es mir mit Aufmarsch Vorbereitungen und 

ähnlichen Erwägungen. Sehr lange lässt es sich damit aber nicht mehr 

erklären und dann ist es nur noch eine unvorstellbar schlechte Politik der 

Anderen, indem sie ihren Feinden erlauben, jeden Gegner selbständig 

und sukzessive zu erledigen».44 Die Alliierten ihrerseits konnten natür-

lich enttäuscht sein über die Tatsache, dass die Armee trotz der Proteste 

eines Mannes wie Generaloberst Beck Hitlers Angriffsbefehl befolgte.  
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Beiden Seiten mangelte es vielfach an dem Bewusstsein, dass es sich 

hier um eine gemeinsame Gefahr und ein gemeinsames Interesse han-

delte, dass nämlich, um mit Moltke zu sprechen, die Grundlagen der 

abendländischen Kultur auf dem Spiel standen, dass der auf den Werten 

des Christentums und des Humanismus gegründeten Gesellschaft die 

Vernichtung drohte, wenn Europa unter faschistische Herrschaft ge-

riet.45 

Mit dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs schien sich indessen zu-

nächst doch noch etwas zu verändern. Der Widerstand setzte seine Ver-

suche der Gesprächsaufnahme mit London fort, und jetzt zeigten sich 

sowohl Halifax wie Chamberlain zu einem seriösen Gespräch und, was 

noch wichtiger war, zu Konzessionen bereit, um die Voraussetzungen 

für einen Staatsstreich zu verbessern. Zunächst kam es über verschie-

dene Kanäle zu mehr oder minder unverbindlichen Versprechungen, wie 

zum Beispiel durch Conwell-Evans gegenüber dem von Weizsäcker 

nach Bern entsandten Theo Kordt,46 durch zwei Beamte des Foreign 

Office gegenüber dem ehemaligen Reichskanzler Wirth in Lausanne,47 

durch Lonsdale Bryans gegenüber Ulrich von Hassell in Arosa48 und 

durch Vansittard über Schweden gegenüber Goerdeler;49 konkretere Re-

sultate erbrachten die auf Betreiben von Papst Pius XII. zustande gekom-

menen und durch seinen Sekretär, Pater Leiber, vermittelten offiziellen 

Verhandlungen, die in der Zeit zwischen Oktober 1939 und Februar 

1940 zwischen dem englischen Botschafter am Vatikan, Osborne, und 

dem Abgesandten des Widerstandes, Josef Müller, in Rom geführt wur-

den.50 England versprach, die Situation nicht auszunützen, wenn ein 

Staatsstreich stattfände, und erklärte sich bereit, einer deutschen Regie-

rung, die mit dem Hitlerregime gebrochen hätte, auf jeden Fall die Gren-

zen von 1937 zuzugestehen.51 

Es ist besonders tragisch, dass es dem deutschen Widerstand zu die-

sem Zeitpunkt nicht gelang, einen Staatsstreich zu realisieren. Das 

scheint vor allem der veränderten Haltung General Halders zuzuschrei-

ben zu sein, ist damit aber nicht hinreichend erklärt. So verlor der Wi-

derstand viel von seiner Glaubwürdigkeit bei der englischen Regierung, 

und man war vielfach geneigt, Deutschland mit Hitler zu identifizieren. 
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Das musste Siegmund-Schultze 1941 erfahren, obwohl gerade er über 

zahlreiche Beziehungen im Umkreis der Ökumene verfügte;52 das erfuhr 

auch Bischof Bell von Chichester 1942, einer der wenigen Engländer, 

der öffentlich für den deutschen Widerstand eintrat.53 Als er im Mai 

1942 im Rahmen bilateraler kultureller Beziehungen Schweden be-

suchte, traf er dort zu seiner grossen Überraschung Dietrich Bonhoeffer 

und Hans Schönfeld, die unabhängig voneinander nach Stockholm ge-

reist waren, als sie von Bells Anwesenheit dort gehört hatten. Ausführ-

lich informierten sie den Bischof über die Zusammensetzung und Pläne 

des Widerstandes. Nach seiner Rückkehr machte Bell Eden auf das Ge-

hörte aufmerksam, aber dieser zeigte sich uninteressiert. Dasselbe er-

lebte Visser ‘t Hooft im Sommer des gleichen Jahres, als er eine aus dem 

Kreisauer Kreis stammende Denkschrift für die englische Regierung mit 

nach London genommen hatte. Einzelne Engländer bekundeten zwar In-

teresse, die englische Regierung verschloss sich jedoch dem Wunsch 

nach einer Zusammenarbeit.54 Nachdem nochmals über einen Amerika-

ner, der eine in Schweden auswendig gelernte Botschaft übermittelt 

hatte, auf die Wichtigkeit solcher Kontaktmöglichkeiten hingewiesen 

worden war,55 wurden im Lauf des Jahres 1943 zu diesem Zweck dem 

Stab der englischen Botschaft in Stockholm zwei Mitarbeiter zugeteilt, 

mit denen Trott sprach.56 Von einer Zusammenarbeit war dabei keine 

Rede;57 die Gespräche trugen nur informativen Charakter. Zunehmend 

spielte hier auch die Befürchtung eine Rolle, die Russen könnten mög-

licherweise argwöhnen, dass einseitige Verhandlungen stattfänden mit 

dem Ziel, im Westen Frieden zu schliessen und gemeinsam im Osten 

den Krieg fortzuführen. 

Die Vereinigten Staaten waren in den dreissiger Jahren von der Wirt-

schaftskrise und deren Folgen sehr in Beschlag genommen; so hatte man 

kaum Zeit für Europa – ein Versäumnis, das später von amerikanischer 

Seite kritisiert wurde.58 Das besserte sich, nachdem Allen Dulles59 als 

Agent des amerikanischen Geheimdienstes in der Schweiz eintraf, spe-

ziell um den Kontakt mit deutschen Widerstandsgruppen herzustellen. 

Über emigrierte Deutsche wurden Verbindungen geschaffen, und so war 

Dulles über die Zusammensetzung und Entwicklung des Widerstandes 
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recht genau informiert. Seine Hauptinformanten waren Hans Bernd Gi-

sevius,60 Eduard Waetjen61 und Gero von Schultze Gaevernitz,62 teils auf 

Grund eigener Erfahrungen, teils infolge von Gesprächen mit Vertretern 

des Widerstands. So hat Gaevernitz mehrmals ausführlich mit Trott ge-

sprochen.63 Im Lauf der Zeit kamen die Kreisauer auch mit amerikani-

schen Geheimdienstlern in Schweden in Kontakt.64 1943 fanden zwei 

Besprechungen zwischen Moltke und Amerikanern in der Türkei statt,65 

wobei ersterer auf politische und militärische Zusammenarbeit drängte 

und detaillierte Vorschläge unterbreitete. In einer damals verfassten Nie-

derschrift heisst es unter anderem: «1. Die Gruppe hält eine unbezwei-

felbare militärische Niederlage und Besetzung Deutschlands aus morali-

schen und politischen Gründen für absolut notwendig. [...] 4. Die Gruppe 

ist zu einer militärischen Kooperation grössten Stils mit den Alliierten 

bereit, jedoch nur, wenn Gewissheit besteht, dass diese Kooperation zu 

einem unmittelbar durchschlagenden militärischen Erfolg der Alliierten 

auf breitester Front führen wird. Ein solcher durchschlagender Erfolg, 

eine alliierte Besetzung ganz Deutschlands innerhalb eines kurzen Zeit-

raums, würde in Deutschland schlagartig eine völlig neue politische Si-

tuation schaffen. [...] 8. Die Gruppe würde dafür sorgen, dass gleichzeitig 

mit der Landung in Deutschland die Bildung einer provisorischen anti-

nazistischen Gegenregierung erfolgt, die den nichtmilitärischen Teil der 

Aufgaben, die sich aus der Kooperation mit den Alliierten ergeben, zu 

übernehmen hat.»66 Aber auch dieser Versuch, der von verschiedenen 

Amerikanern nachhaltig unterstützt wurde, scheiterte an der ablehnen-

den Haltung Washingtons. Im Januar 1943 hatten Roosevelt und Church-

ill auf der Konferenz von Casablanca über den Kopf ihrer politischen 

Berater hinweg die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation ge-

stellt. Diese Forderung hat möglicherweise den Krieg unnötig verlängert; 

jedenfalls hat sie ein aktives Auftreten des Widerstands in Deutschland 

sehr gehemmt. Nur Stalin hielt von dieser Forderung nichts.67 

An faktischen Kontakten mit der Sowjetunion während der Hitlerzeit 

sind uns die Verbindungsnetze der Komintern und des sowjetischen 

207 



Nachrichtendienstes bekannt,68 wenn wir uns vermutlich auch keine 

übertriebenen Vorstellungen von deren Bedeutung machen dürfen. Aus-

serdem unterhält die Gruppe Schultze-Boysen69 einen regelmässigen 

Kontakt zur Sowjetunion. Inwieweit Trott in Schweden mit russischen 

Diplomaten Verbindung gehabt hat, ist umstritten.70 

In einem internen Memorandum hat Helmuth von Moltke im April 

1941 geschrieben: «Sofern es dem Besiegten gelingt, den Sieger von sei-

ner Verantwortung zu überzeugen, kann des Siegers Beispiel den An-

stoss zu einer schnellen Entwicklung auf die aufgestellten Ziele hin ge-

ben.»71 Es ist schade, dass es nicht zu einer Realisierung dieser Verant-

wortung und nur selten zu einer Zusammenarbeit zwischen nicht-deut-

schen Gegnern des Hitler-Regimes und dem Widerstand innerhalb 

Deutschlands gekommen ist. Es wäre sicher in beider Interesse gewesen. 



Nachwort 

Bild und Bewertung des deutschen Widerstandes haben sich im Laufe 

der Jahre erheblich gewandelt: von der bekannten Rede Hitlers am 20. 

Juli 1944 über die idealisierenden Publikationen der Nachkriegszeit und 

Schriften aus der Zeit des Kalten Krieges bis zu einer ‚Entmythologisie-

rung’ aus der Sicht der bundesrepublikanischen Wirklichkeit. Wenn wir 

uns aus heutiger Sicht mit den Ideen des Widerstandes befassen, dann 

könnte es sein, dass uns das restaurative Element dieser Gedanken stär-

ker zu sein scheint als das revolutionäre.1 Dabei dürfen wir jedoch nicht 

vergessen, dass der deutsche Widerstand ein historisches Phänomen ist 

und dass die Situation, die ihn hervorgebracht hat, heute schon runde 45 

Jahre zurückliegt. Erst wenn wir in der Lage sind, uns diese Situation 

vorzustellen, können wir ein Bild gewinnen, das den Widerständlern und 

ihrer Lage gerecht wird. Dann erst werden wir auch die Massstäbe fin-

den, nach denen die Auffassungen in den Kreisen des Widerstandes his-

torisch angemessen beurteilt werden können. 

Ausserdem muss man, wenn auch der Prozess der Loslösung von den 

traditionellen Denkkategorien schwierig und langsam war, die Konse-

quenz bewundern, mit der von den Widerständlern umgedacht und wei-

tergedacht worden ist. Dieses «Aufschmelzen der Erstarrungen» (Carl 

Friedrich von Weizsäcker) lässt sich sowohl bei der Diskussion um die 

Einheitsfront innerhalb der Arbeiterbewegung als auch bei Goerdeler 

verfolgen. Erste Voraussetzung einer solchen Entwicklung war das Be-

wusstsein, in einer Zeit schnell aufeinander folgender Änderungen zu le-

ben. In den Dokumenten des Widerstandes findet man mehrere Äusse-

rungen eines starken Wandlungsbewusstseins.2 Die Relativierung des 

Bestehenden führte zu einer stärkeren Distanz gegenüber der Vergan-

genheit, die für manche jetzt erst Vergangenheit wurde; damit wurde der 

Blick auf diese Zeit, in der man die Ursachen für die Fehler der eigenen 

Zeit zu sehen glaubte, auch weit kritischer. So urteilte Julius Leber: «Die 
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Sozialdemokratische Partei war zur Zeit der Übernahme der Staatsmacht 

im Jahre 1918 innerlich schon alt. Das war ein grosses Verhängnis. Die 

Verantwortung aus dieser Macht mit ihren Kämpfen und Aufgaben 

neuer Art brachte weder neues Leben noch geistige Erneuerung. Der 

Prozess des inneren und äusseren Alterns ging im Gegenteil ungehemmt 

und unaufhaltsam weiter. Das wurde zum grösseren Verhängnis, nicht 

nur für die sozialistische Bewegung, sondern vor allen Dingen für die 

mit ihr tatsächlich und noch mehr moralisch verbundene Republik von 

Weimar.»3 Als Peter Yorck zwei seiner Brüder als Opfer des Krieges 

verloren hatte, schrieb er: «Was ist es denn, wofür sie kämpfend starben? 

Ist es der Geist, der unsere Heere führt? Und liegt der Sinn dieses grau-

envollen Krieges wirklich nur darin, das Nationalitätenprinzip neu zu 

bestätigen, das 150 Jahre Europas Geschichte bestimmte, in der aber zu-

gleich das Abendland sein Gesicht verlor [...]?»4 Mit derartigen Korrek-

turen am Geschichtsbild distanzierte man sich öfter auch von eigenen 

früheren Ansichten und Entwicklungen. 

Die Grundrechte des Individuums und der Gesellschaft wurden wie-

derentdeckt. Worte, die für uns heute vielleicht vage erscheinen, hatten 

damals sehr konkrete Bedeutung. Sie begleiten die ganze Geschichte des 

Widerstandes, vom Freiheitsruf Julius Lebers Mitte Februar 1933, als er 

noch einmal freigelassen wurde, bis in die letzten Minuten des Regimes. 

Aus dieser Sicht ist es sicher berechtigt, den deutschen Widerstand mit 

den Freiheits-und Widerstandsbewegungen des 19. und 20. Jahrhunderts 

und mit dem heutigen Kampf für die Menschenrechte in Verbindung zu 

bringen.5 

Schliesslich würde es sich lohnen, die Hoffnungen und Pläne aus den 

Kreisen und Gruppen des deutschen Widerstandes mit den Entwicklun-

gen der Nachkriegszeit zu vergleichen.6 Aber wie der Widerstand inner-

halb – und ausserhalb – Deutschlands nie identisch war mit der Haltung 

des Grossteils der Bevölkerung, so hatte er nach den schweren Verlusten 

während der dreissiger Jahre, während des Krieges und besonders nach 

dem 20. Juli 1944 in einer ganz anderen internationalen Konstellation 

nicht genügend Kraft, aus sich selbst heraus seine Ideen zu konkretisie-

ren. 
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Anhang 

An die niederländische Regierung in London 

Vorbemerkung 

Das hier folgende Dokument belegt eine Verbindung zwischen dem 

deutschen Widerstand und der niederländischen Widerstandsbewegung; 

der Verbindungsmann war Oberst Wilhelm Staehle. Es handelt sich um 

einen Bericht über diese Verbindung, der für die niederländische Regie-

rung in London angefertigt wurde. Gleichzeitig bitten die Absender um 

die Erlaubnis, den Kontakt fortführen zu dürfen. Das Dokument erreichte 

London über den Generalsekretär des Weltkirchenrates in Genf, W.H. 

Visser ‘t Hooft. Aus London kam jedoch, nach Beratung mit der engli-

schen Regierung, ein negativer Bescheid. – Das Original des hier in deut-

scher Übersetzung wiedergegebenen Dokuments befindet sich im Ar-

chiv des ,Rijksinstituut voor Oorlogsdocumentatie’ in Amsterdam, Akte 

,Zwitserse Weg’. Im Original sind verschiedentlich Bemerkungen bzw. 

Briefe und Dokumente in deutscher Sprache zitiert worden; diese Zitate 

sind durch Kursivdruck gekennzeichnet. Notwendige Erläuterungen be-

finden sich im Anmerkungsteil. Zum Hintergrund vgl. Ger van Roon, 

Oberst Wilhelm Staehle. München 1969. 

Streng geheim 

3. Januar 1944 An die Niederländische Regierung in London. 

Vor ungefähr anderthalb Jahren erhielten zwei Niederländer1 durch die Vermitt-

lung eines Freundes des einen die Mitteilung, dass ein höherer deutscher Offi- 
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zier2 mit einigen Niederländern, die ihrerseits in Verbindung mit England treten 

könnten, in Kontakt zu kommen suchte. Zweck der Sache war die Besprechung 

der Lage. Obgleich die Mitteilung äusserst unbestimmt war, wurde geantwortet, 

dass die erbetene Besprechung von den Betroffenen gerne gewährt würde. Der 

Offizier ist später noch einmal darauf zurückgekommen, liess aber im letzten Au-

genblick wissen, dass die Lage für eine Besprechung noch nicht reif sei. Auf nie-

derländischer Seite verhielt man sich völlig passiv. 

Gegen Mitte Dezember 1943 wurde auf dem gleichen Verbindungsweg be-

richtet, dass eine Besprechung (vermittelt von einem Deutschen und einem Nie-

derländer, die beide in Grenzorten wohnten und beide als durchaus zuverlässig 

galten), nun sinnvoll und sogar äusserst dringend wäre. Die Besprechung hat da-

rauf in Coevorden stattgefunden. Zugegen waren die beiden obenerwähnten Nie-

derländer und als dritter Niederländer ein Verbindungsmann, während von deut-

scher Seite der deutsche Verbindungsmann nur einem kleinen und unwichtigen 

Teil der Besprechung, die übrigens mit einem deutschen Oberst geführt wurde, 

beiwohnte. Der Oberst war früher am deutschen Militärnachrichtendienst tätig 

und einer Reihe kontrollierbarer Angaben zufolge ein guter Freund der Nieder-

lande und ein überzeugter Widersacher des nationalsozialistischen Regimes. 

Der Oberst hatte augenscheinlich einen konkreten Plan mitzuteilen und wollte 

darüber Erkundigungen einziehen. Es stellte sich heraus, dass der Plan in der Be-

seitigung des Regimes in Deutschland und in den besetzten Gebieten bestand. Für 

die Niederlande, wofür der Oberst die Aufgabe hatte, Auskünfte einzuholen und 

zu sondieren, unter welchen Bedingungen die Ruhe der Bevölkerung gewährleis-

tet werden könnte, bedeutete dieser Plan: Ausschaltung der Zivilverwaltung von 

Seyss-Inquart3 und des N.S.B.-Apparates und stattdessen deutsche Militärverwal-

tung. 

Um eine möglichst genaue Einsicht in die Lage zu geben, muss vermerkt wer-

den, dass alle drei anwesenden Niederländer von dem ernsthaften Charakter die-

ser Pläne überzeugt waren und den Eindruck hatten, dass der Oberst nichts sagte, 

was er nicht verantworten konnte. Erliess wissen, dass die Namen hinter diesen 

Putschplänen ihm garantierten, dass die Pläne wirklich ernst zu nehmen seien, 

und wies darauf hin, dass man Verbindungen in allen Ministerien habe, auf die 

Wehrmacht rechnen könne und auch auf grosse Teile der stark verwässerten SS. 

Aus Gesprächen, die er bereits mit andern Niederländern geführt hatte, erhielt er 

den Eindruck, dass ein solcher Umsturz hier mit Beifall begrüsst würde und bat 

um die Meinung der Anwesenden. 
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Ihm wurde geantwortet, dass vor allem festgestellt werden müsste, dass kein 

einziger Wechsel des Regimes, der nicht schon von Vornherein von der nieder-

ländischen Regierung in London als Beitrag zur Verwirklichung unserer Kriegs-

ziele anerkannt würde, die Unterstützung der abgetretenen oder abgesetzten Be-

amten finden könnte. 

Ferner wurden einige Punkte festgelegt, die bei einem eventuellen Putsch, in 

bezug auf die Rückwirkung auf das niederländische Volk, zu berücksichtigen wä-

ren. 

1. Die sofortige Rückkehr der in Deutschland arbeitenden niederländischen 

Arbeiter muss gefördert werden. 

2. Die Freiheit des Volkes muss möglichst wiederhergestellt werden, so z.B. 

dürfen Freudenkundgebungen nicht unterdrückt werden, und ganz allgemein 

muss Verständnis für das Verlangen des Volkes nach Freiheit aufgebracht wer-

den. 

3. Christiansen,4 dessen Name hier gründlich verhasst ist, muss ersetzt wer-

den z.B. durch von Falkenhausen.5 

Der Oberst erkannte die Wichtigkeit der Punkte an, (die ihm, wie er sagte, 

noch nicht von anderer Seite genannt seien) und teilte mit, dass er noch vor Weih-

nachten in Berlin zurück sein müsste, da sein Auftraggeber6 im Auswärtigen Amt 

ihm gesagt hätte, dass sich möglicherweise bereits um diese Zeit grosse Dinge 

ereignen könnten. Er versprach, auf die festgelegten Punkte zu reagieren, am 

liebsten persönlich, sonst aber durch Kurier. Es wurde eine Regelung getroffen, 

damit sich beide Parteien so schnell wie möglich erreichen könnten. 

Der Oberst hat im Laufe der Besprechung noch mitgeteilt, dass über die Pläne 

zur Beseitigung des Regimes Verhandlungen mit England über Schweden im 

Gange sind. Es war jedoch nicht deutlich, was diese eventuellen Verhandlungen 

bezwecken. 

Die Niederländer bekamen den Eindruck, dass in Deutschland zwei Ansichten 

nebeneinander existieren, die nur in der Überzeugung übereinstimmen, dass es 

notwendig sei, das Regime aus eigener Kraft zu beseitigen, die aber dann ausei-

nandergehen. Die eine ist für die Aufrechterhaltung der Fronten nach dem Putsch 

(Badoglio bis zur Kapitulation),7 während die andere davon ausgeht, dass die Sa-

che verloren sei und die sofortige Kapitulation nach dem Putsch erfolgen müsse. 

Übrigens hat der Oberst in dieser Sache in keiner Weise Aufschluss gegeben. Er 

teilte nur mit, dass D. im Westen, einschliesslich des Balkans, nur noch 55 Divi-

sionen zur Verfügung hätte (wovon 20 gute), während im Innern noch ein Nach-

gang von 600‘000 Mann vorhanden wäre, und dann sind wir völlig ausgeredet.  
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Ausserdem betonte er die katastrophale Auswirkung der Bombenangriffe, die das 

Volk putschreif gemacht hätten. 

Zusammengefasst: Auf niederländischer Seite bestand und besteht der Ein-

druck, dass die entfalteten Pläne ernsthaft aufgefasst werden müssen, und dass 

dahinter in der Tat eine starke Gruppe steht. Ob wirklich Verhandlungen im 

Gange sind und in welchem Stadium sie sich befinden, lässt sich selbstverständ-

lich hier nicht beurteilen. Die beiden Niederländer haben sich darauf beschränkt, 

von ihren Erfahrungen einigen dafür in Frage kommenden Freunden und Mitar-

beitern Mitteilung zu machen. 

Am 27. Dezember wurde gebeten, ob einer der beiden nochmals kommen 

wollte. Man überlegte sich jedoch, dass sich die beiden in dieser Sache nicht tren-

nen lassen sollten, weshalb sie wieder zusammen gingen. Der Oberst erschien 

nicht persönlich, stattdessen übergab der deutsche Verbindungsmann einen kur-

zen Brief des Obersten, der an den deutschen Verbindungsmann gerichtet war. In 

diesem in getarnten Worten verfassten Brief teilt der Oberst mit: 

1. Es beständen keine Bedenken gegen die Rückkehr der ehemaligen Beam-

ten, im Gegenteil, ihre Rückkehr würde mit Beifall begrüsst. 

2. Sollten Vorschläge betreffs des Einsatzes bestimmter Niederländer auf 

verantwortungsvollen Posten gemacht werden, sähe man diesen Vorschlägen 

gerne entgegen. 

3. Christiansen durch Falkenhausen zu ersetzen sei nicht möglich. Christian-

sen trete ab. Der Oberst selbst übernimmt Belgien mit und siedelt nach Bielefeld 

(Tarnwort für die Niederlande) über. (Wir folgerten hieraus, dass der Oberst mit 

Absicht merken liess, dass er, wenn seine Karriere nicht unterbrochen worden 

wäre, nun General wäre). 

4. Die Pläne für den Putsch würden im Januar zur Ausführung gelangen. In 

diesem Zusammenhang teilte der Oberst mit, dass er vorher noch eine Bespre-

chung wünsche, um die noch schwebenden Fragen abzuhandeln. 

Auf diesen Brief haben die Niederländer mit einem ebenfalls getarnten und aus 

diesem Grund wenig pointierten kurzen Brief geantwortet sowie mit einem ein-

deutigen Schreiben, das der deutsche Verbindungsmann dringend gebeten wurde, 

in Berlin zu übergeben. Nach einer kurzen, sachlich nicht wichtigen Einleitung 

enthielt das Schreiben die folgenden Punkte: 

1. Es ist von prinzipieller Wichtigkeit, dass jede niederländische Mitwirkung 

an irgendwelcher deutscher Verwaltung von der Zustimmung der niederländi- 
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schen Regierung in London abhängig ist und bleibt. Wir können nur eine legitime 

Regierung, nämlich die in London sesshafte niederländische Regierung anerken-

nen. 

2. Von niederländischer Seite wird als einziges Kriegsziel die völlige Wie-

derherstellung unseres freien und unabhängigen Königreichs verfolgt und keine 

Abänderung der Situation, die nicht diese Wiederherstellung mit ins Auge fasst, 

kann niederländische Mitwirkung beanspruchen. 

3. Solange Bedeutung und Ziel eines geplanten Umsturzes so wenig klar sind 

wie im Augenblick, hat es keinen Zweck, Namen zu nennen von Personen, die 

gegebenenfalls auf verantwortungsvolle Posten einzuberufen wären. Bei einem 

Umsturz, der im Urteil der niederländischen Regierung in London die Wiederher-

stellung unserer Unabhängigkeit auf die Dauer fördert, und woran mitzuarbeiten 

uns seitens unserer Regierung befohlen wird, werden ohne Zweifel gleich die 

Kräfte in den Vordergrund treten, die die Zivilverwaltung fest in die Hand nehmen 

könnten. 

4. Unbedingt notwendig für die innere Ruhe bei einem Umsturz sind wenigs-

tens die folgenden Massnahmen: 

a) Vollständige Ausschaltung der deutschen Zivilverwaltung und der N.S.B. 

und Verhaftung aller führenden N.S.B.-Mitglieder. 

b) Ablösung einer Anzahl der führenden Nicht-N.S.B.-Behörden, die wäh-

rend der Besetzung mit der deutschen Zivilverwaltung auf kompromittierende 

Weise zusammengearbeitet haben, namentlich der noch amtierenden General-

Sekretäre. 

c) Freilassung aller politischen Gefangenen aus Gefängnissen und Konzent-

rationslagern, somit aller Geiseln und Internierten. 

d) Soweit als möglich Wiederherstellung der Volksfreiheit, z.B. durch Rück-

gabe der Radios und weitgehende Freigebung der Tagespresse. 

e) Förderung der Rückkehr der in Deutschland zwangsweise in der Industrie 

usw. tätigen niederländischen Arbeiter. 

f) Vollständige Beendigung aller Judenmassnahmen und bestmögliche Aus-

besserung ihrer Folgen, auch den ins Ausland deportierten holländischen Juden 

gegenüber. 

In dem Brief wurde ferner dargelegt, dass die angegebene Lösung in Sachen 

Christiansen befriedigend sei, und falls es sich einmal erweisen sollte, dass die 

Niederländische Regierung in London die Mitwirkung befehle, könnte auch auf 

die Mitwirkung der illegalen Presse gerechnet werden. 

Nach diesem Briefwechsel haben die beiden Niederländer (die beide aktiv und 

im Mittelpunkt stehend an der Widerstandsbewegung teilnehmen) die Sache aufs 

Neue mit vier andern (ebenfalls illegal Aktiven)3 ausführlich besprochen. Allge- 
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mein herrscht der Eindruck, dass man mit wirklichen Putschplänen rechnen muss, 

und dass einerseits die Pläne von niederländischer Seite keineswegs abgelehnt 

oder entmutigt werden dürfen, dass aber andererseits nur ein einziges Interesse in 

Frage kommt, nämlich das niederländische. 

Ausserdem tauchte die Frage auf, wie man sich nun weiterhin in dieser Sache 

zu verhalten habe. Den Kreisen, in denen die Beratung stattfand, war es keines-

wegs unbekannt, dass die Regierung mit einigen Gruppen und Formationen hier 

im Land, denen bei einem Umsturz eine bestimmte Aufgabe zugedacht ist, in 

Verbindung steht. Sollte man sich mit diesen Gruppen und Formationen beraten? 

An sich ist die Verlautbarung der Pläne mit Gefahr verbunden. Auch weiss man 

nicht, inwieweit die am meisten dafür in Frage kommende Gruppe bereits eine 

Genehmigung der Regierung hat. Schliesslich kommt es bei einem eventuellen 

Putsch und beim Einverständnis der Regierung zur Mitwirkung vor allem darauf 

an, dass nach dem Abtreten der Generalsekretäre (von denen auch nicht ein ein-

ziger auf das öffentliche Vertrauen Anspruch erheben kann) eine Leitung auf nie-

derländischer Seite vorhanden ist (z.B. 5 Männer), die in der Tat auf das Ver-

trauen in weiten Kreisen der Bevölkerung rechnen kann. Nach ausführlicher 

Rücksprache wurde beschlossen, sich nur mit einem einzigen Mitglied der hier 

gemeinten Gruppe zu beraten und ausserdem die Regierung über den bekannten 

Verbindungsweg zu unterrichten (denn die Ereignisse können einen schnellen 

Verlauf nehmen), um über die folgenden Punkte unverzüglich Aufklärung zu er-

halten: 

1. Sind in der Tat bezüglich der Mitteilungen des Obersten Verhandlungen 

mit England im Gange? Sollte das der Fall sein, ist das ein Grund, weiteren Kon-

takt abzubrechen? Sollte das nicht der Fall sein, ist man dann auch mit der Fort-

setzung des Kontaktes einverstanden und verbindet man damit bestimmte In-

struktionen? 

2. Wird die Auffassung geteilt, dass es von ausschlaggebender Bedeutung 

ist, dass die eventuell unter deutscher Militärverwaltung tätigen, mit der Zivilver-

waltung beauftragten Personen vor allem das Vertrauen der Bevölkerung haben 

müssen, und ist man damit einverstanden, wie in dieser Sache bisher gehandelt 

wurde? 

3. Wird im Allgemeinen der Inhalt des hier wiedergegebenen Briefes geneh-

migt und hat man hinsichtlich des weiteren Kontaktes Anweisungen zu geben? 

Es muss darauf aufmerksam gemacht werden, dass selbstverständlich von 

Verhandlungen gar keine Rede sein kann. Es handelt sich unsererseits nur darum, 
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die Pläne (falls sie wirklich bestehen) nicht zu hemmen, uns aber gleichzeitig die 

äusserste Zurückhaltung aufzuerlegen, die sich beim Kontakt mit einem Feind 

und (bei der Entscheidung) in unserem Verhalten gegenüber dessen Putschplänen 

gehört. 

Es ist im höchsten Grade wichtig, dass die Regierung ihr Urteil zur Kenntnis 

bringt. Dazu kann von dem Weg NG.9 Gebrauch gemacht werden oder von einem 

direkten Boten (Fallschirmspringer), dessen Auftrag sein müsste, sich mit V.N./ 

Parool10 in Verbindung zu setzen. Wir ersuchen speziell und mit Nachdruck, sich 

in dieser Sache keiner anderen Kommunikationsmittel zu bedienen und vorläufig 

keine einzige andere niederländische Gruppe in diese Sache einzuweihen. 

Zum Schluss wird noch um eine Mitteilung über Radio Oranje11 gebeten, an 

den Tagen wie üblich für Mitteilungen für den Weg NG., und ferner sofort nach 

Erhalten dieser Mitteilung wissen zu lassen (an verschiedenen Tagen zu wieder-

holen), ob diese Fortsetzung des Kontaktes für richtig gehalten wird und ob man 

im grossen und ganzen mit der befolgten Taktik einverstanden ist oder nicht. Für 

den ersten Fall wird als Schlüsselwort vorgeschlagen: «De Graaf kann so weiter-

machen». Im zweiten Fall: «De Graaf soll nicht so weitermachen». 



Anmerkungen 

Zum Vorwort 

1 Für einen Überblick, vgl. Ursel Hochmuth, Faschismus und Widerstand 1933-
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standes). Frankfurt a.M. 1973; Rudi Goguel, Antifaschistischer Widerstands-

kampf 1933-1945, Bibliographie, Hrsg, vom Komitee der Antifaschistischen 

Widerstandskämpfer der DDR. Berlin 1975; Regine Büchel, Der deutsche Wi-

derstand im Spiegel von Fachliteratur und Publizistik seit 1945 (= Schriften der 

Bibliothek für Zeitgeschichte. Weltkriegsbücherei Stuttgart, Neue Folge 15). 

München 1975. 
2 Als Beispiele Heike Bretschneider, Der Widerstand gegen den Nationalsozia-

lismus in München, 1933 bis 1945. München 1968; Karl Schabrod, Widerstand 

an Rhein und Ruhr 1933-1945. Düsseldorf 1969; Kurt Klotzbach, Gegen den 

Nationalsozialismus. Widerstand und Verfolgung in Dortmund 1930-1945. 

Hannover 1969; Ursel Hochmuth-Gertrud Meyer, Streiflichter aus dem Ham-

burger Widerstand 1933-1945. Berichte und Dokumente. Frankfurt a.M. 1969; 

Hans-Josef Steinberg, Widerstand und Verfolgung in Essen 1933-1945. Han-

nover 1969, 2. Aufl. 1973; Kuno Bludau, «Gestapo-geheim!» Widerstand und 

Verfolgung in Duisburg 1933-1945. Bonn-Bad Godesberg 1973; Aurel Bill-

stein, «Der eine fällt, die anderen rücken nach». Dokumente des Widerstandes 

und der Verfolgung in Krefeld 1933-1945. Frankfurt a.M. 1973; Fritz Salm, Im 

Schatten des Henkers. Vom Arbeiterwiderstand in Mannheim gegen faschisti-

sche Diktatur und Krieg. Frankfurt a.M. 1973; Gerhart Werner, «Aufmachen 

Gestapo». Über den Widerstand in Wuppertal 1933-1945. Wuppertal 1974; Ar-

beiterbewegung an Rhein und Ruhr. Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbe-
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218 



hrsg. vom Stadtarchiv Mannheim. Stuttgart 1976; Barbara Mausbach-Brom-

berger, Arbeiterwiderstand in Frankfurt a.M. 1933-1945. Frankfurt a.M. 1976; 
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3 Vgl. Reinhard Mann, Widerstand gegen den Nationalsozialismus.  
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11 Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer, München 1967, S. 819. 
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arbeitete und erweiterte Auflage erschien 1979). 
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23 Klaus Dörner, Nationalsozialismus und Lebensvernichtung. In: Vierteljahrs-

hefte für Zeitgeschichte 15 (1967), S. 143; J. Menges, ‚Euthanasie’ in het Derde 

Rijk. Haarlem 1972, S. 79ff. 
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32 Gollwitzer/Kuhn/Schneider, Du hast mich heimgesucht, S. 146. 
33 Vgl. S. Friedländer, Kurt Gerstein ou l’ambiguité de bien. Paris 1967;  

Pierre Joffroy, Der Spion Gottes. Die Passion des Kurt Gerstein (Übers.).  
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Besitz des Verf.). 
17 Neuordnung im Widerstand, S. 154. 
18 Ger van Roon, Protestants Nederland en Duitsland, 1933-1941. Utrecht 1974, 
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sam. Erinnerungen deutscher und tschechoslowakischer Antifaschisten an ihre 
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Berlin 1957. 
14 Ilse Krause, Die Schubert-Engert-Kresse-Gruppe. Berlin 1960; Kurt Kühn, 

Georg Schumann. Berlin 1957. 
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ganisation der Arbeiterbewegung in Deutschland. Wuppertal 1976. 

Zu Kapitel 5 

1 Zur allgemeinen Orientierung: Erich Matthias, Die Sozialdemokratische Partei 

Deutschlands. In: Matthias/Morsey, Das Ende der Parteien, S. 101-278; Erich 

Matthias, Sozialdemokratie und Nation. Stuttgart 1952; Hans Joachim Reich-

hardt in: Hans Buchheim/Walter Schmitthenner, Der deutsche Widerstand, S. 

171-183; Hans Mommsen, Die deutschen Gewerkschaften zwischen Anpas-

sung und Widerstand 1930-1944. In: Heinz Oskar Vetter (Hrsg.), Vom Sozia-

listengesetz zur Mitbestimmung. Zum 100. Geburtstag von Hans Böckler. Köln 

1975, S. 275-302; Peter Grasmann, Sozialdemokraten gegen Hitler 1933-1945. 

München-Wien 1976. 
2 Über diese Organisation viele Einzelheiten in: Karl Rohe, Das Reichsbanner 

Schwarz Rot Gold. Düsseldorf 1966. 
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3 Vgl. Barbara Mausbach-Bromberger, Der Widerstand der Arbeiterbewegung, 

S. 22 f. 
4 Vgl. ebd., S. 63. 
5 Diese Tatsachen an verschiedenen Stellen bei Bernhard Vollmer, Volksoppo-

sition im Polizeistaat. 
6 Verschiedene Einzelheiten über Kontakte mit und in den Niederlanden bei 

Kuno Bludau, ‚Gestapo – geheim!’, S. 20f., 105, 107-110. 
7 Günther Weisenborn, Der lautlose Aufstand, S. 146-148. 
8 Vgl. Rudolf Küstermeier, Der Rote Stosstrupp. Berlin 1970; Günther Weisen-

born, Der lautlose Aufstand, S. 148-150; Hans Joachim Reichhardt, Die Kom-

munistische Partei, S. 178-180. 
9 Günther Weisenborn, Der lautlose Aufstand, S. 152-155; Erich Matthias in: 

Matthias/Morsey, Das Ende der Parteien, S. 193-196; Hans Joachim Reich-

hardt, Die Kommunistische Partei, S. 200-209. 
10 Joachim G. Leithäuser, Wilhelm Leuschner. Köln 1962. 
11 Julius Leber, Ein Mann geht seinen Weg. Schriften, Reden und Briefe.  

Berlin 1952; Neuordnung im Widerstand, S. 204-209. 
12 Neuordnung im Widerstand, S. 123-131; ebd., S. 181-188, wo auf weitere  

Literatur verwiesen wird. 
13 Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAP). 
14 Werner Link, Die Geschichte des Internationalen Jugend-Bundes (IJB) und des 

Internationalen Sozialistischen Kampf-Bundes (ISK). Meisenheim 1964. 
15 Siehe dazu Helmut Esters/Hans Pelger, Gewerkschafter im Widerstand.  

Hannover 1967, S. 25 ff. 
16 Vgl. hierzu die in Anmerkung 2 des Vorworts genannte Literatur. 

Zu Kapitel 6 

1 Zur allgemeinen Orientierung: Klaus Scholder, Die Kirchen und das Dritte 

Reich. Band 1. Frankfurt a.M. 1977; Kurt Meier, Der evangelische Kirchen-

kampf. Bd. 1 u. 2 Göttingen 1976; Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer; Ernst 

Wolf, Zum Verständnis der politischen und moralischen Motive in der deut-

schen Widerstandsbewegung. In: Hans Buchheim/Walter Schmitthenner, Der 

deutsche Widerstand, S. 215-255; Heinz Boberach (Hrsg.), Berichte des SD 

und der Gestapo über Kirchen und Kirchenvolk in Deutschland 1934-1944. 

Mainz 1971; Bayern in der NS-Zeit, S. 369ff. Detaillierte Information in den 
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Darstellungen der Reihen ,Arbeiten zur Geschichte des Kirchenkampfes’ und 

,Arbeiten zur kirchlichen Zeitgeschichte’. 
2 Friedrich Brunstäd, Deutschland und der Sozialismus. Berlin 1925, S. 15; Her-

bert Christ, Der politische Protestantismus in der Weimarer Republik. Diss. 

Bonn 1967; Jonathan R.C. Wright, ,Über den Parteien’. Die politische Haltung 

der evangelischen Kirchenführer 1918-1933 (Übers.). Göttingen 1977; Jochen 

Jacke, Kirche zwischen Monarchie und Republik. Hamburg 1976; Bayern in 

der NS-Zeit, S. 370f. 
3 Eingehend dargestellt bei John S. Conway, Die nationalsozialistische Kirchen-

politik 1933-1945 (Übers.). München 1969. 
4 Durch diese Zeremonie in der Grabkirche Friedrichs des Grossen wollte Hitler 

suggerieren, dass seine Herrschaft die Tradition des alten Preussen fortführe. 
5 Vgl. Jürgen Schmidt, Martin Niemöller im Kirchenkampf. Hamburg 1971. 
6 Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer, S. 321 ff. 
7 Vgl. dazu besonders sein Buch: Widerstand und Ergebung (Taschenausgabe). 

München und Hamburg 1964. 
8 Wie der damalige Gegensatz auch die Geschichtsschreibung nach dem Krieg 

beeinflusst hat, zeigt sich zum Beispiel bei Theophil Wurm, Erinnerungen aus 

meinem Leben. Stuttgart 1953, S. 132f. 
9 Vgl. Eberhard Busch, Karl Barths Lebenslauf. München 1975. 
10 Vgl. Hans Prolingheuer, Der Fall Karl Barth 1934-1935. Neunkirchen 1977. 
11 Protestants Nederland en Duitsland, S. 143ff., 152ff. 
12 Jürgen Schmidt, Martin Niemöller, S. 433ff. 
13 Siehe dazu z.B.: Werner Koch, Heinemann im Dritten Reich. Wuppertal 1972, 

S. 155ff.; vgl. auch Armin Boyens, Kirchenkampf und Ökumene 1933-1939. 

München 1969, S. 171 ff. 
14 Dieses polnische Gebiet wurde als eine Art Modell für den zukünftigen natio-

nalsozialistischen Staat betrachtet; fast alle kirchlichen Aktivitäten waren ver-

boten; vgl. Martin Broszat, Nationalsozialistische Polenpolitik 1939-1945; Po-

lozenie Polski ch Robotnikow Przymusowych W Rzeszy 1939-1945. Docu-

menta Occupationis. Poznaan; mehrere Beiträge in: Commission Internatio-

nale d’Histoire Ecclésiastique Comparée (C.I.H.E.C.), Section IV. Les Eglises 

chrétiennes dans l’Europe dominée par le IIIe Reich 1939-1945. Congres à 

Varsovie 25 VI – 1 VII 1978. 
15 Vgl. S. 33. 
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16 Nach hektographierten Exemplaren dieser Predigten im Besitz von Frau Mela-

nie Steinmetz. Vgl. auch Helmut Gollwitzer, Zuspruch und Anspruch.  

München 1954. 
17 Ernst Wolf, Zum Verständnis, S. 230ff. 
18 Vgl. Annedore Leber, Das Gewissen steht auf, S. 108f. 
19 Armin Boyens, Das Stuttgarter Schuldbekenntnis von 1945. In: Vierteljahrs-

hefte für Zeitgeschichte 19 (1971), S. 374ff. 

Zu Kapitel 7 

1 Jochen Jacke, Kirche zwischen Monarchie und Republik, S. 66 ff. 
2 Zur allgemeinen Orientierung: Johann Neuhäusler, Kreuz und Hakenkreuz. 

München 1946; Guenter Lewy, Die katholische Kirche und das Dritte Reich; 

Hans Müller, Katholische Kirche und Nationalsozialismus. München 1965; 

Die kirchliche Lage in Bayern nach den Regierungspräsidentenberichten 1933-

1943. Bd. 1-4, Mainz 1966-1973; Klaus Scholder, Die Kirchen und das Dritte 

Reich, Band 1. Detailliertere Information u.a. in den Publikationen der Kom-

mission für Zeitgeschichte. Vgl. auch Klaus Gotto/Konrad Repgen (Hrsg.), 

Kirche, Katholiken und Nationalsozialismus (Topos-Taschenbücher 96), 

Mainz 1980. 
3 Hans Müller, Katholische Kirche, S. 33ff.; Klaus Scholder, Die Kirchen,  

Band 1, S. 167. 
4 Dazu z.B. Rudolf Morsey, Die Deutsche Zentrumspartei. In: Matthias/Morsey, 

Das Ende der Parteien, S. 281 ff.; vgl. auch: ders. (Hrsg.), Die Protokolle der 

Reichstagsfraktion und des Fraktionsvorstands der Deutschen Zentrumspartei 

1926-1933. Mainz 1969. 
5 Max Pribilla, Psychologie des Radikalismus. In: Stimmen der Zeit 62 (1932), 

S. 33-44. 
6 Vgl. Johannes Steiner, Prophetien wider das Dritte Reich. München 1946. 
7 Vgl. Franz Kloidt, Verräter oder Märtyrer? Düsseldorf 1962, S. 57ff. 
8 Karl Otmar Freiherr von Aretin, Kaas, Papen und das Konkordat von 1933.  

In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 14 (1966), S. 263. 
9 Hans Müller, Katholische Kirche, S. lOOff. 
10 Zum Reichskonkordat Alfons Kupper (Hrsg.), Staatliche Akten über die 

Reichskonkordatsverhandlungen 1933. Mainz 1969; Ludwig Volk (Hrsg.), 

Kirchliche Akten über die Reichskonkordatsverhandlungen 1933. Mainz 1969; 

insbes. Ludwig Volk, Das Reichskonkordat vom 20. Juli 1933. Mainz 1972; 

Klaus Scholder, Die Kirchen, Bd. 1, S. 184ff. 
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11 Mitteilung an den Verfasser. 
12 Guenter Lewy, Die katholische Kirche, S. 124. 
13 Reinhold Schneider, Verhüllter Tag. Köln 1958, 5. Aufl., S. 212. 
14 Guenter Lewy, Die katholische Kirche, S. 131. 
15 Ludwig Volk, Kardinal Faulhabers Stellung zur Weimarer Republik und zum 

NS-Staat. In: Stimmen der Zeit 91 (1966), S. 173-195; vgl. auch ders., Das 

bayerische Episkopat und der Nationalsozialismus. Mainz 1965. Sehr wichtig 

sind die von Volk herausgegebenen Aktenbände über Faulhaber (Bd. 1, 1975). 
16 Hans Müller, Katholische Kirche, S. 258. 
17 Vgl. hierzu Bernhard Vollmer, Volksopposition im Polizeistaat. 
18 Friedrich Muckermann, Der deutsche Weg. Zürich 1946; Friedrich Mucker-

mann im Kampf zwischen zwei Epochen. Lebenserinnerungen, bearb. v. Niko-

laus Junk. 2. Aufl. Mainz 1974. 
19 Vgl. Günther Hockerts, Die Sittlichkeitsprozesse gegen katholische Ordensan-

gehörige und Priester 1936/37. Mainz 1971. 
20 Wilhelm Spael, Das katholische Deutschland im 20. Jahrhundert, S. 334ff.; 

Klaus Gotto, Die Wochenzeitung Junge Front/Michael. 
21 Vgl. Ludwig Volk, Die Fuldaer Bischofskonferenz von der Enzyklika ,Mit 

brennender Sorge’ bis zum Ende der NS-Herrschaft. In: Stimmen der Zeit 91 

(1966), S. 241 ff.; Dieter Albrecht (Hrsg.), Der Notenwechsel zwischen dem 

Heiligen Stuhl und der deutschen Reichsregierung. Bd. 1, 2. Aufl. Mainz 1974, 

Bd. 2 Mainz 1969. 
22 Anton Koerbling, Pater Rupert Mayer. 8. Aufl., München 1954; Otto Grit-

schneder, Die Akten des Sondergerichts über P. Rupert Mayer. In: Beiträge zur 

altbayerischen Kirchengeschichte, Jg. 1974, S. 159-218; Ludwig Volk, Pater 

Rupert Mayer vor der NS-Justiz. In: Stimmen der Zeit 194 (1976), S. 3-23. 
23 Neuordnung im Widerstand, S. 168. 
24 Vgl. S. 17. 
25 Ludwig Volk, Die Fuldaer Bischofskonferenz, S. 247ff. 
26 B. Schwerdtfeger, Konrad Kardinal von Preysing; Guenter Lewy, Die katholi-

sche Kirche, S. 28. 
27 Burkhart Schneider, Pius XII. an die deutschen Bischöfe. In: Stimmen der Zeit 

91 (1966), S. 254; B. Schneider/P. Blet/A. Martini, Die Briefe Pius’ XII. an die 

deutschen Bischöfe. München 1966. Leider hat Pius XII. vor seinem Tode sein 

gesamtes persönliches Archiv vernichtet, so dass manche aufschlussreichen 

und wertvollen Quellen fehlen. 
28 Ludwig Volk, Kardinal Faulhabers Stellung, S. 190. 

230 



29 Max Bierbaum, Nicht Lob, nicht Furcht. Münster 1955; Heinrich Portmann, 

Bischof von Galen spricht. Freiburg 1946. 
30 Franz Kloidt, Verräter oder Märtyrer, S. 172ff. 
31 Ebd., S. 86ff.; Wilhelm Spael, Das katholische Deutschland, S. 285, 345. 
32 Vgl. S. 97. 

Zu Kapitel 8 

1 Brief im Besitz von Gräfin Freya von Moltke. 
2 Vgl. Helmut Krausnick, Vorgeschichte und Beginn des militärischen Wider-

standes gegen Hitler. In: Vollmacht des Gewissens, S. 177-385; Klaus-Jürgen 

Müller, Das Heer und Hitler. Stuttgart 1969. 
3 Vgl. dazu Otto-Ernst Schüddekopf, Das Heer und die Republik. Hannover-

Frankfurt a.M. 1955; Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler, S.30. 
4 Aufschlussreiches Aktenmaterial dazu im Bundesarchiv/Militärarchiv. 
5 Thilo Vogelsang, Kurt von Schleicher. Ein General als Politiker. Göttingen 

1965 (= Serie Persönlichkeit und Geschichte). 
6 Zitiert nach Helmut Krausnick, Vorgeschichte, S. 217. 
7 Vgl. Klaus-Jürgen Müller, Reichswehr und ,Röhm-Affäre’.  

In: Militärgeschichtliche Mitteilungen. 1968, S. 107ff. 
8 Helmut Krausnick, Vorgeschichte, S. 233. 
9 Ebd., S. 282ff.; vgl. auch Hans Bernd Gisevius, Bis zum bittern Ende, Band 1. 

Zürich 1946, S. 370ff.; Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler, S. 255 ff. 
10 Helmut Krausnick, Vorgeschichte, S. 295; Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und 

Hitler, S. 283. 
11 Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler, S. 300ff., bes. 304; vgl. auch ders., 

Ludwig Beck. Probleme seiner Biographie. In: Militärgeschichtliche Mitteilun-

gen, 1972, S. 167ff. 
12 Zitiert nach Gert Buchheit, Ludwig Beck, S. 154. Zum Kontext und Hinter-

grund besonders Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler, S. 300 ff. 
13 Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler, S. 347f.; vgl. auch Heidemarie Grä-

fin Schall-Riaucour, Aufstand und Gehorsam. Offizierstum und Generalstab 

im Umbruch. Leben und Wirken von Generaloberst Franz Halder, General-

stabschef 1938-1942. Wiesbaden 1972. 
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14 Klaus-Jürgen Müller, Das Herr und Hitler, S. 345ff.; Peter Hoffmann, Wider-

stand, S. 94ff.; Helmuth Groscurth, Tagebücher eines Abwehroffiziers 1938-

1940, hrsg. von Helmut Krausnick und Harold C. Deutsch. Stuttgart 1970,  

S. 111. 
15 Vgl. André Brissaud, Canaris 1887-1945 (Übers.). Frankfurt a.M. 1970; Heinz 

Höhne, Canaris. Patriot im Zwielicht. München 1976. 
16 Vgl. seine in Anm. 14 genannten wertvollen Tagebücher. 
17 Weitere Details über ihn bei Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer. 
18 Helmuth Groscurth, Tagebücher, S. 245, vgl. auch S. 455 f. 
19 Ebd., S. 89. 
20 Siehe dazu auch Harold C. Deutsch, Verschwörung gegen den Krieg.  

Der Widerstand in den Jahren 1939-1940 (Übers.). München 1969. 
21 Vgl. auch das Urteil von Harold C. Deutsch, Verschwörung, S. 273. 
22 Vgl. Bodo Scheurig, Henning von Tresckow. 2. Aufl. Oldenbourg 1973. 
23 Dazu z.B. die Aufzeichnungen Hermann Kaisers in Ger van Roon, Hermann 

Kaiser und der deutsche Widerstand, In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

24 (1976), S. 275f. und 282n. 
24 Neuordnung im Widerstand, S. 282. 
25 Tagebucheintrag vom 20. Januar 1943. 
26 Siehe für seine Bedeutung aus der Sicht der Gestapo: Spiegelbild der Ver-

schwörung. Hrsg, vom Archiv Peter, Stuttgart 1961, S. 100. 
27 Tagebucheintrag vom 1. Februar 1943. 
28 Vgl. dazu folgende Passage: «Schlabrendorff fragt mich dann nach meinem 

Urteil über Olbricht. Ob er die Initiative aufbringe, selbständig zu handeln. Ich 

verneine dies. Er wird auf einen Befehl hoffen und warten» (Tagebucheintrag 

vom 19. Februar 1943). 
29 Tagebucheintrag vom 3. Februar 1943. 
30 «Witzleben hier in Berlin. Er wird nie ohne Übereinstimmung mit Beck han-

deln. Befehl nur übernehmen, wenn er vorher zur Kenntnis von Beck gebracht 

ist» (Tagebucheintrag vom 13. Februar 1943); ,»Termin. Ja, Witzleben werde 

die Sache bis 15. März machen. Guter Schachspieler. Übernahme an Ort und 

Stelle» (Tagebucheintrag vom 2. März 1943). Zu Unrecht hat Peter Hoffmann 

diese Aufgabe Witzlebens erst auf den «Sommer oder Frühherbst» datiert  

(Widerstand, S. 370). 
31 Tagebucheintrag vom 19. Februar 1943. 
32 Tagebucheintrag vom 11. Februar 1943. 
33 Tagebucheintrag vom 12. März 1943. 
34 «Tresckow glaubt, dass man die Ostfront noch halten kann, wenn der Westen 
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durch staatsmännisches Handeln gesichert wird. Ja, er glaubt, dass man Russ-

land noch schlagen kann, wenn mit England Verständigung vorher. Wer macht 

das?» (Tagebucheintrag vom 18. Januar 1943 über Gespräch Schlabrendorff-

Kaiser). 
35 Tagebucheintrag vom 3. März 1943. 
36 Tagebucheintragungen vom 6. und 8. März 1943. 
37 «Bedeutung des Mannes jetzt erst bewusst. Niemand kann ersetzen» (Tage-

bucheintrag vom 8. März 1943 mit der Meinung von Major Graf Waldersee). 
38 Vgl. Peter Hoffmann, Widerstand, S. 333f. 
39 Ebd., S. 335ff. 
40 Tagebucheintrag vom 2. und 5. April 1943. 
41 Tagebucheintrag vom 2. April 1943. 
42 Vgl. S. 183. 
43 Tagebucheintrag vom 6. April 1943. 
44 Dazu u.a. Ger van Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Widerstand, S. 281. 
45 Tagebucheintrag vom 24. Juli 1943. 
46 «Tresckow: Es ist jetzt soweit. Kluge entschlossen. Endlich.» (Tagebuchein-

trag vom 29. Juli 1943). 
47 Tagebucheintrag vom 2. August 1943. 
48 Tagebucheintrag vom 29. Juli 1943. 
49 Auch aus dem Lager der Kreisauer wird für diese Zeit von Staatsstreichvorbe-

reitungen berichtet, vgl. Neuordnung im Widerstand, S. 284. 
50 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler, S. 617; Peter Hoffmann, Widerstand, S.435f. 
51 Siehe dazu Kp. 11, S. 175 ff. 

Zu Kapitel 9 

1 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler. 
2 Ebd., S. 86. 
3 Otto Kopp, Widerstand und Erneuerung. Stuttgart 1966, S. 98-122, 167-188. 
4 Mitteilung von Frau Dr. M. von Trotha an den Verfasser. 
5 Vgl. Leonidas E. Hill (Hrsg.), Die Weizsäcker-Papiere 1933-1950.  

Frankfurt a.M. 1974. 
6 Vgl. S. 205. 
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7 Hildemarie Dieckmann, Johannes Popitz. Entwicklung und Wirksamkeit in der 

Zeit der Weimarer Republik. Berlin 1960; Lutz-Arwed Bentin, Johannes Popitz 

und Carl Schmitt, München 1972, S. 53-77. 
8 Dieser Versuch lief über den Anwalt Langbehn, vgl. Gerhard Ritter, Carl Goer-

deler, S. 428 ff. 
9 Vgl. Elfriede Nebgen, Jacob Kaiser. Der Widerstandskämpfer. Berlin 1967. 
10 Vgl. S. 76. 
11 Vgl. Ger van Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Widerstand, S. 259-286. 
12 Vgl. Ludwig Erhard, Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidierung. Faksi-

miledruck der Denkschrift von 1943/44. Mit Vorbemerkungen von Ludwig Er-

hard, Theodor Eschenburg, Günter Schmölders. Frankfurt a.M. 1977; ferner 

Ludolf Herbst, Krisenüberwindung und Wirtschaftsneuordnung. Ludwig Er-

hards Beteiligung am Ende des Zweiten Weltkriegs. In: Vierteljahrshefte für 

Zeitgeschichte 25 (1977), S. 305ff. 
13 Vgl. Hans Bernd Gisevius, Bis zum bittern Ende. 
14 Siehe Kp. 8, Anm. 23 und 26. 
15 Vgl. Ger van Roon, Wilhelm Staehle. 
16 Kapp war der Führer eines gegen die Weimarer Republik gerichteten Putsches 

im Jahr 1920. 
17 Vgl. Beck und Goerdeler, Gemeinschaftsdokumente für den Frieden, 1941-

1944, hrsg. von Wilhelm Ritter von Schramm. München 1965; vgl. auch Her-

mann Graml, Die aussenpolitischen Vorstellungen des deutschen Widerstan-

des. In: Hans Buchheim/Walter Schmitthenner, Der deutsche Widerstand; 

Klaus-Jürgen Müller, Staat und Politik im Denken Ludwig Becks. In: Histori-

sche Zeitschrift, Heft 215/3 (1972), S. 607ff. 
18 Beck und Goerdeler, Gemeinschaftsdokumente S. 105. 
19 Ebd., S. 167ff. 
20 Ebd., S. 245. 
21 Vgl. Hans Mommsen, Gesellschaftsbild und Verfassungspläne des deutschen 

Widerstandes. In: Hans Buchheim/Walter Schmitthenner, Der deutsche Wider-

stand. 
22 Allerdings stand er in Kontakt mit der Professorengruppe des Freiburger Krei-

ses, s. Gerhard Ritter, Carl Goerdeler, S. 524; vgl. auch Christine Blumenberg-

Lampe, Das wirtschaftspolitische Programm der ‚Freiburger Kreise’.  

Berlin 1973. 
23 Neuordnung im Widerstand, S. 271 f. Die Mitglieder der Goerdeler-Gruppe 

versammelten sich im Haus Jessens, dem heutigen Hendrik Kraemerhaus der 
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Niederländischen Evang. Gemeinde; vgl. Ulrich von Hassell, Vom Andern 

Deutschland, S. 260; Ger van Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Wider-

stand, S. 276. 
24 Zitiert nach Ger van Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Widerstand,  

S. 276. 
25 Vgl. Albert Krebs, Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg. Zwischen Staats-

raison und Hochverrat. Hamburg 1964; vgl. auch Tisa von der Schulenburg. 

Ich hab’s gewagt (Herderbücherei 874), Freiburg 1981, S. 144ff. 
26 Annedore Leber, Das Gewissen steht auf, S. 161. 
27 Ger van Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Widerstand, S. 284. 
28 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler, S. 41 Iff. 

Zu Kapitel 10 

1 Als allgemeinen Überblick dazu s. Neuordnung im Widerstand (mit ausführli-

chen Literaturhinweisen); vgl. jetzt auch Kurt Finker, Graf Moltke und der 

Kreisauer Kreis. Berlin 1978. 
2 Vgl. Martin Martiny, Die Entstehung und politische Bedeutung der ,Neuen 

Blätter für den Sozialismus’ und ihres Freundeskreises. In: Vierteljahrshefte 

für Zeitgeschichte 25 (1977), S. 373 ff. 
3 Carlo Mierendorff, Aufbau der neuen Linken. In: Marxistische Tribüne, 2. Jg., 

S. 120f. 
4 Neuordnung im Widerstand, S. 101. 
5 Julius Leber, Ein Mann geht seinen Weg, S. 60. 
6 Zitiert nach Neuordnung im Widerstand, S. 105. 
7 Carl Zuckmayer, Als wär’s ein Stück von mir. Erinnerungen. Fischer Bücherei 

1969, S. 53. 
8 Horst von Einsiedel, Lebenslauf (Institut für Zeitgeschichte, München) . 
9 Adolf Reichwein. Ein Lebensbild aus Briefen und Dokumenten. Ausgewählt 

von Rosemarie Reichwein unter Mitwirkung von Hans Bohnenkamp, heraus-

gegeben und kommentiert von Ursula Schulz. München 1974, S. 116. 
10 Freya von Moltke/Michael Balfour/Julian Frisby, Helmuth James von Moltke 

1907-1945. Stuttgart 1975. 
11 Vgl. Neuordnung im Widerstand S. 76-87, 604. 
12 Ebd., S. 94-99, 602. 
13 Ebd., S. 88-93, 599. 
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14 Vgl. Rolf Gardiner, Adolf Reichwein (1899-1944). In: Wessex. Letters from 

Springhead. Midwinter 1946. No. 2, S. 77-81; Hans Bohnenkamp, Gedanken 

an Adolf Reichwein. Schriftenreihe der Pädagogischen Hochschulen Nieder-

sachsens, Hefti. Braunschweig-Berlin-Hamburg 1949; Wolfgang Kroug, Sein 

zum Tode. Göttingen 1954, S. 85-115; 130-134; James L. Henderson, Adolf 

Reichwein. Eine politisch-pädagogische Biographie, hrsg. von Helmut Linde-

mann. (Übers.) Stuttgart 1958; Neuordnung im Widerstand S. 100-108, 601. 
15 Neuordnung im Widerstand, S. 109-115, 601. 
16Ebd., S. 116-122, 600f. 
17 Ebd., S. 212, 217, 241, 615. In Ergänzung dazu: Ger van Roon, German  

Resistance to Hitler. Count von Moltke and his circle. London 1971, S. 41-43. 
18 Neuordnung im Widerstand S. 219f., 248-251, 259f., 340f. 
19 Vgl. Theodor Steltzer, Von Deutscher Politik. Dokumente, Aufsätze und Vor-

träge, hrsg. von Fr. Minssen. Frankfurt a.M. 1949; ders., Sechzig Jahre Zeitge-

nosse. München 1966; Neuordnung im Widerstand, S. 132-140, 324-329, 602, 

611. 
20 Vgl. Carl Zuckmayer, Carlo Mierendorff. Berlin 1947; Gerhart Pohl, In Me-
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XXXIV. Würzburg 1970. 
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S. 167-169. 237ff. 
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i.Br. 1962; Neuordnung im Widerstand, S. 170-180, 230f., 245, 599, 603. 
35 Neuordnung im Widerstand, S. 200-203, 239ff., 600. 
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Ökumene, Bd. 1, S. 135 und Ger van Roon, Protestants Nederland en Duits-

land, S. 68, 77, 200ff. 
40 Vgl. Kp. 1, Anm. 39. 
41 Vgl. Kp. 9, Anm. 22. 
42 Zitiert nach Neuordnung im Widerstand, S. 403. 
43 Lionel Curtis, A German of the Resistance. The last letters of Count Helmuth 

James von Moltke. In: Round Table XXXVI (1945/46), S. 213-231. 
44 Ein anderes Beispiel ist das der sogenannten Lösung-Falkenhausen, s. Ger van 

Roon, Hermann Kaiser und der deutsche Widerstand, S. 279. 
45 Neuordnung im Widerstand, S. 284. 
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46 Jorgen Glenthoj (Hrsg.), Die Mündige Welt V. Dokumente zur Bonhoeffer-

Forschung 1928-1945. München 1969, S. 264. 
47 Ger van Roon, Graf Moltke als Völkerrechtler, S. 24; Neuordnung im Wider-

stand, S. 287. 

Zu Kapitel 11 

1 Peter Hoffmann, Widerstand, S. 297f. 
2 Ebd., S.356f. 
3 Neuordnung im Widerstand, S. 284. 
4 Grundlegend: Christian Müller, Oberst i.G. Stauffenberg. Eine Biographie. 

Düsseldorf 1971; vgl. dazu auch: Bodo Scheurig, Claus Graf Schenk von Stauf-

fenberg. Berlin 1964; Joachim Kramarz, Claus Graf Stauffenberg. Frankfurt 

a.M. 1965; Kurt Finker, Stauffenberg. Berlin 1967. 
5 Vgl. das Kapitel über die beiden Brüder bei Eberhard Zeller, Geist der Freiheit, 

S. 225 ff. 
6 Joachim Kramarz, Stauffenberg, S. 169. 
7 Neuordnung im Widerstand, S. 286. 
8 Joachim Kramarz, Stauffenberg, S. 89. 
9 Ebd., S. 132-134, 181; Christian Müller, Oberst Stauffenberg, S. 295ff., 465ff. 
10 Neuordnung im Widerstand, S. 286. 
11 Mitteilung von P. van Husen an den Verfasser. 
12 Peter Hoffmann, Widerstand S. 477ff.; Albert Krebs, Graf von der Schulen-

burg, S. 262. 
13 Vgl. Hedwig Maier, Die SS und der 20. Juli. In: Vierteljahrshefte für Zeitge-

schichte 14 (1966), S. 299 ff. 
14 Die wichtigste Quelle in diesem Zusammenhang ist Gisevius; er erhielt diesen 

Eindruck, als er aus der Schweiz kurz vor dem 20. Juli 1944 nach Deutschland 

kam und mit Stauffenberg sprach. Als ehemaliger Mitarbeiter Goerdelers be-

trachtete er Stauffenberg als den Eindringling. 
15 Christian Müller, Oberst Stauffenberg, S. 440f. 
16 Peter Hoffmann, Widerstand, S. 446; Ger van Roon, Hermann Kaiser und der 

deutsche Widerstand, S. 272, 278a, 283. 
17 Zitiert nach Peter Hoffmann, Widerstand, S. 444. 
18 U.a. durch Trott in die Niederlande, s. Neuordnung im Widerstand, S. 332. 
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19 Vgl. Ger van Roon, Oberst Wilhelm Staehle. 
20 Zu lesen in den von der Gestapo erstellten Zusammenfassungen der Verhöre 

nach dem 20. Juli: vgl. K. H. Peter, Spiegelbild einer Verschwörung. Stuttgart 

1961, S. 363 (eine interessante, aber einseitige Quelle). 
21 Peter Hoffmann, Widerstand, S. 446-447; Christian Müller, Oberst Stauffen-

berg, S. 418ff. 
22 Peter Hoffmann, Widerstand, S. 457, 459, 415f. 
23 Ebd., S. 462; vgl. auch Walter Baum, Marine, Nationalsozialismus und Wider-

stand. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 11 (1963), S. 31. 
24 So Hofacker in Paris; vgl. auch Neuordnung im Widerstand, S. 333;  

ferner Peter Hoffmann, Widerstand, S. 464. 
25 P. van Husen, der nach der Verhaftung Lebers als Staatssekretär vorgesehen 

war, sollte abgeholt und zur Prinz Heinrich-Strasse gebracht werden, wohin 

auch die anderen kommen sollten, s. Neuordnung im Widerstand, S. 199. 
26 Grundlegend hier Peter Hoffmann, Widerstand, S. 466ff.; vgl. ders., Zum At-

tentat im Führerhauptquartier. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 12 

(1964), S. 254-284; Hans Adolf Jacobsen, 20. Juli 1944. Herausgegeben von 

der Bundeszentrale für politische Bildung. 6. Aufl. Bonn 1969, S. 127ff. 
27 So Peter Hoffmann, Widerstand, S. 468, 477f.; Christian Müller, Oberst Stauf-

fenberg, S. 614f. zieht das in Zweifel. 
28 Peter Hoffmann, Widerstand, S. 486ff., auch 587. 
29 Hans Lukaschek, Was war und wollte der Kreisauer Kreis. Rede 20. Februar 

1958, S. 10 (unveröffentlichtes Manuskript). 
30 Mitteilung von L. Kaiser an den Verfasser. 
31 Ludwig Jedlicka, Der 20. Juli in Österreich. 2. Aufl. Wien 1966. 
32 Vgl. Wilhelm Ritter von Schramm, Aufstand der Generale. 
33 Vgl. oben Anm. 20. 
34 Eine Reihe von Abschiedsbriefen sind veröffentlicht in: Du hast mich heimge-

sucht bei Nacht, hrsg. von Helmut Gollwitzer, Käthe Kuhn und Reinhold 

Schneider. 

Zu Kapitel 12 

1 Vgl. dazu: Das ‚Andere Deutschland’ im Zweiten Weltkrieg. Emigration und 

Widerstand in internationaler Perspektive, hrsg. von Lothar Kettenacker. Stutt-

gart 1977 (= Veröffentlichungen des Deutschen Historischen Instituts London, 

Band 2); Peter Hoffmann, Widerstand, S. 255ff. 
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2 Siehe für die Rolle der NS-Propaganda dabei Herbert E. Tutas, NS-Propagan-

da und deutsches Exil 1933-1939. Worms 1973; weiter auch Lothar Ketten-

acker, Das ,Andere Deutschland’ S. 109ff.; für die Nachkriegsrezeption Ger-

hard Roloff, Exil und Exilliteratur in der deutschen Presse 1945-1949. Worms 

1976. 
3 Manche Beispiele in der oben genannten Arbeit von Tutas. 
4 In ‚Neue Weltbühne’ 1937, Heft 53, S. 1672. Viele andere Einzelheiten in: 

Exil-Literatur 1933-1945, hrsg. von Kurt Köster. 2. Aufl. Frankfurt a.M. 1966. 
5 Siehe dazu die Arbeiten von Helmut Esters/Hans Pelger, Gewerkschafter im 

Widerstand. Hannover 1967 und Kuno Bludau, ‚Gestapo geheim!’; vgl. auch 

Ger Harmsen, Daan Goulooze, S. 63f. 
6 Als Beispiele: Thomas Mann, Deutsche Hörer. 25 Radiosendungen nach 

Deutschland. Stockholm 1942; Dorothy Thompson, Listen Hans. Boston 1942; 

W. Röder, S. 176ff. 
7 Werner Röder, Exilgruppen in Grossbritannien, S.27ff., 90ff.; Karl Hans Berg-

mann, Die Bewegung ‚Freies Deutschland’ in der Schweiz 1943-1945.  

München 1974. 
8 Babette Gross, Willi Münzenberg, Stuttgart 1967. 
9 In: Die Zukunft, 10.3 1939. 
10 Vgl. Willy Brandt und Richard Löwenthal, Ernst Reuter – Ein Leben für die 

Freiheit. München 1957. 
11 Verrat hinter Stacheldraht? Das Nationalkomitee ‚Freies Deutschland’ und der 

Bund Deutscher Offiziere in der Sowjetunion 1943-1945,  

hrsg. von Bodo Scheurig. München 1965. 
12 Curt Geyer und Walter Loeb, Gollancz in German Wonderland. London 1942. 
13 Sebastian Haffner, Offensive against Germany, London 1941, S. 123ff. 
14 Mitteilung von H. Schäffer an den Verfasser. 
15 Neuordnung im Widerstand, S. 148ff. 
16 Hans Rothfels, Adam von Trott und das State Department. In: Vierteljahrshefte 

für Zeitgeschichte 7 (1959), S. 318ff. 
17 In: Freie Deutsche Kultur, September 1941, S. 2. 
18 Wolfgang Leonhard, Die Revolution entlässt ihre Kinder. Köln-Berlin 1955, 

S. 317. 
19 Dazu z.B. Martin Broszat, Faschismus und Kollaboration in Ostmitteleuropa. 

In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 14 (1966), S.225ff.; Hans Raupach, 

Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise in Ost-Mitteleuropa. In: Viertelsjahrs- 
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hefte für Zeitgeschichte 24 (1976), S. 38ff.; A.A. de Jonge, Het nationaal-socia-

lisme in Nederland. Utrecht 1968, S. 40ff. 
20 Vgl. Ernst Nolte, Die faschistischen Bewegungen. DTV-Weltgeschichte des 

20. Jahrhunderts, Band 4. München 1966. 
21 Vgl. Protestants Nederland en Duitsland. 
22 Vgl. Martin Broszat, Nationalsozialistische Polenpolitik; Helmut Groscurth, 

Tagebücher S. 48ff.; Christoph Kiessmann, Die Selbstbehauptung einer Na-

tion. NS-Kulturpolitik und polnische Widerstandsbewegung. Düsseldorf 1971, 

S. 27 ff. 
23 Über diese Koalition bereitet der Verfasser z.Z. eine Monographie vor, die 

1980 bei der Cambridge University Press erscheinen wird. 
24 Vgl. Peter W. Ludlow, Bischof Berggrav zum deutschen Kirchenkampf. In: 

Zur Geschichte des Kirchenkampfes, Band 26. Göttingen 1971; Armin Boyens, 

Kirchenkampf und Ökumene 1939-1945. München 1973, S. 61 ff.; Protestants 

Nederland en Duitsland, S. 265ff. 
25 Armin Boyens, Kirchenkampf S. 66ff.; Protestants Nederland en Duitsland,  

S. 270 ff. 
26 Vgl. Victor-Yves Ghébali, La réforme Bruce 1939-1940. Genève 1970. 
27 Vgl. Wilhelm A. Visser ‘t Hooft, Holländische Kirchendokumente. Der Kampf 

der holländischen Kirche um die Geltung der göttlichen Gebote im Staatsleben. 

Zürich 1944; Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer, S. 818ff. 
28 Christopher Sykes, Adam von Trott. Düsseldorf 1969, S. 314f.; Neuordnung 

im Widerstand, S. 308 f. 
29 Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer, S. 824ff., 848f. 
30 Neuordnung im Widerstand, S. 302, 309, 572f. 
31 Ebd., S.329L 
32 Ebd., S.324L 
33 Ebd., 312f. 
34 Ebd., S.340L 
35 Vgl. Ger van Roon, Wilhelm Staehle, S. 46ff. 
36 Helmuth von Moltke, Letzte Briefe, S. 21 f. 
37 Vgl. die in Anm. 1 zu diesem Kp. genannte Literatur. 
38 Brief Moltkes an Lionel Curtis, 12. Juli 1935 (Archiv Round Table, London). 
39 Vgl. Documents on British Foreign Policy 1919-1939. London 1949. Ill, 2,  

S. 108. 
40 Vgl. D. C. Watt, Personalities and Policies. London 1965, S. 159ff. 
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41 Documents on British Foreign Policy S. 65, 289; vgl. auch Harold C. Deutsch, 

S. 381 ff. 
42 U.a. die Brüder Kordt, Kleist-Schmenzin, Böhm-Tettelbach, Schlabrendorff. 
43 Vgl. den Brief Moltkes an Lionel Curtis vom 15. 2. 1939. 
44 Brief Moltkes an seine Frau, 11.9. 1939. 
45 Brief Moltkes an Lionel Curtis, 20. 11. 1938. 
46 E. Kosthorst, Die deutsche Opposition gegen Hitler zwischen Polen- und 

Frankreichfeldzug. 3. Aufl. Bonn 1957, S. 78, 82ff. 
47 Helmut Krausnick/Hermann Graml, Der deutsche Widerstand und die Alliier-

ten. In: Vollmacht des Gewissens, Band 2. Frankfurt-Berlin 1965, S. 497; 

Gerhard Ritter, Carl Goerdeler, S. 252 ff. 
48 Ulrich von Hassell, Vom Andern Deutschland, S. 130-132. 
49 Gerhard Ritter, Carl Goerdeler S. 237. Goerdeler verfügte in Schweden über 

wichtige Kontakte in Form der ihm von Schacht empfohlenen beiden Wallen-

bergs, zwei Brüdern, die beide Bankiers waren (ebd., passim). 
50 Vgl. Peter Ludlow, Papst Pius XII, die britische Regierung und die deutsche 

Opposition im Winter 1939/40. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 22 

(1974), S. 299ff.; Harold C. Deutsch, Verschwörung gegen den Krieg. 
51 Wahrscheinlich die von 1938. 
52 Helmuth Krausnick/Hermann Graml, Der deutsche Widerstand, S. 504. 
53 Eberhard Bethge, Dietrich Bonhoeffer S. 850ff.; Dietrich Bonhoeffer, Gesam-

melte Schriften, Band 1, München 1958, S. 372 ff. 
54 Neuordnung im Widerstand, S. 302f., 572-575; H. Rothfels, Zwei aussenpoli-

tische Memoranden der deutschen Opposition. In: Vierteljahrshefte für Zeitge-

schichte 5 (1957), S. 388-397; vgl. auch Jorgen Glenthoj, Die Mündige Welt, 

S. 299ff. 
55 Neuordnung im Widerstand S. 303 f. Der Originaltext des Berichtes in: Hel-

muth von Moltke, Briefe, S. 21 ff. 
56 Neuordnung im Widerstand, S. 304, 316; Jorgen Glenthoj, Die Mündige Welt, 

S. 291 ff.; Hendrik Lindgren, Adam von Trotts Reisen nach Schweden 1942-

1944. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 18 (1970), S. 274-291. 
57 Neuordnung im Widerstand, S. 316f.; vgl. S. 582f., 592. 
58 George F. Kennan, American Diplomacy 1900-1950. New York 1952, S. 80. 
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59 Germany’s Underground, New York 1947; Neuordnung im Widerstand,  

S. 317. 
60 Vgl. Hans Bernd Gisevius, Bis zum bittern Ende. 
61 Neuordnung im Widerstand, S. 312. 
62 Ebd., S. 311. 
63 Ebd. 
64 Ebd., S.317. 
65 Ebd., S.317ff. 
66 Ebd., S. 584f. 
67 Vgl. Anne Armstrong, Unconditional Surrender. The impact of the Cassblanca 

Policy upon World War II. New Brunswick/New Jersey, 1961; vgl. auch den 

Beitrag von Anthony J. Nicholls, in: Lothar Kettenacker, Das ‚Andere 

Deutschland’, S. 77ff. 
68 Vgl. Ger Harmsen, Daan Goulooze, S. 58 ff. 
69 Vgl. Karl Heinz Biernat/Luise Kraushaar, Die Schulze-Boysen/Harnack-Orga-

nisation im antifaschistischen Kampf. Berlin 1970. 
70 Die diesbezügliche Mitteilung Kleists (Zwischen Hitler und Stalin, S. 242) 

wurde von anderen wiederum in Abrede gestellt. 
71 Zitiert nach Neuordnung im Widerstand, S. 511. 

Zum Nachwort 

1 Dazu z.B. Hans Mommsen, Politische Perspektiven des aktiven Widerstands 

gegen Hitler. In: Der Zwanzigste Juli. Alternative zu Hitler, hrsg. v. Hans Jür-

gen Schultz. Stuttgart-Berlin 1974, S. 29f. 
2 Siehe z.B. Dietrich Bonhoeffer, Widerstand und Ergebung. Erweiterte Ausgabe 

München 1970, S. 12. 
3 Julius Leber, Ein Mann geht seinen Weg, S. 187. 
4 Neuordnung im Widerstand, S. 85. 
5 Vgl. dazu den Beitrag ,Widerstand und Menschenrechte’ von Staatsminister 

Klaus von Dohnanyi. In: Die Zeit, 28. Juli 1978. 
6 Zur Sicht der noch lebenden Kreisauer s. Ger van Roon, German Resistance to 

Hitler, S. 281 ff. 



Zum Anhang 

1 Gemeint sind Dr. J. Cramer, damals Direktor der Vereinigung Opbouw Dren-

the und nach dem Kriege Kommissar der Königin in Drenthe und Mitglied der 

Ersten Kammer des niederländischen Parlaments, und Dr. G. J. van Heuven 

Goedhart, damals Journalist, nach dem Kriege von 1950 bis zu seinem Tode 

1956 Hoher Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge. 
2 Oberst Wilhelm Stachle, damals Kommandant der Invalidensiedlung Berlin-

Frohnau und am 23. 4. 1945 ermordet. 
3 Dr. Arthur Seyss-Inquart, bekannt wegen seiner Rolle beim Anschluss Öster-

reichs, war ab 29. Mai 1940 Reichskommissar für die Niederlande. NSB ist 

eine Abkürzung für die von A. Mussert geleitete niederländische Organisation 

,Nationaal Socialistische Beweging’. 
4 General der Flieger Friedrich Christian Christiansen war Wehrmachtsbefehls-

haber in den Niederlanden. 
5 Alexander Generalleutnant von Falkenhausen war Wehrmachtsbefehlshaber in 

Belgien und Nordfrankreich; vom 20.-29. 5. 1940 war er Befehlshaber in den 

Niederlanden gewesen. 
6 Gemeint ist Adam von Trott zu Solz. 
7 Badoglio war Nachfolger Mussolinis als Regierungschef in einer italienischen 

Übergangsregierung. 
8 Unter ihnen der spätere Ministerpräsident Dr. W. Drees. 
9 Gemeint ist hier die Verbindung mit London über die Schweiz. 
10 ,Vrij Nederland/Parool’ war eine sozialdemokratische Widerstandsorganisa-

tion. 
11 Radio Oranje war der offizielle niederländische Sender in London. 
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